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Vorwort 


Mit der Vorlage dieses Berichtes kommt die Bun- 
desregierung wieder der in § 11 des Raumordnungs- 
gesetzes (ROG) festgelegten Pflicht nach, dem 
Deutschen Bundestag in einem Abstand von nun- 
mehr vier Jahren zu berichten über; 

— die bei der räumlichen Entwicklung des Bundes- 
gebietes zugrunde zu legenden Tatsachen (Be- 
standsaufnahme, Entwicklungstendenzen), 

— die Auswirkungen zwischenstaatlicher Verträge 
auf die räumliche Entwicklung des Bundesge- 
bietes, besonders auf dessen Wirtschaftsstruk- 
tur, 

— die im Rahmen der räumlich angestrebten Ent- 
wicklung durchgeführten und geplanten Maß- 
nahmen. 

Die in den vergangenen zehn Jahren erstatteten 
drei Raumordnungsberichte 1972, 1974 und 1978 
standen in engem sachlichen Zusammenhang mit 
dem im Jahr 1975 verabschiedeten Bundesraumord- 
nungsprogramm, Der Raumordnungsbericht 1972 
suchte die Aufstellung des Programms sachlich und 
politisch zu begleiten; der Raumordnungsbericht 
1974 enthielt programmatische Aussagen, die in das 
von Bund und Ländern gemeinsam aufgestellte 
Bundes raum Ordnungsprogramm nicht auf ge nom- 
men werden konnten. Der Raumordnungsbericht 
1978 gab schließlich einen Einblick über den Voll- 
zug des Bundesraumordnungsprogramms, 

Der jetzt vorgelegte Bericht ist bemüht, durch eine 
Analyse der im Berichtszeitraum (1. Januar 1978 bis 
1, Januar 1982) wie in einem längeren Zeitrahmen 
beobachteten räumlichen Entwicklungen die zen- 
tralen Fragen der Raumordnung aufzugreifen und 
Perspektiven für die Raumordnungspolitik der 
kommenden Jahre aufzuzeigen. Die Schwerpunkte 
des Berichts liegen in den Bereichen Bevölkerungs- 
und Siedlungsstruktur einschließlich Wohnungsver- 
sorgung, Wirtschaft und Arbeitsmarkt Umwelt und 
Energie. 

Demgegenüber treten die Fragen der räumlichen 
Verteilung investiver Mittel für soziale und kultu- 
relle Infrastrukturanlagen infolge des erreichten 


Ausbaustandes, aber auch wegen des verengten Fi- 
nanzierungsspielraums aller Gebietskörperschaf- 
ten zurück. Im Vordergrund steht mehr die Frage 
der Erhaltung und Nutzung bereits vorhandener 
Einrichtungen. Gleichzeitig sind aber auch neue 
Engpaßbereiche wie z. B. in der Energieversorgung 
zu erkennen. 

Für analytische Zwecke werden als regionale Be- 
zugseinhelten neben Ländern, Kreisen und Ge- 
meinden die sog. Raumordnungsregionen ver- 
wandt, die im Rahmen der Ministerkonferenz für 
Raumordnung mit den Ländern abgestimmt wur- 
den, Die 75 Raumordnungsregionen, mit Untertei- 
lungen 88 Raumordnungsregionen, die an die Stelle 
der 38 Gebietseinheiten des Bundesraumordnungs- 
programms treten, entsprechen den regionalen Pla- 
nungsebenen der Länder, soweit die Länder eine 
regionale Planungsebene zwischen Kreisen und Re- 
gierungsbezirken eingerichtet haben. Sie berück- 
sichtigen damit auch den Einzugsbereich der Ober- 
zentrem 

Die Raumordnungsregionen lassen sich nach Ein- 
wohnerdichte und Zentralität in „Regionen mit gro- 
ßen Verdi chtungsräumen", in „Regionen mit Ver- 
dichtungsansätzen" und in „ländlich geprägte Re- 
gionen" zusammenfassen. Diese von der Bundesfor- 
schungsanstalt für Landeskunde und Raumord- 
nung entwickelte Typisierung der Raumordnungs- 
regionen kann auch zur siedlungsstrukturellen Ein- 
ordnung von Kreisen und Gemeinden verwandt 
werden. Die regionalen Unterschiede auf dem Ar- 
beitsmarkt und in den Wanderungsbewegungen he- 
ben innerhalb der Regionen mit großen- Verdich- 
tungsräumen die sogenannten altindustriahsierten 
Regionen an Ruhr und Saar sowie innerhalb der 
ländlich geprägten Regionen die Regionen am Al- 
penrand deutlich heraus. Für fachspezifische Fra- 
gestellungen ergeben sich weitere Regionsgruppie- 
rungen und Raumaufteilungen. 

Besonderes Augenmerk erfordert das Zonenrand- 
gebiet, in dem sich die Teilung Deutschlands — vor 
allem die unnatürliche Grenzsituation — nach wie 
vor besonders nachteilig auswirkt. 
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I. Bevölkerung und Siedlungsstruktur 


KAPITEL 1 

Bevölkerungsentwicklung 

1, Die regionale Bevölkerungsentwicklung bildet 
eine entscheidende Grundlage für raumwirksame 
Ziele und Maßnahmen. Die Zahl der Einwohner und 
ihre Verteilung im Raum ist eine wichtige Aus- 
gangsgröße für vielfältige planerische Überlegun- 
gen. Für die kommunalen Ge bietskörpersc haften 
ist die Einwohnerzahl zudem ein maßgeblicher Be- 
stimm ungsfaktor der staatlichen Finanzzuweisun- 
gen. 

Die Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wurde im Berichtszeitraum durch 
zwei gegenläufige Tendenzen geprägt: 

— durch den andauernden Geburtenrückgang der 
deutschen Bevölkerung bei gleichzeitigem Ge~ 
burtenüberschuß bei Ausländem und 

— durch die Wandemngsge winne von Deutschen 
und Ausländern. 

Im Berichtszeitraum stand dem Geburtenrückgang 
in Hohe von 0,47 Mio. ein Wandemngsgewinn aus 
dem Ausland von 0,82 Mio. Personen gegenüber. Die 
Einwohnerzahl der Bundesrepublik Deutschland 
erhöhte sich insgesamt um Q r 6 v* H, auf 01 r 7 Mio. 

Die Bundesregierung hat sich in einem Bericht 
über die Entwicklung der Bevölkerung in der Bun- 
desrepublik Deutschland ausführlich mit dem Ge- 
burtenrückgang auseinandergesetzt 1 ). Die Auswir- 
kungen des Geburtenrückganges waren im Auftrag 
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der Ministerpräsidenten konferen 2 der Länder auch 
Gegenstand der Beratungen in den Ministerkonfe- 
renzen. Die Ministerkonferenz für Raumordnung 
hat im Berichtszeitraum zwei Stellungnahmen zu 
den Auswirkungen eines langfristigen Bevölke- 
rungsrückganges auf die Raumstruktur anhand von 
regionalen Modellrechnungen über die Entwick- 
lung der deutschen und ausländischen Bevölkerung 
bis zum Jahr 2030 a ) abgegeben. Im Hinblick auf 
diese Darstellungen werden im folgenden nur die 
wichtigsten gegenwärtigen regionalen Tendenzen 
behandelt: die großräumige Bevölkerungsvertei- 
lung, die Probleme der jüngeren Generation und 
der Ausländerkonzentration sowie die in den ver- 
gangenen Jahren beobachtbaren Binnenwanderun- 
gen, 


1. Großräumige Bevölkerungsentwicklung 

Z Eine raumordn ungspoli tische Wertung der re- 
gionalen Bevölkerungsentwicklung seit 1975 ist nur 
bei langfristiger Betrachtungsweise möglich. Groß- 
räumig gesehen haben sich in den vergangenen 
Jahrzehnten nur geringfügige Verlagerungen in der 
Bevölkerungsverteilung ergeben, obwohl die Ein- 
wohnerzahl zwischen 1950 und 1980 um ll r 5 Mio. 
wuchs. Nur in den 50er Jahren ist eine nennens- 
werte Verringerung des Bevölkerungs an teils länd- 
lich geprägter Regionen festzusteden. 


a ) Erste Stellungnahme vom 12. November 1970, Zweite 
Stellungnahme vom 12. November 1081 


Tabelle 1,1 

Veränderung der Bevölkerungsverteilung nach siedlungsstrukturellen Regionstypen 1950 bis 1980 



Anteil der Wohnbevölkerung im Bundesgebiet in v. H. 

1950 

1961 

1970 

1980 

Regionen mit großen Verdichtungsräumen . 

Regionen mit Verdi chtungs an Sätzen 

Ländlich geprägte Regionen 

53,0 56,3 56/2 55,9 

29/2 27,9 28.1 28,5 

17,8 15,8 15,7 15,6 

Bundesgebiet Ln Mio. 

50/2 50/2 00,7 61,7 


Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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Tabelle 12 

Veränderung der Bevölkerungsverteilung nach Ländergruppen 1939 bis 1980 


Ländergruppen 

Anteil der Wohnbevölkerung im Bundesgebiet In v, H. 

1939 

1950 

1961 

1970 

1980 

Norddeutsche Länder 1 ) 

25,9 

27,0 

24,4 

23,4 

22,9 

Nordrhein- Westfalen 

27,8 

26,0 

28,3 

27,9 

27,7 

Länder in Mittellage 2 ) 

17,1 

16,3 

16,6 

16,7 

16,7 

Süddeutsche Länder 3 ) 

29,2 

30,7 

30,7 

31,9 

32,7 

Bundesgebiet in Mio, 

43,0 

50,2 

56,2 

60,7 

61,7 


Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 


3. Der Bevölkerungsanteil der süddeutschen Län- 
der stieg gegenüber der Vorkriegszeit um 3,5 Pro- 
zentpunkte an, während sich umgekehrt in den 
norddeutschen Ländern der Bevölkerungsanteil 
verringerte. Die Verminderung des Bevölkerungs- 
an teils, die das Land Nordrhein-Westfalen in den 
60er Jahren erlebte T setzte sich zwischen 1970 und 
1980 nur abgeschwächt fort. 


Schleswig- Holste in, Hamburg, Niedersachsen, Bremen, 
Berlin (West) 

a ) Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland 
3 ) Baden- Württemberg, Bayern 


4. Die Bevölkerungsentwicklung ist jedoch in den 
verschiedenen Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten Jahren unterschiedlich 
verlaufen. Während in den Jahren 1975/78 drei Vier- 
tel aller Regionen Einwohnerverluste zu verzeich- 
nen hatten, ist in den Jahren 1978/80 die Bevölke- 
rungszahi in rd. zwei Drittel der Regionen wieder — 
wenn auch z. T. nur geringfügig — angestiegen. 

Das neuerliche BevÖlkenmgswachstum wurde 
stark durch das Wanderungsverhalten der Auslän- 
der geprägt. Mit Ausnahme der altindustrialisierten 
Gebiete — einschließlich Berlin (West) — verzeich- 


Tabelle L3 

Bevölkerangsbilanz der Zeiträume 1975 bis 1977 und 1978 bis 1980 
nach siedlungsstruktureUen Regionstypen 
— relative Salden je 1 000 der Anfangs bevölkemng beider Perioden — 



1975 bis 1977 

1978 bis 1080 

Regionstyp 

Wanderungssaldo 

Natür- 

lieber 

Saldo 

Summe 

Wanderungssaldo 

Natüi^ 

lieber 

Saldo 

Summe 

Binnen 

Außen 

1975/77 

Binnen 

Außen 

1978/80 

I. Regionen mit großen Ver- 
di eh tungs r ä um e n 









(1) Hochverdichtet 

+ 6,2 

-7,9 

- 6,6 

- 8,3 

+ 4,6 

+ 10,5 

— 6,5 

+ 8,0 

(2) Altindustrialisiert 

-15,8 

+ 6,1 

-8.9 

-19,8 

— 19,8 

+ 20,2 

- 9,6 

- 9,3 

(3) Berlin (West) 

-20,9 

+ 2,9 

-30,1 

-48,0 

-15,8 

+ 27,6 

-27,7 

-15,9 

II Regionen mit Verdichtungs- 
ansätzen 









(4) Mittlere Siedlungsdichte 

+ 0,5 

-3,7 

- 4,1 

- 7,4 

+ 2,2 

+ 8,8 

- 3,2 

+ 7,8 

UI. Ländlich geprägte Regionen 









(5) Ländlich 

- 4,0 

-1,5 

- 4,1 

- 9,5 

+ 0,4 

+ 52 

- 3,1 

+ 2J5 

(6) Alpenvorland 

+ 12 

- 3.8 

-3.0 

*1* 

o 

+ 

+ 9,9 

+ 11,8 

- 2,6 

+ 19,1 

Bundesgebiet 

0,0 

— 3,9 

- 6,5 

-10,4 

o.o 

+ 11,0 

- 6,0 

+ 4,0 


Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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1975/78 1978/80 
Abnahme Abnahme 

Abnahme Zunahme 

Abnahme Zunahme 

Zunahme Zunahme 


1975/80 

Abnahme 

Abnahme 

Zunahme 

Zunahme 


Karte 1.1 

Bevölkerungsentwicklung 1975 bis 1980 


LANDES 

KUNDE 

UNO 

RAUM 

ORDNUNG 



Quelle: Berechnungen der BundesforschungsanstaK 

für Landeskunde und Raumordnung 

Grenzen: Raumordnungeregionen mit Teilregionen 1980 
Raumordnungsrbencht 1982 der Bundesregierung 


200 km 


neten alle Regionen in den Jahren zwischen 1975 
und 1977 Auswanderungsverluste; im anschließen- 
den Zeitraum kam es dagegen zu hohen Wande- 
rungsgewinnen, In den dünner besiedelten Ländli- 
chen Regionen traten nach früheren Wanderungs- 
verlusten geringfügige Wanderungsgewinne auf. 
Die Binnenwanderungsgewinne der hoch verdichte- 
ten Regionen verloren an Bedeutung. 

5, Die Zahl der privaten Haushalte ist im Bundes- 
gebiet zwischen 1970 und 1980 um rd. 2,8 Mio. auf 
24,8 Mio. gestiegen. Dies beruht im wesentlichen 
auf der deutlich verringerten Haushaltsgröße; wah- 
rend der durchschnittliche Haushalt 1970 noch 2,74 
Personen umfaßte, waren es 1980 nur noch 2,48. In 
Großstädten sind die Haushalte in der Regel klei- 
ner. Ein privater Haushalt umfaßt im Durchschnitt 
in Gemeinden unter 5 000 Einwohner genau 3, in 
Großstädten (100 000 und mehr Einwohner) dage- 
gen nur 2,14 Personen. 


2. Entwicklung der jüngeren Generation 

6. Zwischen 1975 und 1980 nahm die Zahl der un- 
ter Zehnjährigen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land um 1,8 Mio. (21,2 v, H,) ab. Die stärksten Rück- 
gänge verzeichnen die Altersgruppen der Grund- 
schüler. Die Zahl der Fünf- bis Neunjährigen ging 
in allen Regionen zwischen einem Viertel und ei- 
nem Drittel zurück. 


Der Rückgang der jungen AJtersjahrgänge trifft vor 
allem die dünn besiedelten Kreise. Die verringerten 
Einwohnerdichten erfordern zunächst im Biidungs- 
sektor erhöhte Anstrengungen zur Aufrechterhal- 
tung einer wohnortnahen Infrastruktur, Betrug die 
Einwohnerdichte der Fünf- bis Neunjährigen im 
Jahr 1975 nur im Landkreis Lüchow-Dannenberg 
unter fünf E/km 2 wurde dieser Wert 1980 in 23 
überwiegend ländlich geprägten Kreisen unter' 
schritten. Es ist absehbar, daß 1985 48 Kreise zu 
dieser Gruppe der relativ dünn besiedelten Kreise 
zählen werden. 

7, Gegenwärtig müssen Büdungssektor und Ar- 
beitsmarkt die geburtenstarken Jahrgänge der 00er 
Jahre aufnehmen. Während ün Zeitraum 1975/80 
die Altersgruppe der 10- bis 14jährigen mit knapp 
2 v. H, geringfügig gesunken ist, n ahm die Alters- 
gruppe der 14- bis lfljährigen um 10 v. H. und die 
der 20- bis 24jährigen um 7 v. H. zu. Auf dem Ar- 
beitsmarkt werden die Kapazitätsprobleme noch 
zusätzlich dadurch verstärkt, daß sich die Alters- 
gruppe der Arbeitnehmer, die aus dem Erwerbsle- 
ben ausscheiden (00- bis 04jährige) — bedingt durch 
die beiden Weltkriege — von 1975 bis 1980 um 
37 v. H. verringerte. 

Aufgrund dieser Altersstruktur überstieg im Zeit- 
raum 1975 bis 1980 rein zahlenmäßig die nachwach- 
sende Generation um annähernd zwei Drittel die 
aus dem Erwerbsleben ausscheidende Generation. 

Diese Situation wird sich bis Ende der 8Qer Jahre 
nur langsam verbessern. Erst im Jahr 1991 werden 
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Karte 1.2 

Geringe Einwohnerdichte der 5- bis 9jährigen 1975, 1980 und 1985 



LANDES 

KUNDE 

UM) 

RAUM 

ORDNUNG 



Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt 

für Landeskunde und Raumordnung 
Grenzen: Kreise 1.1.1980 

Raumordnungsbericht 1 982 der Bundesregierung 


100 km 
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die Altersgruppen der 15- bis 24jährigen und der 55- 
bis 64jährigen zahlenmäßig annähernd gleich sein. 
Danach werden die aus dem Erwerbsleben Aus- 
scheidenden die Zahl der nachrückenden Genera- 
tion übersteigen. Die ländlich geprägten Regionen 
und die Regionen mit Verdichtungsansätzen wer- 
den durch die Verschiebungen in der Alters Struktur 
am stärksten betroffen. In diesen Regionen tritt al- 
tersstrukturbedingt die größte Nachfragesteigerung 
nach Arbeitsplätzen auf. 


3. Ausländerkonzentration 

8. Die Zahl der Ausländer hat sich zwischen dem 
30. September 1977 und dem 30. September 1982 um 
18 v. H, auf 4,7 Mio. erhöht Dies ist nicht nur eine 
Folge der internationalen Wanderungen, sondern 
auch der natürlichen Bevölkerungsentwicklung bei 
den Ausländern. Die ausländische Bevölkerung ist 


räumlich stark konzentriert Vier Fünftel aller Aus- 
länder wohnen in den vier Bundesländern Nord- 
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und 
Hessen, Die höchsten Anteile ausländischer Bevöl- 
kerung hatten im Jahr 1982 die Raumordnungsre- 
gionen Mittlerer Neckar (L5v. H.), Untermain 
(14 v. H.), München (13 v. H.), Düsseldorf (12 v. H.) 
sowie Berlin (West) (12v,H.), Wuppertal (12 v, H,) 
und Duisburg (11 v. H.). Diese räumliche Konzentra- 
tion verstärkt sich in einzelnen Städten und Stadt- 
teilen. 

Besonders hoch ist die Ausländerquote bei den jun- 
gen Jahrgängen. Der Anteil der Ausländer an den 
Lebendgeborenen beträgt in einzelnen Gemeinden 
mehr als das Doppelte der jeweiligen Ausländer- 
quote. In über 20 kreisfreien Städten bzw. Kreisen 
entfällt heute auf drei deutsche Kinder unter fünf 
Jahren ein ausländisches Kind der entsprechenden 
Altersgruppe; in Frankfurt und Offenbach beträgt 
die Relation 3 : 2. 


Körte 1.3 


Karte 1.4 


Anteil ausländischer Kinder 1979 
Anteil der bis 4jährfgen Aueländer 
an den bis 4jöhrigen insgesamt (v.H.) 


Binnenwanderung der Deutschen 1979 bis 1981 
Durchschnittlicher Binnenwanderungen 
saldo je 1000 Einwohner (Deutsche) 



15 19 18 14 9 
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9. Die regionale Konzentration von Ausländern 
kann dazu führen, daß sich in den betreffenden Ge- 
bieten Konfliktpotential entwickelt Die Minister- 
konferenz für Raumordnung hat deshalb in ihrer 
Zweiten Stellungnahme zu den Auswirkungen ei- 
nes langfristigen Bevölkerungsrückgangs auf die 
Raumstruktur in der Bundesrepublik Deutschland 
vom 12. November 1981 folgende integrationsför- 
dernde Maßnahmen empfohlen: 

— Intensivierung der Ausländerbetreuung durch 
ein qualitativ und quantitativ ausgewogenes 
Netz der sozialen Dienste, 

— besondere Förderung der Kinder und Jugendli- 
chen in Kindertagesstätten, Schulen und Berufs- 
schulen, 

— Verbesserung der Wohnraumversorgung für die 
Ausländer, 

— Entwicklung von Instrumenten zur großräumig 
ausgewogenen Verteilung der Ausländer. 

Die Bundesregierung hält es für eine vordringliche 
Aufgabe, für eine Integration der im Bundesgebiet 
lebenden Ausländer zu sorgen, den weiteren Zuzug 
von Ausländern zu begrenzen und die freiwillige 
Rückkehr der Ausländer zu fordern. Sie hat dies im 
Rahmen der Regierungserklärung vom 13. Oktober 
1982 unterstrichen. Die von der Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern und Gemeinden einge- 
richtete Kommission „Ausländerpolitik“ hat inzwi- 
schen ihre Beratungen abgeschlossen und Empfeh- 
lungen zu den Themenkomplexen Einreise und 
Aufenthalt, Familienzusammenführung, Förderung 
der Integration durch Aufenthaltsverfestigung, Ein- 
bürgerung sowie Aufenthaltsbeendigung vorgelegt 


4. Binnenwanderung der Bevölkerung 

10. Das großräumige Wände rungsvolumen hat in- 
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland abgenom- 
men. Die Zahl der ländergrenzenüberschreitenden 
Wanderungsfälle sank zwischen 1970 und 1980 um 
annähernd 30 v. H. Dieser Rückgang verlief nicht 
kontinuierlich, sondern mit einem deutlichen Ein- 
schnitt im Jahre 1975, Seit 1975 liegt die Zahl der 
Wanderungsfälle konstant auf dem damals erreich- 
ten Niveau. 

11. Regionen mit hohen Binnenwanderungsverlu- 
sten sind neben den traditionellen Abwanderungs- 
gebieten (z. B. Emsland, Oberpfaiz-Nord, Westpfalz) 
auch industrielle Verdichtungsräume, insbesondere 
das Ruhrgebiet, das Saarland und die Region 
Braunschweig. Zu den Regionen mit hohen Binnen- 
wanderungsgewinnen gehören neben einigen struk- 
turstarken hochverdichteten Regionen eine Reihe 
von Regionen mit kleineren Verdichtungskernen 


(z. B. Oldenburg, Münster, Paderborn, Regensburg) 
sowie ausgesprochen ländliche Regionen {Schles- 
wig, Dithmarschen, Lüneburg, bayerisches Alpen- 
vorland). 

Die größten regionalen Unterschiede sind bei den 
Wanderungen der 18- bis 24jährigen f es tzus teilen. 
Die Wanderungsgewinne konzentrieren sich vor al- 
lem in den hochverdichteten Regionen und in Re- 
gionen mit Hochschulstandorten. Ausnahmen bil- 
den das Ruhrgebiet und das Saarland, Wanderungs- 
verluste haben auch fast alle ländlichen Regionen, 
auch solche mit neugegründeten Hochschulen wie 
Trier, Passau und Bayreuth. 

Bei den 25- bis 49jährigen haben Wanderungsge- 
winne neben hochverdichteten Regionen und eini- 
gen Regionen mit kleineren Verdichtungs räumen 
auch eine Reihe von ländlichen Regionen, insbeson- 
dere im süddeutschen Raum. 

Zu einer Abwanderung älterer Personen (50 Jahre 
und älter) kommt es nach wie vor aus den großen 
Verdichtungsräumen. Am stärksten betroffen sind 
Berlin (West) und das Ruhrgebiet. Wanderungsge- 
winne haben vor allem ländliche Regionen, die über 
landschaftliche Attraktivität sowie ausreichende in- 
frastrukturelle Ausstattung verfügen und gut von 
Verdichtungs räumen aus erreichbar sind. Bevor- 
zugtwerden die süddeutschen Regionen, ln Verbin- 
dung mit dem Geburtenrückgang führt dies dort zu 
starker Überalterung der Bevölkerung. 

5. Konsequenzen 

12. Der überproportio na i hohe Arbeitsplatzbedarf 
für die geburtenstarken Jahrgänge der nach wach- 
sen den Generation ist insbesondere in den ländlich 
geprägten Regionen und in den Regionen mit 
Verdichtungansätzen eine Herausforderung der 
Bildungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik. 

Die hohe Ausländerkonzentration in den Kern- 
städten der Verdichtungs räume erfordert gestei- 
gerte Anstrengungen, um die kulturellen, sozialen 
und wirtschaftlichen Entfaltungsmöglichkeiten der 
zweiten und dritten Ausländergeneration zu si- 
chern. 

Der Rückgang der Einwohnerdichte in den jungen 
Jahrgängen erfordert in den dünner besiedelten 
Kreisen eine hohe organisatorische Beweglichkeit, 
um ein qualitativ gleichwertiges Angebot an Infra- 
strukturleistungen zu gewährleisten. 

Mittel- und langfristig werden sich die Folgen der 
anhaltend niedrigen Geburtenraten der deutschen 
Bevölkerung nur durch eine aktive Familienpolitik 
mildern lassen, die der Kindei'erziehung den ihr ge- 
bührenden hohen Rang wiedergibt und die zugleich 
alle Bemühungen stärkt, alte Menschen im Fami- 
benverband zu versorgen. 
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KAPITEL 2 

Siedlungsstruktur 


13. Die Entwicklung der Siedlungs Struktur ist im 
Berichtszeitraum — wie z.T. bereits in früheren 
Jahren — durch drei Tendenzen gekennzeichnet: 

— ein anhaltendes, in den letzten Jahren etwas 
verlangsamtes Wachsen der Siedlungsflächen, 

— verschärfte Flächennutzungskonflikte und 

— widerstreitende Ansprüche an Landes- und Re- 
gionalplanung. 

Das Siedlungsflächenwachstum konzentriert sich 
vor allem auf die Verdichtungsräume und ihr weite- 
res Umland, Es wird durch die Ausweitung der Flä- 
chenansprüche der Wohnbevölkerung und der Wirt- 
schaft sowie durch den Ausbau der Verkehrswege 
hervorge rufen. Probleme entstehen vor allem durch 
den starken Druck auf wertvolle Freiflächen, 

In nahezu allen Regionen ist im Berichtszeitraum 
eine Intensivierung der Flächermutzungskonflikte 
festzustellem Die Konflikte ergeben sich insbeson- 
dere bei infrastruktureilen oder industriellen Groß- 
anlagen und generell bei allen Einrichtungen, deren 
Vorteile einer überörtlichen Allgemeinheit zugute 
kommen, deren Lasten aber vorwiegend von der 
engeren örtlichen Nachbarschaft getragen werden 
müssen. 

Die Anpassungsschwierigkeiten, die die Verände- 
rung der Siedlungsstruktur hervorrufen, und die in- 
tensiven Flächennutzungskonflikte erfordern ge- 
steigerte Anstrengungen der Konfliktbewältigung. 


1. Ausweitung der Siedlungeflächen 

14. Die Verteilung der Siedl ungsschwerpunkte [m 
Bundesgebiet ist nach wie vor relativ ausgeglichen. 
Im weiteren Umland der Verdichtungsräume ist oft 
eine Band- und Satellitenstruktur zu beobachten. In 
ländlichen Regionen ist eine Konzentration auf die 
zentralen Orte festzustellen. 

Im Vergleich zur Entwicklung der Bevölkerung und 
der Erwerbstätigen wuchs die Siedlungsfläche (Ge- 
bäude- und Freiflächen, Betriebsflächen ohne Ab- 
bauland, Erholungsflächen, Verkehrsflächen) im 
vergangenen Jahrzehnt ausweislich der bis 1978 
durchgeführten Bodennutzungserhebung überpro- 
portional an. 


Abbildung 2,1 

Entwicklung der Siedlungsfläche, der Wohnbevölkerung 
und der Anzahl de; Erwerbstätigen 1965 bis 1980 


Inoe* (1965 = 100) 



Quellen: Statistisches Bundesamt, Bodennutzung und Ernle, 
Fach serie B, Reihe 1. 1965— 1975, 

Statistisches Bundesamt. Pflanzliche Erzeugung, 
Fachserie 3. Reihe 3. 1976—1978, 

Statistisches Bundesamt. Statistische Jahrbücher 
für die Bundesrepublik Deutschland. 1965—1980, 
Berechnungen und Graphik der BfLR 


Erstmals wurde im Jahr 1979 eine Fläch enerhe- 
bung auf verbesserter methodischer Grundlage 
durchgeführt Die neue Flächenstatistik erlaubt kei- 
nen zahlenmäßigen Vergleich zu früheren Daten. 
Aufgrund der Entwicklung der Bauinvestitionen 
kann jedoch unterstellt werden, daß sich das Sied- 
lungs flächen Wachstum auch im Berichtszeitraum , 
wenn auch möglicherweise mit etwas geringerer 
Dynamik, fortgesetzt hat 
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15 , Immer mehr Siedlungsfiäche wird von einer 
weitgehend konstanten Bevölkerungszahl bean- 
sprucht So stieg die Siedlungsfläche je Einwohner 
zwischen 1973 und 1978 jährlich um rd, 1,8 v, H. von 
420 m 2 auf 458 m 2 an. Die Siedlungsfläche insge- 
samt hat sich im Durchschnitt dieser fünf Jahre 
täglich um 113 ha vergrößert — das entspricht rd, 
zwei großen Bauernhöfen. 

Die Siedlungsfiäche nahm bundesweit mit 2,8 Mio, 
ha im Jahr 1981 zwar nur 1 Uv.H. der Gesamtflä- 
che ein; regional weichen diese Anteile jedoch er- 
heblich voneinander ab. So beträgt z. B. in Berlin 
(West), Hamburg, Kiek Hannover, München und in 
einer Reihe von Ruhrgebietsstadten der Anteil der 
Siedlungsfläche an der gesamten Gemeindefläche 
mehr als 50 v. H. Er sinkt in dünner besiedelten Ge- 
bieten, z, B. des Bayerischen Waldes, auf unter 
5 v, H. ab. 

Trotz der erheblichen Zunahme an Siedlungsflä- 
chen war im Jahr 1981 noch nahezu 85,6 v. H. der 
Fläche des Bundesgebietes Wirtschafts- und Wald- 
fläche, wobei die Landwirtschaftsfläche weiterhin 
den größten Anteil einnimmt. 

Die landwirtschaftlich genutzten Flächen haben 
zwischen 1973 und 1981 um 1,23 Mio. ha abgenom- 
men. Dies ist insbesondere auf die Umwidmung zu 
Siedlungsflächen zurückzuführen; außerdem sind 
unrentable Agrarflächen aus der Agrarproduktion 
ausgeschieden. Zu Lasten der Agrarflächen dürfte 

Abbildung 2.2 
Flachennutzung 1981 


auch die Zunahme der Waldflächen um rd. 156 000 
ha auf 7,3 Mio. ha Wald gegangen sein. 

18, Maßgeblicher Grund für die Siedlungsauswei- 
tung sind die steigenden Wohnflächenansprüche. 
Der bereits in den 50er Jahren anhaltende Trend zu 
einem steigenden Wohnflächenverbrauch hat sich 
bis heute fortgesetzt Zwischen 1950 und 1978 ver- 
doppelte sich die Wohnfläche pro Person von 15 m 2 
auf 31 m 2 ; bis 1981/82 stieg sie auf rd. 34 m 2 pro Per- 
son* 

Ein weiterer wichtiger Faktor des Siedlungsflä- 
chenwachstums ist der Flächenb e d arf der W irt- 
schaft Zahlreiche Gewerbe- und Industriebranchen 
streben teils aus kosten-, teils aus produktionstech- 
nischen Gründen flächenextensive, ebenerdige Pro- 
duktionsstätten an. Vermehrt kommen Ergän- 
zungsanlagen für betriebseigene Sozialeinrichtun- 
gen und Parkplätze hinzu. Stillgelegte Wirtschafts- 
anlagen können oft nur mit erheblichem Kosten- 
aufwand für andere Zwecke nutzbar gemacht wer- 
den, so daß sie nicht selten längere Zeit brachliegen. 
Der sektorale Strukturwandel trägt daher seiner- 
seits zum Flächen wachs tum bei, auch wenn ein 
neuer Arbeitsplatz relativ weniger Fläche benöti- 
gen sollte als der aufgegebene. 

Schließlich hat auch die Anlage neuer Straßen und 
Plätze vor allem im innerörtlichen Bereich zur Aus- 
weitung der Siedlungsflächen beigetragen. So stieg 
die Länge der Gemeindestraßen zwischen 1970 und 
1982 schätzungsweise um 42 000 km auf 312 000 km; 





Siedlungsflächen 

Wasserflächen 

Waldflächen 

n 

■ Landwirtschaflsfäächen 
r Flachen anderer Nutzung 


2 799 731 ha 

429 796 ha 

7 328 007 ha 

13 953 658 ha 

357 983 ha 
24 369 175 ha 


Quelle: Statistisches Bundesamt. Bodennutzung 1981 — Gliederung der Gesamtflächen. 
Fachsene 3, Reihe 3.1.1 
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gleichzeitig erhöhte sich die Länge der Autobahnen 
von 4 110 km auf 7 784 km. 

2. Regionale Veränderung der Ftächennutzung 

17, Die steigenden Flächenansprüche wurden an- 
gesichts der begrenzten Flächenreserven in den In- 
nenstädten und infolge der fortschreitenden Moto- 
risierung vorwiegend im sog. Stadt- Umland befrie- 
digt Die wachsenden Flächenansprüche sind ein 
maßgeblicher Grund für die anhaltende Stadt-Um- 
1 and- Wanderung von Wohnbevölkerung und Ar- 
beitsplätzen. Der Schwerpunkt dieser Entwicklung 
lag in den hochverdichteten Regionen. Auch bei 
Ober- und Mittelzentren außerhalb von Verdich- 
tungsräumen ist eine starke Besiedlung des Umlan- 
des fest 2 ustellen. Im Vergleich der Bautätigkeit 
zwischen 1977 und 1980 konnten kleine und mittlere 
Gemeinden in allen Regionen Zuwächse erzielen, 
während Großstadtgemeinden einen starken Rück- 
gang der Neubautätigkeit hinnehmen mußten. Die 
Bautätigkeit in den Regionen mit großen Verdich- 
tungsräumen beanspruchte fast die Hälfte aller für 
Wohn- und Nichtwohngebäude vorgesehenen 
G rundstücksf 1 ä c he n . 

Tabelle 2.1 


Veränderung der Fertigstellung von Wohnungen 
1977 bis 1980 


Gemeindegrößenklassen 

1980 gegenüber 1977 

unter 20 000 

4 - 4,4 v. H. 

20 000 bis unter 50 000 

+ 14,9 v.H. 

50 000 bis unter 100 000 

+ 7,0 v. H. 

100 000 bis unter 500 000 

- 9,6 v. H. 

500 000 und mehr 
Einwohner 

-45,0 v.H. 


Die Siedlungsstruktur zeigt damit immer stärker 
disperse Züge. Bei kleinräumiger Analyse läßt sich 
ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Sied- 
lungsentwicklung und der Erschließung durch lei- 
stungsfähige Schnellstraßen beobachten. 

18, Trotz der Ausweitung des Eiozugsbereichs von 
Städten und Gemeinden ist nach dem Ergebnis des 
Mikrozensus 1978 der Zeitaufwand für den Weg von 
der Wohnung zur Arbeitsstätte zwischen 1970 und 
1978 weiter gesunken. Während 1970 noch 14,4 v. H. 
aller Erwerbstätigen zwischen 30 und 60 Minuten 
für den Hinweg zur Arbeit benötigten, waren es 
1978 noch 11,5 v. H.. Noch deutlicher schrumpfte die 
Zahl derjenigen, die über 60 Minuten für den Weg 
zur Arbeit benötigten: Ihr Anteil sank von 7 v. H. 
(I960) über 3,9 v. H. (1970) auf 2 v, H. (1978), Die Ver- 
kürzung der Reisezeiten im Berufsverkehr dürfte 
auf den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und auf 
die gleichgerichtete Wanderung von Arbeitsstätten 
und Wohnbevölkerung ins Umland zurückzuführen 
sein. Regional benötigten Erwerbstätige in verein- 
zelt gelegenen Mittel- und Oberzentren außerhalb 
der Verdichtungsräume die wenigste Zeit auf dem 


Weg von der Wohnung zur Arbeitsstätte. Den läng- 
sten Zeitaufwand haben dagegen Erwerbstätige in 
den kleinen Gemeinden innerhalb der Verdich- 
tungsräume. Die Preisentwicklung bei den Mineral- 
ölprodukten hat sich bislang nicht erkennbar auf 
die Tendenzen der Siedlungsausweitung ausge- 
wirkt 

19. ln hochverdichteten Regionen sind die noch 
vorhandenen Freiflächen außerhalb und innerhalb 
der Siedlungen einem starken Veränderungsdruck 
ausgesetzt Diese Entwicklung ist aus verschiede- 
nen Gründen problematisch: 

— Freiflächen bilden den Raum für die natürlichen 
Ressourcen wie Wasser, oberflächennahe Roh- 
stoffe und für die Entfaltung der Vegetation und 
Tierwelt 

— Sie sind als Standorte für naturgebundene Frei- 
zeitaktivi täten, für Erholung und als Kontrast- 
raum zur gebauten Umwelt von hoher städte- 
baulicher Bedeutung, Besonders wichtig sind 
Freiflächen für Kinder und Jugendliche, 

— Freiflächen bilden eine wichtige Planungsre- 
serve für künftige Generationen. 

— Siedlungsnahe Waldflächen müssen aus ökologi- 
schen und wasserwirtschaftlichen Gründen so- 
wie für Erholungszwecke geschützt werden. 
Selbst die noch verfügbaren landwirtschaftlich 
genutzten Flächen müssen aus den genannten 
Gründen mit der größten Sorgfalt auf ihre Eig- 
nung für die Siedlungsentwicklung geprüft wer- 
den, 

— Eine intensive agrarische Nutzung von sied- 
lungsnahen Flächen schafft keine günstigen 
Voraussetzungen für die Erhaltung der natürli- 
chen Ressourcen. Diese Flächen sind auch für 
eine stadtnahe und naturgebundene Erholung 
nur bedingt geeignet 

Der Erhaltung, Sicherung und Pflege von Freiflä- 
chen kommt daher zukünftig große Bedeutung zu. 


3, Stadt-Umland-Wanderung 

20, Die Stadt-Umland-Wanderung hat in der zwei- 
ten Hälfte der 70er Jahre erheblich an Umfang ver- 
loren und sich in den letzten Jahren auf niedrigem 
Niveau konsolidiert Wenn die Kernstädte in den 
großen Verdichtungsräumen zwischen 1975 und 
1980 trotzdem ca. 1 Mio. Einwohner verloren haben, 
so ist dies zu einem beträchtlichen Teil auf die ver- 
hältnismäßig niedrigen Geburtenraten zurückzu- 
führen. Das Bevötkerungswachstura der hochver- 
dichteten Regionen erfolgt heute im weiteren länd- 
lichen Umland an der Peripherie der Regionen, 
während das schon hochverdichtete Umland der 
großen Kernstädte seit 1973 stetig an Attraktivität 
verliert. 

Die jährlichen Wanderungsverluste der Kemstädte 
sind zu etwa 90 v. H. auf die Abwanderung von jun- 
gen, wachsenden Familien zurückzuführen. Starke 
Wanderungsgewinne verzeichnen die Kernstädte 
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ausschließlich bei der Gruppe der 10- bis 24jähri- 
gen. 

Im Umland der zentralen Orte m ländlich gepräg- 
ten Regionen sind in kleinerem Maß vergleichbare 
Siedlungsausweitungen festzustellen. Die Revölke- 
rungszahl ist dagegen vor allem in dörflichen Sied- 
lungen rückläufig, die außerhalb des engeren Ein- 
zugsbereichs zentraler Orte sowie fernab von 
Schnellstraßen liegen und die eine geringere Aus- 
Strahlungskraft auf den Fremdenverkehr haben. 

Es wird daher sorgfältig zu beobachten sein, ob die 
dörfliche Entwicklung in abgelegenen Teilen ländli- 
cher Regionen besondere siedlungsstrukturell be- 
dingte Probleme mit sich bringen wird. 

4. Bodenpreise 

21. Zwischen der Entwicklung der Siedlungsstruk- 
tur und der Bodenpreise {Kaufwerte für baureifes 
Land) besteht eine enge Wechselwirkung, Entspre- 
chend der zunehmenden F re iÜächen Verknappung, 
die mit der geschilderten Ausweitung der Sied- 
lungsflächen einherging, war der Baulandmarkt im 
Berichtszeitraum durch hohe Preissteigerungen ge- 
prägt In Gemeinden bis 2 000 Einwohner verlief die 
Entwicklung relativ günstiger. 

Gegenüber 1974/75 hat sich der Baulandpreis des 
Jahres 1980/81 nicht nur verdoppelt es fand auch 
eine Ausweitung der Räume mit hohem Preisni- 
veau statt, wobei ein hohes Bodenpreisgefälle erhal- 
ten blieb. Von der Steigerung der Baulandpreise 
war vor allem das Umland von Verdichtungsräu- 
men betroffen. Ein hohes Preisniveau zeigt sich 
aber auch ln den Fremdenverkehrsgebieten, die als 
Alterssitz ein bevorzugtes Wanderungsziel sind. 

22, Der Bodenpolitik wird daher auch in den näch- 
sten Jahren eine große Bedeutung für die Steue- 
rung der Siedlungsentwicklung zuko narrten. Bet um 
haltendem Baulandbedari bleibt die Bodenknapp- 
heit vor allem in den großen Verdichtung^ räumen 
und in den Ober- und Mittelzentren ein Engpaßfak- 
tor. Es wird deshalb nach Wegen gesucht, das vor- 
handene Bauland optimal zu nutzen und zusätzli- 
ches Bauland ohne ökologisch negative Folgen aus- 
zuweisen. 

Die vermehrte Bereitstellung von Bauland und die 
Sicherung einer zweckentsprechenden Nutzung ge- 
hört zum Aufgabenbereich der Gemeinden. Hierfür 
steht ihnen ein breitgefächertes Spektrum städte- 
baulicher wie auch privatrechtlicher Handhaben 
zur Verfügung. Zu nennen sind insbesondere: das 
Schließen von Baulücken, die Ausweisung und Er- 
Schließung zusätzlichen Baulandes, soweit es mit 
anderen Ansprüchen an die Bodennutzung verträg- 
lich ist, die Sicherstellung zügiger Bebauung von 
ausgewiesenem Bauland, die Durchsetzung einer 
flächensparenden Bau- und Siedlungsweise. 

Die Ausweisung zusätzlichen Baulandes erfolgt in 
Übereinstimmung mit den Zielen der Landespla- 
nung. Bei Beachtung des Umfangs und der Funk- 
tion der Freiflächen ist die Landesplanung jedoch 


andererseits mit der notwendigen Flexibilität ge- 
genüber dem erwiesenen Bedarf an Bauland im je- 
weiligen SiediuQgsraum auszustatten, 

5. FlächennutzungskonfElkte 

23. Die Intensivierung der Flächennutzungskon- 
flikte wird Lm wesentlichen durch drei Faktoren be- 
stimmt: 

— durch die geschilderte Freiflächen Verknappung, 

— durch eine steigende Wertschätzung der Freiflä- 
chen und 

— durch die zunehmende Flächensicherung für 
vorrangige Nutzungen. 

Die Intensivierung der Flächennutzungskonflikte 
setzt jeden neuen Flächenanspruch unter erhöhten 
Rechtfertigungszwang. Dies haben im Berichtszeit- 
raum insbesondere die Projektträger großtechni- 
scher Anlagen spüren müssen. Immer nachhaltiger 
wird die Notwendigkeit der Inanspruchnahme na- 
turnaher Flächen überprüft 

Durch die Intensivierung der Flächennutzungskon- 
flikte ist vielfach eine erhebliche Verunsicherung 
über den einzusc Klagenden Weg eingetreten. So- 
weit dadurch fragwürdige Projekte revidiert und 
eine gesamtwirtschaftlich tragfähige Lösung unter 
Schonung der vorgesehenen Flachen gefunden wur- 
de, ist diese Entwicklung zu begrüßen. Fs muß aber 
darauf geachtet werden, daß am Ende der Prü- 
fungs- und Diskussionsphase auch eine Entschei- 
dung steht, in die alle Gesichtspunkte eingehen. So- 
weit die Entscheidung über Anlagen, die für die ört- 
liche Nachbarschaft vorwiegend Lasten hervorru- 
fen und deren Nutzen notwendigerweise einer nur 
weiträumig abgrenzbaren Allgemeinheit zugute 
kommt, vom Votum der örtlichen Gemeinde abhän- 
gig ist werden überörtliche regionale, landes- oder 
bundesweite Interessen tendenziell zurückgesetzt. 
Entsprechende Verfahrensregelungen sind daher 
zu überprüfen. 

6. Landesplanerische Instrumente 

24, Angesichts der Intensivierung von Fiächennut- 
zungskonfükten wird die Landes- und Regionalpla- 
nung in wachsendem Umfang vor die Aufgabe ge- 
stellt, zwischen den widerstreitenden Interessen zu 
vermitteln und — darüber hinaus — durch frühzei- 
tige landesplanerische Festlegungen die Entwick- 
lung in der betreffenden Region so zu beeinflussen, 
daß bei der Verwirklichung der betreffenden Vorha- 
ben Konflikte weitgehend vermieden werden kön- 
nen. Hierbei wird insbesondere die Umweltverträg- 
lichkeit der betreffenden Projekte geprüft, so daß 
die Umwelt mit den Instrumenten der Raumord- 
nung vorbeugend geschützt werden kann. Die Bun- 
desregierung mißt der Berücksichtigung der ver- 
schiedenen Umweltbelange im Rahmen der raum- 
ordnerischen Entscheidungen große Bedeutung zu. 

Mit der vorbeugenden Festlegung allgemeiner sied- 
lungsstrukturelier Ziele steht die Landes- und Re- 


23 


Drucksache 10/210 


Deutscher Bundestag — 10/ Wahlperiode 


Karte 2A 

Entwicklung der Kaufwerte für baureifes Land 



300 


600 


Absolute Veränderung der Kaufwerte 
für baureifes Land in den Kreisen 
1980/81 gegenüber 1974/75 (DM/m 2 ) 


Abnahme des Kaufwerles 
Zunahme des Kaufwertes 


LANDES 

KUNDE 

uw 

RAUM 

ORDNUNG 



Quelle; Statistlstische Landesämter Reihe M I 6 
Grenzen: Bundesländer 

Roumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 


100 km 


24 



Deutscher Bundestag — lö. Wahlperiode 


Drucksache 10/210 


gionalplanung vor einer schwierigen Aufgabe. Voll- 
zieht sie wirtschaftliche Trends lediglich planerisch 
nach, verfehlt sie ihre Leitfunktion. Schöpft sie da- 
gegen ihr Instrumentarium zielgerecht aus und 
konzentriert sie die Entwicklungspotentiale auf be- 
stimmte Gebiete — wie der Beirat für Raumord- 
nung am 28. Februar 1980 für die Ausweisung von 
Gewerbe- und Industriegebieten empfohlen hat — „ 
so leistet sie damit möglicherweise einer Boden- 
Preissteigerung ungewollt Vorschub. Im Unter- 
schied zu den Gemeinden kann die Landes- und 
Regionaiplanung dieses Problem auch nicht durch 
eine vorausschauende Boden Vorratspolitik lösen. 

Dieser Konflikt ist vermutlich einer der Gründe, 
warum die Steuerungs Instrumente der Landes- und 
Regionalplanung in den letzten Jahren vielfach in 
ihrer Wirksamkeit erheblich reduziert wurden, ob- 
wohl die siedlungsstrukturellen Probleme gewach- 
sen sind und bei Wiederaufleben der Baukonjunk- 
tur weiter an wachsen werden. 

25. Am weitesten ist Niedersachsen gegangen, in- 
dem es die Regionalplanung den Kreisen und kreis- 
freien Städten übertrug. 

Baden -Württemberg hat einen anderen Weg in der 
Veränderung seines Instrumentariums gefunden. 
Es versucht, die Siedlungsentwicklung durch räum- 
lich festgelegten F re lfl äche n sch u tz in die ge- 
wünschte Richtung zu beeinflussen. In Hessen 
wurde wie bereits früher in Nord rh ein -Westfalen 
die Regionalplanung dem Regierungspräsidenten 
übertragen und damit eine institutionelle Verknüp- 
fung mit den Fachpianungen des Landes und der 
Kommunalaufsicht geschaffen. Eine demokratische 
Kontrolle wird durch ein indirekt gewähltes Regio- 
nalparlament gewährleistet, das für die Beschluß- 
fassung über den RegionalpLan zuständig ist 

Bei der Beurteilung der landesplanerischen Instru- 
mente ist zu berücksichtigen, daß sie sich im allge- 
meinen ganz überwiegend an die kommunale Bau- 
leitplanung richten, während sie für flächeninten- 
sive Fachpianungen fast ausschließlich unterstüt- 
zende, flächen sichernde Aufgaben übernimmt 
Nach der Baugenehmigungsstatistik 1981 Jagen je- 
doch rd, 24 v. H. aller genehmigten Wohnungsbau- 
maßnahmen und rd. 50 v. H. der genehmigten Nicht- 
wohnbauten in Gebieten ohne Bebauungsplan. 

26. In dem Maße, wie Landes- und Regionalpla- 
nung bindende Vorgaben für nachfolgende Verwal- 
tung sents che id ungen treffen, kann auch die dort 
vorgesehene Bürgerbeteiligung inhaltlich be- 
schränkt werden. Die Gemeinde kann z. B. bei der 
Bauleitplanung nur solche Fragen mit den Bürgern 
erörtern, über die sie selbst noch zu entscheiden 
hat Ähnliches gilt für fachplanerische Entscheidun- 
gen, denen behördenintern bindende Raumord- 
nungsverfahren vorgelagert sind. 

Aus diesem Grund hat der Bundesminister für Ver- 
kehr in einem Rundschreiben zur Bürge rbeteili- 
gung aus dem Jahr 1979 für das Linienbestim- 
mungsverfahren nach § 16 Bundesfern straß enge- 
setz eine Bürgerbeteiligung vorgeschrieben, da die 


bestimmte Linie einer Fernstraße die spätere Plan- 
feststellung räumlich eingrenzt Die Linenbestim- 
mung wird in der Regel auf Landesebene durch 
Raumordnungsverfahren vorbereitet In ähnlicher 
Weise sollten bei allen raumordnerischen Entschei- 
dungen, durch die überörtlich bedeutsame Vorha- 
ben und Nutzungen räumlich festgelegt werden, die 
betroffenen Bürger beteiligt werden. Die Minister- 
konferenz für Raumordnung hat dazu eine Ent- 
schließung erarbeitet J ). 

In ihr werden die vielfältigen Formen der mittelba- 
ren Bürgerbeteiligung herausgestellt Ihre Nutzung 
sei insbesondere dann zweckmäßig, wenn in Raum- 
ordnungsverfahren oder bei Planungen raumordne- 
rische Aussagen über Einzelprojekte getroffen wer- 
den. Auch solle in diesen Fällen von den Möglich- 
keiten der Information der Öffentlichkeit verstärkt 
Gebrauch gemacht werden. Mit Rücksicht auf die 
Stellung der Gemeinden innerhalb des Staatsauf- 
baus und ihre weitgehenden Beteiligungsrechte bei 
der Raumordnung und Landesplanung soll die un- 
mittelbare Bürgerbeteüigung auch in diesen Fällen 
den Gemeinden überlassen bleiben. 


7, Stadtemeuerung 

27. Die Ausweitung der Siedlungsfläche setzt die 
dichtbesiedelten Stadtkerne aller zentralen Orte 
unter starken Anpassungsdruck. Eine Erneuerung 
der Stadtkerne wird deshalb vielfach sowohl in ver- 
dichteten Regionen als auch in Mittel- und Unter- 
zentren der übrigen Regionen erforderlich, um die 
zentral örtliche Funktion zu erhalten und zu stär- 
ken. Notwendig sind hierzu neben dem Neubau von 
Wohnungen die Instandsetzung des Gebäude- und 
Modernisierung des Wo hnungs bestand es, die Ver- 
besserung des Wohnumfeldes, die Sicherung unge- 
störter Einkaufsmöglichkeiten, die Erhaltung histo- 
rischer Stadtkerne sowie des Stadtbildes und die 
Umgestaltung der Öffentlichen Infrastruktur. Be- 
sonders der fließende und ruhende Verkehr, sowie 
das Neben- und Miteinander von Auto-, Fahrrad- 
und Fußgängerverkehr müssen unter städtebauli- 
cher Verantwortung neu geordnet werden. Zudem 
muß künftig eine städtebaulich angepaßte Entwick- 
lung der Gewerbebetriebe gesichert und den Ar- 
beitsplätzen in den Innenstädten mehr Aufmerk- 
samkeit geschenkt werden. 

Diese vielseitigen Aufgaben wurden in zahlreichen 
Städten und Gemeinden im Berichtszeitraum mit 
beachtlichem Erfolg bewältigt Der Bund hat dabei 
vor allem Mittel- und Unterzentren in ländlichen 
Regionen auf der Grundlage des Stadtebauförde- 
rungsgesetzes und beim Bau von Ortsumgehungen 
auf der Grundlage des Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetzes geholfen und so ihre zentralörtliche 
Funktion verbessert Erhebliche städtebauliche, 
wirtschaftliche und soziale Anstoßwirkungen sind 
davon ausgegangen. So wurden insbesondere Defi- 
zite im Bereich der Stadterhaltung und Stadtbild- 
pÜege, Infrastruktur aus stattung, Wohnungsbe- 

l ) Entschließung der Ministerkonferenz für Raumord- 
nung vom 1. Januar 1983 
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standspflege, Wohnumfeldsituation und der Versor- 
gung sfhmktlon zentraler Orte abgebaut 

Im Berichtszeitraum wurden im Rahmen der 
Durchführung des Städtebauförderungsgesetzes 
(Bundesprogramm nach §72 StBauFG) den Län- 
dern insgesamt 1 103,5 Mio. DM Bundesfinanzhilfen 
für 639 städtebauliche Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßn ahmen in 481 Gemeinden gewährt Im 
Rahmen des städtebaulichen Teils des Programms 
für Zukunftinvestitionen (ZIP) wurden im Zeitraum 
1977 bis 1980 für 2 556 Einzelvorhaben insgesamt 
950 Mio. DM Bundesfinanzhilfen zur Verfügung ge- 
stellt 

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen sind mittel- und langfristig angelegt und 
begleiten die städtebauliche Gesamtentwicklung, 
Seit Inkrafttreten des Städtebauförderungsgesetzes 
(1971) hat der Bund bis Ende 1982 insgesamt 
4 t 2 Mrd. DM Bundesfinanzhiifen im Rahmen der 
Städtebauförderung (einschließlich städtebaulicher 
Sonderprogramme) bereitgestellt Die Finanzhilfen 
werden nach Artikel 104 a Abs. 4 GG i. V. m. § 71 
StBauFG nach räumlichen oder sachlichen Schwer- 
punkten gemäß der Bedeutung der Investitionen 
für die wirtschaftliche und städtebauliche Entwick- 


lung im Bundesgebiet eingesetzt. Die regionalen 
Schwerpunkte werden dabei von den Ländern ent- 
sprechend den landesplanerischen Zielvorsteilun- 
gen benannt und im Rahmen der verfügbaren Fi- 
nanzmittel in das Bundesprogramm angenommen. 
Die regionale Verteilung entspricht den Zielen der 
Raumordnungs- und Städtebaupolitik von Bund 
und Ländern. 

28, Spürbare Wirkungen bisheriger Förderung für 
das gesamte Stadtgebiet sind insbesondere in 
Klein- und Mittelstädten erreicht worden. Diese 
Wirkungen konnten dort noch erhöht werden, wo 
eine Bündelung des Mitteleinsatzes mit anderen 
Fachbereichen eintrat 

Die Sicherung der Anschlußfinanzterung bereits be- 
gonnener Maßnahmen gewinnt mehr noch als in 
den vergangenen Jahren an Gewicht, da viele Maß- 
nahmen aus der Vorbereitungsphase in die kosten- 
aufwendigere Durchführungsphase eingetreten 
sind. Die Mittel für die Städtebauförderung sind da- 
her für 1983 erhöht worden. Zusätzlich zu dem im 
Haushalt 1982 veranschlagten Verpflichtungsrah- 
men von 220 Mio. DM werden 1983 im Rahmen ei- 
nes Nachtrags zum Bundesprogramm nach § 72 
StBauFG weitere 60 Mio. DM bereitgesteüt. Damit 


Tabelle 22 

Bundesprogramm 1983 bis 1986 nach § 72 Abs, 3 StBauFG, einschließlich Nachtrag 

(Übersicht Programmjahr 1983) 


Land 

Gemein- 
den im 
Pro- 
gramm - 
jahr 
1983 

O = da- 
von neu 
auf ge- 
nommen 

Anzahl der Maßnahmen 
im Programmjahr 1983 
( ) — davon neue Maßnahmen 

ausfinan- 
zierte 
oder ab- 
gerech- 
nete 

Maßnah- 

men 

() = da- 
von ab 
1983 

Finanzhilfe des Bundes 
in 1000 DM 


Sanierung 

Entwick- 

lung 


bis ein- 

Pro- 

Nachtrag 

Gesamt 


städt 

Bereich 

ländl 

Bereich 

Gesamt 

schließlich 

1982 

gramm 

1903 

1988 

1983 

i 

2 

3 


5 

e 

7 

a 

9 

10 

11 

Baden-Würt- 
temberg , , , 

73(-) 

67 (-) 

23 (-) 

i (— ) 

91 ( — ) 

65 (3)') 

313 223 

30 673 

8 365 

39 038 

Bayern 

90 ( 9) 

35 ( 1) 

65 ( 9) 

?(-) 

107 (10) 

21 ( 6) 

373 670 

36 468 

9 946 

46 414 

Berlin 

M-) 

18(-) 

-{-) 

-(-) 

lö(-) 

l(-) 

198 248 

13 519 

3 687 

17 208 

Bremen 

2(~) 

7 (— ) 

-(-) 

H-) 

ö(-) 

-(-) 

48 616 

3 473 

948 

4 421 

Hamburg 

1(-) 

16(-| 

-(-) 

-(-) 

16 ( — ) 

l(-) 

57 329 

8 187 

1 687 

7 874 

Hessen 

53(-) 

17 ( — ) 

34 (-) 

6 ( — ) 

57 ( — ) 

6 ( — ) 

220 199 

19 645 

5 358 

25 003 

Niedersach- 
sen 

79 (— ) 

60 <-) 

30 (-) 

3 ( — ) 

02 ( — ) 

U-> 

285 876 

25 181 

6 867 

32 048 

Nordrhein- 
Westfalen . 

79 (27) 

56 (22) 

46 (23) 

— ( — ) 

102 (45) 

30 (11) 

561 206 

56 092 

15 298 

71 390 

Rheinland- 
Pfalz 

56 (-) 

34 (-) 

28 (-) 

4<-> 

66 {— ) 

*<-) 

183 056 

14 327 

3 907 

18 234 

Saarland 

22 ( 1) 

18 ( 1) 

8(-) 

2(-> 

28 { 1) 

2 {— ) 

55 729 

3 842 

1 048 

4 890 

Schleswig- 
Holstein . . . 

32 { 3) 

11 ( 2) 

30 ( 1) 

2<~) 

43 ( 3) 

16 { 5) 

151 348 

10 593 

2 889 

13 482 

Summe 

488 (40) 

339 (26) 

264 (33) 

25(-) 

628 (59) 

158 (25) 

2 448 500 

220 000 

60 000 

280 000 


') davon 36 Maßnahmen in das Lande s Programm überführt 
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Körte 2.5 

Bundesfinanzhilfen nach dem Städtebauförderungsgesetz 1971 bis 1981 
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Quelle: Berechnungen der Bundesforschungeanstalt 

für Landeskunde und Raumordnung 

Grenzen: Roumordnungsregionen 1960 
Roumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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wird dem hohen Bedarf und der konjunkturellen, 
beschäftigungs- und raum ordnungspolitischen Be- 
deutung von Stadtemeuerungsinvesfcitionen Rech- 
nung getragen. Das Bundesprogramm der Stadte- 
bauförderung hat 1983 seinen bisher höchsten 
Stand erreicht. 

Stadterneuerung wird künftig starker noch als bis- 
her darum bemüht sein müssen, private Investitio- 
nen anzustoßen, soziale Verdrängungen von Mie- 
tern und Kleingewerbebetrieben jedoch vermeiden 
zu helfen. Eine behutsame, sozial verträgliche, zu- 
gleich aber baulich effektive Stadterneuerung muß 
das Ziel sein. 

8. Dorfemeuerung 

29. Auch die Dörfer in ländlich geprägten Regio- 
nen stehen unter erheblichem Anpassimgsdruck. 
Die Stadt- Umland- Wanderung, die in kleinerem 
Maßstab auch die zentralen Orte und sogar die 
ländlichen Siedlungseinheiten erfaßt hat, und das 
veränderte Freizeitverhalten geben den Dörfern 
vielfach neue Funktionen. Die Dörfer müssen des- 
halb den veränderten Bedürfnissen angepaßt wer- 
den, um sie als ländliche Siedlungseinheiten zu er- 
halten. Durch die Ordnung der städtebaulichen Ent- 
wicklung und die Beseitigung städtebaulicher Miß- 
stände sollen auch die siedlungsstrukturellen 
Grundlagen der landwirtschaftlichen Betriebe ver- 
bessert und Handwerk und Gewerbe gefördert wer- 
den. Im Rahmen des ZIP wurde deshalb die Dorfer- 
neuerung gefordert, soweit dies der integralen Ver- 
besserung der Agrarstruktur in Gemeinden und 
Ortsteilen von Gemeinden diente, deren Siedlungs- 
Struktur durch die Land- und Forstwirtschaft we- 
sentlich geprägt ist Einschließlich der Abwicklung 
bereits begonnener D o rfe r ne uerungsm aßnahmen 
wurden im Zeitraum 1977 bis 1982 insgesamt 
267,0 Mio. DM an Bundes- und Landesnütteln be- 
reitgestellt (vgl. Tabelle 7.3). 


9. Konsequenzen 

30, Die Ausweitung der Siedlungsflächen und die 
dadurch bedingte Verknappung von Freiflächen in 
den Verdichtungsräumen hat die Flächennutzungs- 
konflikte intensiviert; sie werden vor allem bei flä- 
chenaufwendigen technologischen Großvorhaben 
sichtbar. 

Die damit einhergehende Steigerung der Boden- 
preise schränkt die Entwicklung der Regionen mit 
großen Verdichtungs räumen ein und begünstigt die 
Entwicklung von kleinen und mittleren Zentren, 
vor allem soweit deren Verkehrsverbindungen zu 
den Kemstädten der Verdichtungsräume fühlbar 
verbessert werden konnten. Auch in den ländlich 
geprägten Regionen findet eine Konzentration der 
Siedlungsentwicklung auf zentrale Orte und ihr 
Umland statt 

Aus dieser Entwicklung ergeben sich vier Konse- 
quenzen: 

1. Die Landesplanung muß gestärkt werden, um 
Flächennutzungskonfükte bei Fachplanungen 
besser regeln zu können, 

2. Es müssen alle Möglichkeiten zur sparsamen 
und schonenden Flächennutzung ausgeschöpft 
werden. 

3. Im Rahmen der Stadterneuerung muß die Stra- 
tegie der behutsamen Erneuerung, die baulich- 
investive mit sozialpolitischen Zielsetzungen 
verbindet, konsequent und mit mehr Breitenwir- 
kung fortgesetzt werden. 

4. Es muß sorgfältig geprüft werden, welche sied- 
lungsstrukturelle Entwicklung abgelegene Dör- 
fer außerhalb des engeren Einzugsbereiches 
zentraler Orte nehmen und welche Maßnahmen 
für sie mittel- und langfristig erforderlich wer- 
den. 
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Karte 2.6 

Förderung der Dorferneuerung von 1977 bis 1980 



600 


300 
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Quelle: öundesmlnister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Grenzen: Bundesländer 

Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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KAPITEL 3 

Wohnungsversorgung 

31. Pro 100 Haushalte stehen im Bundesdurch- 
schnitt nach der Wohnungsstichprobe 1978 
100,1 Wohnungen zur Verfügung. Ferien- und Frei- 
zeitwohn ungen, die nicht zum dauernden Wohnen 
vorgesehen sind, sind in die Berechnung nicht ein- 
bezogen. 

Dieser grobe Malistab zur Beurteilung der Versor- 
gungssituation kann nur ein erster Anhaltspunkt 
für die Lage auf dem Wohnungsmarkt sein. Er ver- 
deckt zum einen die Tatsache, daß in einigen ver- 
dichteten Regionen ein spürbarer Mangel an preis- 
wertem Wohnraum entstanden ist; zum anderen 
können daraus keine Aussagen über die Belegung 
von Wohnungen gemacht werden. 


1. Wohnungsqualltät 

32, Die Qualität des Wohnens und des Wohnumfel- 
des wird im wesentlichen von der Gebäude grö Gen- 
struktur mitbestimmt. 

Im Bundesdurchschnitt überwiegen bei den nicht- 
landwirtschaftlichen Wohngebäuden die Ein- und 
Zweifamilienhäuser. So sind ca. 80 v. H. aller Wohn- 
gebäude in der bevorzugten Form des Ein- oder 
Zweifamilienhauses gebaut. Ca. 14 v. H. der Wohn- 
gebäude haben drei bis sechs Wohnungen und nur 
6 v. H. mehr als sechs Wohnungen. Die großen 
Wohngebäude sind auf wenige Großstadtregionen 
konzentriert So befindet sich z. B. ca. die Hälfte 
aller Wohngebäude mit sieben und mehr Wohnun- 
gen in nur zehn Raumordnungsregionen. Nur in 
acht Regionen übersteigt der Anteil der Gebäude 
mit sieben und mehr Wohnungen an allen Wohnge- 
bäuden die Grenze von 10 v. H. Dies ist in den Re- 
gionen Hamburg, Bochum, Essen, Düsseldorf, Wup- 
pertal, Mittelfranken, München und Berlin (West) 
der Fall. 

Die regionalen Unterschiede in der Gebäudestruk- 
tur werden besonders deutlich, wenn der Anteil der 
Ein- und Zweifamilienhäuser an allen Gebäuden 
mit Wohnraum verglichen wird. Der höchste Anteil 
mit ca. 98 v. H. errechnet sich für die Region Trier, 
der niedrigste mit ca. 44 v. H. für die Region Bo- 
chum. 

33. Der Vergleich der Wohnungsstichprobe 1972 
und 1978 läßt in allen Regionen erhebliche Verbes- 
serungen in der Ausstattung der Wohnungen erken- 
nen. 

Unter Vernachlässigung statistisch nicht erfaßba- 
rer Qualitätskriterien muß sich die Beurteilung der 
Ausstattung auf bestimmte Merkmale beschrän- 
ken. So sind im Bundesdurchschnitt ca. 60 v. H, aller 
Wohnungen mit Bad, WC und Sammelheizung aus- 


gestattet. In Verdichtungsräumen liegt der Anteil 
der so ausgestatteten Wohnungen durchweg höher 
als in ländlich geprägten Regionen. Stellt man aus- 
schließlich auf die sanitären Ausstattungsmerk- 
male ab, so hegt der Anteil der Wohnungen, die 
weder in der Wohnung noch,in Gebäuden Bad oder 
Dusche haben, bundesweit noch bei ca. 14 v. H. Ins- 
gesamt gibt es noch sechs Regionen, Ln denen der 
Anteil der Wohnungen ohne Bad über 20 v. H. liegt. 

2. Wohnflächenversorgung und 
Wohnkostenbelastung 

34. Die durchschnittliche Wohnfläche pro Person 
hat sich insbesondere durch den höheren Anteil des 
Eigenheimbaus am Neubau und durch den wach- 
senden Anteil kleiner Haushalte in den letzten Jah- 
ren laufend vergrößert 1978 standen im Durch- 
schnitt pro Person schon ca. 31 m 2 Wohnfläche zur 
Verfügung. Bei Unterscheidung nach Mieter- und 
Eigentümerhaushalten wird die bessere Versor- 
gung der Eigentümerhaushalte deutlich. Diesen 
standen pro Person fast 35 m 2 Wohnfläche zur Ver- 
fügung, den Mieterhaushalten hingegen etwa 30 m 2 . 
Die regionale Streuung reicht bei Eigen tümerhaus- 
haiten von ca. 30,6 m 2 pro Person in der Region 
Main- Rhein bis zu 40,8 m 2 pro Person in Berlin 
(West). Der niedrigste Wert bei Mieterhaushalten 
errechnet sich mit ca. 26,5 m 2 für die Region Essen 
und der höchste mit ca. 36 m 2 für Berlin (West). 

35. Ursache für die starken regionalen Differen- 
zen sind u. a. die regionalen Unterschiede in der 
Haushaltsgröße. Die regionalen Versorgungsunter- 
schiede innerhalb vergleichbarer Haushalts typen 
fallen relativ gering aus. 

Im Durchschnitt hat sich die Flächenversorgung 
allgemein von 1972 bis 1978 deutlich verbessert Die 
größten Verbesserungen konnten die Eigentümer- 
haushalte in ländlich geprägten Regionen und in 
Regionen mit Verdichtungsansätzen erzielen. La- 
gen diese Regionen noch 1972 unter dem Bundes- 
durchschnitt, so übertrafen sie 1978 bereits den 
Bundesdurchschnitt Günstige Investitionsbedin- 
gungen, insbesondere niedrigere Bau- und Boden- 
kosten, haben zu dieser Entwicklung beigetragen. 

36. 1978 hatten Mieterhaushalte im Durchschnitt 
ca. 17,5 v. H. ihres monatlichen Nettoeinkommens 
für die Kaltmiete aufgebracht. Trotz des in der Re- 
gel höheren Einkorrunensniveaus Ln Großstadtre- 
gionen liegt die Mietbelastung in Regionen wie 
Bonn, Hamburg und München mit durchschnittlich 
ca. 20 v. H, über denen in ländlich geprägten Regio- 
nen. Darüber hinaus gibt es ein Nord-Süd-Gefälle. 
Relativ niedrig ist die Mietbelastung in den süd-öst- 
lichen Regionen der Bundesrepublik Deutschland. 
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Karte 3.1 


Körte 3.2 


Wohnflächenversorgung der Hauptmieter 1978 Eigentümerquote 1978 

Räche je Person bei Hauptmietem (m 2 ) Anteil der eigengenutzten Wohnungen an allen 

bewohnten Wohnungen mit KOche (v.H.) 
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Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt 

für Landeskunde und Raumordnung 

Grenzen: Raumordnungsregionen 1980 
Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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In diesen Regionen ist gleichzeitig die Eigentums- 
quote überdurchschnittlich hoch. Die Mietwob- 
nungsmärkte sind hier im Vergleich zu Stadtregio- 
nen wesentlich entspannter. Auch die durchschnitt- 
liche Mietbelastung im Ruhrgebiet liegt nur wenig 
über dem Bundesdurchschnitt. Der große Bestand 
preisgünstiger Sozial- und Werkswohnungen ist 
hierfür entscheidend. 

3. Eigentumsquote 

37. Die Wohnversorgung von Haushalten, die im 
Wohneigentum wohnen, ist in aller Regel besser als 
die von Mieterhaushalten. Dem Anteil der Eigentü- 
merhaushalte an allen Haushalten { Eigentum squo- 
fce) kommt deshalb bei der Beurteilung der Qualität 
der Wohnversorgung eine hohe Bedeutung zu. Im 
Bundesdurchschnitt beträgt die Eigentumsquote 
37,5 v*H, Die regionale Spannbreite ist groß. So er- 
rechnen sich für die Regionen Dithmarschen, Ost- 
friesland und das Emsland Eigentumsquoten zwi- 
schen 64 und 69 v. H. Für weitere 18 Regionen, vor 
allem Lm süddeutschen Raum, liegen die Anteile 
zwischen 50 und 60 v. H. Die Eigentumsquote alier 
Regionen südlich des Mains — mit Ausnahme der 
Regionen Mittelfranken und München — übertrifft 
den Bundesdurch schnitt. In den meisten dieser Re- 
gionen lebt mindestens jeder 2. Haushalt im Wohn- 
eigentum, in Essen und Bochum dagegen noch 
nicht einmal jeder 5. Haushalt. 


4. Entwicklung des Wohnungsbaus seit 1978 

38. Seit 1978 lag die jährliche Fertigstellungsrate 
im gesamten Wohnungsbau deutlich unter 400 000 
Wohnungen, im Jahr 1982 sank sie auf 347 000. Da- 
bei kam es erstmals seit langer Zeit wieder zu 
einem stärkeren Rückgang im Einfamilienhausbau. 
Die regionalen Unterschiede haben sich dabei weh 
terhin verschärft Während die Bautätigkeit in den 
Regionen mit großen Verdichtungsräumen unter- 
durchschnittlich verlief, weisen die ländlich gepräg- 
ten Regionen, insbesondere das Alpenvorland, weit 
überdurchschnittliche Werte auf. 

In einigen Verdichtungsräumen traten spürbare 
Engpässe im Wohnungsangebot für einkommens- 
schwächere Familien auf. Ursächlich hierfür waren 
neben der rückläufigen Zahl der Neubaufertigstel- 
lungen die Nachfragekonkurrenz von seiten kleiner 
Haushalte und die mit der Modernisierung und Sa- 
nierungsmaßnahmen ira Bestand einhergehende 
Abnahme preiswerter Wohnungen* 

Auch muß gesehen werden, daß der vorhandene 
Wohnungsbestand nicht immer optimal genutzt 
wird. Kleine Haushalte wohnen zum Teil in zu gro- 
ßen Wohnungen, während großen Haushalten — 
besonders mit niedrigem Einkommen — zum Teil 
eine weit unterdurchschnittliche Wohnfläche zur 
Verfügung steht. 
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Tabelle 3.1 


Die Entwicklung des Wohnungsbaus von 1974 bis 1981 

(Rohzugang je 1000 Wohnungen) 


Zeitraum 

Regionen mit großen 
Verdichtungssräumen 

Regionen mit 
Verdichtungs- 
ansätzen 
mittlere Sied- 
lungsdichte 

ländlich geprägte Regionen 

Bundesgebiet 

hochverdichtet 

altindustriali- 

siert 

ländlich 

Alpenvorland 

1974 

27,43 

20,08 

27,23 

24,47 

31,83 

26,04 

1976 

15,69 

12,85 

18,15 

18,72 

19,02 

16,36 

1978 

13,61 

10,74 

16,96 

18,51 

21,49 

14,90 

1980 

14,60 

10,14 

17,44 

18,66 

19,29 

15,31 

1981 

13,36 

9,54 

16,17 

17,84 

17,51 

14,19 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 5, Reihe 1 und 3 


5. Verstärkte Wohnungsbauförderung 

39. Eine Wohnungsbauproduktion, die sich mittel- 
fristig deutlich unter den Produktionsraten der letz- 
ten Jahre einpendelt, entspricht nicht den Notwen- 
digkeiten der Zukunft. Weder würden die heute 
schon zu beobachtenden Marktungleichgewichte in 
Verdichtungsräumen abgebaut werden können, 
noch würden neue auf den Markt drängende Haus- 
halte ausreichenden Wohnraum vorfinden. 

Die Ursachen für den Rückgang der Wohnungsbau- 
leistungen sind vielfältig. Dazu gehören die Kapital- 
marktzinsen und die langsamer gestiegenen Real- 
einkommen. Nicht zuletzt haben die hohen Preis- 
und Kostensteigerungen im Bausektor eine Rolle 
gespielt, die deutlich über den Steigerungsraten der 
Lebenshaltungskosten lagen. 

Im 2. Haushaltsstrukturgesetz sind mit den Be- 
schlüssen zur Fehlbelegungsproblematik im öffent- 
lich geförderten Wohnungsbau Grundlagen ge- 
schaffen worden, um auch mit den so erzielten zu- 
sätzlichen Ausgleichszahlungen neuen Wohnraum 
zu schaffen. 

Die Mietrechtsänderungen durch das Gesetz zur 
Erhöhung des Angebots an Mietwohnungen vom 
20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1912) haben günsti- 
gere Rahmenbedingungen für den frei finanzierten 
Mietwohnungsbau geschaffen. 

In dem „Dringlichkeitsprogramm“ der Bundesregie- 
rung hat der Wohnungsbau einen zentralen Stellen- 
wert. Damit sollen zwei Ziele erreicht werden: zum 
einen gehört der Wohnungsbau zu den Wirtschafts- 
zweigen, in denen Investitionen die höchsten volks- 
wirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen An- 
stoßeffekte bringen; zum anderen soll eine nachfra- 
gegerechte Wohnungsversorgung gesichert werden. 
Zur Verbesserung der Investitionsbedingungen 
wurde deshalb für den Wohnungsbau ein zusätzli- 
ches Volumen von 2,5 Mrd. DM an Fördermitteln 
mobilisiert. Darüber hinaus wurde die steuerliche 
Förderung der Bildung selbstgenutzten Wohneigen- 


tums verbessert. Im einzelnen wurden folgende 

Schritte unternommen: 

— Im Rahmen der direkten Wohnungsbauförde- 
rung werden den Ländern in den Haushaltsjah- 
ren 1983 und 1984 zusätzlich 2 Mrd. DM an För- 
dermitteln zur Verfügung gestellt. Damit werden 
die von der früheren Bundesregierung vorgese- 
henen Förderungsmittel von 2,38 Mrd. DM für 
1983 und 1984 fast verdoppelt. 

Von diesen zusätzlichen Fördermitteln soll 
1 Mrd. DM für den sozialen Mietwohnungsbau 
in Verdichtungsräumen verwandt werden, um 
die hier entstandenen Wohnungsmarktengpässe 
abbauen zu helfen. Eine weitere Mrd. DM wird 
zur Förderung von Eigentumsmaßnahmen im 
zweiten Förderungsweg bereitgestellt. 

— Das Sonderprogramm Bausparzwischenfinan- 
zierung zielt darauf ab, kurzfristig realisierbare 
Nachfrage nach Leistungen des Baugewerbes 
im Bereich der Eigentumsbildung vorzuziehen. 
Der Bund stellt den Ländern im Bundeshaushalt 
1983 500 Mio. DM zur Verfügung, mit denen die 
Vor- und Zwischenfinanzierung von Bausparver- 
trägen durch Zinshilfen verbilligt werden soll. 
Die Länder werden sich mit insgesamt 
55 Mio. DM an diesem Programm beteiligen. 
Vorgesehen ist eine Zinsverbilligung von jähr- 
lich 2,5 v. H. des verbilligungsfähigen Bauspar- 
zwischenkredits (max. 80 000 DM je Bauherr, zu- 
züglich 15 000 DM je Kind). Damit wird z. B. 
einer bauwilligen Familie mit 2 Kindern eine 
Zinslast von bis zu rd. 225 DM je Monat abge- 
nommen. Dieses Sonderprogramm der Bauspar- 
zwischenfinanzierung wird aufgrund des regio- 
nales Gefälles von Boden- und Baupreisen vor 
allem den Regionen außerhalb der Verdich- 
tungsräume zugute kommen. 

— Vergleichbar wird auch der Schuldzinsenabzug 
für selbstgenutzte Eigenheime wirken. Das gel- 
tende System der steuerlichen Förderung be- 
nachteiligt den selbstnutzenden Eigenheimer 
deutlich gegenüber dem, der Wohneigentum 
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ganz oder teilweise vermietet. Diese Benachteili- 
gung soll durch einen erweiterten Scbuldzinsen- 
abzug abgebaut werden. Bisher war nur ein ge- 
ringfügiger Schuldzinsenabzug in Höhe von 
1,4 v. H. des Einheitswertes des Hauses möglich. 
Künftig sollen zusätzlich Schuldzinsen in Höhe 
von max. 10 000 DM für jeweils drei Jahre abge- 
setzt werden können. Diese Regelung soll für 
vier Baujahrgänge nach dem 30. September 1982 
gelten. 

Insgesamt werden die wohnungspolitischen Maß- 
nahmen voraussichtlich ein zusätzliches Woh- 
nungsbauvolumen von insgesamt 70 000 bis 100 000 


II. Wirtschaft 

KAPITEL 4 

Wirtschaft und Arbeitsmarkt 

41. Dem konjunkturellen Aufschwung in der zwei- 
ten Hälfte der 70er Jahre mit jährlichen Wachs- 
tumsraten des Bruttosozialproduktes in Preisen 
von 1976 von etwa 3 bis 5Va v, H. folgte im Jahres- 
verlauf 1980 ein starker Einbruch, der sich im zwei- 
ten Halbjahr 1982 noch verschärfte. Die Wachs- 
tumsrate verminderte sich 1980 auf 1 T 8 v. H. Im Jahr 
1981 war wie 1975 kein gesamtwirtschaftliches 
Wachstum zu verzeichnen. Das Bruttosozialprodukt 
verringerte sich real um 0,2 v. H. und ging im Jah- 
resdurchschnitt 1982 um 1,1 v. H. zurück. 

Die im Berichtszeitraum zunächst günstige kon- 
junkturelle Entwicklung führte dazu, daß die Be- 
schäftigung im nichtl and wirtschaftlichen Bereich 
zwischen 1978 und 1980 um 4,3 v. H. stieg (soziaJver- 
sicherungspflichtig Beschäftigte) l ). Bereits 1980/81 
kam es jedoch zu einem leichten Beschäftigungs- 
rückgang, der sich im Jahr 1982 beschleunigt fortge- 
setzt hat. 

Die Beschäftigungszunahme bis 1980 ergab sich vor 
allem durch eine steigende Zahl an Arbeitsplätzen 
im Dienstleistungssektor. Gemessen an der Ge- 
samtbeschäftigtenzahl entfällt auf diesen Bereich 
inzwischen ein Anteil von nahezu 50 v. H. Bezogen 
auf die Brutto Wortschöpfung erreicht der Dienstlei- 
stungssektor im Jahr 1981 bereits einen Anteil von 
52 v. H. 

1, Regionale Beschäftigungsentwicklung 

42. Die konjunkturelle Belebung in der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre führte zunächst zu einem 
deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit. Die 
Arbeitslosenquote verminderte sich bis 1979 auf 


l ) Da umfassende Daten des Arbeitsplatzangebots nicht 
zur Verfügung stehen, kann hier nur die Entwicklung 
der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeit- 
nehmer an Hand der Beschäftigtenstatistik der Bun- 
desanstalt für Arbeit dargestellt werden; bei dieser seit 
1974 verfügbaren Statistik sind die Selbständigen, mit- 
helfenden Familienangehörigen und die Beamten nicht 
einbezogen. 


Wohnungen mobilisieren. Damit wird der Wob- 
nungsmarkt sowohl in den Verdichtungsräumen 
wie in ländlich geprägten Regionen nachhaltig ge- 
fördert. 

6. Konsequenzen 

40. Bei den künftigen wohnungspolitischen Über- 
legungen und Maßnahmen sollten unter raumord- 
nungspolitischen Gesichtspunkten besonders die 
wohnungspolitischen Probleme in den Verdich- 
tungsräumen und die Ziele der Eigentumspolitik 
berücksichtigt werden. 


3,8 v. H. Nach 1980 hat sich die Arbeitsiosenproble- 
matik jedoch wieder verschärft Die Arbeitslosen- 
quote erreichte 1981 5,5 v. H. und stieg im Durch- 
schnitt des Jahres 1982 auf 7,5 v. H. 

Die Zahl der Regionen mit einer Arbeitslosenquote 
über 6 v. H. erhöhte sich von 9 im Jahr 1978 auf 37 
im Jahr 1981. Neben den ländlich geprägten Pro- 
blemregionen weisen in immer stärkerem Maße 
auch industriell geprägte Regionen Arbeitsmarkt- 
probleme aut 

43. Ungleichgewichte auf den regionalen Arbeits- 
märkten ergeben sieb aus dem Zusammenwirken 
der Bevölkerungsentwicklung und Erwerbsbeteili- 
gung auf der einen Seite sowie der Entwicklung der 
Arbeitsplätze in den einzelnen Sektoren auf der an- 
deren Seite. Die regional unterschiedlichen Ver- 
läufe auf der Angebots- und Nachfrageseite lassen 
sich für Analysezwecke bestimmten Regionsgrup- 
pen zuordnen. 

Die erste Kategorie von Regionen ist durch eine 
überproportional hohe Arbeitslosigkeit gekenn- 
zeichnet. Für regionalwirtschaftliche Aspekte las- 
sen sich zwei Gruppen unterscheiden: 

a) Ländlich geprägte Problemregionen (Gruppe 1) 
weisen bei hoher Arbeitslosigkeit eine dennoch 
günstige Beschäftigungsentwicklung im Zeit- 
raum 1978 bis 1981 auf. Sie umfassen den Groß- 
teil der ländlich geprägten Regionen in Nord- 
und Nord-Westdeutschland, die norddeutschen 
Regionen entlang der Grenze zur DDR, aber 
auch den größeren Teil Ostbayerns. Besonders 
ausgeprägt ist diese Entwicklung in Regionen 
wie Dithmarschen, Ostfriesland, Emsland, Trier, 
Regensburg und Donau-Waid. 

b) Industriell geprägte Problem regionen (Gruppe 2} 
sind geprägt durch eine hohe Arbeitslosigkeit 
bei relativ ungünstiger Beschäftigungsentwick- 
lung. ln der Branchenstruktur sind die Sektoren 
Kohle, Stahl und Textil in der Regel überpropor- 
tional vertreten. Besonders die Regionen Bre- 
men, Bremerhaven, das Saarland sowie die 
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Ruhrgebietsregionen Duisburg, Essen, Bochum 
und Dortmund zeigen diese Entwicklung- Weni- 
ger deutlich ist sie in den Regionen Hannover, 
Nordhessen, Aachen, Köln und Oberffanken- 
Ost 

Die zweite Kategorie von Regionen hat als gemein- 
sames Merkmal eine unter dem Durchschnitt lie- 
gende Arbeitslosenquote. Es lassen sich wiederum 
zwei Gruppen für eine regionalwirtschaftliche Ana- 
lyse unterscheiden: 

c) Wachstumsregionen mit günstiger Beschäfti- 
gung sentwicklung (Gruppe 3) bei gleichzeitig re- 
lativ niedriger Arbeitslosigkeit Diese Gruppe 
u mf aßt h aup ts äch lieh Regio n en im sü dde ut- 
schen Raum, so z. B. die Regionen Franken 
(BW), Mittlerer Oberrhein (Karlsruhe), Südli- 
cher Oberrhein (Freiburg), Ho chrhe Ln- Bodensee, 
Bodensee-Oberschwaben sowie die bayerischen 
Regionen Würzburg, Donau-Iller, Allgäu, Mün- 
chen, Oberland. In Norddeutschland rechnen 
dazu das nördliche Hamburger Umland sowie 
die Regionen Bielefeld und Münster, Allerdings 
ist hier die Entwicklung weniger deutlich ausge- 
prägt 

d) Wachstumsregionen mit weniger günstiger Be- 
schäftigungsentwicklung (Gruppe 4), aber ver- 
hältnismäßig niedriger Arbeitslosigkeit Dies 
sind z. B. die Verdichtungsregionen Untermain 
(Frankfurt), Rhein-Main-Taunus (Wiesbaden), 
Starkenburg (Darmstadt) sowie die Regionen 
Hamburg, Siegen, Mittelhessen (Gießen/Mar- 
burg), Rheinhessen-Nahe (Mainz) und Mittel- 
franken (Nürnberg). 

Bei diesen Unterscheidungen ist zu berücksichti- 
gen, daß die Niveauunterschiede etwa hinsichtlich 
Wirtschafts- und Steuerkraft, Erwerbsquote und Ar- 
beitslosensockel sehr ausgeprägt sind. Dies wird be- 
sonders deutlich, wenn die ländlich geprägten Pro- 
blemregionen, die eine günstige Beschäftigungsent- 
wicklung für den Zeitraum 1978 bis 1981 aufweisen, 
und die Wachstumsregionen mit weniger günstiger 
Beschäftigungsentwicklung verglichen werden. 

44, Der sich für den Zeitraum 1978/81 abzeich- 
nende Wandel in der Beschäftig\mgssfcruktur ist in 
den verschiedenen Regionsgruppen bereits für den 
gesamten Zeitraum der 70er Jahre zu erkennen. 
Dies belegen Berechnungen für den Zeitraum 1970 
bis 1978, die im Auftrag des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau für die 
Fortschreibung der Raumordnungsprognose durch- 
geführt worden sind. Diejenigen Regionen, die 1978 
bis 1981 eine positive Beschäftigungsentwicklung 
(Gruppen 1 und 3) aufwiesen, waren auch im Zeit- 
raum 1970 bis 1978 durch die geringsten Beschäfti- 
gungsrückgänge gekennzeichnet Hingegen hatten 
die Regionen mit relativ ungünstiger Beschäfti- 
gungsentwicklung (Gruppen 2 und 4) auch im Zeit- 
raum 1970 bis 1978 die stärksten Rückgänge. Die 
insgesamt rückläufige Beschäftigungsentwicklung 
1970 bis 1978 war in erster Linie durch den Abbau 
von Arbeitsplätzen im produzierenden Bereich be- 
stimmt, wodurch sich auch der Beschäftigungsrück- 
gang im landwirtschaftlichen Sektor und damit der 


Agrarstrukturwandel verlangsamt haben. Die 
starke Expansion im Dienstleistungssektor konnte 
die Arbeitsplatzverluste nicht voll ausgleichen. 

Der Beschäftigungsrückgang im produzierenden 
Bereich verlief in den einzelnen Regionen für die 
Jahre 1970 bis 1978 sehr unterschiedlich. In den 
ländlich geprägten Problem regionen war er mit Ab- 
stand am geringsten. Hier wuchs die Beschäftigung 
in den Teilsektoren Chemie, Kunststoff/Gummi, 
Stahl, Maschinen- und Fahrzeugbau absolut noch 
an. Zugleich fiel der Beschäftigungsrückgang in den 
von einem tiefgreifenden Strukturwandel betroffe- 
nen Branchen wie Holz, Papier, Druck, Leder, Tex- 
til, Bekleidung sowie Nahrung und Genußmittel 
vergleichsweise gering aus. 

Am stärksten ging die Beschäftigung in den indu- 
striellen Problemregionen zurück; vor allem die 
Branchen Eisen, Metall und Textil nahmen eine un- 
günstige Entwicklung. 

Die Wachstumsregionen mit günstiger Beschäfti- 
gung sentwicklung 1978 bis 1981 hatten ähnlich wie 
die ländlich geprägten Problemregionen für den 
Zeitraum 1970 bis 1978 einen insgesamt nur mäßi- 
gen Beschäftigungsrückgang im produzierenden 
Bereich. Die Branchen Elektro und Feinmechanik 
verzeichneten nur geringe Abnahmen, hingegen 
Stahl- und Maschinenbau sogar noch deutliche Zu- 
nahmen. ln der Gruppe der Wachstumsregionen 
mit weniger günstiger Beschäftigungsentwicklung 
gab es dagegen deutliche Rückgänge bereits im 
Zeitraum 1970 bis 1978, 

45. Im Dienstleistungsbereich war in allen Re- 
gionsgruppen für 1970 bis 1978 der Hauptträger des 
Beschäftigungszuwachses das Kreditgewerbe sowie 
— vom Volumen her am wichtigsten — die Gebiets- 
körperschaften und Sozialversicherungsträger. In 
beiden Teilsektoren lagen die Zuwachsraten jeweils 
über 20 v. H. 

Die Besch äftigungsentwickJung im Dienstleistungs- 
bereich verlief auch 1978 bis 1981 in allen vier Re- 
gionsgruppen positiv. Maßgeblich für diese Ent- 
wicklung waren im Gegensatz zu dem Zeitraum 
1970 bis 1978 nicht die Gebietskörperscbaften, son- 
dern die übrigen (privaten) Dienstleistungen, Die 
stärksten Zuwächse traten in den ländlich ge- 
prägten Problemregionen auf, die niedrigsten in 
den industriell geprägten Problemregionen. Zu- 
wächse von über 10 v. H. hatten die Regionen Ol- 
denburg (13,8 v.H.), Emsland (12,6 v. H.), Regens- 
burg (10,6 v. H.) und Donau-Wald (12,0 v. H.). Auch 
viele Verdichtungs regionen wiesen bei hohem Aus- 
gangsniveau noch deutliche Zuwächse im Dienstlei- 
stungsbereich auf. Die nach ihren Anteilen an der 
Gesamtbeschäftigung (ohne Land- und Forstwirt- 
schaft) führenden Dienstleistungszentren sind die 
Regionen Hamburg (64 r 3 v. H.), Düsseldorf (54,0 
v. H.}, Bremen (57,6 v. H.), Hannover (53,6 v, H,), Un- 
termain (Frankfurt) (57,5 v. H.) und München (58,0 
v. H.). Eine leistungsfähige Region wie der Mittlere 
Neckar (Stuttgart) weist z. B. mit 42,2 v. H. einen 
ausgesprochen niedrigen Dienstleistungsbesatz auf. 
Ein hoher Dienstleistungsanteil ist allein kein aus- 
reichender Indikator der Wirtschaftskraft 
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Karte 4.1 


Beschäftigungsentwicklung 1978 bis 1981 
und Arbeitslosigkeit 1981 





2 


3 


Beschüftigungs- Arbeitslosen- 
entwicklung quote 

1978 - 1 981 1981 


Überdurch- 

schnittlich 


Überdurch- 

schnittlich 


>T Ländltch gaprügte Prob lern regionen" 


unter durch- 
sch nl tU ich 


überdurch- 

schnittlich 


''Industriell geprägte Probiemregionen' 1 


Überdurch- 

schnittlich 


unterdurch- 

schnittlich 


"Wachstumaregfonen mit günstiger 
Beschüfttgungsentwicklung* 


unterdurgh- 
gchmttläcn 

"Wachstumsregionen mit weniger 
günstiger Beschäftigungsentwicklüng" 


19 26 26 17 

Klassen häufigke'sten 


Gruppe 


Gruppe 


Gruppe 



Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanetült 

für Landeskunde und Raumordnung 

Grenzen: Roumordnungsreglonen mit Teilregionen 1980 
Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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Tabelle 4.1 


B eschä ftigu ngsentwickl ung 1978 bis 1981 
sozialversicherungspflichtig beschäftigter Arbeitnehmer l ) 
{Stichtag: jeweils 30, Juni) 


Religioosgruppe 


1 

2 

3 

4 

Bundesgebiet 
in 1000 

Produzierendes Gewerbe 

Struktur 1981 

Ln v. H. 

13,7 

29 J 

33,1 

24,1 

100 {10 624,3) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H, 

4,0 

-u 

3,5 

-U 

1,0 - 

Energie und Bergbau 

Struktur 1981 

in v, H. 

9,5 

62 t 2 

14,6 

13,7 

100 ( 485,1) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H. 

4,4 

-0,5 

5,2 

5,3 

1,5 - 

Verarbeitendes Gewerbe 2 ) 
Struktur 1981 

in v, H. 

13,3 

27,4 

34,2 

25,1 

100 ( 8 462,4) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H. 

3,7 

-1,9 

2,8 

-2,0 

0,3 — 

Baugewerbe 

Struktur 1981 

in v. H. 

16,6 

28,4 

32,9 

22,1 

100 ( 1 676,8) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H, 

5,2 

3,0 

6,9 

3,1 

4,6 — 

Dienstl eistungen 

Struktur 1981 

in v. H. 

12,1 

28,6 

30,5 

28,8 

100 (10 007,3) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H, 

8,7 

5,9 

9,3 

5,1 

7,0 - 

Private 

Struktur 1981 

in v. H. 

11,6 

28,9 

30,2 

29,3 

100 ( 8 292,1) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v, H. 

9,9 

W 

10,1 

5,6 

7.7 — 

Staatliche 

Struktur 1981 

in v, H. 

14,3 

27,4 

31,6 

26,7 

100 ( 1 716,1) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H. 

4,2 

2,3 

5,6 

2,5 

3,7 - 

Insgesamt 
(ohne Land- 
und 

Forstwirtschaft) 3 ) 

Struktur 1981 

in v. H. 

12,9 

28,9 

31,8 

26,4 

100 (20 631,5) 

Entwicklung 1978 bis 1981 

in v. H. 

6,1 

2,1 

6,1 

2,1 

3,8 - 


*) Erfaßt werden alle Beschäftigten, die krankenversicherungspflichtig nach dem Arbeitsfördemngsgesetz (AFG) sind 
oder für die Beitragsanteile zu der Rentenversicherung entrichtet werden. Dazu gehören die Arbeiter und der größte 
Teil der Angestellten, nicht aber Beamte, Selbständige oder mitheLfende Familienangehörige. Die Nichterfassung der 
Beamten führt bei den staatlichen Dienstleistungen zu einer gegenüber den privaten Dienstleistungen unterpropor- 
tionalen Ausweisung. 

2 ) Einschließlich der Personen „ohne Angabe" des Wirtschaftszweiges. 

3 ) Die Beschäftigten Ln der Land- und Forstwirtschaft sind nicht berücksichtigt, da hier der Anteil der Selbständigen 
und mithelfenden Familienangehörigen besonders hoch ist 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeshunde und Raumordnung 
auf der Grundlage: Statistisches Bundesamt Bevölkerung und Erwerbstätigkeit Fachserie l r Reihe 4J2 r 1978 ff, 
(Die Summe der Bestandszahlen weicht von den Bestands zahlen für das Bundesgebiet ab. Dies ist auf 
Beschäftigte zurdickzuführen, die regional nicht zugeordnet bzw, wirtschaftlich nicht zugeordnet werden kön- 
nen). 
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2, Regionale Unterschiede In der Wirtschafts- 
kraft 

46. Die regionalen Entwicklungsunterschiede 
spiegeln sich u. a. wider in der Wirts chaftskraft, als 
dessen Ausdruck hier das Brutto inl an dsprodukt 
(BIP) je Einwohner herangezogen wird. Diese 
Werte stehen nur bis 1978 zur Verfügung. 

Die Werte des BIP je Einwohner liegen in den länd- 
lich geprägten Problemregionen deutlich unter dem 
Durchschnitt Sie sind nach wie vor absolut am 
höchsten in den Wachstums reg ionen mit weniger 
günstiger Beschäftigungsentwicklung. Auch die 
Produktivitätszunahme ist dort nach wie vor abso- 


lut am höchsten. In einzelnen Regionen kommt es 
jedoch zu teilweise erheblichen Abweichungen vom 
Durchschnitt 

47* Die regionalen Unterschiede in der Lohn- und 
Gehaltssumme haben sich zwischen 1978 und 1980 
leicht erhöht Die regionale Verteilung des Lohn- 
und Gehaltsniveaus entspricht den regionalen Un- 
terschieden im Produktivitätsniveau. Das im Ver- 
gleich zu den anderen Regionsgruppen deutlich 
niedrigere Einkommensniveau in den mehr länd- 
lich geprägten Problemregionen könnte ein Grund 
für die in den letzten Jahren feststellbare positive 
Beschäftigimgsentwicklung sein* 


Veränderungen des BIP je Einwohner 


Tabelle 4*2 


Regionsgruppe 

1974 

DM 

1978 

DM 

Veränderungen 

1974 bis 1978 

DM 

v. H. 

Ländlich geprägte Problemregionen 

12 912 

17 219 

4 307 

33,4 

Industriell geprägte Problem reg ionen 

15 485 

20 138 

4 653 

30,0 

Wachstumsregionen mit günstiger Beschäfti- 
gungsentwicklung 

15 677 

20 880 

5 202 

33,3 

Wachstumsregionen mit weniger günstiger 
Beschäftigungsentwicklung 

18 892 

24 827 

5 936 

31,4 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) * * . 

15 964 

21 025 

5 061 

31,7 


Quelle: Laufende Raum beob ach tung der BundesforschungsanstaH für Landeskunde und Raumordnung 


Tabelle 4.3 


Lohn- und Gehaltssumme je Industrie beschäftigten 1978 und 1980 
(Monatswerte für Juni) 


Regionsgruppe 

1978 

I960 

Veränderungen 

1978 bis 1980 

DM 

DM 

DM 

v. H* 

Ländlich geprägte Problemregionen 

2 331 

2 564 

233 

10,0 

Industriell geprägte Problemregionen ... — 

2 578 

2 878 

300 

11,6 

Wachstumsregionen mit günstiger Beschäfti- 
gungsentwicklung 

2 599 

2 888 

289 

11,1 

Wachstumsregionen mit weniger günstiger 
Beschäftigungsentwicklung 

2 665 

2 979 

314 

11,8 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) * * * 

2 577 

2 867 

290 

11,3 


Quelle: Laufende Raumbeobachtung der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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Karte 4.2 
Wirtschaftskraft 

Bruttoinlondsprodukt (DM) je Einwohner 1978 


Karte 4.3 
Einkommensniveau 
Lohn- und Gahaltssumme (DM) 
je Industriebeschäftigten Juni 1980 
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3. Regionale Unterschiede in der Arbeitslosig- 
keit 

48. Die Arbeitslosigkeit, die 1981 bundesweit bei 
5,5 v. H. lag, wies damals die höchsten Werte in den - 
ländlich geprägten Problemregionen mit 7,4 v. H. 
und in den industriellen Problemregionen mit 7,2 
v. PL auf. Die entsprechenden Werte für die Gruppe 
der Wachstumsregionen mit günstiger bzw. weniger 
günstiger Beschäftigungsentwicklung lauteten 4 2 
v. H. bzw. 4,9 v. H. Das Volumen der Arbeitslosigkeit 
— verstanden als die insgesamt von der Arbeitslo- 
sigkeit betroffene Personenzah] — verschiebt sich 
deutlich von den ländlich geprägten Problernre- 
gionen in die alten Montanreviere, 

Infolge der demographischen Entwicklung treten 
wesentlich mehr jüngere Erwerbspersonen in das 
Berufsleben ein als ältere ausscheiden. Der „Über- 
hang“ der nach wach senden Generation ist in den 
ländlich geprägten Problem regionen am höchsten; 
am niedrigsten ist er in den Wachstumsregionen 
mit weniger günstiger Beschäftigungsent Wicklung 


und den industriell geprägten Problemregionen. Die 
ländlich geprägten Probleraregionen sind somit am 
stärksten von dem Druck der jüngeren Generation 
auf den Arbeitsmarkt betroffen. Dies erklärt die 
hohe Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren trotz 
verhältnismäßig günstiger Beschäftigungsentwick- 
lung. 

Die Wachstumsregionen mit weniger günstiger Be- 
schäftigungsentwicklung haben durch die demo- 
graphische Entwicklung im Vergleich zu den ande- 
ren Regionen eine gewisse Entlastung erfahren. 
Die Schwäche des Arbeitsmarktes der industriell 
geprägten Problem regionen erklärt sich schließlich 
in hohem Maße durch den Abbau von Arbeitsplät- 
zen im produzierenden Bereich. 

In den Wachstumsregionen mit günstiger Beschäf- 
tigungsentwicklung waren in der Regel auch für 
den hohen „Überhang“ der nachwachsenden Gene- 
ration Arbeitsplätze vorhanden. Zusätzlich wurden 
hohe Binnenwanderungsgewinne der Jahre 1975 
bis 1980 verkraftet. Hinzu kam ein beträchtlicher 
Zuzug aus dem Ausland. 
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49. Regionale Unterschiede in der Arbeitslosigkeit 
werden auch durch unterschiedliche Erwerbsquo- 
ten (Anteil der Erwerbspersonen an der jeweiligen 
Gesamtbevölkerung) beeinflußt Sowohl bei den Er- 
werbspersonen insgesamt als auch bei den Frauen 
ist die Erwerbsquote in den industriell geprägten 
Problemregionen am niedrigsten. Die Frauener- 
werb squote lag in diesen Räumen traditionell schon 
immer unter derjenigen der wirtschaftsstärkeren 
Verdichtungsräume. Weit über dem Bundesdurch- 
schnitt liegt der Anteil der Erwerbsquoten der 15- 
bis 25jährigen in den ländlich geprägten Problemre- 
gionen, weil u. a. hier Bildungsbeteiligung und die 
Verweildauer im Schul- und Hochschulsystem ge- 
ringer sind 

50. Hinsichtlich der regionalen Verteilung der ver- 
schiedenen Arbeitslosen gruppen wie arbeitslose 
Frauen, Arbeitslose unter 20 Jahren, Arbeitslose 
über 59 Jahren, Arbeitslose ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung, arbeitslose Ausländer und der 
über ein Jahr längerfristigen Arbeitslosen weisen 
die ländlich und die industriell geprägten Problem- 
regionen durchweg weit über dem Bundesdurch- 
schnitt liegende Werte auf. Die Probleme ausländi- 
scher Arbeitsloser konzentrieren sich vor allem auf 
die Verdichtungsräume und die industriellen Pro- 
blemregionen, da der Anteil von Ausländem an der 
Gesamtbeschäftigtenzahl hier besonders hoch ist 
Erkennbar trifft Arbeitslosigkeit in allen Regions- 


gruppierungen vor allem einen Personenkreis ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung. Die Struktur- 
schwäche der ländlich geprägten Problemregionen 
kommt u. a. darin zum Ausdruck, daß der Anteil der 
Beschäftigten ohne Berufsausbildung überdurch- 
schnittlich hoch ist (42,2 v. H.). 

Bei den Beschäftigten mit abgeschlossener Fach- 
hochschul- und Hochschulausbildung, die einen In- 
dikator für die Innovationsfähigkeit von Unterneh- 
men und Regionen darsteilem haben die beiden 
Gruppen der Wachstumsregionen mit etwa 4,5 v, H, 
einen fast doppelt so hohen Anteil wie die ländlich 
geprägten Problemregionen mit 2,4 v. H. 


4. Schwerpunkte der regionalen Wirtschafts- 
und ArbeJtsmarktpolltlk 

51. Unter regionaler Zielsetzung standen im Be- 
richtszeitraum Maßnahmen im Vordergrund, die 
einerseits der Sicherung des regionalen Wachstums 
durch Investitionshilfen in das Sachkapital dienten, 
andererseits auf spezielle Ausbildungs- und Weiter- 
büdungsmaßnahmen abzieltem Zu nennen sind ins- 
besondere: 

— die Durchführung des Zukunftsinvestitionspro- 
gramms, 
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— die We i te rführung und Neuordnung der Ge me Ln - 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GRW), 

— das arbeitsmarktpolitische Programm der Bun- 
desregierung für Regionen mit besonders hoher 
Arbeitslosenquote, 

— die kulturelle und soziale Zonenrandförderung, 

— das ERP-Regionalprogramm, das Stahlstandor- 
te-S o n de rprogramm , 

4 a) Zukunftsinvestitionsprogramm 

52. Der Wachstums- und umweltpoli tischen Vor- 
sorge diente das Zukunftsinvestitionsprogramm, 
das Bund und Länder im Frühjahr 1977 mit einem 
Volumen von rd. 10 Mrd. DM {Bundesanteil: rd. 8,2 
Mrd. DM) beschlossen hatten. Durch höhere Beteili- 
gung von Gemeinden und Dritten wurde das ur- 
sprüngliche Programm volumen um mehr als 4 MrtL 
DM erhöht Aufgrund des Programms konnten bis 
Ende 1981 Aufträge mit einem Investitionsvolumen 
von ca, 20 Mrd. DM vergeben werden. Über 80 v, H, 
gingen in den Baubereiclr Das Schwergewicht der 


Auftrags vergäbe lag im Jahr 1978. Im letzten Pro- 
grammjahr (1981) konzentrierte sich die Auftrags- 
vergabe verstärkt auf den Fernwärme- und den 
Verkehrsbereich, bei denen die Vergabe einen grö- 
ßeren Planungsvorlauf erforderte. 

4 b) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur 11 

53. Kernstück der regionalen Strukturpolitik sind 
die Maßnahmen, die im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" von Bund und Ländern in den 
Rahmenplänen beschlossen werden. 

Mit den Rahmenplänen der Jahre 1978 bis 1982 ge- 
währte der Bund Finanzierungshilfen (GA-Zu- 
schüsse und Investitionszulage) in Höhe von insge- 
samt rcL 3,0 Mrd. DM für die Förderung privater 
Investitionen und stellte rd. 610 Mio. DM für Zu- 
schüsse zum Bau wirtschaftsnaher Infrastruktur- 
einrichtungen durch die Gemeinden zur Verfügung. 
Zusammen mit den Beiträgen der Länder standen 
damit für die regionale Wirtschafts förderung im 
Zeitraum 1978 bis 1982 insgesamt rd. 7,0 Mrd. DM 
bereit 


Fördermittel in der regionalen Wirtschaftslörderung 1978 bis 1982 


Tabelle 4.4 


Fördermittel 

Mio. DM 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Insgesamt l ) 

1 333,533 

1 517,840 

2 103,135 

1 294*088 

1 360,300 

— davon für private Investitio- 
nen *) 

1 040,918 

1 242,285 

1 732,552 

1 153,498 

1 2Q6 r 300 

— davon für wirtschaftsnahe 
Infrastruktur 2 ) 

292,615 

275,555 

370,583 

140*590 

154,000 

— Investitionszulage ! ) 

745,533 

929,840 

1 305,135 

908,088 

932,300 

— Insgesamt 

(nur Bund) 

644,400 

731,025 

1 012,413 

519,801 

652,180 


J) Bund, Länder und Gemeinden 
a ) Bund und Länder 


Quelle; 7, bis 11. Rahmenplan, jeweils Anhang B r Tabelle D 


Allein im Zeitraum von 1979 bis 1981 wurden rd 
12 300 Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirt- 
schaft mit einem Investitionsvolumen von rd, 
37 Mrd. DM gefördert Die Investitionen je Arbeits- 
platz betrugen durchschnittlich rd 188 500 DM, In 
den Fördergebieten wurden dadurch nach Angaben 
der geförderten Unternehmen rd. 171 000 neue Dau- 
erarbeitsplätze geschaffen und rd. 271 500 gefähr- 
dete Arbeitsplätze gesichert In der Struktur der 
geförderten Investitionen ergaben sich erhebliche 
Veränderungen, insbesondere ging die Förderung 
von Neuerrichtungen zurück. Deren Anteil verrin- 
gerte sich von rd, 44 v. H. im Jahr 1979 auf rd, 
24 v. H. im Jahr 1981. Dagegen stieg der Anteil der 
Erweiterungsinvestitionen im gleichen Zeitraum 
von rd 47 v. H. auf rd, 65 v. H. und der Anteil von 
Umstellungs- und Rationalisierungsinvestitionen 
von rd. 8 v. H. auf etwa 11 v. H. 


Die regionale Aufschlüsselung zeigt eine deutliche 
Konzentration der Neuerrichtungsinvestitionen in 
norddeutschen Fördergebieten. Etwa 32 v. H, der 
Fördermittel entfielen auf Investitionen im Zonen- 
randgebiet Besonders stark wurden die Mittel dort 
für Umstellungs- und Rationalisierungsinvestitio- 
nen sowie Fremdenverkehr in Anspruch genom- 
men. Etwa 50 v, H. des gesamten im Fremdenver- 
kehrssektor geförderten Investitionsvolumens kam 
dem Zonenrandgebiet zugute. 

Wenn auch bei der Bewilligung der Fördermaßnah- 
men keine Branchensteuerung erfolgte, so konzen- 
tieren sich die Fördermittel dennoch auf bestimmte 
Wirtschaftszweige. Im Zeitraum 1979 bis 1981 haben 
folgende sechs Wirtschaftszweige rund 73 v. H. des 
Investitionsvolumens auf sich vereinigt Stahl-, Ma- 
schinen- und Fahrzeugbau (23*5 v.H.), chemische 
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Tabelle 4.5 


Ergebnisse der regionalen Wirtschaftsfördenmg 1979 bis 1981 
nach Fördermaß nahmen 


Geförderte Investitionen 

1979 

L980 

1981 

Mio. DM 

v. H. 

Mio. DM 

v. H. 

Mio. DM 

v.H. 

1. Neuerrichtung von Betrieben 
und Erwerb von Stillegung be- 
drohter oder von stillgelegten 
Betrieben 

5 532,51 

44, 5 

2 939,75 

25 , i 

3 116,23 

23,6 

2. Erweiterung von Betrieben — 

5 877,91 

47,2 

7 463,50 

63,9 

8 587,37 

65,1 

3* Umstellung, grundlegende Ra- 
tionalisierung von Betrieben , . 

1 029,17 

8,3 

1 282,83 

11,0 

1 486,55 

11,3 

Insgesamt 

12 439,59 

100,0 

11 680,08 

100,0 

13 190,15 

100,0 


Quelle: Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 


Industrie (14,5 v.H.), Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe (11,8 v. H.), elektronische Industrie, Feinme- 
chanik und Optik (8,7 v. H,), Nahrungs- und Genuß- 
mittelgewerbe (7,5 v.H.) und Beherbergungsge- 
werbe (7,0 v. H.). Damit bestätigt sich der Trend des 
Zeitraums 1970 bis 1978 für die Branchenentwick- 
lung in diesen Räumen. 

Die Fördermittel kamen in verstärktem Maße klei- 
neren und mittleren Unternehmen zugute. Der An- 
teil kleinerer und mittlerer Unternehmen (bis 499 
Arbeitsplätze) am geförderten Investitionsvolumen 
stieg im Zeitraum 1979 bis 1981 von 65,8 v.H. im 
Jahr 1979 auf 82,0 v. H* im Jahr 1981 an. 

Bei den geförderten Infrastrukturmaß nahmen der 
Gemeinden überwiegen I nd us tri egel ä n d e erschli e- 
ßung, Fremdenverkehrseinrichtungen und umwelt- 
bedeutsame Abwasserbeseitigungs- und -reinL 
gungsanlagen. Auf sie entfielen rd, 64 v, H. des ge- 
förderten Investitionsvolumens. Von Bedeutung 
war auch die Förderung von Ausbildungs-, Fortbil- 
dungs- und Uraschulun'gsstätten, deren Anteil rd. 
16 v. H. des geförderten Investitionsvolumens be^ 
trug. 

54. Die Fördergebiete wurden mit Wirkung vom 
1. Januar 1981 deutlich verringert, um eine Konzen- 
tration der knapper gewordenen Mittel zu errei- 
chen. In den neu abgegrenzten Fördergebieten le- 
ben 29,77 v* H. der Bevölkerung gegenüber 36,0 v. H. 
vor der Neuabgrenzung. Der Flächenanteil der ge- 
förderten Gebiete wurde von 61,0 v. H. auf 49,0 v. H. 
des Bundesgebietes gesenkt Mit der Reduzierung 
der Fördergebiete ging auch die Zahl der Schwer- 
punktorte von 329 auf 269 zurück. Das Zonenrand- 
gebiet blieb im Hinblick auf die gesetzliche Rege- 
lung ohne Abstrich wie bisher Fördergebiet, um 
seine Nachteile aus der Teilung Deutschlands aus- 
zugleichen. Auch das Saarland blieb nach wie vor 
wegen seiner einseitigen Wirtschaftsstruktur als 
Fördergebiet eigener Art anerkannt 

Bei den aus scheid enden Fördergebieten entfallt, 
nach Bevölkerungsanteil gerechnet rd. die Hälfte 


auf die Länder Bayern (rd. 30 v, H.) und Baden- 
Württemberg (rd. 20 v. H.). Damit wurde der in die- 
sen Ländern zu beobachtenden regionalwirtschaft- 
lich positiven Entwicklung Rechnung getragen. Den 
ausscheidenden Fördergebieten wurde eine Über- 
gangsregeiung von drei Jahren (1981 bis 1983) ein- 
geräumt, wobei 1983 jedoch nur noch eine Förde- 
rung durch die Investitionszulage erfolgt 

55. Die Bundesregierung ist bestrebt, auch die 
regionale Wirtschaftskraft zu stärken. Deshalb 
wurde das Mittelvolumen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur 1 ' im Jahre 1983 um 50 Mio. auf 520 Mio. DM 
(Bund und Länder) erhöht Zugleich wurden die 
Verpflichtungsermächtigungen 1984/85 von derzeit 
336 auf 420 Mio. DM angehoben. Dies entspricht 
dem Umfang, den die Verpflichtungsermächtigun- 
gen vor der Kürzung des Jahres 1981 hatten* Ent- 
sprechend der gestiegenen regionalwirtschaftlichen 
Bedeutung der ansässigen Unternehmen wurden 
die Förderhöchstsätze für Erweiterungsinvestitio- 
nen in Schwerpunktorten und in Fremdenverkehrs- 
gebieten mit Wirkung vorn 1. November 1982 um 
5 v. H. erhöht Somit können die nach diesem Stich- 
tag beantragten Erweiterungsinvestitionen in den 
Schwerpunktorten mit dem gleichen Höchstsatz ge- 
fördert werden, wie er für Neuerrichtungs Investitio- 
nen gilt 

4c) Zonenrandförderungsprogramm 

56* Im Rahmen des kulturellen und sozialen Zo- 
ne nrandförderungs Programme s wurden 1978 bis 
1981 insgesamt 714 Mio. DM bereitgestellt Schwer- 
punkte dieser Förderung lagen bei den kulturellen 
Maßnahmen, den Sporteinrichtungen, den Einrich- 
tungen der beruflichen Bildung, den Schulen und 
den HehabLIitationseinrichtungen. Die Wirtschafts- 
förderung im Rahmen der Gememschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts Struktur" 
sowie das kulturelle und soziale ZonenrandfÖrde- 
rungsprogramm ergänzen sich gegenseitig. Eine 
vielschichtige kommunale Infrastruktur im wirt- 
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schaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich er- 
höht den Wohn- und Freizeitwert des Zonenrandge- 
bietes und stärkt die Attraktivität und wirtschaftli- 
che Leistungskraft dieses Raumes. 

4d) ERP-Regionalprograrnme 

57. Ergänzend zur Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschafts Struktur" hat 
die Bundesregierung ihre Fördermaßnahmen aus 
dem ERF-Region alprogramm zur Leistungssteige- 
rung kleinerer und mittlerer Unternehmen und zur 
Bereitstellung kommunaler Xnfrastruktureinrich- 
hingen in den Fördergebieten der Gemeinschafts- 
aufgabe fortgeführt. Im Zeitraum 1979 bis 1981 wur- 
den rd. 31 600 Investitionsvorhaben mit einem Volu- 
men von insgesamt 9,8 Mrd. DM gefördert Die Kre- 
ditzusagen für zinsverbilligte Darlehen beliefen 
sich auf 2,8 Mrd, DM. Aus dem E RP- Gerne indepro- 
grarrnn wurden von 1979 bis 1981 464 Investitions- 
vorhaben im Bereich der kommunalen Infrastruk- 
tur mit einem Volumen von insgesamt 975 Mio. DM 
gefordert An Kreditzusagen für zinsverbilligte Dar- 
lehen wurden 366 Mio. DM gewährt 

4e) Stahlstandorte-Sondeiprogramm 

58. Ergänzend zum 11. Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe, der im wesentlichen eine Fort- 
schreibung des 10. Rahmenplans darstellt wurde 
ein Stahlstandorte- Sonderprogramm beschlossen. 
Danach sollen vom 1. Januar 1982 bis zum 31. De- 
zember 1985 Ln den vom Anpassungsprozeß in der 
deutschen Stahlindustrie besonders betroffenen 
Regionen im Bundesgebiet rd. 45 000 neue Ersatzar- 
beitsplätze außerhalb der Eisen- und Stahl Industrie 
geschaffen werden. 

Die Arbeitsmarktregionen Bochum, Dortmund und 
Duisburg sind mit der genannten zeitlichen Befri- 
stung als neue Fördergebiete der Gemeinschafts- 
aufgabe mit insgesamt 6 Schwerpunktorten aufge- 
nommen worden. In diesen Gebieten wird eine In- 
vestitionszulage in Höhe von 8,75 v. H. für Investi- 
tionen zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen au- 
ßerhalb der Eisen- und Stahlindustrie gewährt, die 
das Land durch Investitionszuschüsse bis zum 
Höchstsatz von insgesamt 15 v. H. aufstocken kann. 
Ferner wurde das bis zum 31. Dezember 1981 gel- 
tende Sonderprogramm für das Gebiet des regiona- 
len Aktionsprogramms Saarland-Westpfalz verlän- 
gert Hierfür stellt der Bund für die Jahre 1982 bis 
1985 insgesamt 37 Mio. DM zur Verfügung. Auch in 
den Arbeitsmarktregionen Braunschweig-Salzgit- 
ter, Osnabrück, Amberg und Schwandorf sieht das 
Programm verstärkte Investitionsanreize vor. 

4f) Arbeitsmarktpolltische Maßnahmen 

59. Anfang 1979 wurden Diskrepanzen zwischen 
der generell günstigen Konjunktur- und Beschäfti- 
gun gsentwieklung im Bundesgebiet und der relati- 
ven Verschlechterung der Beschäftigungssituation 
in einer Reihe von Problemjregionen, insbesondere 
im Ruhrgebiet deutlich. Deshalb beschloß die Bun- 


desregierung am 16. Mai 1979 ein Schwerpunkt- 
programm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Mit dem Programm sollte insbesondere zwei Pro- 
blemen begegnet werden; einerseits sollte die Quali- 
fikation der Arbeitnehmer gefördert, andererseits 
sollten die Beschäftigungschancen für einige Grup- 
pen unter den schwer vermittelbaren Arbeitslosen 
verbessert werden. Deshalb wurden Mittel in Höhe 
von 500 Mio. DM für diejenigen 23 Arbeitsamtsbe- 
zirke zur Verfügung gestellt, in denen die jahres- 
durchschnittliche Arbeitslosenquote 1978 mehr als 
6 v. H. betragen hat Mit Ausnahme von Aachen und 
Schweinfurt lagen alle betroffenen Arbeitsamtsbe- 
zirke in fünf Problemregionen, nämlich in Ostfries- 
land, im nieder sächsischen Zonenrandgebiet, im 
Ruhrgebiet im Saarland und in Ostbayern. 

Das Programm stieß auf eine starke Nachfrage; um 
ihr entsprechen zu können, trat die Bundesanstalt 
für Arbeit mit eigenen zusätzlichen Haushaltsmit- 
teln Ln die Förderung ein. Dadurch wurden insge- 
samt 860 Mio. DM bereitgestellt. Damit konnten gut 
47 400 Personen gefördert werden. 30 600 Arbeit- 
nehmer erhielten durch Qualifizierungszuschüsse 
die Möglichkeit einer innerbetrieblichen Weiterbil- 
dung. Über 4 500 ungelernte sowie längerfristig Ar- 
beitslose konnten mit Emarbeitungshilfen wieder 
in das Erwerbsleben eingegliedert werden. Darüber 
hinaus konnten 12 300 Personen über Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen (ABM) beschäftigt werden. 


5. Behördenstandorte 

60. Der Bund ist bemüht, als Arbeitgeber regional- 
wirtschaftlich beispielhaft zu handeln. Die Bundes- 
regierung hat bereits in den Raumordnungsberich- 
ten 1974 und 1978 auf die Bedeutung der Standorte 
für Behörden und andere öffentliche Einrichtungen 
für die regionale Wirtschaftsentwicklung hingewie- 
sen. Sie schaffen sichere Arbeitsplätze und verbes- 
sern die Erwerbs- und Sozialstruktur. Die Bundes- 
regierung war deshalb im Berichtszeitraum be- 
müht, die raumordnerischen Grundlagen für die 
Entscheidungsvorbereitung bei der Standortwahl 
von Behörden zu verbessern und die frühzeitige Be- 
teiligung des für die Raumordnung zuständigen 
Bundesm inisters bei Standortentscheidungen si- 
c herzu stellen. Sie hat hierzu im Februar 1980 einen. 
Bericht zur Standortwahl für Behörden vorge- 
legt 1 ). 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung darauf 
hingewirkt, daß auch die Länder bei Entscheidun- 
gen über den Standort von Landesbehörden dieser 
regionalwirtschaftlichen Zielrichtung folgen. Die 
Ministerkonferenz für Raumordnung hat deshalb 
auf Initiative des Bundes am 12. November 1981 
eine entsprechende Entschließung über die Stand- 
ortpolitik für Behörden bei Bund und Ländern ver- 
abschiedet Darin werden raumordnungspolitische 
Bewertungskriterien aufgeführt, die bei der Stand- 


*) Bericht der Bundesregierung zur Standortwahl für Be- 
hörden, Bonn 1980 (Sonderdruck des Bundesruinisten- 
ums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau) 
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ortwahl für Behörden bei Bund und Ländern mit 
aufgabenbezogenen, wirtschaftlichen, organisatori- 
schen und finanzpolitischen Gesichtspunkten abzu- 
wägen sind. 

Gleichzeitig werden Verfahrensgrundsätze zur Ab- 
stimmung und Unterrichtung bei Standortentschei- 
dungen genannt Damit soll sichergestellt werden, 
daß insbesondere die Landesplanungsbehörden 
rechtzeitig vom jeweiligen Landesressort unterrich- 
tet werden und stärker Einfluß auf die Standort- 
wahl von öffentlichen Einrichtungen nehmen kön- 
nen. 

Die mittelfristig beabsichtigten Verlagerungen und 
Neugründungen von Bundesbehörden bzw. -einrich- 
tungen ergeben sich aus dem Anhang. Daraus wird 
deutlich, daß den beabsichtigten Standortverlage- 
rungen künftig größere Bedeutung zukommt. 


KAPITEL 5 

Forschung und Technologie 

1. Regionale Verteilung der Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen 

62. Auch die regionale Wirtschaftsentwicklung 
wird in zunehmendem Maße von der Fähigkeit der 
Unternehmen zur technologischen und wirtschaftli- 
chen Innovation abhängen. Regionale Unterschiede 
in der Innovationsfähigkeit beruhen zum einen auf 
der unterschiedlichen Branchenstruktur; nicht jede 
Branche ist im gleichen Maße vom technologischen 
Wandel berührt Zum anderen gibt es in den länd- 
lich geprägten Regionen vergleichsweise mehr 
kleine und mittlere Unternehmen, die in der Regel 
über keine eigenen, von der Produktion unabhän- 
gige selbständige Forschungs- und Entwicklungsab- 
teilungen verfügen. Auch sind die Forschungskapa- 
zitäten und die Informations- und Kommunika- 
tionsdichte im wissenschaftlich-technischen Be- 
reich nicht gleichmäßig auf die Regionen verteilt 
Die von Bund und Ländern finanzierten For- 
schungseinrichtungen finden sich überwiegend in 
verdichteten Regionen; ebenso sind die Großunter- 
nehmen, die eigene Forschungsabteilungen unter- 
halten, überwiegend in den verdichteten Regionen 
angesiedelt Infolgedessen kommt der weit überwie- 
gende Teil der für die Forschungsförderung einge- 
setzten staatlichen Finanzmittel den verdichteten 
Regionen zugute. 

Die Bundesregierung sieht vor diesem Hintergrund 
in der Aktivierung der Innovationspotentiale in den 
wirtschaftlich weniger entwickelten Räumen eine 
wichtige Aufgabe. Zwar muß die Forschungsförde- 
rung der regionalen Konzentration der Forschungs- 
einrichtungen im Hinblick auf ihre gesamtwirt- 
schaftliche Aufgabe grundsätzlich Rechnung tra- 
gen. Es wird jedoch angestrebt, Forschungseinrich- 
tungen auch außerhalb der verdichteten Regionen 


6. Konsequenzen 

61. Angesichts der veränderten gesamtwirtschaft- 
lichen und strukturellen Rahmenbedingungen wird 
die regionale Wirtschaftspolitik im Hinblick auf et- 
waige Anpassungsnotwendigkeiten und -möglich- 
keiten weiterhin fortlaufend zu überprüfen sein. Zu 
diesem Zweck wird vom Planungsausschuß der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ eine Reihe begleitender wis- 
senschaftlicher Gutachten vergeben werden. Hier- 
bei werden auch die Möglichkeiten einer stärkeren 
innovationsorientierten Förderung und einer inten- 
siveren Unterstützung der in den Regionen bereits 
vorhandenen Entwicklungspotentiale unter Berück- 
sichtigung der Koordinierung raumwirksamer 
Fachpolitiken zu untersuchen sein. 


anzusiedeln und damit insbesondere die Innova- 
tionsfähigkeit der hier vielfach überwiegenden klei- 
nen und mittleren Unternehmen zu stärken. 


2. Förderung der Innovationsleistung kleiner und 
mittlerer Unternehmen 

63. Der absehbare Wandel der industriellen Pro- 
duktionsbedingungen wird die industriell und die 
ländlich geprägten Problemregionen infolge ihrer 
arbeitsintensiven Produktionsweise besonders 
stark treffen. Seit Mitte der 70er Jahre gelingt es 
zudem immer seltener, in diesen Regionen Arbeits- 
plätze durch Neuansiedlung von den Betrieben zu 
schaffen. Deshalb müssen vor allem die vorhande- 
nen Betriebe gestärkt werden. Dazu können Pro- 
dukt- und Prozeßinnovationen einen wichtigen Bei- 
trag leisten. 

Kleine und mittlere Unternehmen bestimmen maß- 
geblich Wirtschaftswachstum und Beschäftigungs- 
möglichkeiten in ländlich geprägten Regionen. Un- 
tersuchungen für die USA, die teilweise für die Bun- 
desrepublik Deutschland bestätigt werden konnten, 
belegen allgemein den hohen Stellenwert gerade 
kleiner Unternehmen für die nationale Beschäfti- 
gungspolitik. Kleinen und mittleren Unternehmen 
sind der Zugang zu Forschungs- und Technologiein- 
formationen sowie die Gewinnung von hochqualifi- 
zierten Arbeitskräften erschwert Viele Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte dieser Unternehmen 
scheitern an dem damit verbundenen Finanzie- 
rungsrisiko. Denn für kleine und mittlere Unterneh- 
men stellen die in Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben investierten Mittel — gemessen an der 
gesamten Finanzkraft — ein größeres Risiko dar. 
Da die Möglichkeit der Risikostreuung über meh- 
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Karte 5.1 

Beschäftigte in Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 1981 
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Karte 5.2 

Forschungs- und Technoioqieförderung an 
Unternehmen der Wirtschaft 1978 bis 1980 
(P ro] ektförd «ru n g ) 

Anteil Ja Region In v.H. der Fördereumme 
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rere Forschungsprojekte weitgehend fehlt, sind 
kleine und mittlere Unternehmen gegenüber Groß- 
betrieben insofern in der Regel im Nachteil, 

Durch eine Reihe von Maßnahmen ist deshalb ver- 
sucht worden, die Bedingungen für Forschungs- 
und Entwicklungsleistungen kleiner und mittlerer 
Unternehmen zu verbessern. Zusammengefaßt sind 
diese Maßnahmen in dem „Forschungs- und techno- 
logiepolitischen Gesamtkonzept der Bundesregie- 
rung für kleine und mittlere Unternehmen" in der 
Fassung der Fortschreibung von 1979. Hervormhe- 
ben sind: 

— das Personalkostenzuschuß Programm, 

— die Unterstützung zur Errichtung von Technolo- 
gie-Agenturen und Innovations-Transferstellen, 

— die Förderung der externen Vertragsforschung, 

Insgesamt konnte der Mitteleinsatz für kleine und 
mittlere Unternehmen im Berichtszeitraum konti- 
nuierlich gesteigert werden. 


3, Innovationsberatung 

64. Als besonders bedeutsam hat sich für die Pro- 
blemregionen das Konzept der Innovationsbera- 
tungs- und Technologietransferstellen erwiesen, 
das die Bundesregierung in einer Reihe von Pilot- 
vorhaben fördert Hauptträger der Innovationsbera- 
tungsstellen sind die Industrie- und Handelskam- 


Tabelle 5.1 Forschungs- und Entwicklungsabgaben für kleine und mittlere Unternehmen i) 

in Mio. DM 


Fö rderungs Lastrum e nt 

1978 

1970 

1980 

1961 s ) 

Förderungsprogramme des BMFT 

165,2 

210,3 

243,4 

280,0 *) 

, (darunter Ge mem Schaftsforschung) 

(46.1) 

(42,2) 

(51.9) 

(55,0) 

Erstinnovationsprogramm (BMWi) 

10,0 

17,2 

18,7 

20,0 

Technische Entwicklung der Berliner Indu- 
strie (BMWi) 

4,4 

6,3 

8,3 

7,5 

Zuschüsse zu den Aufwendungen, für Perso- 
nal in Forschung und Entwicklung (BMWi) . . 



298,9 

355,0 

390,0 

Risikobeteiligung Deutsche Wagnisfinanzie- 
rungsgesellschaft (BMFT) 

1,8 

3,5 

11,3 

9,7 

Markteinführung energiesparender Technolo- 
gien (BMWi) 

0,7 

3,9 

9,7 

14,5 

Förderung der betriebsextemen Vertragsfor- 
schung (BMFT) 

0,8 

5.1 

8,2 

10,0 

Industrielle Geraeinschöftsforschung (BMWi) 

55.7 

66,6 

74,5 

79,0 

Förderung der Pilotprojekte von Technologie- 
Transferagenturen (BMFT) 

2.7 

4,3 

9,4 

8,0 

Gesamt 

247,3 

616,1 

736,5 

818,7 


1 ) Hier sind alle Unternehmen erfaßt, die einen Umsatz von weniger als 200 Mio. DM hatten und die nicht überwiegend 
mit Großunternehmen verbunden sind. 

2 ) Haushaltsansatz 
*) Geschätzt 

Quelle: Faktenbericht 1081 zum Forschungsbericht VI der Bundesregierung 
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Karte 5.3 

Standorte der Innovationsberatungsstellen 
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mern sowie das Rationalisiemngskuratorium der 
Deutschen Wirtschaft Einige Länder haben in ähn- 
licher Weise technologische und ökonomische Bera- 
tungsdienste für die Wirtschaft eingerichtet Einige 
Hochschulen haben — z. T. unterstützt durch Mo- 
dellversuche der Bund-Länder- Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung — Tech- 
nologietransferstellen eingerichtet 

Die Beratungsstellen haben die Aufgabe, das in den 
kleinen und mittleren Unternehmen vorhandene 
technische Neuerungs- und Modernisierungspoten- 
tial zu aktivieren und Innovationsabsichten ver- 
wirklichen zu helfen. Dazu vermitteln sie Informa- 
tionen über den Stand der Technik, Patente, For- 
schungsvorhaben Dritter, KooperationsmögÜchkei- 
ten mit Forschungsinstituten und Informationen 
über staatliche Förderhilfen. Darüber hinaus bera- 
ten sie Unternehmen bei der Suche nach prakti- 
schen Problemlösungen, Sie können somit dazu bei- 
tragen, neues technisches Wissen schneller von den 
forschungs intensiveren verdichteten Regionen in 
periphere zu vermitteln. 

Besonders erfolgreich gestaltet sich vielfach die Zu- 
sammenarbeit zwischen der regionalen Wirtschaft 
und den Fachhochschulen sowie den technischen 
Universitäten. Ein gutes Beispiel bietet das Land 
Baden- Württemberg. Dort hat die im Jahr 1971 ge- 
gründete Steinbeis-Stiftung für Wirtschaftsförde- 
rung die Vermittlung zwischen dem Beratungsbe- 
darf der Wirtschaft und den Universitäten Karls- 
ruhe und Stuttgart sowie den Fachhochschulen des 
Landes übernommen. Die regionale Verteilung von 
Hochschulen und sonstigen Forschungseinrichtun- 
gen ist in Baden-Württemberg räumlich relativ aus- 
gewogen (vgl. Karte 12,3). Zu der noch immer relativ 
günstigen Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation 
des Landes Baden- Württemberg trägt die regionale 
Streuung der Forsch ungseinriehtungen und der er- 
folgreichen Innovationsberatung vermutlich erheb- 
lich bei. Die Bundesregierung mißt deshalb dem 
weiteren Ausbau technischer und ökonomischer 
Fakultäten an Hochschulen außerhalb der Verdich- 
tungsräume große regionalwirtschaftliche Bedeu- 
tung zu. 


4. Sonstige Fördermaßnahmen 

65, Um Anreize für die Unternehmen zum ver- 
stärkten Ausbau der Forschungskapazitäten zu 
schaffen, führte die Bundesregierung im Jahr 1979 
das Personalkostenzuschußprogramm ein. Danach 
werden Zuschüsse zu den lohnsteuerpflichtigen 
Bruttolöhnen und -gehäitern des in Forschung und 
Entwicklung tätigen Personals geleistet Der Kreis 
der antragsberechtigten Unternehmen wurde für 
das Jahr 1982 zugunsten der kleinen und mittleren 
eingeschränkt Nur noch Unternehmen mit weniger 
als 500 Beschäftigten und weniger als 50 Mio. DM 
Jahresumsatz werden gefördert Denn in aller Re- 
gel leisten sich kleine und mittlere Unternehmen 
keine eigenständigen Forschungs- und Entwick- 
lungsabteilungen; Forschung und Entwicklung er- 
folgt vielfach im täglichen Betriebsablauf. 


Durch die breite Förderung von Forschung und 
Entwicklung bei kleinen und mittleren Unterneh- 
men konnten in den letzten Jahren zune hm end 
auch Unternehmen in ländlich geprägten Regionen 
gefördert werden. Dennoch sind sowohl die abso- 
lute Zahl der geförderten Unternehmen als auch die 
zur Verteilung eingesetzten Fördermittel in den 
Wachstumsregionen mit günstiger Beschäftigungs- 
entwicklung am höchsten. 


Karte 5.4 

Personalküstenzuschüsse für Forschung 
und Entwicklung an Unternehmen 
der Wirtschaft 1980 
Anteil je Region In v.H. der Fördereumme 
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66. Seit dem 10. Rahmenplan der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
Struktur" (1981) wird unter bestimmten Vorausset- 
zungen in den Fördergebieten ein besonderer Inve- 
stitionszuschuß gewährt, wenn für die Dauer von 
mindestens fünf Jahren in der Betriebs stätte neue 
und hochwertige Arbeitsplätze im Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Leitungsbereich zusätzlich geschaf- 
fen und besetzt werden. Dieser besondere Investi- 
tionszuschuß ist mit anderen Öffentlichen Mitteln 
— etwa Investitionszulage und Personalkostenzu- 
schuß — kumulierungsfähig. Die neue Förderform 
wird vorerst in einer bis Ende 1983 befristeten Ver- 
suchsphase getestet. Ausgenommen sind Schwer- 
punktorte mit mehr als 100 000 Einwohnern. 
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5^ Konsequenzen 


67, Die Bundesregierung wird die Rahmenbedin- 
gungen für Wissenschaft und Forschung weiter ver- 
bessern, um damit die Modernisierung der Wirt- 


KAPITEL 6 

Finanzstruktur 

68, Die Finanzausstattung von Ländern und Kom- 
munen ist entscheidend für ihre Fähigkeit, die so- 
zial, wirtschaftlich und kulturell erforderliche Infra- 
struktur zu schaffen und zu erhalten. 

Für die Finanzkraft einer Region ist die Steuerkraft 
von besonderer Bedeutung. Wegen der unterschied- 
lichen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Re- 
gionen weist sie hohe Unterschiede auf. Dieses 
Steuerkraftge fälle wird durch den horizontalen 
Länderfin anz ausgleich sowie — innerhalb der Län- 
der — durch den kommunalen Finanzausgleich ge- 
mildert Die regionale Finanzausstattung wird indi- 
rekt durch den Bund-Länder-Finanzausgleich, Fi- 
nanzleistungen des Bundes an die Länder sowie 
durch die Steuergesetzgebung beeinflußt 

Im letzten Jahrzehnt konnte die Infrastrukturaus- 
stattung in den Kommunen erheblich verbessert 
werden. Dies führte allerdings zu beträchtlichen 
Steigerungen bei den Personal- und Betriebskosten 
{Folgekosten), die notwendig sind, um die geschaf- 
fenen Infrastruktureinrichtungen sinnvoll zu nut- 
zen. Die hierfür eingesetzten kommunalen Finanz- 
mittel haben deshalb im Verhältnis zu den Mitteln 
für Investitionen deutlich zugenommen. 


1. Horizontaler Länderfinanzausgleich 

69, Am Aufkommen aus der Einkommen-, Körper- 
schaft- und Umsatzsteuer sind Bund und Länder 
und zum Teil auch die Gemeinden beteiligt Der 
Länderanteil am Aufkommen der Umsatzsteuer 
steht den einzelnen Ländern nicht nach dem örtli- 
chen Aufkommen sondern nach Maßgabe der Ein- 
wohnerzahl zur Verfügung. Dadurch werden die er- 
heblichen Steuerkraftunterschiede zwischen den 
Ländern schon zum Teil ausgeglichen. Außerdem 
kann bis zu einem Viertel des Länderanteils an der 
Umsatzsteuer zur Vorwegauffüllung der Steuerein- 
nahmen leistungsschwacher Länder verwendet 
werden. 


schaft mit marktgerechten Mitteln zu unterstützen. 
Regional liegt der Schwerpunkt auf einer möglichst 
großen räumlichen Streuung öffentlicher For- 
schungseinrichtungen und der Unterstützung von 
Innovationsberatungsstellen für kleine und mittlere 
Unternehmen. 


Im Rahmen des Länderfinanzausgleichs wird durch 
Zuweisungen ausgleichspflichtiger Länder die 
Steuerkraft der ausgleichsberechtigten Länder auf 
mindestens 95 v. H. der Durc h s c hnitts Steuer kraft 
angehoben. Das Land Berlin (West) ist wegen sei- 
ner Sonderstellung nicht am Länderfinanzaus- 
gleich beteüigt, sondern erhält statt dessen Finanz- 
zuweisungen des Bundes. Das Volumen der hori- 
zontalen Finanzausgleichszahlungen hat sich im 
Zeitraum 1974 bis 1981 um ca. 27 v. H. erhöht Unter 
den au sgleichs pflichtigen Landern sind seit 1974 er- 
hebliche Verschiebungen eingetreten. Hatte Nord- 
rhein-Westfalen 1974 den höchsten Betrag zu lei- 
sten, so fiel es 1981 als ausgleichspflichüges Land 
aus. Demgegenüber haben sich die Ausgleichslei- 
stungen von Baden-Württemberg mehr als verdrei- 
facht Das Land Baden- Württemberg brachte 1981 
etwa zwei Drittel des gesamten' Ausgleichsbetrages 
auf. 

Unter den ausgleichsberechtigten Ländern haben 
sich die Gewichte im Zeitraum 1974 bis 1981 eben- 
falls verlagert Einem Rückgang der Zahlungen an 
Bayern um knapp 80 Mio, DM stehen hohe Steige- 
rungen zugunsten von Niedersachsen um 250 Mio, 
DM, von Schleswig-Holstein um 150 Mio, DM und 
an Bremen von 100 Mio. DM gegenüber. Ca, 42 v. H, 
des gesamten Ausgleichsvolumens ging 1981 an 
Niedersachsen. Die Entwicklung des horizontalen 
Finanzausgleichs zeigt eine deutliche Nord-Süd- 
Verschiebung im Verlauf der zweiten Hälfte der 
70er Jahre. 

Seit der Finanzreform von 1969 sind die bergrecbtli- 
chen Förderabgaben von rd. 45 Mio. DM (1970) auf 
rd. 1,8 Mrd. DM (1981) stark gestiegen. Sie können 
daher bei der Beurteilung der Finanzkraft der ein- 
zelnen Länder nicht länger außer Ansatz bleiben. In 
den Ausgleichs jahren 1983 bis 1985 werden deshalb 
33 l h v. H. und vom Ausgleichsjahr 1986 an 50 v. H. 
des Aufkommens aus der Förderabgabe in den Län- 
derfinanzausgleich einbezogen. Da über 90 v. H, der 
Förderabgabe in Niedersachsen anfällt, werden die 
Finanzausgleichsleistungen an Niedersachsen er- 
heblich sinken und dadurch die ausgleichspflichti- 
gen Länder Baden-Württemberg, Hamburg und 
Hessen wesentlich entlastet werden. 
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Tabelle 6,1 


Entwicklung: des horizontalen Finanzausgleichs 


Länder 

1974 

1978 

1981 

Mio. DM 

DM/E 

Mio* DM 

DM/E 

Mio. DM 

DM/E 

I. Ausgleichspflichtige Länder 







Nordrhein- Westfalen 

572,2 

33,22 

122,2 

7,18 

0 

0 

Baden- Württemberg 

508,4 

55,03 

1 087,4 

119,00 

1 638,3 

176.64 

Hessen 

321,4 

57,60 

471,2 

84,85 

357,7 

83.84 

Hamburg 

508,0 

291,57 

584,8 

351,25 

426,7 

260,18 

zusammen 

1910,0 

56,47 

2 265,4 

67,90 

2 422,7 

72,19 

IL Ausgleichsberechtigte Länder 







Bayern 

346,4 

31,93 

299,0 

27.60 

268,3 

24,53 

Niedersachsen 

742,8 

102,28 

885,7 

122,58 

1 007,0 

138.69 

Rheinland-Pfalz 

298,6 

80,80 

355,5 

97,90 

302,9 

83,18 

Schleswig-Holstein 

272,6 

105,58 

354,4 

136,76 

423,0 

161,72 

Saarland 

194,8 

175,73 

216,0 

201,30 

260,8 

245,02 

Bremen 

54,8 

75,49 

154,8 

221,68 

160,7 

232,23 

zusammen 

1 910,0 

72,84 

2 265,4 

86,96 

2 422,7 

92,42 


Quelle: Bundesminister der Finanzen. Statistisches Bundesamt, Fachserie Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Reihe 
1 22 1978 und 1980 


2. Ergänzungszuweisungen des Bundes 

70. Durch Ergänzungszuweisungen des Bundes an 
leistungsschwache Länder werden die Steuerkraft- 
unterschiede weiter verringert Im Zeitraum von 
1970 bis 1981 sind die Ergänzungszuweisungen von 
100 Mio. DM auf rd. 1 480 Mio. DM angestiegen. Seit 
dem Jahre 1974 werden jährlich Ergänzungszuwei- 


sungen in Hohe von 1,5 v, H. des Umsatzsteuerauf- 
kommens gewährt Auf diese Dynamisierung ist es 
zurückzuführen, daß sich die jährlichen Leistungen 
des Bundes seit 1974 nahezu verdoppelt haben. Die 
höchsten Zuweisungen erhält nominell das Land 
Niedersachsen, auf den Einwohner bezogen das 
Land Schleswig-Holstein und ab 1983 das Saar- 
land, 


Tabelle 6.2 

Ergänzungszuweisungen des Bundes an ausgleichsberechtigte Länder Ln den Jahren 

1Ö74, 1978 und 1981 


Ausgl eichsbe rech tigte 
Länder 

1974 

1678 

1981 

Schlüssel 
in v. H. 
(1981/82) 

Schlüssel 
Ln v. H. 
(1983) 

Schlüssel 
ln v. H. 
(1984/85) 

1 Mio, 
DM 

DM/E 

Mio. 

DM 

DM/E 

Mio. 

DM 

DM/E 

Bayern 

163,4 

15,06 

239,0 

22,07 

322,4 

29,50 

21,8 1 

21,2 

20,8 

Niedersachsen 

276,6 

38,10 

404,5 

55,98 

545,7 

75,20 

36,9 

35,8 

34,3 

Rheinland-Pfalz 

154,4 

41,72 

225,8 

61,19 

304,6 

83,62 

20,6 

20,0 

19,7 

Saarland 

43,5 

39,12 

63,6 

59,27 

85,8 

80,47 

5,8 

8,5 

9,7 

Schleswig-Holstein . 

111,7 

43,30 

163,4 

63,06 

220,4 

84,40 

14,9 

14,5 

15,5 

zusammen 

749,6 

29,39 

1 096,3 

43,24 

1 478,9 

57,99 

100,0 

100 7 0 

100,0 


Quelle: Bundesminister der Finanzen, Finanzberichte 
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3. Finanzleistungen des Bundes 


71. Bundesmittel im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgaben (GA) nach Artikel 91 a und 91 b des 
Grundgesetzes sowie Finanzhilfen des Bundes nach 
Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes dienen vor- 
wiegend drei Sachbereichen: der Verbesserung der 
Wirtschafts- und Erwerbs Struktur, der Förderung 
von Bildung* Wissenschaft und Forschung sowie der 
Verbesserung der Siedlungsstruktur, Mit der Förde- 
rung dieser Aufgaben wird auch das Ziel verfolgt, 
gleichwertige Lebensverhältrtisse in allen Teilräu- 
men des Bundesgebietes zu erreichen. Dabei müs- 
sen entsprechend der Sachaufgabe jeweils räumli- 
che Schwerpunkte gesetzt werden. 

Für die Verbesserung der Wirtschafts- und Er- 
werbsstruktur wurden in den Jahren 1978 bis 1980 
jeweils über 2 Mrd, DM eingesetzt Im Jahr 1981 
sind die Ansätze für die Ge me in sc haftsauf gaben 
um 20 v, H. auf rd, 1,6 Mrd, DM gekürzt worden. Die 
Mittel kommen weitgehend den ländlich geprägten 


und zum Teil auch den industriell geprägten Pro- 
blemregionen zugute. 

Die Förderung von Bildung, Wissenschaft und For- 
schung im Rahmen der Ge meinschaftsauf gaben so- 
wie der beruflichen Bildung dient auch der Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur, Mit die- 
ser Forderung wurden kn Berichtszeitraum im 
jährlichen Durchschnitt rd, 2,2 Mrd. DM zur Verfü- 
gung gestellt 

Der Mittelansatz für die Verbesserung der Wohn- 
und Siedlungsstruktur konnte von 1978 auf 1979 um 
800 Mio, DM gesteigert werden. In den Jahren 1980 
und 1981 wurden jährlich über 4 Mrd, DM für die- 
sen Zweck bereitgestellt, Sie sind entsprechend der 
besonderen Problemlagen überproportional stark 
in die Verdichtungs räume geflossen. 

Empfänger der Bundesmittel sind teils die Länder, 
teils die geförderten Einrichtungen oder ihre Trä- 
ger, Bei der Verteilung der Mittel auf die Länder 
werden die besonderen räumlichen und sachlichen 
Problemlagen berücksichtigt Abgesehen von den 
Bereichen Bildung, Wissenschaft und Forschung er- 


Tabelle 6.3 


Bundesmittel 1978 bis 1981 
in Mio. DM — Istausgaben — 


Sachbereich 

1978 

1979 

1980 

1981 

Verbesserung der Wirtschafts- und Erwerbs Struktur 





— GA Regionale Wirtschaftsförderung 

376 

432 

440 

314 

— GA Agrarstruktur und Küstenschutz . 

1 582 

1627 

1 596 

1076 

— Ausbildungskapazitäten für berufliche Bildung 

157 

199 

76 

27 

insgesamt 

2 115 

2 258 

2 112 

1 417 

Bildung, Wissenschaft und Forschung 





— GA Hochschulbau 

1 015 

812 

822 

798 

— Bildungspianung und Forschungsförderung 





(gemeinsame Förderung von Bund und Ländern) 

997 

1064 

1 154 

1220 

insgesamt ........ ..... 

2 012 

1876 

1 976 

2 018 

Wohn- und Siedlungsstruktur 





Komm. Straßenbau/Ö PNV 

1 978 

2 144 

2 010 

1930 

— Städtebau 

329 

480 

444 

TTl 

491 

— Sozialer Wohnungsbau 

1032 

1312 

1 253 

1711 

— Fernwärme, Erdgasleitungen 

28 

50 

100 

105 

— Modernisierung, Energieeinsparung 

108 

327 

332 

425 

insgesamt 

3 475 

4 313 

4 139 

4 662 

Summe 

7 602 

8 447 

8 227 

8 097 


l ) einschließlich ZIP 

Quelle: Bundesminister der Finanzen 
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folgt die regionale Mittel Verteilung in aller Regel 
durch die Länder. 

Welche Finanzleistungen des Bundes in die einzel- 
nen Länder flössen, ist beispielhaft für das Jahr 
1980 in der Tabelle 6.4 wiedergegeben 


Im Schnitt entspricht der Mittelanteil der Länder 
Baden-Württemberg und Bayern annähernd ihrem 
Bevölkerungsanteil, während die norddeutschen 
Länder einen höheren und Nordrhein-Westfalen ei- 
nen niedrigeren Anteil erhalten als bei einer Vertei- 
lung nach der Bevölkerungsquote. 


Tabelle 6.4 

Verteilung der Bundesmittel auf die Länder im Jahr 1980 


Länder 

Summe 

Verbesserung der 
Erwe rbsstruk tur 

Bildung, Wissen- 
schaft und For- 
schung 

Verbesserung der 
Wohn und Sied- 
lungsstruktur 

Anteil 
der Be- 
völke- 
rung 

Mio. DM 

v. H, 

Mio, DM 

v.H. 

Mio. DM 

v. H, 

Mio. DM 

v. H. 

v. H. 

Schleswig-Holstein 

491,6 

6,0 

245,0 

11 fi 

77 f 1 

3,9 

169,7 

4,1 

4,2 

Hamburg 

215,3 

2,6 

14,8 

0,7 

92,0 

4,7 

107,6 

2,6 

2,7 

Niedersachsen 

1 110,7 

13,5 

449,9 

21,3 

205,5 

10,4 

455,3 

11,0 

11,8 

Bremen 

78,2 

1,0 

21,1 

1,0 

19,8 

Iß 

37,3 

0,9 

U 

Nordrhein-Westfalen . 

2 004,8 

24,3 

226,0 

10,7 

545,4 

27,6 

1 233,4 

29,8 

27,7 

Hessen 

711,9 

8,7 

143,6 

6,8 

191,7 

9, 7 

376,0 

9,1 

9,1 

Rheinland-Pfalz 

410,0 

5,0 

166,8 

7,9 

65,2 

3,3 

178,0 

4,3 

5,9 

Baden-Württemberg 

1 172,9 

14,2 

253,4 

12,0 

335,0 

17,0 

583,6 

14,1 

15,0 

Bayern 

1 478,7 

18,0 

492,1 

23,3 

229,2 

11,6 

757,4 

18,3 

1 7,7 

Saarland 

164,8 

2,0 

99,3 

4,7 

15,8 

0,8 

49,7 

1,2 

1,7 

Berlin (West) 

388,0 

4,7 

0 

0 

197,0 

10,0 

100,4 

4,6 

3,1 

Bundesgebiet 

8 227,1 

WO 

2 112,0 

100 

1 975,8 

100 

4 139,0 

WO 

WO 


Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung aufgrund der Angaben des 
Bundesministers der Finanzen 


72. Darüber hinaus können von den Entlastungs- 
effekten der allgemeinen steuerlichen Rahmenbe- 
dingungen, den Steuervergünstigungen nach §§ 7 b, 
54 und 10 des Einkommensteuergesetzes (EStG) so- 
wie § 82 a der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung (EStDV) und den Finanzleistungen des 


Bundes im Rahmen von Geldleistungsgesetzen 
(Wohnungsbauprämien, Wohngeld) erhebliche Aus- 
wirkungen auf die regionale Siedlungs Struktur aus- 
gehen. Eine nähere regionale Aufschlüsselung ist 
allerdings nicht möglich. 


Tabelle 6.5 

Steuervergünstigungen und Geldleistungen des Bundes zur Verbesserung 
der Wohn- und Siedlungsstruktur 1978 bis 1981 

in Mio, DM 


Art 

1978 

1979 

1980 

1981 

Wohngeld 

893,7 

922,8 

911,0 

1 211,4 

W o hnungsb auprämi e 

935,1 

963,1 

986,7 

983,5 

Modernisierung und Heizenergieeinspamng 

108,0 

327,0 

332,0 

425,4 

Erhöhte Absetzungen für Wohngebäude 
(§§ 77 b, 54 EStG) 

1 505,0 

1 700,0 

1 785,0 

1 915,0 

Erhöhte Absetzungen für Modernisierung 
(§ 82 a EStDV) 

110,0 

157,0 

200,0 

234,0 

Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an 
Bausparkassen 

(§ 10 Abs. 1 Zift 3 EStG) 

320,0 

310,0 

295,0 

275,0 

Summe 

3 871,8 

4 379,9 

4 510,3 

5 044,3 


Quelle: Bunde smiaister der Finanzen 
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4. Kommunale und regionale Finanzlage 

73. Das Gewerbesteueraufkommen und der Anteil 
an der Einkommensteuer sind die wichtigsten 
Steuereinnahmequeilen der Gemeinden, Nach In- 
krafttreten der GemeindefLnanzreform führten die 
Gemeinden ab 1970 von der ihnen nach Artikel 106 
Abs. 6 des Grundgesetzes zustehenden Gewerbe- 
steuer zuletzt (1978) etwa 36,6 v ( E als Umlage an 
Bund und Länder ab. Aufgrund der finanzpoliti- 
schen Maßnahmen des Jahres 1978 verringerte sich 
diese Umlage ab 1980 auf knapp 23,8 v. H. Zum Aus- 
gleich für die abzuführende Umlage wurden die Ge- 
meinden seit 1970 mit 14 v. H. am Aufkommen der 
Lohnsteuer und veranlagten Einkommensteuer be- 
teiligt, Dieser Anteilsatz wurde ab 1980 auf 15 v. H. 
erhöbt Bei Fortgeltung der alten Steuerverteilung 
vor der Gemeindefinanzreform hätten die kommu- 
nalen Steuereinnahmen 1981 lediglich 8,4 v. H. statt 
12,4 v. H. des gesamten Steueraufkommens betra- 
gen. 

74. Die regionalen Steuerkraftunterschiede lassen 
sich aufgrund der Datenlage nicht für einen späte- 
ren Zeitraum als 1974 bis 1978 beschreiben. Danach 
ergibt sich folgendes Bild: Mit Ausnahme des enge- 
ren Hamburger Raums sowie der Region Hannover 
ist die Steuerproduktivität (= Steueraufkommen je 
Einwohner) in den nördlichen und nordwestlichen 
Regionen sowohl hinsichtlich der Einkommen- 
steuer wie der Gewerbesteuer durchweg erheblich 
niedriger als der Bundesdurchschnitt 

ln den Jahren 1974 und 1978 sind nur geringe regio- 
nale Verschiebungen in der Steuerkraft eingetre- 
ten. Auch die generelle Zahl der unter dem Bundes- 
durchschnitt liegenden Regionen ist mit ca. zwei 
Drittel stabil geblieben. 

Aus der Entwicklung des horizontalen Länderfi- 
nanzausgleichs kann abgeleitet werden, daß sich in 
der Folgezeit die bayerischen Regionen tendenziell 
besser und die Ruhrgebiets regionen relativ schlech- 
ter entwickelt haben. Erheblich über dem Durch- 
schnitt lagen die nicht durch die Montanindustrie 
bestimmten großen Verdichtungsräume; die Regio- 
nen Untermain (Frankfurt), Mittlerer Neckar 
(Stuttgart) und München bildeten mit Abstand die 
Spitzengruppe. 

Zwischen dem regionalen Steueraufkommen und 
der regionalen Wirtschaftskraft — gemessen in 
Bruttoinlandsprodukt/Einwohner — besteht eine 
hohe Übereinstimmung, wenn auch keine vollstän- 
dige Deckungsgleichheit. 

76. Durch den von den Ländern nach Landesge- 
setzen ausgestalteten kommunalen Finanzaus- 
gleich wird die unterschiedliche regionale Steuer- 
kraft zu einem erheblichen Teil ausgeglichen. Da- 
durch verringert sich die Spann breite der Einnah- 
men (Steuern und Zuweisungen insgesamt) zwi- 
schen den Regionen deutlich. 

Im Vergleich zum Steueraufkommen gewinnen z. T. 
wirtschaftsschwache Regionen durch den Finanz- 
ausgleich überproportional und gleichen sich den 


Werten des Bundesdurchschnitts an. Hierunter fal- 
len einige nordwestdeutsche Regionen sowie fast 
alle Regionen des Ruhrgebiets. In den Ruhrgebiets- 
regionen hat sich das Steueraufkommen infolge des 
Wegfalls der Lohnsummensteuer verringert 

76. Die Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
bemessen sich nach Bedarf und Steuerkraft Bei 
der Bedarfsmeßzahl wird der sog. Hauptansatz 
nach der Größe der Gemeinden gestaffelt, da davon 
ausgegangen wird, daß der Finanzbedarf mit der 
Größe der Gemeinden und ihren dadurch gegebe- 
nen höheren zentralörtlichen Aufgaben in der Re- 
gel zu nimm t Das SpannungsverhäJtnis zwischen 
den Gemeindegrößenklassen haben die Bundeslän- 
der unterschiedlich geregelt Die Länder Rhein- 
land-Pfalz, Schleswig-Holstein und das Saarland 
haben einen neuen Weg beschritten und differen- 
zieren außer nach Einwohnergrößenklassen auch 
nach der zentralörtlichen Funktion. Die quantitati- 
ven Auswirkungen dieser Regelung sind allerdings 
relativ begrenzt 

77. Für die Höhe der Finanzzuweisungen ist die 
zur Verteilung anstehende Finanzmasse von aus- 
schlaggebender Bedeutung, Sie resultiert nach Arti- 
kel 106 Abs. 7 des Grundgesetzes für die allgemei- 
nen Schlüsselzuweisungen aus dem Umfang der 
aus dem Bund-Länder-Steuerverbund stammenden 
Landeseinnahmen. Von dem Steueraufkommen der 
Länder an den Gemeinschaftssteuem fließt den Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden insgesamt ein 
von der Landesgesetzgebung zu bestimmender 
Hundertsatz zu (sog. obligatorische Verbundquote). 

Die Bandbreite in der Hohe der Verbundquote ist 
groß. Im Vergleich zum Durchschnitt aller Bundes- 
länder (23 v. H.) weist Bayern mit einer Quote von 
11,1 v. H. den geringsten, Nordrhein-Westfalen mit 
28,5 v, H. den höchsten Wert auf. Niedrigen Ver- 
bundquoten stehen oft höhere Zweckzuweisungen 
gegenüber. Neben diesem obligatorischen Steuer- 
verbund werden die Gemeinden in allen Ländern 
an verschiedenen anderen Landessteuem ein- 
schließlich der Ländereinnahmen aus dem Finanz- 
ausgleich beteiligt (fakultativer Steuerverbund). 
Erst beide Steuerverbünde zusammen ergeben ein 
vollständiges Bild der Finanzbeziehungen zwischen 
Staat und Kommunen. 

Die von den meisten Ländern im Rahmen ihrer 
Bemühungen zur Konsolidierung der Länderhaus- 
halte entweder bereits verfügte oder beabsichtigte 
Reduzierung der Verbundquote hat notwendiger^ 
weise zur Folge, daß weniger Mittel für den kommu- 
nalen Steuerkraftausgleich zu Verfügung stehen. 
Bei den Überlegungen zur Konsolidierung der Län- 
derfinanzen ist deshalb darauf zu achten, daß den 
Gemeinden ausreichende Mittel zum Betrieb und 
zur Unterhaltung ihrer Infrastruktur verbleiben. 

5. Änderung des Gewerbes teuerrechts 

78. Durch das Steueränderungsgesetz 1979 wurde 
unter anderem ab 1. Januar 1980 der Freibetrag bei 
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Karte 6.1 


Karte 6,2 


Regionales Steuerkraftgefälle vor Finanzausgleich 
Steuereinnahmen der Gemeinden Insgesamt 
(Elnkommensteuerontell, Gewerbesteuer, Grundsteuer) 

-ohne Stadtstaaten- _ . . 

Regionale Abweichung vom 

Bundesdurchschnitt In v.H. 



-20 

-10 

0 

10 


-20 

-10 

0 

10 

20 

20 


Minimume -41 .5 
Maximum: 51-7 
Mittelwert -8-2 




er 

: 






1 



in n 



lt 

\A t 



. 

, L .1 


JL 

2.2 28 11 13 6 8 

Kl ae»nh &uflgkeHen 


Regionales Elnnohmegefälle nach Finanzausgleich 

Einnahmen der Gemeinden Insgesamt 

(Steuern, SchlQsselzuwelsungen, Investitionszuweisungen) 

-ohne Stadtstaaten- 

Regionale Abwerchung vom 

Bundesdurchschnitt In v.H, 





< 

-20 

m 

-20 

-< 

-10 

□ 

-10 

-< 

0 

0 

0 

-< 

10 

m 

tta 

10 

-< 

20 

m 


=> 

20 


2 18 33 28 5 2 

KloaaenhGufigkeitan 


Minimum: -23-2 

Maximum: 24.9 

Mittelwert -2.9 


uv® ES 
KUNDE 
UM) 

RAJUU 

ORDNUNG 



Quelle: Statistisches Bundesamt, 

Fochserie 1 4, Reihe 1 0. 1 

Grenzen: Raumordnungsregionen mit Tellreglonen 1980 
Raumordnungsberfcht 1982 der Bundesregierung 


200 km 


34 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/210 


der Gewerbesteuer nach Ertrag von bisher 24 000 
auf 30 000 DM angehoben* Ab L Januar 1961 wurde 
der Freibetrag bei der Gewerbekapitalsteuer von 
bisher 60 000 auf 120 000 DM erhöht; ein Freibetrag 
in Hohe von 50 000 DM wurde von diesem Zeitpunkt 
an für die Hinzurechnung von Dauerschulden bei 
der Gewerbekapitalsteuer geschaffen. 

Mit dem Steueränderungsgesetz 1979 wurde eben- 
falls die Lohn summensteuer zum 1. Januar 1980 ab- 
geschafft Der den Gemeinden daraus entstehende 
Steuerausfall wurde im Rahmen eines sog, Kombi- 
nationsmodells ausgeglichen, das als bundesgesetz- 
liche Maßnahmen die Erhöhung des Gemeindean- 
teils an der Einkommensteuer von 14 auf 15 v, H. 
und die Senkung der Gewerbesteuerumlage um ein 
Drittel vorsah Dabei ist allerdings zu berücksichti- 
gen, daß in den Gemeinden, die keine Lohnsum- 
mensteuer erhoben hatten, eine deutliche Verstär- 
kung der Steuerkraft durch die bundes gesetzlichen 
Ausgleichsmaßnahmen erreicht wurde; dadurch 
konnten die Gewerbesteuersätze gesenkt werden* 


6, Verteilung des kommunalen Elnkommen- 
steuerantells 


79. Bemessungsgrundlage für die Verteilung des 
EU nkommen Steuer ante ils zwischen den Gemeinden 
ist das zu versteuernde Einkommen der Bürger in 
der jeweiligen Gemeinde nur bis zu bestimmten 
Höchstbeträgen. Das diese Grenze übersteigende 
Einkommen wird bei der Verteilung nicht berück- 
sichtigt Von den Hochstbetragen gehen daher 
starke räumliche Umverteilungswirkungen auf die 
kommunalen Steuereinnahmen aus. Für Gemein- 
den mit einem hohen Anteil wohlhabender Bevölke- 
rung fuhren niedrige Höchstbeträge zu relativ ge- 
ringen Einkommen Steuereinnahmen, während Ge- 
meinden mit einer relativ einkommensschwaehen 
Bevölkerung von niedrigen Höchstbeträgen begün- 
stigt werden. 


KAPITEL 7 

Landwirtschaft 

öl. Der Anteil des Agrarbereiches an der Brutto- 
wertschöpfung beträgt in der Bundesrepublik 
Deutschland weniger als 2,5 v* H.; durch die Art und 
das Ausmaß seiner Raumbeanspruchung sowie 
durch seine Beschäftigungseffekte hat dieser Wirt- 
schaftsbereich jedoch eine große raumordnungspo- 
litische Bedeutung: 

— nahezu 86 v, H. der Fläche des Bundesgebietes 
werden von der Land- und Forstwirtschaft ge- 
nutzt; 


Insbesondere die prosperierenden Verdichtungs- 
räume, Kernstädte wie Umlandgenveinden gleicher- 
maßen, möchten die Höchstbeträge daher möglichst 
hoch angesetzt sehen, während steuerschwache Ge- 
meinden in ländlich wie in industriell geprägten 
Problemregionen niedrige Grenzen befürworten. 

Tm Berichtszeitraum wurden die seit 1972 geltenden 
Höchstbeträge von 16 000 DM/32 000 DM zum L Ja- 
nuar 1979 auf 25 000 DM/50 000 DM angehoben. 
Aufgrund gleichlautender Entschließungen von 
Bundestag und Bundesrat, sind in den beiden fol- 
genden Jahren die Verteilungswirkungen von höhe- 
ren Sockelgrenzen durch umfangreiche Modellrech- 
nungen geprüft worden. Aufgrund der Ergebnisse 
dieser Modellrechnungen sind die Sockelgrenzen 
zum 1. Januar 1982 nicht verändert worden. 

Ab dem 1. Januar 1982 wird den Schlüsselzahlen die 
Einkomroensteuerstatistik des Jahres 1977 zu- 
grunde gelegt. Dadurch wirken sich die zwischen 
1974 und 1977 eingetretenen Bevolkerungs-, Be- 
schäftigungs- und Elinkommensveränderungen auf 
das Steueraufkommen der Gemeinden aus. Durch 
die Aktualisierung der statistischen Basis haben 
insbesondere die Umlandgemeinden der Verdich- 
tungsräume mit positiver Wände rungsbüanz und 
Wirtschaftsentwicklung gewonnen, während die 
Kemstadte überwiegend Verluste hiozunehmen 
hatten. Auch die Gemeinden in ländlich geprägten 
Regionen hatten aufgrund der Einkommensent- 
wicklung überwiegend Gewinne zu verzeichnen. 


7 . Konsequenzen 

80. Raumwirksame Investitionsprogramme müs- 
sen daraufhin überprüft werden, ob sie noch einen 
vorrangigen gesamtwirtschaftlichen Bedarf befrie- 
digen oder ob sie zugunsten anderer, vordringlich 
gewordener Staatsaufgaben eingeschränkt werden 
können. Die staatliche Mittel Verwaltung hat sich 
verstärkt auf die Kontrolle des zielgerechten Ein- 
satzes zweckgebundener Mittel und auf den not- 
wendigen Ausgleich des regionalen Steuerkraftge- 
fälles zu konzentrieren. 


— 5 r 4 v. H. der Erwerbstätigen der Bundesrepublik 
Deutschland sind in der Land- und Forstwirt- 
schaft beschäftigt (1981); hinzu kommen die Be- 
schäftigungswirkungen in den vor- und nachge- 
lagerten Produktions- und Die ns tl eis tun gs berei- 
chen. 

Die Einkommens- und Beschäftigungseffekte des 
Agrarsektors, aber auch die Auswirkungen der 
landwirtschaftlichen Nutzung des Bodens sind re- 
gional sehr unterschiedlich* Daher ist eine räumlich 
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differenzierte Betrachtung des Agrarbereiches not- 
wendig. 


1. Entwicklung der Agrarstruktur 

82 . Durch die Verringerung der auöerland wirt- 
schaftlichen Erwerbsmöglichkeiten hat sich der 
Strukturwandel in der Landwirtschaft im Berichts- 
zeitraum etwas verlangsamt. Die Zahl der landwirt- 
schaftlichen Betriebe mit 1 ha und mehr landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche (LF) verringerte sich im 
jährlichen Durchschnitt zwischen 1971 'und 1977 
um 2,8 v. H. und zwischen 1977 und 1981 um 2,4 v. H. 
Die durchschnittliche Betriebsgröße stieg von 12,4 
ha LF im Jahr 1971 auf 15,5 ha im Jahr 1981 an. Der 
betriebliche Arbeitsaufwand — gemessen in Ar- 
beitskrafteinheiten (AK) 1 ) — hat sich in der Land- 
wirtschaft zwischen 1970 und 1977 im jährlichen 
Durchschnitt um 4,8 v. H. und zwischen 1977 und 
1981 um 2,6 v. H. verringert Die Zahl der Arbeits- 


l ) Eine AK-Einheit entspricht der Arbeitsleistung einer 
Person, die das ganze Jahr mit betrieblichen Arbeiten 
(ohne Haushalt) voü beschäftigt war. 


krafteinheiten je 100 ha LF betrug 1970 im Bundes- 
durchschnitt 112 und sank bis 1981 auf 8,0. 

Regional verlauft der Strukturwandel in der Land- 
wirtschaft nach wie vor unterschiedlich, bedingt 
durch die historisch gewachsene Agrarstruktur und 
die jeweilige Wirtschafts Struktur, aber auch durch 
die zum Teil unterschiedlichen agrarpolitischen 
Zielvorstellungen der Bundesländer. 

Hohen Arbeitskräftebesatz und kleinbetriebliche 
Strukturen gibt es nach wie vor in den Realtei- 
iungsgebieten des süddeutschen Raumes. Vielfach 
werden dort unzureichende landwirtschaftliche 
durch außerlandwirtschaftliche Einkommen aufge- 
stockt Entsprechend hoch ist dort der Anteil der 
Nebenerwerbsbetriebe. 


2. Landwirtschaftliche Einkommens- und Pro- 
duktionsbedingungen 

83, Die Einkomme ns Struktur der Landwirtschaft 
wird wesentlich bestimmt durch die Faktorausstat- 
tung, insbesondere den Flächen umfang und Viehbe- 
stand der Betriebe, die Preis- und Kosten Verhält- 
nisse sowie die Lage zu den Bezugs- und -Absatz- 


Tabelle 7.1 

Entwicklung der durchschnittlichen Größe der landwirtschaftlichen Betriebe 
mit 1 ha LF und mehr nach Bundesländern 


Land 

Durchschnittliche Größe 
der landwirtschaftlichen Betriebe 
mit 1 ha LF und mehr in ha 

Meßzahlen zur Entwicklung 
der Betriebsgrößen 
(1971 = 100) 

Durchschnittliche 
jährliche Ver- 
änderung in v.H. 

1971 

1973 

1975 

1977 

1979 

1981 

1971 

1973 

1975 

1977 

1979 

1981 

1971 

bis 

1977 

1977 

bis 

1981 

1971 

bis 

1981 

Schleswig- 
Holstein 

27,41 

29,43 

30,79 

31,85 

33,10 

33,61 

100,0 

107,4 

112,3 

1162 

120,8 

122,6 

2,5 

1,4 

2,1 

Niedersachsen . . 

17,51 

1822 

2028 

20,96 

21,70 

22,56 

100,0 

104,1 

115,8 

119,7 

123,9 

1282 

3,0 

1,9 

2,6 

Nordrhein- 
Westfalen — 

13,54 

14,41 

15,05 

15,72 

16,32 

16,72 

100,0 

106,4 

111,2 

116,1 

120,5 

123,5 

2,5 

1,6 

2,1 

Hessen 

9,62 

1022 

11,13 

11,54 

1226 

12,66 

100,0 

1062 

115,7 

120,0 

127,4 

131,6 

3,1 

2,3 

2,8 

Rheinland-Pfalz 

8,98 

9,59 

10 t 53 

11,05 

11,77 

12,19 

100,0 

106,8 

117,3 

123,1 

131,1 

135.7 

3.5 

2.5 

3,1 

Baden-Württem- 
berg 

8,79 

9,14 

9,62 

10,12 

10,75 

1120 

190,0 

104,0 

109,4 

115,1 

1222 

128,1 

2,4 

2,7 

22 

Bayern 

1127 

11,70 

12,02 

12,48 

12,99 

1322 

100,0 

103,8 

106,7 

110,7 

1152 

117,3 

1.7 

1,5 

1,6 

Saarland 

1022 

10,70 

11,97 

13,02 

1421 

14,77 

100,0 

103,7 

116,0 

1262 

138,7 

143,1 

3.9 

3,2 

3,7 

Bund 

12,40 

13,01 

13,77 

14,37 

15,07 

15,52 

100,0 

104,9 

111.0 

115,9 

121,5 

1252 

2,5 

1.9 

2,3 


Quellen: Statistisches Bundesamt: Ausgewählte Zahlen für die Agrarwirtschaft 1980/1981 
Statistisches Bundesamt: Fachserie B Reihe 5 I Betriebsgrößen Struktur 1973, 1975 


56 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/210 


Körte 7.1 


Körte 7.2 


Arbeitskröftebesotz 1 979 

Arbeitskrafteinheiten je 100 ho 
landwirtschaftlich genuteter Fläche 


Betriebsgrößenstruktur 1 979 
Durchschnittliche Größe der landwirtschaftlichen 
Betriebe mit 1 ha LF und mehr in ha LF je Betrieb 



< 6.0 

-< 8.0 

-< 10.0 
-< 12,0 
=> 12.0 


Minimum: 3.7 

Maximum: 16.0 

Bundes wert: 8.3 
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15.0 -< 

20.0 

20.0 -< 

30.0 

=> 

30.0 


1 0 33 1 9 8 5 

K laseenhäufl gkeHe n 


Minimum: 7.0 

Maximum: 45,7 

Bundeswert 15.1 


LANCES 

KUNDE 

UM) 

RAUM 

ORDNUNG 



Karte 7,3 

Nebenerwerbsbetriebe 1 979 
Anteil der Nebenerwerbsbetriebe an den 
landwirtschaftlichen Betrieben insgesamt ln v.H. 



□ 


< 30.0 

E3 

30.0 

-< 45.0 

m 

45.0 

-< 55.0 

£4 

55.0 

~< 70.0 

PH 


70.0 



♦: 



ui 



8,i, 


8 26 18 T6 7 

Klasse n h Qu figkelten 


Minimum: 1 5.8 

Maximum; 82.4 
Bundeswert 50.3 


Quelle: Karten 7.1 und 7.3 : Landwirtschaftszählung 1979; 

Karle 7.2 : Statistisches Bundesamt Fachserie 3 Reihe 2.1.1 

Grenzen: Raumordnungsregionen 1 980 
Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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markten. Zusammen mit der natürlichen Ertrags- 
kraft *) bestimmt die Agrarstruktur 1 2 ) die landwirt- 
schaftlichen Produktionsbedingungen. 

Aufgrund der regionalen Unterschiede in den land- 
wirtschaftlichen Produktionsbedingungen lassen 
sich vier Raumkategorien unterscheiden: 

a} Die landwirtschaftlichen Problemgebiete befin- 
den sich überwiegend in Mittelgebirgslagen mit 
insgesamt ungünstigen landwirtschaftlichen 
Produktionsbedingungen, Der Anteil der Haupt- 
erwerbsbetriebe 3 ) mit einem Standard betriebs- 
Einko mm en von über 30 000 DM beträgt hier 
z. T. weniger als 30 v. H., so z. B. im Westerwald, 
auf der Schwäbischen und auf der Fränkischen 
Alb. Das Minimum mit 10,1 v. H, weist der Kreis 
Freyung-Grafenau auf. Die Zahl der landwirt- 
schaftlichen Betriebe, die ein ausreichendes Ein- 
kommen erzielen können, ist damit vergleichs- 
weise äußerst niedrig. 

1 ) Die natürlichen Ertragsbedingungen eines Gebietes 
werden um so besser bewertet, je kleiner 

— der Anteil der landwirtschaftlichen Fläche mit Bo- 
de okllmazahl (im gemeindlichen Durchschnitt ge- 
rechnet) unter 40 

und je größer 

— die durchschnittliche Bodenklimazahl, 

— der durchschnittlich e Getreideertrag sowie 

— der Anteil der Zuckerrübe nfläche an der LF 
ist 

2 ) Die strukturellen Bedingungen für die landwirtschaftli- 
che Produktion sind in einem Gebiet um so besser, je 
höher 

— ' die durchschnittliche Betriebsgröße, 

— der Anteil der landwirtschaftlich genuteten Fläche 
der Betriebe mit 30 ha LF und mehr, 

— der Anteil der Betriebe mit einem Standardbetriebs- 
einkommen von 30 000 DM und mehr 

und je niedriger 

— die Zahl der ArbeitskrafteinheitenjelOO ha LF sowie 

— der Anteil der Betriebe von 2 bis 10 ha LF (mit Aus- 
nahme der Sonderkulturbetriebe) 

ist. 

3 ) Betriebe ohne außerlandwirtschaftliche Einkommen 
und Betriebe mit außer landwirtschaftlichen Einkom- 
men des Inhaberebepaares, bei denen das betriebliche 
Einkommen größer als das außerbetriebliche Einkom- 
men ist 


b) Gebiete mit schlechter bis sehr schlechter natür- 
licher Ertragskraft, jedoch mit günstiger Agrar- 
struktur (überdurchschnittlichen Betriebsgrö- 
ßen und niedrigem Arbeitskräftebesatz) sind vor 
allem in Niedersachsen vorzufinden. Das führt 
hier zu einem vergleichsweise hohen Betriebs- 
ei nkommeiL Die Lage zu den Absatzmärkten ist 
zwar allgemein nicht besonders günstig, dies 
wird jedoch durch die geringe Entfernung zu 
den Bezugsmärkten für die Produktionsmittel, 
insbesondere Futtermittel, zum Teil ausgegli- 
chen. 

c) Räume mit ungünstiger Agrarstruktur und mitt- 
lerer bis guter natürlicher Ertragskxaft sind vor- 
nehmlich die Realteilungsgebiete von Baden- 
Württemberg, Rheinland- Pfalz, Hessen und Bay- 
ern mit einem hohen Anteil an Nebenerwerbs- 
betrieben. Die Marktlage dieser Gebiete sowie 
die außerlandwirtschaftlichen Erwerbsmöglich- 
keiten sind infolge der Nähe zu Verdichtungs- 
räumen relativ gut Bedingt durch die kleinbe- 
triebliche Struktur ist der Arbeitskräftebesatz 
verhältnismäßig hoch und das Arbeitseinkom- 
men mittelmäßig bzw. niedrig. Diese vielfach 
unzureichende Einkommens Situation in den 
Haupterwerbsbetrieben wird z,T. durch außer- 
landwirtschaftlichen Zuerwerb ausgeglichen, 

d) Zu den Gebieten mit guter bis sehr guter Agrar- 
struktur und hoher natürlicher Ertragskraft ge- 
hören weite Teile Schleswig-Holsteins, die Hil- 
desheimer Börde, das Niederrheinische Tiefland 
und die Köln-Aachener-Bucht Hier erwirtschaf- 
ten 70 v. H. der Haupterwerbs betriebe ein Stan- 
dardbetriebseinkommen von 30 000 DM und 
mehr, Betriebseinkommen von 100 000 DM und 
mehr sind in diesen Räumen keine Seltenheit 
Aber auch im Rhein-Main-Gebiet, im Würzbur- 
ger Becken, in der Rheinpfalz, im Straubinger 
Ackergäu und zum Teil im Donauhügelland kön- 
nen Qualität und Sicherheit der Arbeitsplätze 
sowie die Einkommensverhältnisse als gut be- 
zeichnet werden. Dies beruht auf hoher Boden- 
produktivität und günstiger Marktlage bei mitt- 
leren Betriebsgrößen. 
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Karte 7.4 

Einkommenspotential in der Landwirtschaft 1979 



Anteil der Houpterwerbsbetriebe 1 ^ 
mit einem Stondordbetriebsr 
einkommen von 30 000 DM 
und mehr an den Haupterwerbs^ 
betrieben insgesamt in v.H. 

- ohne kreisfreie Städte - 


bis unter 20 
20 bis unter 45 
+5 bis unter 55 
55 bis unter 60 
60 bis unter 75 
75 und mehr 


rrr 

‘.S’ 


11 101 45 13 45 16 

Klassenhäufigkelten 


Minimum: 

Maximum: 

Bundeswert: 


10.1 
34. 4 
49.9 


Quelle: Landwirtschaftszählung 1979 

Grenzen: Kreise 1.1.1930 

Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 

^Betriebe ohne außerlandwirtschaftliche Einkommen und Betriebe mit außerlondwirtschafUichen Einkommen 
des Inhaberehepaores, bei denen das betriebliche Einkommen größer als das außerbetriebliche Einkommen ist. 
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Karte 7.5 
Agrarstruktur 1979 



Minimum: 44,6 

Maximum: 183.6 

Bundeswert: 100.0 


Agrarstruktur 

- ohne kreisfreie Städte - 


sehr ungünstig 

ungünstig 

durchschnittlich 

günstig 

sehr günstig 


31 81 56 33 

Kfassenhäufigkelten 
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Quelle: Landwirtschaftszählung 1979; 

Statistisches Bundesamt Fochserle 3 Reihe 2-1.1 

Grenzen: Kreise 1.1.1 980 

Raumordnungeberfeht 1982 der Bundesregierung 
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Körte 7.6 

Natürliche Ertragskraft 1979 


Natürliche Ertragskroft 
- ohne kreisfreie Städte - 



L/NDES 

KUNDE 

UND 

RAUM 

ORDNUNG 



Quelle: Statistisches Bundesamt Fachserie 3 Reihe 3: Forschungsstelle 

der Forschungsgesellschaft für Agrarsoziologie und Agrarpolitik 


Grenzen: Kreise 1.1.1980 

Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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Landwirtschaftliche Produktionsbedingungen 1979 
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Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt 

für Landeskunde und Raumordnung 

Grenzen: Kreise 1 .1 . 1980 

Roumordnungsberlcht 1982 der Bundesregierung 


100 km 


Raumkategonen nach Agrarstruktur 
und natürlicher Ertrogskraft 
- ohne kreisfreie Städte - 

Agrar- Ertrogs- 
sfruktur kraft 

a ungünstig ungünstig 

b günstig ungünstig 

c ungünstig günstig 

d günstig günstig 


59 25 67 85 

Klassenhäufigkeitan 
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3. Räumliche Wirkungen der Agrarpolitik 

84 . Die Agrar Struktur politik berücksichtigt zuneh- 
mend die unterschiedlichen landwirtschaftlichen 
Einkommens- und Produktionsbedingungen. Sie be- 
müht sich damit, die regionalen Unterschiede in der 
Landwirtschaft abzubauen . l ) 

Kernstück der Agrarstrukturpolitik sind die Maß- 
nahmen, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 


*) Vgl. Bericht des Bundes und der Länder über den Voll- 
zug der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 1979/1080, 


Schutzes" von Bund und Ländern in Rahmenplänen 
beschlossen werden. 

Mit den Rahmenplänen der Jahre 1978 bis 1982 
stellte der Bund insgesamt rd. 6,2 Mrd. DM für die 
Förderung aller Maßnahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe zur Verfügung. Zusammen mit den Beiträ- 
gen der Länder standen damit für die Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes im Zeit- 
raum 1978 bis 1682 insgesamt rd. 10,2 Mrd. DM 
bereit Die Schwerpunkte der Förderung lagen bei 
wasserwirtschaftlichen, kulturbautechnischen und 
einzelbetrieblichen Maßnahmen, bei Flurbereini- 
gung und freiwilligem Landtausch sowie dem Kü- 
stenschutz. 


Tabelle 12 


Fördermittel von Bund und Ländern in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes“ 1978 bis 1982 

in Mio. DM 


Fördermittel 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 3 ) 

1978 
bis 1982 

Agrarstrukturelle Vorplanung . . . 

3.4 

3.3 

3,5 

2,3 

2,7 

15,2 

Flurbereinigung und freiwilliger 
Landtausch 

553,3 

576,1 

564,7 

442,8 

433,3 

2 570,2 

Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

008,0 

644,3 

630,7 

536,2 

521,6 

2 940,8 

Maßnahmen zur Verbesserung 
der Marktstruktur 

81,3 

77,2 

73,3 

42,6 

51,6 

326,0 

Wasserwirtschaftliche und kultur- 
bautechnische Maßnahmen 

707,1 

680,6 

710,3 

462,3 

454,1 

3 014,4 

— davon für Abwasseranlagen , . 

186,7 

151,5 

208,1 , 

130,3 

. 


— davon für Trinkwasser- 
versorgung 

107,9 

119,2 

95,5 

68,5 



Forstwirtschaftliche 

Maßnahmen 

12,6 

41,9 

46/7 

36,1 

39,9 

176,8 

Küstenschutz 

168,4 

173,7 

187,5 

184,7 

185,5 

899,8 

Sonstige Maßnahmen 

43,5 

45,3 

49,3 

37,7 

30,3 

206,0 

insgesamt l ) 

2 177,6 

2 242,4 

2 265,8 

1 744,6 

1719,0 

10 149,2 


*) 60 v. H, Bundes- und 40 v t H, Landes mittel, bei Küstenschutz 70 v. H. Bundes- und 30 v. H. Landesmittel 
3 ) Ansatz Lm Rahme o plan 1082 

Quelle; Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Im Rahmen der einzelbetrieblichen Investitionsför- 
derung wird durch die längerfristige Sicherung 
landwirtschaftlicher Arbeitsplätze der Arbeits- 
markt entlastet Dies ist besonders wichtig in den 
ländlichen Regionen, die vergleichsweise hohe An- 
teile von Arbeitslosen und landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigen auf sich vereinigen. 

Die Förderung der Flurbereinigung konzentrierte 
sich vor allem auf süddeutsche Regionen, wasser- 
wirtschaftliche Maßnahmen wurden relativ stark in 
Norddeutschland durchgeführt. 


Die investive Förderung entwicklungsfähiger land- 
wirtschaftlicher Betriebe konzentrierte sich im Be- 
richtszeitraum vornehmlich auf Regionen mit gün- 
stigen landwirtschaftlichen Produktionsbedingun- 
gen. 

Die Landwirtschaft in den nach der EG-Richtlinie 
75/268 {Bergbauernprogramm) benachteiligten Ge- 
bieten wird mit günstigeren Bedingungen für Inve- 
stitionen in landwirtschaftlichen Betrieben und mit 
der Ausgleichszulage, einer direkten Eigentums- 
übertragung, gefördert Räumlich begrenzt wirkt 
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Karte 7.8 

Förderung von Flurbereinigungs-, wasserwirtschaftlichen und kulturtechnischen 
Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 'Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" 1975 bis 1981 



| Flurbereinigung 

| ländliche Wege 

| 2 entrole Wasserversorung 

HP zentrole Abwasseranlagen 

□ Hochwpsserschutz, Wasser- 
ausgleich usw. 


\ ' 1 ‘ I I 1 ' 

1 000 20000 50000 

Durchschnittliche jährliche 
Subventionswerte in 1000 DM 



Quelle: Bundesmlnister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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Förderung von Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
1978 bis 1981 
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auch die Bevorzugung von Grünland- und Futter- 
baubetrieben bei der einzelbetrieblichen Investi- 
tionsförderung. Auch bei überbetrieblichen Maß- 
nahmen wird eine stärkere räumliche Schwer- 
punktbildung angestrebt. 

Die Bundesmittel für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes 14 wurden 1983 gegenüber 1982 um 105 Mio. 
DM auf 1 155 Mio. DM angehoben. Die Bundesregie- 
rung hat an die Länder appelliert, die zusätzlichen 
Mittel vorrangig für investive Maßnahmen mit 
einer stärkeren Beschäftigungswirkung einzuset- 
zen. Bund und Länder haben übereinstimmend die 
Konditionen für die Förderung von Investitionen in 
kleinen und mittelgroßen landwirtschaftlichen Be- 
trieben verbessert; erfahrungsgemäß wird hiervon 
auch das Auftragsvolumen für Handwerks- und Ge- 
werbebetriebe in ländlich geprägten Regionen spür- 
bar vergrößert. 

Im Bereich der Agrarstrukturverbesserung wurden 
einschließlich der Abwicklung begonnener Maß- 
nahmen von 1977 bis 1982 insgesamt rd. 1,5 Mrd. 
DM im Zuge des Zukunftsinvestitionsprogramms 
(940 Mio. DM Bundes- und 580 Mio. DM Landesmit- 
tel) bereitgestellt. Von diesen Maßnahmen ist eine 
hohe Beschäftigungswirkung ausgegangen. Die 
größte Beschäftigungswirkung, bezogen auf 100 
Mio. DM Investitionsvolumen, kommt der Dorfer- 
neuerung zu. Denn sie verlangt eine Mitfinanzie- 
rung durch private Investoren, so daß die öffentli- 
chen Mittel nur einen Teil des gesamten investier- 
ten Kapitals ausmachen. 

85. Von der Preis- und Marktpolitik, die in der 
Europäischen Gemeinschaft einheitlich durchge- 
führt wird und die vorrangig den freien Warenver- 


kehr innerhalb der Gemeinschaft gewährleisten 
soll, gehen auch räumliche Wirkungen aus. Dadurch 
können auch Standortvorteile der Regionen optimal 
genutzt werden. 

Je stärker ein Betrieb auf die Erzeugung von 
Marktordnungsprodukten ausgerichtet, je höher 
dabei sein Umsatz ist, desto größer ist die einkom- 
mensverbessernde Wirkung dieser Politik. Derar- 
tige Betriebe verfügen zumeist über einen ver- 
gleichsweise großen Flächenumfang, eine hohe Ka- 
pitalausstattung und einen geringen Arbeitskräfte- 
besatz. 

Infolge der räumlich ungleichmäßigen Verteilung 
solcher Betriebe ist auch die Einkommenswirkung 
der EG-Markt- und Preispolitik von Region zu Re- 
gion verschieden. Dort, wo die Erzeugung von 
Marktordnungsprodukten, z. B. Milch, Getreide und 
Zuckerrüben, konzentriert ist, wo relativ große Be- 
triebe vorhanden sind und wo günstige natürliche 
sowie wirtschaftliche Produktions- und Ertragsbe- 
dingungen vorherrschen, sind die einkommensver- 
bessernden Effekte für landwirtschaftliche Be- 
triebe entsprechend groß (vgl. Karte 7.5). 


4. Konsequenzen 

86. Im Hinblick auf die begrenzten Finanzmittel 
sollen die staatlichen Förderungsmaßnahmen stär- 
ker auf die nationalen landwirtschaftlichen Pro- 
blemgebiete ausgerichtet werden. Dabei sind die 
Rahmenbedingungen der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion so zu wählen, daß ihre natürlichen Grund- 
lagen erhalten und — wo möglich und erforderlich 
— verbessert werden. 


\ 


Tabelle 7.3 

Förderung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes im Rahmen des Zukunftsinvestitionsprogramms in 

1000 DM 



Sonderrahmenplan (1000 DM) 

Maßnahme 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

insgesamt 

1977—1982 

Küstenschutz 

63 651 

72109 

61415 

55 814 

509 


253 498 

Wasserwirtschaftliche 


und kulturtechnische 
Maßnahmen 

137 788 

271 472 

284 449 

239 435 

22 492 

27 091 

982 727 

Dorferneuerung 

33 959 

81496 

78 579 

58 738 

12 827 

1407 

267 006 

insgesamt 

235 398 

425 077 

424 443 

353 987 

35 828 

28 498 

1 503 231 


Quelle: Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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KAPITEL 8 

Freizeit und Erholung 

1. Entwicklung des Fremdenverkehrs 

tigt Sein Anteil am gesamten Fremdenverkehr in 
der Bundesrepublik Deutschland ist sogar rückläu- 
fig, In einigen Kurorten sind die vorhandenen Ka- 
pazitäten konjunkturbedingt nicht mehr hinrei- 
chend ausgelastet Deshalb sind Anpassungsm aß- 
nahmen erforderlich, um neue Gästeschichten, ins- 
besondere gesundheitsbewußte Urlauber und Fami- 
lien, zu gewinnen. 

Knapp 3 v. H. aller Erwerbstätigen (773 000) sind im 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe tätig. In 
typischen Fremdenverkehrsgebieten liegt der An- 
teil bei 15 v. H. und mehr. Dazu gehören insbeson- 
dere Kreise an der Nordseeküste, im Alpenraum 
und in den Mittelgebirgen wie Schwarzwald und 
Bayerischer Wald. 

89. Trotz leicht rückläufiger Zahl der Urlaubsr ei- 
sen bleibt der Fremdenverkehr für viele Regionen 
ein unverzichtbarer und wichtiger Wirtschaftsfak- 
tor. 

Zur Verstetigung der Beschäftigungslage in Frem- 
denverkehrsgebieten müssen allerdings neben 
einer Verlängerung der Saison ausreichende Be- 
schäftigungsmöglichkeiten in anderen mit der 
Fremdenverkehrswirtschaft verträglichen Wirt- 
schaftsbereichen geschaffen und erhalten werden, 

90. Die Wettbewerbsposition zahlreicher Frem- 
denverkehrsregionen wurde im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschafte Struktur'' auch im Berichtszeitraum ge- 

Tabelle 8,1 


Förderung des Fremdenverkehrsgewerbes von 1978 bis 1982 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtechaftsstruktur“ 


Gebiet 

Investitions- 
volumen 
in 1000 DM 

bewilligte 
GA-Mittel 
in 1000 DM 

zusätzlich ge- 
schaffene Dauer- 
arbeitsplätze 

zusätzlich 

geschaffene 

Betten 

Schleswig-Holstein 

374 460 

8 070 

733 

10 667 

Niedersachsen 

720 850 

16 070 

2 465 

21 889 

Nordrhein- Westfalen 

304 560 

15 460 

785 

6 816 

Hessen 

371 360 

13 820 

1 227 

10 088 

Rheinland-Pfalz 

603 160 

17 220 

1363 

15 354 

Baden-Württemberg 

356 140 

— 

1 079 

6 630 

Bayern 

1 125 260 

4 250 

3 302 

26 819 

Saarland 

40 810 

2 440 

203 

800 

Bundesgebiet 

3 896 600 

77 330 

11 157 

99 063 


Quelle: Bund es minister für Wirtschaft 


87. Zu den Aufgaben der Raumordnungspolitik ge- 
hört es auch, für „die Sicherung und Gestaltung von 
Erholungsgebieten zu sorgen" (§ 2 Abs. 1 Nr. 7 
ROG). Als Wirtschaftefaktor für die Entwicklung 
vor allem ländlich geprägter Regionen hat der 
Fremdenverkehr erhebliche Bedeutung. Die für die 
Entwicklung des Fremdenverkehrs maßgeblichen 
Faktoren wie Einkommen, Urlaub und sozialer Stel- 
lenwert der Udaubsreisen haben sich in den letzten 
zehn Jahren günstig entwickelt. Allerdings haben 
auch die Umweltbelastungen, die vom Fremdenver- 
kehr ausgehen oder auf Fremdenverkehrsgebiete 
ein wirken, zugenommen. 

88. Im Berichtszeitraum ging die Zahl derjenigen 
Bundesbürger, die eine oder mehrere Urlaubsreisen 
im Jahr unternahmen, leicht von 49,9 v. H. der Be- 
völkerung (1979/80) auf 48 v. H. (1980/81) zurück. 
Die Zahl der unternommenen Urlaubsreisen über 
fünf Tage sank von 38,9 Mio. (1979/80) auf 37,3 Mio. 
(1980/81). Etwa 60 v. H. der Reisen 1980/81 waren 
Auslandsreisen. Das Defizit in der Reisedevisenbi- 
lanz hat zwar noch etwas zugenommen, insgesamt 
ist jedoch seit Anfang 1980 eine Tendenz zur Stabi- 
lisierung auf dem erreichten Niveau (1981: 26,0 Mrd. 
DM) zu erkennen. Die Dauer der Reisen sowie die 
Zahl derer, die mehrmals im Jahre verreisten, ist 
vermutlich als Folge der anhaltenden konjunkturel- 
len Schwäche gesunken. 

Die Erwartung, der Kur- und Bädertourismus 
werde aufgrund des zunehmenden Gesundheitsbe- 
wußtseins stetig anwachsen, hat sich nicht bestä- 
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stärkt In den Jahren 1978 bis 1982 (einschließlich) 
wurden zur Förderung des Fremdenverkehrs aus 
Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe rd. 77 Mio. DM 
für gewerbliche Investitionen und rd. 350 Mio. DM 
für öffentliche Investitionen bereitgestellt. Zusam- 
men mit den gleichzeitig eingesetzten Mitteln der 
Gemeinden wurden damit Investitionen in Höhe 
von rd. 3,9 Mrd. DM im Fremdenverkehrsgewerbe 
und von 700 Mio. DM für die Fremdenverkehrsin- 
frastruktur gefördert. Mit den im gewerblichen Sek- 
tor eingesetzten Investitionen konnten mehr als 
11 100 Arbeitsplätze und rd. 99 000 Betten für Ur- 
laubsgäste neu geschaffen werden. 


2. Belastung der Fremdenverkehrsgebiete 

91. Neben der regionalwirtschaftlichen Unterstüt- 
zung des Fremdenverkehrs muß darauf geachtet 
werden, daß die Eignung der Fremdenverkehrsge- 
biete zur Erholung erhalten bleibt. Insbesondere 
darf der Fremdenverkehr nicht durch eine zu 
starke Inanspruchnahme von Landschaft und Um- 
welt seine eigenen Grundlagen zerstören. 

Zentrales Problem der Erholungsräume sind hohe 
Verkehrsbelastungen. Nachteilig ist in manchen 
Regionen weiterhin die Zersiedlung von Erholungs- 
räumen durch Bebauung mit Zweitwohnungen, Fe- 
rienwohnungen oder Alterssitzen. Zerstörungen der 
Natur sind besonders in den Alpen und im Mittelge- 
birge (z. B. Erosion auf Skipisten), an der Nordsee- 
küste und an einigen Schwerpunkten des Naherho- 
lungsverkehrs zu beobachten. 

92. Die Belastung der Erholungsräume wird sich 
tendenziell verstärken, wenn in Zukunft mehr Men- 
schen im Inland Urlaub machen. Um Fehlentwick- 
lungen zu vermeiden, müssen Raumordnung und 
Landesplanung rechtzeitig die räumlichen Voraus- 
setzungen für die Entwicklung und Sicherung von 
Erholungsräumen schaffen. 

Einige Länder haben Grundsätze entwickelt, um 
der Überlastung besonders stark beanspruchter 
Freizeitgebiete entgegenzuwirken. So hat z. B. 
Schleswig-Holstein eine Unterteilung der für Frem- 
denverkehr geeigneten Räume in Ordnungs-, Ge- 
staltungs- und Entwicklungsräume getroffen. Ord- 


III. Umwelt 

KAPITEL 9 

Umwelt und Ressourcenschutz 

94. Umweltprobleme sind stets auch Konflikte in 
der Flächen- und Raumnutzung. Wohnungsbautä- 
tigkeit, Ansiedlung und Erweiterung von Wirt- 
schaftsanlagen, Infrastrukturausbau und auch der 
notwendige vorsorgliche Schutz natürlicher Res- 
sourcen beanspruchen Fläche. Schadstoff- und 
Lärmemissionen können die Nutzung von weiteren 


nungsräume sind solche Räume, in denen eine wei- 
tere Expansion des Fremdenverkehrs nicht mehr 
unterstützt werden kann. In Gestaltungsräumen 
werden Investitionen im Fremdenverkehrswesen 
nur bedingt zugelassen, in Entwicklungsräumen da- 
gegen nach Kräften unterstützt. Bayern hat für das 
Alpenvorland und die Alpen die Erfordernisse der 
Landesplanung und der Bauleitplanung gesondert 
festgelegt und darüber hinaus für die „Erholungs- 
landschaft Alpen“ im sog. Alpenplan Regelungen 
gegen eine Übererschließung durch Verkehrsein- 
richtungen getroffen. 

Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat in 
dem Bemühen, die bisher gewonnenen Erfahrun- 
gen der Länder auszutauschen und für die zukünf- 
tige Arbeit nutzbar zu machen, am 12. November 
1979 in einer Entschließung Kriterien und Grund- 
sätze festgelegt, die bei der Ausweisung und Gestal- 
tung von Freizeit- und Erholungsgebieten zu be- 
rücksichtigen sind. Die Bundesregierung begrüßt 
diese Entschließung und unterstützt im Rahmen ih- 
rer Möglichkeiten die Weiterführung dieses Ansat- 
zes. Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau hat z. B. eine Forschungsarbeit 
in Auftrag gegeben, die neue Trends im Urlaubsver- 
halten ermitteln und ihre Auswirkungen auf be- 
stimmte Regionen aufzeigen soll. 


3. Konsequenzen 

93. Tendenziell wird sich die verfügbare Freizeit 
der Erwerbsfähigen voraussichtlich verlängern. Da- 
mit gewinnen auch die inländischen Fremdenver- 
kehrsgebiete erhöhte Chancen, zusätzliche Nach- 
frage vor allem nach preiswerten Ferienunterkünf- 
ten auf sich zu ziehen. 

Mit dieser regionalwirtschaftlich positiven Tendenz 
verstärkt sich allerdings die Gefahr, daß der Frem- 
denverkehr seine natürlichen Grundlagen in at- 
traktiven und empfindlichen Räumen zerstört 
Hohe Belastungen treten vor allem durch den moto- 
risierten Straßenverkehr, die Ausweitung des Sied- 
lungsraumes für Zweit- und Ferienwohnungen und 
durch Beeinträchtigung der Boden- oder Wasser- 
qualität auf. Dieser Entwicklung muß künftig ver- 
stärkt Rechnung getragen werden. 


Flächen beeinträchtigen. Raumordnung und Lan- 
desplanung sind daher seit jeher mit Umwelt- 
schutzfragen befaßt Sie haben gemäß § 2 ROG für 
die Erhaltung einer räumlichen Struktur mit gesun- 
den Lebens- und Arbeitsbedingungen, insbesondere 
der den Verdichtungsräumen zugeordneten Land- 
schaft, für die „Reinhaltung des Wassers und der 
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Luft und die Sicherung der Wasserversorgung“ zu 
sorgen sowie auf die Vermeidung „ungesunder Ver- 
dichtungen" hinzuwirken. Dies geschieht vor allem 
auf dem Wege planerischer Vorsorge. Diese Zielset- 
zung kann in Konflikt mit dem gleichfalls gesetz- 
lich verankerten Ziel stehen, eine ausgewogene 
Wirtschafts Struktur und eine angemessene Bedie- 
nung mit Verkehrs- und Versorgungsleistungen zu 
gewährleisten. 

95, Die umweltbezogenen Aufgaben der Raumord- 
nung haben im Berichtszeitraum weiter an Bedeu- 
tung gewonnen. Die Ministerkonferenz für Raum- 
ordnung hat deshalb in ihrem Beschluß zur Fort- 
schreibung des Bundesraumordnungsprogramms 
vom November 1981 die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen als eine besondere Aufgabe der 
künftigen Raumordnungspolitik herausgestellt. Da- 
bei stehen Probleme der Flächensicherung, der Ver- 
mittlung in großräumigen Konflikten zwischen 
Wirtschafts- und Umweltinteressen sowie des regio- 
nalen Lasten- und Vorfceilsausgleichs im Mittel- 
punkt. 

Die Dringlichkeit dieser Probleme zeigt sich vor 
allem in den Bemühungen um die Erhaltung und 
Verbesserung der Gewässergüte, die Sicherung der 
Trinkwasserversorgung sowie der Verfügbarkeit 


oberflächennaher Rohstoffe, in den Auswirkungen 
der Luftbelastung und in den Bemühungen, diffe- 
renzierte Raumordnungspläne für einzelne Kon- 
fliktregionen aufzustellen. 

1. Gewässergüte 

96, Die biologische Gewässergüte der Oberflä- 
chengewässer hat sich in den letzten Jahren deut- 
lich verbessert, wenn auch noch nicht alle Gewässer 
einen zufriedenstellenden Zustand erreicht haben. 
Dies beruht vor allem auf richtig gesetzten Investi- 
tionsschwerpunkten bei den Hauptschmutzwasser- 
einleitungen an den großen Flüssen ( z . B. infolge 
des Rhein-Bodensee-Programms), aber auch auf 
günstigen Niederschlags-Abflußverhältnissen im 
Berichtszeitraum. Als weiteres Problem sind in ei- 
nigen Gewässern, vor allem im Bayerischen Wald, 
im Fichtelgebirge und im südlichen Hunsrück zu- 
nehmend Veränderungen der Oberflächengewässer 
durch saure Niederschläge festgestellt worden. 

Nach der Umweltstatistik zeigte sich regional ein 
Zusammenhang zwischen dem Belastungsgrad der 
Gewässer und dem Anschluß der Einwohner an bio- 
logische Kläranlagen. Der Ausstattungsgrad mit 
derartigen Anlagen lag vielfach dort unter dem 


Tabelle 9.1 


öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in den Bundesländern 1975 und 1979 


Land 

Anschluß gr ad der 
Bevölkerung an bio- 
logische Kläranlagen 
ln v. HJ) 

Anschlußgrad der 
Bevölkerung an öf- 
fentliche Sammelka- 
nalisation io v. H. 

Täglicher Trinkwas* 
serverbrauch in Li- 
ter je Einwohner“) 

Anteil der Grund- 
und Quellwasserge- 
winnung an der öf- 
fentlichen Rohwas- 
sergewinnung in 
v, H.3) 

1975 

1979-1) 

1975 

1Ö79 4 ) 

1975 

1979-») 

1975 

1979 4 ) 

Schleswig-Holstein . . . 

65,9 

69,5 

70,1 

76,3 

173,2 

190,4 

98,8 

99,0 

Hamburg 

86,5 

92,6 

91,8 

90,7 

214,6 

222,5 

5 7.5 

84,5 

Niedersachsen 

68,2 

71,6 

76,7 

81,9 

1712 

175,9 

89,2 

87,1 

Bremen 

10,0 

14,4 

93,3 

97,5 

188,1 

175,2 

63,9 

87,4 

Nordrhein-Westfalen . 

53,8 

69,5 

87,6 

89,1 

223,5 

241,1 

43,1 

35,3 

Hessen 

64,6 

75,2 

96,9 

97,2 

184,9 

190,6 

95,4 

92,0 

Rheinland-Pfalz 

41,2 

53,4 

87,7 

90,2 

157,4 

169,6 

8 7,9 

86,5 

Baden -Württemberg . . 

62,8 

85,6 

93,5 

96,5 

177*6 

182,8 

77,3 

76,6 

Bayern 

49,2 

62,3 

75,9 

80,5 

189,5 

199,3 

95,4 

94,8 

Saarland 

43,0 

49,9 

98,0 

98,9 

163,6 

172,6 

100,0 

100,0 

Berlin (West) 

37,1 

37,1 

97,4 

9 7,3 

243,3 

246,7 

100,0 

100,0 

Bundesgebiet 

56,4 

69,1 

86,0 

88,7 

194,4 

204,0 

74,6 

72,4 


] ) Einschließlich teil biologischer Anlagen 

Täglicher Trinkwasserverb rauch insgesamt, einschließlich gewerblicher Unternehmen, Verwaltungen, Krankenhäu- 
ser etc. 

3 ) Nur echtes Grundwasser 
Vorläufige Zahlen 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Öffentliche Wasserversorgung und Abwas Serbe sei tigung in den Bundesländern 1975 
und 1979, Sonderaufbereitung 
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Durchschnitt, wo günstige Abflußverhältnisse vor- 
herrschen. So hatten die meisten Regionen am 
Rhein und fast alle Flußmündungs gebiete 1975 ei- 
nen relativ geringen Anschlußgrad der Bevölke- 
rung an biologische Kläranlagen. Dies traf auch auf 
ländlich geprägte Regionen mit disperser Sied- 
lungsstruktur zu. 

Zur Verringerung der deutlichen regionalen Unter- 
schiede bei der Ausstattung mit biologischen Klär- 
anlagen trägt auch das Abwasserabgabengesetz 
(AbwAG) in Verbindung mit den Anforderungen an 
das Einleiten von Abwasser aufgrund des § 7 a Was- 
serhaushaltsgesetz (WHG) bei. Nach § 7 a WHG hat 
jeder Gewässerverschmutzer sein Abwasser zumin' 
dest nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik zu reinigen. Hält er diese oder etwaige hö- 
here Anforderungen ein, werden die Abgabensätze 
halbiert Die Bereitstellung ausreichender Klärka- 
pazitäten kann also zu einer erheblichen Entla- 
stung der Kommunen führen. Derzeit besteht noch 
zwischen dem Anschlußgrad der Bevölkerung an 
Sammelkanalisation und an biologische Kläranla- 
gen eine erhebliche Differenz, Die Investitions- 
schwerpunkte müssen verstärkt beim KJäranlagen- 
bau gesetzt werden, wenn die biologische Gewäs- 
sergüte weiterhin verbessert werden soll. 

97, Sorgen bereitet vor allem die Einleitung ge- 
fährlicher Schadstoffe wie Schwermetalle oder or- 
ganische Chlorverbindungen die im natürlichen 
Wasserkreislauf nicht oder nur schwer eliminiert 
werden und zu erheblichen Problemen insbeson- 
dere bei der Trink Wasseraufbereitung führen. Am 
Rhein sind die Belastung mit organischen Chlorver- 
bindungen und die Salzfxachten ebenso wie die Ni- 
trat- und Phosphatfrachten in den vergangenen 
drei Jahrzehnten stark gestiegen. Bei den letztge- 
nannten Stoffen zeigen neuere Untersuchungen je- 
doch z. T. eine Trendwende an. 

Erhebliche Probleme entstehen mittelbar und un- 
mittelbar auch durch die mit Schadstoffen angerei- 
cherten Sinkstoffe. Dadurch sind sowohl die gegen- 
wärtigen Nutzungen, z. B. Landwirtschaft, Trink- 
wassergewinnung, Fischerei und die Gewässerbio- 
logie, als auch die langfristige und vielseitige Nutz- 
barkeit größerer Räume beeinträchtigt Denn die 
Schwermetallanreicherungen der Sedimente in den 
großen Flüssen haben streckenweise Ausmaße er- 
reicht, die eine landwirtschaftliche Nutzung des 
Baggerguts weitgehend ausschlleöen. 

Zur Verschlechterung der Gewässergüte der Flüsse 
und der Nordsee tragen industrielle Abwasserein- 
leitungen mit toxischen und nicht abbaubaren 
Schadstoffen maßgeblich bei. Dadurch können der 
biologische Selbstreinigungsprozeß behindert und 
die Trinkwasseraufbereitung aus Uferfiltraten 
empfindlich gestört werden. Die Produktionsverfah- 
ren und die Klärung industrieller Abwässer müssen 
daher mit dem Ziel verbessert werden, daß schwer 
abbaubare toxische Stoffe überhaupt nicht mehr in 
die Gewässer eingeleitet werden. Solange die Pro- 
duktionsverfahren nicht entsprechend umgestellt 
sind, müssen zusätzliche, stoffspezifische Behand- 
lungsmaßnahmen vor Ort durchgeführt werden. 


90. Verschlechterungen der Gewässergüte können 
die Lebensverhältnisse in den unterliegenden Re- 
gionen erheblich beeinträchtigen. Die Trinkwasser- 
versorgung wird erschwert, Flußwasser und Ufertil- 
trate können für landwirtschaftliche und indu- 
strielle Zwecke nicht oder nur mit erheblichen Auf- 
bereitungskosten genutzt werden und nicht zuletzt 
werden die Erwerbschancen der Küstenfischerei 
und des Fremdenverkehrs nachhaltig behindert. 
Eine mangelhafte Gewässergüte kann indirekt 
auch zu erhöhten Anforderungen an die Sicherung 
von Grundwasservorkommen oder die Gewinnung 
von Oberflächengewässer durch Talsperrenbau und 
damit zu Flächennutzungsbeschränkungen fernab 
der Regionen führen, in denen das belastende Ab- 
wasser eingeleitet wurde. Die notwendige Siche- 
rung von G rund wasservor kommen darf daher nicht 
als Ersatz für einen aktiven Schutz aller Gewässer 
vor Verschmutzungen verstanden werden. Die oh- 
nehin bestehende Verknappung verfügbarer Flä- 
chen zwingt im Gegenteil dazu, die Anstrengungen 
zur Verbesserung der Gewässergüte weiter zu ver- 
stärken. 

2 , Regionale Probleme der Trinkwasserversor- 
gung 

99. Rein mengenmäßig gibt es im Bundesgebiet 
wegen der relativ günstigen klimatischen und geo- 
logischen Gegebenheiten keine Probleme für die 
Wasserversorgung, Alle Wasserbilanzen deuten 
darauf hin, daß das verfügbare Wasserd arge bot — 
zumindest bei Ausschöpfung der technischen Mög- 
lichkeiten zur Aufbereitung und Verteilung des 
Trinkwassers — insgesamt ausreicht, um auch 
künftig die Ansprüche zu befriedigen. Die öffentli- 
che Wasserversorgung geht übereinstimmend von 
künftig abnehmenden Zuwachsraten des spezifi- 
schen privaten Verbrauchs aus. 

Wasserdargebot und -nachfrage stimmen mengen- 
mäßig oder qualitativ auf regionaler Ebene oft nicht 
überein. Nach dem Gutachten „Grundwasservor- 
kommen in der Bundesrepublik Deutschland'' von 
1900, das im Aufträge des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau erstellt 
wurde, sind ergiebige Grundwasservorkommen vor 
allem in den Talräumen der großen Flußsysteme, in 
der norddeutschen Tiefebene und im Voralpenraum 
zu finden. Sie decken sich nur zum Teil mit den 
Siedlungs- bzw. Verbrauchsschwerpunkten. Die re- 
gionalen Ungleichgewichte zwischen Dargebot und 
Bedarf werden durch folgende Faktoren verstärkt: 

— Die Wirtschaft belegt aufgrund historischer 
Wasserrechte bedeutende Vorkommen, Die In- 
dustrie fördert heute etwa ebenso viel Grund- 
wasser wie Haushalten und Kleinverbrauchern 
zur Verfügung steht Besonders hoch sind die 
Anteile in Nordrhein- Westfalen — vor allem in- 
folge der Sümpfungsmaßnahmen des Bergbaus, 
Hohe Grundwasserförderanteile der Industrie 
weisen außerdem die Regionen Unterer Neckar, 
Rhein-Pfalz, der Verdichtungsraum Basel-Lör- 
rach sowie die Region Braunschweig und das 
Saarland auf. 
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— Grundwasservor kommen sind regional durch 
landwirtschaftliche Produktionsverfahren und 
industrielle Tätigkeit oder infolge stark 
verschmutzter Oberflächengewässer belastet. 
Eine Überdüngung oder unsachgemäße Anwen- 
dung von Pflanzenbehandlungsmitteln auf land- 
wirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Flä- 
chen kann die Gewässerqualität beeinträchti- 
gen. Da die Grundwassereinzugsgebiete über- 
wiegend landwirtschaftlich genutzt werden, be- 
steht die Gefahr, daß schädigende Substanzen 
auch aus dieser Quelle in das Grundwasser ge- 
langen können. 

— Die Erneuerung des Grundwassers geht vor al- 
lem in verdichteten Regionen durch die fort- 
schreitende Versiegelung der Landschaft zu- 
rück* insbesondere durch die Zunahme von Ver- 
kehrsflächen und bebauten Flächen; in einzel- 
nen ländlich geprägten Regionen sinkt der 
Grundwasserspiegel auch durch überhöhte 
Grundwasserentnahme. 

100. Rund zwei Drittel aller Raumordnungsregio- 
nen decken ihren Bedarf im Bereich der öffentli- 
chen Wasserversorgung zu über 35 v. H, aus Grund- 
und Quellwasser. Bevölkerungsreiche Verdich- 
tungsräuTne wie die Region Mittlerer Neckar und 
das Rhein-Ruhr-Gebiet sind zum überwiegenden 
Teil auf Oberflächen ge wässer angewiesen. Der An- 
teil des Oberflächenwassers ging insgesamt seit 
1970 von etwa 34 auf 28 v. H. zurück. Entsprechend 
stieg der Anteil des Grundwassers von ungefähr 55 
auf über 62 v. H. 

101 . Ungünstige Gewässergütesituation, noch stei- 
gender Wasserbedarf, regionale Ungleichgewichte 
und Nutzungskonkurrenzen lassen immer mehr 
Gemeinden dazu übergehen, die Wasserversorgung 
in ihrem Gebiet über Gruppen- und Fernversor- 
gungsunternehmen sicherzus teilen. Dabei spielen 
auch eine erleichterte Überwachung und erwartete 
Kostenvorteile eine Rolle. In der Konsequenz sol- 
cher Entscheidung wird die ortsnahe Wassergewin- 
nung vielfach stillgelegt; der beabsichtigte oder 
praktizierte Flächenschutz für die ortsnahen Ent- 
nahme stellen wird vernachlässigt, die entsprechen- 
den Freiflächen können über kurz oder lang verlo- 
ren gehen. Sicherheits technische und qualitative 
Probleme sind bei einseitiger Abhängigkeit von 
Fernwasserversorgung dagegen nicht auszuschlie- 
ßen. Der Flächenschutz für die Wassergewinnung 
könnte sich zunehmend auf wenige große Räume 
verlagern, die teilweise weitab von den Verbrauchs- 
schwerpunkten liegen. In den Regionen, in denen 
für die Fernversorgung Grundwasser in zu großem 
Umfang entnommen wurde (z. B. aus dem Hessi- 
schen Ried und dem Vogelsberg für das Rhein- 
Mai n-Gebiet, im Rhein-Neckar-Raum, im Fuhrber- 
ger Feld nördlich Hannover), traten bei längeren 
Trockenperioden z, T. großflächige Grundwasserab- 
senkungen auf, die zu Landschaftsschäden führten. 
Auch die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkei- 
ten der betroffenen Regionen können dadurch 
nachhaltig eingeschränkt werden. So ist es im Hes- 
sischen Ried zu Beeinträchtigungen der Landwirt- 
schaft durch Trockenfallen der Beregnungsbrun- 


nen gekommen, außerdem zu Trockenschäden in 
Wäldern und zu Setzungsschäden an Gebäuden. 

Je größer die Abhängigkeit einer Gemeinde von der 
Femwasserversorgung wird, desto stärker müssen 
die Notwasserversorgungssysteme nach dem Was- 
sersicherstellungsgesetz von 1965 ausgebaut wer- 
den. Der derzeitige Ausbaustand der Notwasserver- 
sorgung ist — wie der Wasserversorgungsbericht 
des Bundesministers des Innern zeigt — trotz er- 
heblicher Investitionen unzureichend. Auch aus die- 
sem Grunde sollte ein dezentrales Versorgungssy- 
stem weitgehend erhalten werden. 

In Wasseren an gelgebieten ist zwar eine überregio- 
nale Fernversorgung erforderlich, um den Bedarf 
zu befriedigen; die vorhandenen Möglichkeiten ei- 
ner innerregionalen und damit verbrauchsnahen öf- 
fentlichen Wasserversorgung sollen jedoch langfri- 
stig erhalten bleiben. Auch die Verdichtungs räume 
müssen ein gewisses Maß an Ei gen Versorgung si- 
cherstellen. Eine grundlegende Verlagerung der La- 
sten von einer Region auf die andere erscheint 
raumordnungspoiitisch nicht vertretbar. Um die 
raumordnungspoLrtischen und volkswirtschaftli- 
chen Folgewirkungen unterschiedlicher Wasserver- 
sorgungsstrategien im einzelnen zu erfassen, hat 
der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau einen neuen Forschungsschwer- 
punkt „Regionale Probleme der Trinkwasserversor- 
gung“ gesetzt. 

102. Die Sicherung der Wasserressourcen zielt 
darauf ab, die laufende Wasserförderung störungs- 
frei zu ermöglichen und gleichzeitig langfristige 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen. Dies kann gesche- 
hen durch: 

— eine aktive Gewässerschutzpolitik, 

— die Ausweisung von Wasserschutzgebieten so- 
wie wasserwirtschaftliche Rahmen- und Bewirt- 
schaftungspläne, 

— die Ausweisung regionaler Vorranggebiete für 
Wasservorkommen. 

Wasservorranggebiete sollen für Wasservorkom- 
men ausgewiesen werden, die zur langfristigen Si- 
cherstellung der Wasserversorgung notwendig und 
deshalb von störenden Nutzungen freizuhalten 
sind. Zeitlicher Vorlauf und Verbindlichkeit dieser 
raumordnerischen Maßnahmen ergänzen die was- 
serwirtschaftliche Rahmenplanung. Vorbeugende 
Maßnahmen zur Verbesserung der Gewässergüte 
und zum sparsamen Verbrauch sind dringlich, um 
das restriktive Instrument der Wasservorrangge- 
biete möglichst wenig einsetzen zu müssen. 

Ein langfristig tragfähiges Trinkwasserversor- 
gungskonzept muß von folgenden Zieivorstellungen 
ausgehen: 

— Die Belastung von Oberflächen- und Grundwas- 
ser mit organischen und mit schwer abbaubaren 
Stoffen ist zu vermindern. 

— Die Möglichkeiten des sparsamen Wasserver- 
brauchs sind auszuschöpfen. 
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— Die qualitativ hochwertigen Wasservorkommen 
sind in erster Linie der Trinkwasserversorgung 
der Bevölkerung vorzu behalten. 

— Durch die Ausweisung von möglichst ver- 
brauchsnahen regionalen Wasservorranggebie- 
ten in Landesentwicklungs- und Regionalplänen 
muH Nutzungskonflikten vorgebeugt werden. 

— Die Raum- und Siedlungsentwicklung ist mit 
den natürlichen wasserwirtschaftlichen Mög* 
lichkeiten abzustimmem 


3p Sicherung oberflächennaher Rohstoffe 


103p Die Sicherung wertvoller oberflächennaher 
Rohstoffe — etwa der Braunkohle — gehört seit 
langem zu den Aufgaben der Landes- und Regional- 
planung. Zu den natürlichen Ressourcen, die stand- 
ortgebunden und nicht in unbegrenzter Menge Vor- 
kommen, gehören auch die mineralischen Roh- 
stoffe der Steine und Erden. Ihre volkswirtschaftli- 
che Bedeutung macht in wachsendem Maße mittel- 
bis langfristige Vorsorgemaßnahmen erforderlich, 
weil Konflikte mit anderen räumlichen Nutzungs- 
ansprüchen zunehmen. 

Planerische Sicherung der Rohstoffe und rechtzei- 
tige Vorsorge für Ersatzstoffe setzen eine ausrei- 
chende Kenntnis der verfügbaren Lagerstätten vor- 
aus. Sie ist jedoch in den Bundesländern nur in 
unterschiedlichem Maß vorhanden. Um weitere Er- 
kundungen anzuregen — insbesondere eine von 
den Landern gemeinsam erarbeitete Lagerstätten- 
erfassung im größeren Maßstab — und um wenig- 
stens einen Überblick über die Lage wichtiger Roh- 
stoffvorkommen zu erhalten, beauftragte der Bun- 
des minister für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau die Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe mit der Erfassung oberflächennaher 
Vorkommen. Die mit den Geologischen Landesäm- 
tern erarbeitete Karte der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Maßstab 1:1 Mio. „Gebiete mit oberflächen- 
nahen mineralischen Rohstoffen" mit Erläuterun- 
gen ist 1982 vom Bundes minister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau veröffentlicht worden. Sie 
stellt erstmalig bundesweit die Gebiete bedeuten- 
der oberflächennaher mineralischer Rohstoffe in 
ihrer räumlichen Verteilung dar. 

Die Vorräte der Rohstoffe Steine und Erden sind 
aus geologischen Gründen gebietsweise begrenzt, 
selbst bei einigen — gemeinhin als unerschöpflich 
angesehenen — Massenrohstoffen wie Kies und 
Sand, Sie sind auch nur teilweise einem Abbau zu- 
gänglich. 


104, Im Bundesgebiet wurden 1981 nach der amtli- 
chen Statistik 361 Mio. Tonnen Steine und Erden 
als Rohstoffe gewonnen. Da hierbei nur Betriebe ab 
einer bestimmten Beschäftigtenzahl erfaßt werden, 
ist die tatsächliche Gewinnung höher anzusetzen. 
Die Steine- und Erdenindustrie schätzt die jährli- 


che Abbaumenge auf mindestens 700 Mio. Tonnen. 
Davon haben die Massen robstoffe Sand und Kies 
mit etwa 48 v. H. den Hauptanteil. Import und Ex- 
port gleichen sich mengenmäßig in etwa aus. 

Steine und Erden sind sehr frachtkostenempfind- 
lich. Bei meist niedrigem Gestehungspreis be- 
stimmt der Transport den Endpreis entscheidend. 
So verdoppelt sich der Preis z. B. für Kies durch die 
Frachtkosten bei etwa 50 km Straßen entfern ung, 
für Sand schon bei 15 km Wegstrecke. Die Absatz- 
märkte sind daher räumlich begrenzt, 

105, Die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe 
steht wegen ihrer Standortgebundenheit in Kon- 
kurrenz 2ai anderen Flächen nutzungen und führt zu 
Eingriffen in Natur und Landschaft Beim Trocken- 
abbau lassen sich über landschaftsplaneriscbe und 
naturschutzrechtliche Auflagen und Bedingungen 
im allgemeinen befriedigende Lösungen für die 
Ausführung des Abbaues, die Einbindung in die 
Landschaft, für Rekultivierung und Folgenutzung 
finden. 

Für die landschaftsplanerischen Maßnahmen gilt 
ähnliches beim Naßabbau von Kies und Sand, dage- 
gen ist er besonders konfliktträchtig hinsichtlich 
des Grundwassers. Kies und Sandlagerstätten sind 
zugleich meist die ergiebigsten Grundwasserträger. 
Qualität und Menge von Grundwasservorkommen 
werden durch ihre Offenlegung beim Abbau beein- 
trächtigt, es verbleibt eine ständige Gefährdungs- 
stelle, Der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 15, Juli 1981 — BvL 77/78 0 stellt klar, daß der 
Schutz des Grundwassers vor allem im Hinblick auf 
den überragenden Gemeinwohlbelang „öffentliche 
Wasserversorgung" durch die Berufung auf Grund- 
eigentum nicht behindert werden kann. 

106. Alle Flächenländer haben die Rohstoff Siche- 
rung als landesweites Ziel der Raumordnung und 
Landesplanung anerkannt Einzelne Länder (Bay- 
ern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und das Saarland) haben bereits Gebiete verbind- 
lich ausgewiesen, die gestuft dem gegenwärtigen 
Abbau oberflächennaher Rohstoffe bzw. deren mit- 
tel- oder langfristiger Sicherung dienen sollen, ohne 
allerdings konkreten Anspruch auf Abbau zu ge- 
währen. ln anderen Ländern werden entsprechende 
Ausweisungen vorbereitet Auch diese Flächensi- 
cherung trägt allerdings zur Verknappung der für 
andere Zwecke noch verfügbaren Freiflächen bei. 

Unabhängig von den landespla ne rischen Maßnah- 
men zur gebietlichen Rohstoffsicherung ist prinzi- 
piell so sparsam wie möglich mit diesen Rohstoffen 
umzugehen und sind Möglichkeiten zur Verminde- 
rung des Verbrauchs zu nutzen. Auf mittlere und 
längere Sicht sollten auch Roh- und Baustoffe ange- 
boten werden, die knapper werdende Stoffe erset- 
zen können. Auch der Bund fördert Untersuchun- 
gen, Wege des Recycling und der Substitution zu 
finden. 


l ) BVerfG E Bd. 58, S. 300 £f. 
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4. Luftqualität 

107. Die Bundesregierung hat in ihrem Zweiten 
Immissionsschützbericht vom März 1982 *) u. a. 
Stand und Entwicklung der Schadstoffbelastungen 
der Luft dargestellt Für die weitverbreiteten 
Schadstoffe: Schwefeldioxid, Stickoxid und Staub, 
konnte trotz des Wirtschaftswachstums und der Zu- 
nahme der Energieerzeugung seit 1978 ein Still- 
stand, zum Teil auch eine Abnahme der Emmis- 
sionsbelastung erreicht werde el Erfolge wurden vor 
allem in stark belasteten Verdichtungsräumen er- 
zielt 

So überschritt die Immissionsbelastung im Ruhrge- 
biet mit Schwefeldioxid im Meöjahr 1980 den Lang- 
zeitbelastungswert von 0,14 mg/m 2 der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) nicht 
mehr. Der Kurzzeitimmissionswert von 0,40 mg/m 2 
wurde im Meßjahr 1980 im Rührgebiet nur noch an 
ganz wenigen Stellen erreicht 

Der Entlastung einzelner Verdichtungsräume steht 
ein geringer Anstieg der Schwefeldioxid -Konzen- 
tration in Gebieten gegenüber, die fernab von den 
Emissionsquellen liegen. In den industriefernen 
ländlich geprägten Regionen ist eine schwach zu- 
nehmende Tendenz sowohl in der mittleren als 
auch in der Kurzzeitbelastung durch Schwefeldio- 
xid festzustellen. 

Selbst dieser geringe Anstieg der Schwefeldioxid- 
Konzentration in ländlich geprägten Regionen ist 
um so bedenklicher, als die u a. aus diesen Immis- 
sionen folgenden Schäden in Land- und Forstwirt- 
schaft seit einigen Jahren erheblich zunehmen. 
Dies ist möglicherweise auf die von Bodenkundlern 
vorausgesagte Erschöpfung der sog. Pufferkapazi- 
tät des Bodens zurückzuführen. Ein ausreichender 
Abbau der Schwefeldioxidbelastung ist nur durch 
eine umfassende Reduzierung der Emissionen in 
Europa zu erreichen {vgl. auch Kapitel 10 und 15). 

108. Die gesamten Schwefeldioxid- Emissionen 
von etwa 3 x h Mio. Tonnen pro Jahr im Bundesge- 
biet stammen zu rcL 50 v. H. aus Kraftwerken und 
Fernheizwerken einschließlich der Industriekraft- 
werke, etwas mehr als ein Viertel ist auf Industrie- 
feuerungen zurückzuführen. Ein Schlüssel zur 
wirksamen Bekämpfung des Problems liegt daher 
in der Verminderung der Schwefeldioxid-Emissio- 
nen aus Großfeuerungsanlageo sowie in einer ratio- 
nellen Energieverwendung durch Kraft-Wärme- 
Kopplung in Kraftwerken. Kraftwerksemissionen 
können durch eine Konzentration der Energieer- 
zeugung auf Anlagen gemindert werden, deren Ver- 
brennungsprozesse und Reinigungsverfahren dem 
Stand der Technik entsprechen. Technologien wie 
Wirbelschichtfeuerung oder Rauchgasentschwefe- 
lung müssen eingeführt und so weiter entwickelt 
werden, daß sie auch für kleinere Einheiten wirk- 
sam sind 

109. Um die Lebensverhältnisse vor allem in den 
hoch belasteten Regionen zu verbessern und eine 
Verschlechterung in belastungsarmen Gebieten zu 

l ) BT-Drucksache 9/1458. 


verhindern, verfolgt die Bundesregierung eine auf 
lange Sicht angelegte Strategie, die durch Maßnah- 
men an den Emiss io ns quellen entsprechend dem 
Stand der Technik die Belastung der Luft mit 
Schadstoffen insgesamt verringern soll 

Aus der Sicht der Raumordnung kommt es insbe- 
sondere darauf an, daß der Ferntransport von 
Schadstoffen z. B. in gering belastete Gebiete ver- 
mindert wird. Die Ableitung der Abgase durch im- 
mer größere Schomsteinhöhen ist keine emissions- 
mindemde Maßnahme; sie dient lediglich der Ver- 
dünnung und damit dem Schutz der Nahzone. 
Gleichzeitig entstehen dadurch Probleme in ur- 
sprünglich nicht betroffenen Regionen. Langfristig 
wird damit eine Problemlösung nicht erreicht 

Ein wichtiger Schritt ist die von der Bundesregie- 
rung im Dezember 1982 beschlossene Novellierung 
der TA Luft Ziel der Novelle ist es, mit strengeren 
und besser vollziehbaren Luftbeäastungsgrenzwer- 
ten auch langfristig einen besseren Schutz der na- 
türlichen Lebensgrundlagen in allen Regionen zu 
gewährleisten. 

Besonders empfindliche Pflanzen und Tiere werden 
im Wege einer Einzelfallprüfung gesondert ge- 
schützt wenn sie durch bestimmte Schadstoffe wie 
z. B. Schwefeldioxid oder Fluorwasserstoff gefähr- 
det werden, auch wenn die zum Schutz der mensch- 
lichen Gesundheit festgelegten Grenzwerte noch 
nicht überschritten sind. Diese Regelung wird vor 
allem das Naturpotential in wenig belasteten länd- 
lich geprägten Regionen erhalten helfen. In stark 
vorbelasteten Räumen soll ein weiterer Belastungs- 
anstieg verhindert, in überlasteten Gebieten wenig- 
stens eine schrittweise Sanierung erreicht werden. 
In überlasteten Gebieten kann eine kurzfristige 
Überschreitung der Grenzwerte ausnahmsweise ge- 
stattet werden, wenn die Zusatzbelastung nur sehr 
gering ist und durch die Sanierung bestehender An- 
lagen eine Verminderung der Immissionsbelastung 
insgesamt erreicht wird. Dadurch können umwelt- 
und wirtschaftspolitische Beisetzungen in Ein- 
klang gebracht werden. Dies gilt z. B. auch beim 
Ersatz von Einzelfeuerungen durch Fernwärme aus 
der Kraft-Wärme-Kopplung. 

Eine entscheidende Verringerung der Luftbela- 
stung wird nur gelingen, wenn die Altanlagen unab- 
hängig vom Bau neuer genehmigungsbedürftiger 
Anlagen in die Emiss io ns bekämp fung einbezogen 
werden. Mit der von der Bundesregierung kürzlich 
beschlossenen Verordnung über Großfeuerungsan- 
lagen sollen deshalb Verbesserungen auch bei den 
Eimissionen von Abgasen und Stäuben aus Altanla- 
gen erreicht werden. 

5, Abfallbeseitigung 

110. Die Beseitigung der Abfälle, insbesondere 
von Sondermüll, bereitet in einer Reihe von Ver- 
dichtungsräumen wachsende Probleme. Soweit der 
Abfall nicht verwertet oder verbrannt werden kann, 
muß er gelagert werden. Die Lagerflächen werden 
knapp; dazu trägt insbesondere bei, daß die Durch- 
setzung von Standorten für neue Deponien in aller 
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Regel auf Abwehr in den betroffenen Gemeinden 
stößt Die Dauer der Planfeststellungsverfahren 
und der Zeitpunkt der Inbetriebnahme sind nicht 
kalkulierbar. Hält dieser Widerstand an, ist Ende 
der 80er Jahre mit einem Engpaß bei der Ablage- 
rung von Abfallen zu rechnen. Hierauf beruht auch 
die Tendenz zu einer aufwendigen Beseitigung in 
entfernten Anlagen unter Zwischenschaltung von 
Müllumladestatjonen, 

Im Berichtszeitraum hat sich zunehmend die Ein- 
sicht durchgesetzt, daß Aufbereitung von Abfällen 
zu Sekundärrohstoffen, betriebsinterne Verwertung 
und thermische Nutzung in Müllverbrennungsanla- 
gen eine höherwertige Art der Abfallentsorgung 
darstellt und der Beseitigung durch Ablagerung 
vorzuziehen ist Besondere Bedeutung kommt der 
Verringerung der Ableitung und möglichst Weiter- 
verarbeitung von Schwermetallen und schwer ab- 
baubaren Stoffen aus den Produktionsbetrieben zu. 
Hierdurch kann der Anreicherung von Schadstof- 
fen im Boden am wirksamsten begegnet werden. 


6. Zfelkonflfkte der Regionalpolitik 

111. In einer Reihe von Regionen ist deutlich ge- 
worden, daß die Neuansiedlung von Industrien zu 
spürbaren Beeinträchtigungen vorhandener Wirt- 
schaftszweige, z, B. des Gartenbaus, der Fischerei 
und des Fremdenverkehrs, sowie zu Interessenkon- 
flikten mit ökologischen Belangen führen kann. Ein 
typisches Beispiel bietet hierfür die deutsche Nord- 
seeküste. 

Die norddeutschen Küstenländer haben sich in den 
vergangenen Jahren mit beachtlichem Erfolg be- 
müht, durch IndustrieansiedJungen an der Küste 
die wirtschaftliche Situation dieses Raumes zu ver- 
bessern. Diese Bemühungen wurden vom Bund ins- 
besondere im Rahmen der Ge me inschaftsauf gäbe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
unterstützt Erfolge aus wirtschaftspolitischer Sicht 
konnten vor allem in Wilhelmshaven, Stade und 
Brunsbüttel erzielt werden. Zur Abstimmung ihrer 
R au mordnungs politik haben die norddeutschen Kü- 
stenländer ein „Differenziertes Raumordnungskon- 
zept für den Unterei beraum" vorgelegt Danach sol- 
len die Anstrengungen, weitere Industrie an die 
Nordseeküste zu bringen, verstärkt werden. Zusätz- 
liche Industrieflächen am seeschifftiefen Wasser 
sollen bei Cuxhaven, südlich Bremerhaven (Lune- 
plate) und in Emden (Doüarthafen) erschlossen 
werden. 

Eine ähnliche Industrieansiedlungspolitik wird 
auch von den Niederlanden im Raum von Delfzijl 
einschließlich des neügeschaffenen Eemshaven ver- 
folgt 

An der Küste wächst jedoch die Sorge, daß Abwas- 
ser und Emissionen der neuen Industrien die emp- 
findlichen natürlichen Ressourcen zerstören und 
damit Fischerei, Fremdenverkehr sowie das wert- 
volle Naturgebiet des Wattenmeers nachhaltig be- 
einträchtigen. Die Eindeichung großer Wattflächen, 
die Vorbelastung von Elbe und Weser sowie die Ge- 


fahren, die vom Transport gefährlicher Güter in der 
deutschen Bucht ausgehen, verstärken die Sorge 
um einen , Ausverkauf der Natur 1 '. Dies ist ebenso 
verständlich wie die Befürchtung, daß die weitere 
regionalwirtschaftliche Entwicklung aus Natur- 
schutzgründen „eingefroren" werden könnte. 

Diese Problematik wird u. a. in dem Sondergutach- 
teo „Umweltprobleme der Nordsee" deutlich, das 
der Sachverständigenrat für Umweitfragen 1980 
der Bundesregierung vorgelegt hat Der auf Vor- 
schlag des Bundes von der Umweltministerkonfe- 
renz eingerichtete Bund-Lander- Arbeitskreis hat 
eine Stellungnahme zum Sondergutachten vorge- 
legt, die mit Beschluß der Umweltministerkonfe- 
renz vom 12. November 1982 verabschiedet wurde. 
Bund und Länder haben darin ihren Willen bestä- 
tigt, ihre Anstrengungen zum Schutz der Nordsee 
und der angrenzenden Regionen zu verstärken* und 
zugleich konkrete Ziele im einzelnen festgelegt. 

Um die insgesamt noch lückenhaften Kenntnisse 
der ökologischen Wirkungsketten zu verbessern, 
fördert die Bundesregierung eine Reihe von ökolo- 
gischen Demonstrationsvorhaben, z. B. die sog. 
„Ökologische Planung für den Unterelberaum" und 
die „Ökologische Kootrollstudie Stade". Diese Un- 
tersuchungen sollen bei künftigen regionalen und 
örtlichen Planungen Hilfestellung bieten. 

112. Zur Lösung der Konflikte müssen vielfältige 
Ansätze verfolgt werden: Die Landes- und Regional- 
planung muß ihre Möglichkeiten zur vorbeugenden 
Ordnung und Koordinierung von Flächennutzun- 
gen durch detaillierte Festlegungen ausschöpfen. 
Dazu gehören z. B. Bestimmungen über Art und Ei- 
genschaften von Industriebetrieben, deren Ansied- 
lung im Hinblick auf die berechtigten Forderungen 
des Umwelt- und Naturschutzes unter regionalwirt- 
schaftiichen Gesichtspunkten in Betracht kommt 
Dazu gehören auch planerische Vorgaben für den 
vorbeugenden Gewässerschutz. Von wesentlicher 
Bedeutung für ein funktionsfähiges Ökosystem 
Nordsee ist die Erhaltung der Wattengebiete. Vor- 
deichungen erfolgen nur dann, wenn mit anderen 
Maßnahmen, etwa der Verstärkung und Erhöhung 
vorhandener Deiche, der notwendige Küstenschutz 
nicht gewährleistet werden kann. Mit dem Verzicht 
auf die Eindeichung der Leybuchl hat Niedersach- 
sen hierfür ein nachahmenswertes Beispiel gege- 
ben. 


7. Konsequenzen 

113. Die wachsenden Probleme der Flächensiche- 
rung, insbesondere der Vermittlung groß- und klein- 
räumiger Konflikte von Wirtschafts- und Umweltin- 
teressen, erschweren die vorsorgende Aufgabe der 
Raumordnung und Landesplanung. Sie machen es 
in steigendem Maße erforderlich, auf flächenscho- 
nende und flächensparende Maßnahmen zu drin- 
gen, um die Ursachen der Konflikte möglichst um- 
fassend zu beseitigen. Das gilt insbesondere für die 
Folgen, die durch die langjährige Kumulation 
schwer abbaubarer Stoffe in Luft, Wasser und Bo- 
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den sowie durch die weiträumige Ausbreitung und 
Ablagerung toxischer Stoffe für die Land-, Forst- 
und Fischwirtschaft sowie die Wasserqualität und 
die Erholungseignung der Landschaft eintreten 
können. Der langfristig wirkende Prozeß der Ku- 
mulation schwer abbaubarer Stoffe, der in erster 
Linie die ländlich geprägten Regionen trifft, kann 
auf die Dauer nur durch eine Weiterverarbeitung 
der Abfallstoffe im Wirtschaftskreislauf bis zu ihrer 
Umwandlung in biologisch verträgliche Stoffe auf- 
gehalten werden. Deshalb muß die notwendige An- 
passung der Produktions- und Reinigungsverfahren 
und die Wiederverwertung von toxischen Rückstän- 
den ein Investitionsschwerpunkt der Wirtschaft 
und der öffentlichen Hand von zentralem Gewicht 
werden. Soweit erforderlich, muß das Ordnungs- 
recht flankierend verschärft werden. Die Bundesre- 
gierung hat mit der Verabschiedung der neuen TA 
Luft dafür ein deutliches Signal gesetzt. Auch we- 
gen ihrer beschäftigungspolitischen Wirkung ge- 


KAPITEL 10 

Entwicklung von Natur und Landschaft 

1. Ziele 

114 . Nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG ist es Aufgabe der 
Raumordnung, für den Schutz, die Pflege und die 
Entwicklung von Natur und Landschaft zu sorgen. 
Raumordnung und Landesplanung können diese 
Aufgabe durch Sicherung, Ordnung und Gestaltung 
der verschiedenen Flächennutzungsarten verfolgen. 
Die im Bundesnaturschutzgesetz näher bestimmten 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
wirken auch auf die Konkretisierung der raumord- 
nerischen Ziele auf großräumiger und regionaler 
Ebene ein. Denn die Leistungsfähigkeit des Natur- 
haushalts und die Nutzungsfähigkeit der Naturgü- 
ter können ebenso wie die Vielfalt der Pflanzen- 
und Tierwelt nur erhalten werden, wenn die re- 
gionsspezifischen naturräumlichen Gegebenheiten 
bei der Festlegung örtlicher sowie überörtlicher 
Entwicklungsziele beachtet werden. Der Erfolg der 
raumordnerischen Bemühungen um Schutz, Pflege 
und Entwicklung von Natur und Landschaft hängt 
jedoch maßgeblich von der Verminderung und Ent- 
schärfung der Belastungsfaktoren ab, die für die 
Natur und Landschaft eine Gefahr bilden. 

115 . Der Umfang der Veränderungen von Natur 
und Landschaft in den letzten Jahrzehnten hat den 
Zielen von Naturschutz und Landschaftspflege zu- 
nehmend Gewicht gegeben. Bedeutsam sind vor al- 
lem die Schadstoffbelastung von Luft, Boden und 
Wasser (vgl. Kapitel 9), die Inanspruchnahme na- 
turnaher Flächen für Siedlungs- und Verkehrs- 
zwecke (vgl. Kapitel 2) sowie die veränderten land- 
wirtschaftlichen Produktionsformen. Die Wirkun- 
gen der verschiedenartigen Belastungen sind nur 


winnen die notwendigen Umweltschutzinvestitio- 
nen immer höhere Bedeutung. 

Regional müssen bei der Ausweisung von Gewerbe- 
und Industrieschwerpunkten die Auswirkungen auf 
die natürlichen Ressourcen durch die Bestimmung 
der Art und der Eigenschaften der Betriebe beach- 
tet werden. 

Langfristiger Vorsorge bedarf vor allem der Grund- 
wasserschutz. In der Wasserversorgung sind die 
verbrauchsnahen Grundwasservorkommen sowie 
die Einsparmöglichkeiten im Wasserverbrauch zu 
nutzen und zu erhalten. Soweit trotzdem Fernwas- 
serversorgungsanlagen notwendig werden, müssen 
die natürlichen Grundlagen der Landschaft in den 
neu erschlossenen Quellgebieten geschützt werden. 
Bei der Sicherung von Rohstofflagern sind die be- 
rührten Flächennutzungsinteressen sorgfältig zu 
erheben und mit dem Rohstoffbedarf abzuwägen. 


zum geringen Teil exakt festzustellen. Die laufende 
Erfassung schutzwürdiger Flächen in den Ländern 
(Biotopkartierung) gewährt bislang nur Einblick in 
die Situation einzelner Regionen, erlaubt jedoch 
noch keinen bundesweiten Vergleich. Ein umfas- 
sendes Landschaftsinformationssystem soll zusam- 
men mit den Ländern aufgebaut werden. Ein wich- 
tiges Indiz für die Veränderung von Natur und 
Landschaft ist die Gefährdung wildlebender Pflan- 
zen- und Tierarten und die Abnahme der Artenviel- 
falt und Individuenzahl. Die Veränderungen in der 
Zusammensetzung der Pflanzen- und Tierwelt so- 
wie auch bei einzelnen Individuen und ihren Bioto- 
pen zeigen frühzeitig Umweltbelastungen an. 

116 . Der Artenvielfalt kommt sachlich eine ent- 
scheidende Bedeutung für die Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes zu. Es ist nicht auszuschließen, 
daß die gleichen Ursachen, die zahlreiche Pflanzen- 
und Tierarten vernichten, langfristig auch den Men- 
schen gefährden. Die gefährdeten Pflanzen- und 
Tierarten können vielfach auch einen erheblichen 
wirtschaftlichen Nutzen für die Landwirtschaft, 
z. B. für den integrierten Pflanzenschutz und für die 
Züchtung von Kulturpflanzen, für die Medizin, ins- 
besondere in der Arzneimittelherstellung, und für 
die Industrie erbringen, auch wenn der Nutzen ge- 
genwärtig oft noch nicht erkannt ist Der Arten- 
reichtum stellt deshalb langfristig auch ein raum- 
ordnungspolitisch bedeutsames Potential für die 
Entwicklung des Bundesgebietes, insbesondere in 
den ländlich geprägten Regionen dar. Auch unter 
ethischen Gesichtspunkten kommt dem Arten- 
schutz hohe Bedeutung zu, da mit der wissenschaft- 
lichen und technischen Macht über schwächere Le- 
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bewesen auch die Verantwortung für ihre Bewah- 
rung und Entwicklung gewachsen ist 


2. Veränderungen der Vegetation 

1t7. In der Bundesrepublik Deutschland sind nach 
den in der Bundesforschungsanstalt für Natur- 
schutz und Landschaftsökologie erstellten „Roten 
Listen“ von den rd. 2 700 einheimischen und einge- 
bürge rte n Arten vo n Fam - und B 1 üten pfl anze n 
etwa 2 v. H. ausgestorben und rd 20 v, H, akut ge- 
fährdet 

Bei den Untersuchungen ergaben sich auch An- 
haltspunkte über die wichtigsten Gefährdungsursa- 
chen. Ein Ursachenkomplex sind die direkten Ein- 
griffe in den Standort Hierzu zählen z. B. die Besei- 
tigung von Feldgehölzen, Hecken, Acker- und Wein* 
bergterrassen, Trocken mauern, Böschungen, brei- 
ten Wald- und Wegrändern, unproduktiven Restflä- 
chen und Ödland. Die Entwässerung von Standor- 
ten hat in der Vergangenheit vor allem Feucht- und 
Naßbiotope wie Moore, Sümpfe, Gewässer und 
Feuchtwälder betroffen. Fast ebenso stark wirkt 
sich die Aufgabe der Nutzung auf früher extensiv 
bewirtschafteten Flächen wie Streu wiesen, Schaf- 
triften, einschürigen Magerrasen und flachgründi- 
gen, steinigen Ackern aus. Hier war die Nutzung oft 
Voraussetzung für die Entstehung und Erhaltung 
des Artenreichtums, 

Eine weitere Ursache für die Gefährdung von Pflan- 
zen arten kann die Intensivierung landwirtschaftli- 
cher Produktionsverfahren durch übermäßige An- 
wendung von Pflanze nbehandlungs- und Düngemit- 
teln sein. Die Intensität der Landbewirtschaftung 
hat mit dem wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritt erheblich zugenommen. Die Entwick- 
lung der Produktpreise sowie der weit stärkere An- 
stieg der Preise für Produktionsmittel, insbeson- 
dere aber der Anstieg der Kosten für die Arbeitser- 
ledigung, sind die wesentlichsten Gründe, die eine 
rasche und konsequente Übernahme technischer 
Fortschritte in die landwirtschaftlichen Betriebe er- 
forderlich machen. Konkret sichtbar wird dies beim 
Einsatz ertragssteigernder und -sichernder Be- 


triebsmittel (Intensität organischer und minerali- 
scher Düngung, Pflanzenschutz, Wachstumsregler), 
bei der Nutzung neuer biologischer und wirtschaft- 
licher Erkenntnisse in der Tierzüchtung sowie bei 
der weiteren Mechanisierung, bei Meliorationen 
und Beregnung. Sie haben zusammen die Produkti- 
vität je Flächen- bzw. Arbeitseinheit erhöht, führen 
zugleich aber in Abhängigkeit von Standort sowie 
Art und Umfang der Bewirtschaftung zu unbeab- 
sichtigten Nebenwirkungen für Fauna und Flora, 
Boden und Wasser. Während die vorliegenden Un- 
tersuchungsergebnisse ausweisen, daß durch die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ein akutes 
Gesundheitsrisiko für die Bevölkerung nicht be- 
steht, stellen Langzeitwirkungen und ein mögliches 
Zusammenwirken mit anderen Stoffen ein derzeit 
nicht vollständig einschätzbares Risiko dar. Insbe- 
sondere kann der Einsatz von Pflanzenschutz- und 
Düngemitteln in Abhängigkeit vom Pflanzenbe- 
stand und dem Standort zu Belastungen des Grund- 
und Oberflächen wassers, aber auch bei Pflanzen- 
schutzmitteln zu schwer abbaubaren Rückständen 
in der Nahrungskette führen 

Ausdruck der intensiveren landwirtschaftlichen Be- 
triebsführung sind die steigenden Mengen an 
Pflanzenbehandlungsmitteln und an Handelsdün- 
ger. Seit den letzten zwei Jahren ist der Inlandsab- 
satz von Pflanzenschutzmitteln allerdings nicht 
mehr gestiegen, er ist sogar rückläufig. 

Auch das Aufkommen der Exkremente von Hüh- 
nern, Schweinen und Rindern im Bundesgebiet, das 
überwiegend dem Boden zugeführt wird, hat sich 
schätzungsweise auf 10,7 Tonnen je ha landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche und damit deutlich ge- 
genüber Anfang der 70er Jahre erhöht Die inten- 
sive Viehhaltung kann in Raumen, in denen sie 
schwerpunktmäßig betrieben wird, zu Umweltpro- 
blemen führen. Räumliche Schwerpunkte der inten- 
siven Viehhaltung befinden sich z. B. in den Ein- 
zugsbereichen der großen Einfuhrhäfen Hamburg, 
Bremen und Rotterdam, wo überseeisches Kraftfut- 
ter relativ preiswert zur Verfügung steht 1 ). 


l ) Vergleiche Materialien zum Umweltprogramm 1971 der 
Bundesregierung. 
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Entwicklung des Handelsdüngereinsatzes ln kg/ha LF, der Emteerträge ausgewählter Feldfrüchte 
Ln dt/ha LF und des Einsatzes von PD anzen behänd! tmgs mitte ln in kg/ha LF 


W irtsc haftsj ahr 

Handelsdünger in kg/ha LF 

Jahr 

Emteerträge in dt/hs LF 

Pflanzen- 
be Handlung s- 
mittel 

Stick- 

stoff 

Phos- 

phat 

Kali 

Kalk 


Getreide 

Zucker- 

rüben 

Öl- 

früchte 

Wirkstoffe in 
kg/ha LF 

insge- 

samt 

darun- 

ter 

Winter- 

weizen 

1950/51 

25,6 

29,6 

46,7 

45.4 

1950 

23,2 

26,0 

301,6 

15,8 

— 

1980/61 

43,5 

46,6 

70,8 

37,6 

1960 

31.7 

35,8 

419,9 

21,6 

0,70 

1970/71 

83,3 

87,2 

87,2 

49,5 

1970 

33,4 

38,3 

440,1 

21,8 

1,46 

1975/76 

92,3 

58,6 

82,6 

81,2 

1975 

40,2 

45,5 

427,7 

22,0 

1,92 

1980/81 

126,6 

68,4 

93,4 

92,9 

1980 

44.3 

49,7 

483,7 

27,4 

2,76 


Veränderung in v. H. 

1950/51 bis 1960/61 

09,9 

57,4 

51,6 

-17,2 

1950 bis 1960 

36,6 

37,7 

16,1 

36,7 

— 

1960/61 bis 1970/71 

91,5 

44,2 

23,2 

31,6 

1960 bis 1970 

5.4 

7,0 

4,8 

0,9 

108,6 

1970/71 bis 1975/76 

10,8 

-12,8 

-5,3 

64,0 

1970 bis 1975 

20,4 

18,8 

-2,8 

0,9 

3L5 

1975/76 bis 1980/81 

37,2 

16,7 

13,1 

14,4 

1975 bis 1980 

10,2 

9,2 

13,1 

24,5 

43,8 

1960/61 bis 1980/81 

191.0 

46,8 

31,9 

147,1 

1960 bis 1680 

39,7 

38,8 

15,2 

26,9 

294,3 

1950/51 bis 1980/81 

394,5 

131,1 

100,0 

104,6 

1950 bis 1980 

90,9 

912 

33,8 

73,4 

— 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Reihe 1 — Ausgewählte Zahlen für die Agrarwirtschaft — 1981 
Statistisches Jahrbuch für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1901, 1980, 1981 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


3. Schulz der Wälder 

118, Schwerwiegende Probleme wirft der Schutz 
der Wälder auf. Die ökonomische und ökologische 
Bedeutung des Waldes hat die Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf die Große Anfrage zur Wald- und 
Forstwirtschaft vom 20. Dezember 1982 2 ) im einzel- 
nen dargeiegt Dem Wald kommen zahlreiche le- 
benswichtige und raumbedeutsame Funktionen zu, 
die seinen wirtschaftlichen Nutzen ebenso ein- 
schließen wie seine positiven Auswirkungen auf die 
Umwelt, insbesondere auf die dauernde Leistungs- 
fähigkeit des Naturhaushalts, das Klima, den Was- 
serhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die Boden- 
fruchtbarkeit, das Landschaftsbild, die Agrar- und 
Infrastruktur und die Erholung der Bevölkerung 
(vgl § 1 Bundeswaldgesetz). 

Wenn auch derzeit in der öffentlichen Diskussion 1 
die ökologischen Wirkungen des Waldes im Vorder- 
grund stehen, so kann jedoch nicht übersehen wer- 
den, daß Holz weltweit als vielseitig verwendbarer 
und vor allem „nach wachsend er Rohstoff* im Zuge 
der Verknappung fossiler Rohstoffe erheblich an 
wirtschaftlicher Bedeutung gewinnt. 

Große Sorgen bereiten die fortschreitenden Erkran- 
kungserscheinungen des Waldes; betroffen ist bis- 
lang eine Fläche von etwa 560 ÖÖO ha, das sind 


2 ) BT-Drucksacbe 9/2366. 


8 v, H. der Waldfläche. Hierbei treten Schäden an 
der Weißtanne — entsprechend ihrem Verbrei- 
tungsgebiet — vor allem in den ostbayerischen 
Grenzgebirgen (Ost- und Nordostbayern) sowie im 
Schwarzwald auf. Weitere Schwerpunkte sind die 
südliche Alb, das niederbayerische Hügelland sowie 
der Schwäbische Wald. Die Schäden an Fichten er- 
strecken sich fast über das ganze Bundesgebiet; 
Schwerpunkte zeigen sich in den Hoch- und Kamm- 
lagen der Mittelgebirge. Bereits in früheren Jahren 
sind in Verdichtungsräumen mit höheren Schwefel- 
dioxidbelastungen starke Schäden an Fichten beob- 
achtet worden, die zu einem Ausfall und auf den 
Verzicht eines weiteren Ausbaus von Nadelbaumar- 
ten führten. Bei Eichen und bei Buchen liegen die 
Schwerpunkte der Schädigung in Nordrhein-West- 
falen, und zwar in Gebieten mit relativ stärkeren 
Immissionsbelastungen. 

An den Waldschäden sind m der Regel mehrere 
Faktoren beteiligt (Schwefeldioxid, Schwermetalle, 
Stickoxide, Photooxidantien, Trockenheit, Frost, 
biotische Schaderreger, waldbauliche Einflüsse). 
Die Schädigungsanteile der einzelnen Faktoren 
sind entsprechend den unterschiedlichen Bedin- 
gungen von Standort zu Standort verschieden. Be- 
züglich der Relevanz der einzelnen Faktoren spre- 
chen die Indizien dafür, daß Luftverunreinigungen 
und deren Umwandlungsprodukte eine wesentliche 
Ursache für die Waldschäden sind. Wirksame Ab- 
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hüfe wird sich nur bei sofortigen, nachhaltig und 
europaweit wirkenden Maßnahmen zur Emissions- 
minderung erreichen lassen, Eile ist auch deshalb 
geboten, weil die über Jahre gewachsene Schwefel- 
dioxidbelastung der Luft und deren Einfluß auf die 
unterschiedlichen Funktionen des Bodens nur über 
einen längeren Zeitraum abgebaut werden können. 
Die Versauerung der Waldböden hat auch eine Ge- 
fährdung der Qualität des Grundwassers zur Fol- 
ge* 

4. Veränderungen der Tierwelt 

119. Über die Gefährdung der Tiere gibt es nur 
regional oder auf einzelne systematische Gruppen 
beschränkte Teilübersichten. Die Gründe liegen in 
der hohen Zahl von ca. 50 000 Tierarten und in der 
schwierigen Erfassung der Tiere, u. a. als Folge ih- 
rer Beweglichkeit oder ihrer nächtlichen Lebens- 
weise. Vergleichsweise intensiv untersucht wurden 
die Vögel und die Tagschmetterlinge. Da die Vögel 
im oberen, die Schmetterlinge im unteren Bereich 
der Nahrungskette stehen, können beide als Bei- 
spiel für die derzeitige Entwicklung der Tierwelt 
herangezogen werden. Artenrückgänge bei den Vö- 
geln weisen auf allgemeine, großräumig wirkende 
Veränderungen der Landschaft hin; die Bestandssi- 
tuation der rd. 200 Arten der tagaktiven Schmetter- 
linge liefert darüber hinaus auch Daten über klein- 
räumig wirkende Schadeinflüsse, die diese Insek- 
ten in ihren oft sehr eng umgrenzten Lebensräu- 
men empfindlich treffen* 

120* Nach den Untersuchungen der Bundesfor- 
schungsanstalt für Naturschutz und Landschafts- 
ökologie ist die Zahl der gefährdeten Vogelarten in 
Landschaften mit einem hohen Anteil an Feuchtge- 
bieten am größten: in der norddeutschen Tiefebene, 
in der Oberrheinebene, in Weihergebieten in Bay- 
ern, in den Niederungen von Donau und Inn sowie 
in Teilen des Alpenvorlandes* Durch Entwässerung, 
durch Umwandlung von Grün- in Ackerland, durch 
intensive Bewirtschaftung sowie durch Tourismus 
an Gewässern wurden die Brutpopulationen von 
Wasser- und Watvögeln verringert und teilweise 
zum Erlöschen gebracht Die Entwicklung wird ein- 
drucksvoll durch den Niedergang der Brutpopula- 
tion des Weißstorchs in Niedersachsen illustriert. 
Gab es im Gebiet des heutigen Niedersachsens im 
Jahr 1907 noch etwa 4 500 Brutpaare, wurden im 
Jahr 1958 knapp 1 000 und 1978 nur noch 445 brü- 
tende Weißstorchpaare gezählt Weite Bereiche hat 
der Weißstorch in Niedersachsen aufgegeben, heute 
brütet er fast nur noch in den wenigen verbliebenen 
grundwassemahen Flußniederungen und Mar- 
schen. 

121 . Von den 200 Arten der Tagfalter ist gegenwär- 
tig fast die Hälfte in ihrem Bestand gefährdet Ursa- 
chen hierfür sind vor allem die Beseitigung land- 
schaftlicher Klein Strukturen, die Griinlandintensi- 
vierung, der Abbau von Steinen, Erden und Torfen, 
der Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Dünge- 
mitteln, die Begradigung und Veränderung von 
Waldsäumen, Entwässerungen sowie das direkte 
Verfolgen und Sammeln von Schmetterlingen. Ne- 


ben der unmittelbaren Vernichtung der Tiere oder 
der Biotope stellt auch eine Verinselung der Areale 
den Fortbestand der Arten in Frage. 

5. Verursacher des Artenrückgangs 

122* Die Beeinträchtigung in der Tier- und Pflan- 
zenwelt beruht auch auf der Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Flächennutzung einschließlich 
der Rationalisierungsmaßnahmen, die zu Ihrer För- 
derung in den Letzten drei Jahrzehnten durchge- 
führt wurden. Hat die landwirtschaftliche Nutzung 
zunächst die Voraussetzungen für eine größere Ar- 
tenvielfalt im mitteleuropäischen Raum geschaffen, 
so wurde mit den verbesserten landwirtschaftlichen 
Produktionsmögiichkeiten der Zielkonflikt zwi- 
schen der land- und forstwirtschaftlichen Flächen- 
nutzung und dem Bestreben, die Artenvielfalt wild- 
lebender Tiere und Pflanzen zu erhalten, weitge- 
hend zugunsten der Landwirtschaft entschieden. 

Flächenhafte und zum Teil großräumige Beein- 
trächtigungen vor allem der Pflanzenwelt können 
auch durch Schadstoffbelastungen der Luft, des Bo- 
dens und der Gewässer eintreten* 

Ein weiterer wichtiger Verursacher ist der Ver- 
kehrsbereich. vor allem der Straßenbau und der 
Straßenverkehr. Der Verzicht auf den Einsatz von 
Herbiziden an Straßenrändern und Böschungen 
kann für bestimmte Wüdkrautarten und Tierarten 
Refugien eröffnen. Es hat sich weiterhin gezeigt, 
daß weniger der Flächenverbrauch als die ökologi- 
sche Trennwirkung nachhaltige Folgen auf den Be- 
stand einiger Arten haben kann. Gravierende ökolo- 
gische Trennwirkungen können bereits von schma- 
len, wenig befahrenen befestigten Wegen ausgehen. 
Touristische Aktivitäten haben sich schwerpunkt- 
mäßig in den Nah- und Ferienerholungsgebieten 
ausgewirkt, in denen die Pflanzen- und Tierwelt — 
vor allem an Küsten, Flußufem und im Hochge- 
birge — besonders empfindlich ist Weitere Verur- 
sacherbereiche sind die Abfall beseitigung. die Aus- 
dehnung der Siedlungsfläche und die oberirdische 
Gewinnung von Bodenschätzen. 

Die genannten Ursachen gefährden insgesamt 
nicht nur einzelne Pflanzen- und Tierarten, sondern 
beeinträchtigen auch die übrigen Ziele von Natur- 
schutz und Landschaftspflege. Sie können auch die 
Funktionsfähigkeit von Erholungslandschaften her- 
absetzen. 


6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft 

123* Das Bundesnaturschutzgesetz hat die Land- 
schafts planung in drei Planungsebenen — Land- 
schaftsprogramm. Landschafts rahmenplan und 
Landschaftsplan — neu geordnet. Auf Länderebe ne 
sind die überörtlichen Erfordernisse und Maßnah- 
men zur Verwirklichung der Ziele des Naturschut- 
zes und der Landschaftspflege in Landschaftspro- 
grammen und — für Teile der Länder ■ — - in Land- 
schaftsrahmenplänen darzusteüen. Mit der Auf- 
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nähme dieser Programme und Plane in die Landes- 
raumordnungsprogramme und -plane sowie in Re- 
gionalpläne werden sie verbindlich. Die örtlichen 
Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege werden in Landschaftsplänen dargestellt 
Landschafts plane sind Fachpläne für den Natur- 
schutz und für die Erholung in Natur und Land- 
schaft. Sie haben vor allem Bedeutung Im Zusam- 
menhang mit der Flurbereinigung, der Bauleitpla- 
nung und der Vcrkehrswegeplanung. 

Die Landschaftspläne werden von den zuständigen 
kommunalen Gebietskörperschaften erstellt Sie 
haben seit Inkrafttreten des Bundesnaturschutzge- 
setzes etwa 500 Landschaftspläne in Auftrag gege- 
ben, Bislang läßt sich noch nicht absehen, ob mit 
dem neuen planerischen Instrumentarium eine bes- 
sere Koordination der wirtschaftlichen und land- 
schaftspflegerischen Ziele erreicht worden ist 

Allgemein bleibt der Landschaftsschutz eine vor- 
dringliche Aufgabe. In den verdichteten Regionen 
dient er in erster Linie der Erhaltung von Grünflä- 
chen und Naherholungsräumen. Dort ist er ein 
wichtiges Steuerungsinstrument der Siedlungsent- 
wicklung. In ländlich geprägten Regionen werden 
u, a, bei Flurbereinigungsverfahren und bei be- 
stimmten Großvorhaben der Infrastruktur hohe 
Anforderungen an die Landschaftsgestaltung ge- 
stellt Dabei ließ sich im Berichtszeitraum allge- 
mein ein wachsendes Verantwortungsbewußtsein 
der in den Naturhaushalt eingreifenden Planungs- 
träger Feststellern 

124 . Dem Artenschutz speziell dient die 1980 erlas- 
sene Bunde sartenschutz Verordnung. Die Verord- 
nung bestimmt die gefährdeten und zu schützenden 
Pflanzen- und Tierarten und regelt die Vorausset- 
zungen, unter denen die Länder von einzelnen Ver- 
boten Ausnahmen zulassen können. Dem Schutz 
der Pflanzen- und Tierwelt dienen auch zahlreiche 
internationale Übereinkommen. Zur praktischen 
Anwendung des von der Bundesrepublik Deutsch- 
land 1975 ratifizierten Washingtoner Artenschutz- 
übereinkommens 1 ) wurden eine Allgemeine Ver- 
waltungsvorschrift 2 ) erlassen und — insbesondere 
zur Erleichterung der Arbeit der Zollbehörden — 
ein Erkennungshandbuch herausgegeben, das lau- 
fend auf den neuesten Stand gebracht wird. Außer- 
dem hat die EG Ende 1982 eine Verordnung zur 
Anwendung des Washingtoner Arte n schutzübe rein - 
kommens in der Gemeinschaft 3 ) verabschiedet, die 
am L Januar 1984 in Kraft tritt. Zum 1976 ratifizier- 
ten Ramsar-Übereinkommen 4 ) sind z wische uze it- 

*) Gesetz zu dem Übereinkommen vom 3, Marz 1973 über 
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten frei- 
lebender Tiere und Pflanzen vom 22. Mai 1975 (BGBL II 
S, 773)* 

2 ) Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Gesetz zum Wa- 
shingtoner Arten sch utzübe re inkom men L d. F. der Bek. 
vom 4. November 1981 (BAnz. Nr. 220 a vom 25. Novem- 
ber 1981). 

3 ) Amtsblatt der EG L384 vom 31. Dezember 1982. 

4 ) Bekanntmachung des Übereinkommens über Feuchtge- 

biete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und 

Watvögel, von internationaler Bedeutung vom 10. Juli 

1970 (BGBl. II S. 1265). 


lieh in den Vertrags staatenkonferenzen die Krite- 
rien für die Bestimmung von Feuchtgebieten von 
internationaler Bedeutung weiterentwickelt wor- 
den. Die Bundesrepublik Deutschland plant, zusätz- 
lich zu den im Rahmen des Ramsar- Übereinkom- 
mens bereits gemeldeten 17 Feuchtgebieten noch 
weitere Feuchtgebiete zu benennen. 

Vorbereitet sind die Ratifizierungsgesetze zur Bon- 
ner Konvention 5 ) über die weltweite Erhaltung der 
wandernden Tierarten sowie zum im Rahmen des 
1 Europarates erarbeiteten Berner Arte n schutzübe r- 
einkommen 6 ), das auch weiteren europäischen 
Nachbarstaaten zum Beitritt offensteht. Die EG-Vo- 
gelschutzrichtlinie 7 ) mit ihren Verpflichtungen zu 
Schutzgebietsausweisungen und J agd rege lun gen 
für gefährdete Arten ist durch entsprechende Rege- 
lungen des Bundes und der Länder weitgehend in 
nationales Artenschutzrecht umgesetzt worden. 

Seit 1979 fördert der Bund die Errichtung und Si- 
cherung schutzwürdiger Teile von Natur und Land- 
schaft mit gesamtstaatlich repräsentativer Bedeu- 
tung. Die Mittel werden für die Erhaltung wertvol- 
ler und gefährdeter Biotope eingesetzt. Bis 1982 
wurden elf Vorhaben - — überwiegend Feuchtge- 
biete — mit Bundesmitteln in Höhe von insgesamt 
21,2 Mio. DM gefördert Der Bund hat ferner Mo- 
dellvorhaben sowie Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben durchgeführt, deren Ergebnisse neue 
Wege zum Schutz von Natur und Landschaft aufzeL 
gen. 

125, Vielfalt Eigenart und Schönheit der Land- 
schaft werden in starkem Maße auch durch kultur- 
landschaftliche Elemente geprägt. Deshalb wurde 
im Jahr 1980 in das Bundesnaturschutzgesetz der 
Grundsatz aufgenommen, daß historische Kultur- 
landschaften und -landschafts teile sowie die Umge- 
bung von Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern be- 
sonders zu schützen sind. Damit wurde zugleich die 
Voraussetzung für eine stärkere Zusammenarbeit 
von Naturschutz und Denkmalspflege geschaffen. 

126. Die Erhaltung von Natur und Landschaft ist 
eine Aufgabe, die sich im gesamten Bundesgebiet 
einschließlich des besiedelten Bereichs stellt Dane- 
ben hat die Ausweisung bestimmter Flächen, in de- 
nen der Schutz der Natur Vorrang hat weiterhin 
große Bedeutung. Die Ausweisung derartiger 
Schutzflächen ist Aufgabe der Lander. Die wichtig- 
ste und strengste Schutzkategorie büden nach dem 
Bundesnaturscbutzgesetz die Naturschutzgebiete. 
Die Länder haben von der Möglichkeit, Natur- 
schutzgebiete auszuweisen, in unterschiedlichem 
Umfang Gebrauch gemacht 


5 ) Übe re in komm en zur Erhaltung der wandernden wildle- 
benden Tierarten vom 23. Juni 1979 (Text und Anlagen 
— Bd. T — hrsg. vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Bonn 1979). 
e ) Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen 
wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen 
Lebensräume vom 19. September 1979. 

7 ) Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 über die Erhal- 
tung der wildlebenden Vogelarten (Amtsblatt der 
EG L 103 vom 25. April 1979). 
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Tabelle 10 2 - 


Anzahl und Flächengröße der Naturschutzgebiete (NSG) im Bundesgebiet *) 


Land 

Anzahl der NSG 

Fläche der NSG 
in ha 

Anteil der NSG 
an der Landesüä- 
che in v. H, 

a) ohne Nord- und Ostsee 




Baden-Württemberg 

309 

22 749 

0,64 

Bayern 

199 

87 997 

1,25 

Berlin (West) 

14 

219 

Ö t 46 

Bremen 

3 

6 

0,02 

Hamburg — .... 

15 

2 443 

3,24 

Hessen 

156 

10 197 

0,48 

Niedersachsen 

287 

54 288 

US 

Nordrhein-Westfalen 

251 

16 226 

0,48 

RheinlancLPfalz 

119 

8 412 

0,43 

Saarland 

17 

170 

0,07 

Schleswig- Holstein 

102 

12 892 

0,82 

im Bundesgebiet insgesamt 

1 472 

215 668 

0,87 

b) im deutschen Wattenmeer 




Hamburg 

1 

200 

2 

Niedersachsen 

11 

57 740 

31 

Schleswig-Holstein 2 ) 

2 

160 188 

72 

insgesamt 

14 

218 128 

52 


*) Es wurden nur NSG mit abgeschlossenen U nter sch utzsteüungs verfahren berücksichtigt* soweit sie der Bundesfor- 
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie gemeldet wurden (Stand: Dezember 1081). 

2 ) Zu Schleswig- Holste in zählen zusätzlich noch Schutzgebiete auf Helgoland und Wasserflächen in Nord- und Ostsee 
von insgesamt 5 568 ha. 

Quelle: Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie 


7. Maßnahmen Im Bereich der Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes 

127, Die Förde rungsgrundsätze der Gemein- 
schaft auf gäbe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ wurden mit dem Ziel ge- 
ändert, die Belange des Naturschutzes besser zu 
berücksichtigen. Seit 1679 darf die Umwandlung 
oder sonstige wesentliche Beeinträchtigung schutz- 
würdiger Biotope (z. B. Moore und andere Feucht- 
flächen* Gewässer und ihre Randgebiete, Magerra- 
sen, Binnendünen und größere Zwergstrauchhei- 
den) für agrarstrukturelle Zwecke grundsätzlich 
nicht mehr gefördert werden. Seit dem Rahmen- 
plan des Jahres 1981 werden im Bereich des Kü- 
stenschutzes Hochwasserschutzwerke, die für die 
ökologisch wertvollen Wattflächen benötigt werden, 
nur noch dann gefördert, wenn die erforderliche 
Sicherheit nicht durch andere vertretbare Maßnah- 
men (z. B. Deicherhöhungen) erreicht werden kann. 
Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat darüber hin- 
aus Vorschläge für eine noch weitergehende Ände- 
rung der Förderungsgrundsätze zugunsten des Ar- 
ten- und Biotop Schutzes erarbeitet Die Bundesre- 


gierung wird dem starken Rückgang an Feuchtge- 
bieten weiter hin entgegen wirken. 

128. In der Flurbereinigung werden Schutz, Pflege 
und Entwicklung von Natur und Landschaft in zu- 
nehmendem Maße berücksichtigt Dafür hat die 
Bund- Lander-Arbeitsgemeinschaft Flurbereinigung 
im Jahr 1980 detaillierte Empfehlungen herausge- 
geben l ), Durch die Flurbereinigung wurden im Be- 
richtszeitraum u, a. 1030 geschützte Biotope in das 
Eigentum geeigneter Träger überführt und damit 
nachhaltig gesichert 


8. Konsequenzen 

129. Die bislang getroffenen Maßnahmen reichen 
erkennbar nicht aus, um die Gefährdung wildleben- 
der Pflanzen- und Tierarten nachhaltig zu vermin- 


l ) Flurbereinigung Naturschutz und Landschaftspßege, 
Schriftenreihe des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Sonderheft 1980, 
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dem. Die Bundesregierung prüft deshalb, welche 
Maßnahmen zum wirksameren Schutz von Natur 
und Landschaft getroffen werden können. Der 
Schutz des Bodens muß künftig umfassend wie Na- 
turschutz und Landschafts pflege, Luftreinhaltung, 
Lärmbekämpfung, Sicherung des Wasserhaushalts 
und Abfallbeseitigung wahrgenommen werden. Die 
Bundesregierung geht bei der Erarbeitung einer sy- 
stematischen und umfassenden Bodenschutzkon- 
zeption davon aus, daß die vielfältigen ökologischen 
wie auch ökonomischen Zusammenhänge und 
Wechselwirkungen, die die Funktion des Bodens be- 
einflussen, von vornherein einzubeziehen sind. 


IV. Infrastruktur 


KAPITEL 11 

Energieversorgung 

130, Bei der rationellen und sparsamen Verwen- 
dung von Energie sind beachtliche Fortschritte er- 
zielt worden. Von 1973 bis 1981 sank der Primär- 
energieverbrauch um etwa 1,2 v. H., während das 
reale Bruttosozialprodukt gleichzeitig um rd. 
17 v. H, zunahm. Der Mineralölanteil an der Ener- 
gieversorgung wurde deutlich zurückgedrängt Er 
verminderte sich zwischen 1973 und 1981 von 55,2 
auf 44,8 v.H. 

Die Bundesregierung hat in der Dritten Fortschrei- 
bung ihres Energieprogramms vom 5. November 
1981 l ) deutlich gemacht, daß trotz der erzielten Er- 
folge die sparsame und rationelle Verwendung von 
Energie, vor allem von Mineralöl, eine vorrangige 
Daueraufgabe bleibt Die Einsparpotentiale müssen 
deshalb weiter ausgesehöpft werden. 

131, Raumordnung und Landesplanung haben 
sich in der Vergangenheit darauf beschränkt, im 
Rahmen der räumlichen Faehplanungen entspre- 
chend dem vorgegebenen Bedarf Standorte und 
Trassen für die Energieversorgung zu sichern. 
Raumordnung, Landesplanung und Stadtentwick- 
hing beginnen nunmehr zunehmend, mit der Ener- 
gie Versorgungsplanung im Rahmen von örtlichen 
und regionalen Energieversorgungskonzepten zu- 
sammenzuarbeiten. Die energiepolitischen Ziele 
der Energieeinsparung und Mineralölsubstitution 
und das raumordnungspolitische Ziel, gleichwertige 
Lebensbedingungen zu schaffen, ergänzen sich. In- 
dem die räumliche Planung für die Energieversor- 
gung regional differenzierte Lösungsansätze auf- 
zeigt unterstützt sie nicht nur die energiepoliti- 


Über die in Kap. 9 erwähnten Ziele hinaus ist vor 
allem die Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes 
wichtig, um den Schutz des Naturhaushalts vor 
schädlichen Auswirkungen der Verwendung von 
Pflanzenbehandlungsmitteln zu verbessern. Außer- 
dem sind weitere Verbesserungen des materiellen 
Naturschutzrechts, insbesondere des Artenschutz- 
rechts, notwendig. 

Der Schutz der Artenvielfalt hängt im übrigen maß- 
geblich davon ab, daß die Landwirtschaft ein größe- 
res wirtschaftliches Interesse an der Pflege von Na- 
tur und Landschaft erhält. 


sehen Ziele, sondern kann auch zum Abbau regio- 
naler Entwicklungsunterschiede beitragen. 

Die rationelle Energieverwendung in der Raumwär- 
meversorgung steht in engem Zusammenhang mit 
den Örtlichen und regionalen Angebots- und Nach- 
fragebedingungen, die zu einem erheblichen Teil 
durch die jeweilige Siedlungsstruktur geprägt wer- 
den. In der Regel ermöglicht daher erst eine Anpas- 
sung an die jeweilige Siedlungsstruktur eine volle 
Ausschöpfung vorhandener Einsparpotentiale. Mit 
räumlich angepaßten Strategien der rationellen 
Energie Verwendung und -Versorgung wird auch 
eine Verminderung von regionalen Unterschieden 
in der Energieversorgung erreicht. 


1. Standortvorsorge für Energieerzeugungs- 
anlagen 

132. Die Vorsorgem aßnahmen der Raumordnung 
und Landesplanung konzentrierten sich bislang vor 
allem auf Standorte für Großkraftwerke. Im Be- 
richtszeitraum wurden mehrere land es weite Stand- 
ortvorsorgeplanungen für Kraftwerke abgeschlos- 
sen oder als Entwurf vorgelegt Nordrhein-Westfa- 
len hat den Landesentwicklungsplan VI am 8. No- 
vember 1978 aufgestellt und darin Standorte für 13 
konventionelle und vier Kern- oder konventionelle 
Kraftwerke mit Flächen zwischen 20 ha und 240 ha 
sowie Leistungsgrößen zwischen 1 500 Megawatt 
(MW) und 2 000 MW vorgesehen, Hessen hat am 
3. August 1982 als Teil 2 des Fachplans Energie 
einen Standortsicherungsplan für Großkraftwerke 
endgültig festgestellt In ihm werden vier Standorte 
benannt Die Kraftwerksleistung soll jeweils 
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1 300 MW betragen. Soweit zusätzlicher Bedarf be- 
steht, soll Strom in kleinen, dezentralen Kraftwer- 
ken erzeugt werden, die durch ihre Verbrauchsnähe 
auch zur Kraft-Wärme-Kopplung geeignet sind. Nie- 
dersachsen hat im Teil II seines Landes-Raumord- 
nungsprogramms vom 25. Mai 1982 u. a. für den 
Neubau von Großkraftwerken mit mehr als 600 MW 
Leistung neun Standorte mit der Maßgabe ausge- 
wiesen, sie später durch Änderung oder Ergänzung 
des Programms festzulegen. 

133. Die Standortvorsorgeplanungen der Länder 
tragen dazu bei, die notwendigen Voraussetzungen 
zur Sicherung der Stromversorgung durch Groß- 
kraftwerke zu schaffen. 

Von den vorgelegten Standortvorsorgeplänen ent- 
hält nur der bayerische Standortsicherungsplan für 
Wärmekraftwerke aus dem Jahr 1978 standortbezo- 
gene Aussagen zur Nutzung von Kraftwerkswärme. 
Hiernach müssen bei neun von insgesamt 13 darge- 
stellten Flächen für Großkraftwerke zwischen 600 
und 2 600 MW am Kraftwerk Möglichkeiten für die 
Entnahme von Kraftwerkswärme geschaffen wer- 
den. 

Im Rahmen der Ministerkonferenz für Raumord- 
nung ist am 14. Mai 1982 eine Empfehlung über 
Standortkriterien — Kraftwerke verabschiedet 
worden. In der Empfehlung werden Anforderungen 
der Raumordnung und Landesplanung, der Sied- 
lungsentwicklung, der Energieversorgung, der Si- 
cherheit und des Umweltschutzes zusammengefaßt, 
um die Grundlagen für die Einpassung von Kraft- 
werkstandorten in die Raum- und Siedlungsstruk- 
tur zu verbessern. Die Empfehlung enthält auch 
Hinweise zur Eignung von Standorten für die Fern- 
wärmeversorgung. 

Die Bundesregierung hat in der Dritten Fortschrei- 
bung ihres Energieprogramms die Bedeutung der 
Standortvorsorge für verbrauchsnahe Heizkraft- 
werke unterstrichen. 


2. Wärmeversorgung 

134. Mit 44 v. H. entfällt der größte Teil des End- 
energieverbrauchs in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 1981 auf den Sektor „Haushalte und Kleinver- 
braucher“. Davon sind schätzungsweise wiederum 
mehr als 80 v. H. Wärmeverbrauch für Heizzwecke 
und die Warmwasserbereitung, über die Hälfte die- 
ses Wärmeverbrauchs wird durch Öl gedeckt Der 
Wärmeverbrauch von Haushalten und Kleinver- 
brauchern bietet also das größte Einsparpotential. 
Eine Politik zur Energieeinsparung und Mineralöl- 
substitution muß deshalb vor allem am Wärme- 
markt ansetzen. 

Die räumliche Verteilung der Wärmeversorgung in 
der Bundesrepublik Deutschland ist ein Abbild der 
Raum- und Siedlungsstruktur. Dies wird daran 
deutlich, daß alle leitungsgebundenen Wärmever- 
sorgungsformen ihre größten Marktanteile in den 
am meisten verdichteten Siedlungsstrukturen ha- 
ben, während zwei Drittel aller Haushalte in länd- 
lich geprägten Regionen in der Wärmeversorgung 
weiterhin vom Öl abhängig sind. 

135. Die Fernwärme ist umweltfreundlich. Sie 
dient als rationelle Form der Energieverwendung, 
der Energieeinsparung und Ressourcenschonung. 
Fernwärme deckt heute etwa 8 v. H. des Energiebe- 
darfs an Raumheizung und Warmwasserbereitung. 
Die Fernwärmeversorgung konzentriert sich wegen 
der für eine wirtschaftliche Versorgung erforderli- 
chen Abnahmedichte bisher vor allem auf hochver- 
dichtete Gebiete in Städten mit eigener Stromer- 
zeugung sowie auf größere, kompakte Neubauvor- 
haben. Etwa 1,4 Mio. Wohnungen sind inzwischen 
an Fernwärmenetze angeschlossen. 

Bei der reinen Stromproduktion beträgt der Nut- 
zungsgrad 30 bis 40 v. H. 60 bis 70 v. H. der einge- 
setzten Primärenergie werden als Wärme unge- 
nutzt an Luft oder Wasser abgegeben. Durch Kraft- 


Tabelle 11.1 


Beheizung von Wohnungen nach Siedlungsstrukturen 


Siedlungsstrukturtyp 

Wohnungen 
insgesamt 
in 1 000 

Fern- oder 
Block- 
heizung 
v. H. 

Kohle, 
Koks 
v. H. 

Öl 

v.H. 

Gas 
v. H. 

Strom 

v.H. 

Großstädte (über 500 000 E) 

4 886,7 

12,6 

15,4 

38,8 

21,5 

8,7 

Oberzentren und große Mittel- 
zentren 

7 295,8 

8,2 

13,2 

39,6 

25,3 

6,0 

Mittelzentren und Unterzentren . 

9 236,0 

2,4 

13,1 

61,2 

11,5 

5,7 

Gemeinden ohne zentralörtliche 
Bedeutung 

2 352,8 

0,6 

18,5 

66,6 

2,5 

5,8 

Gemeinden insgesamt 

23 771,3 

6,1 

14,3 

49,9 

16,9 

6,4 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 5, Wohnungsstichprobe 1978 

(Differenzen bei Summenbildung von Prozenten entstehen durch Fälle „ohne Angabe“) 
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Wärme- Kopplung ist es möglich, den Abwärmever- 
lust bei der Stcomproduktion im Einzelfall auf bis 
zu 20 bis 30 v. H. zu vermindern. Dies bedeutet 
Energieeinsparung und Umweltentlastung zugleich. 
Eine weitere Umweltentlastung ergibt sich durch 
den Ersatz von Einzelfeuerstätten durch Fern- 
wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung, 

Die Bundesregierung hat den Ausbau der Fern- 
wärme auf der Basis von Kraft-Wärme-Kopplung zu 
einem vorrangigen energiepolitischen Ziel erklärt. 
Unter der Voraussetzung, daß eine weitgehende Ab- 
wärmenutzung durch Kraft-Wärme- Kopplung er- 
folgt geht die Fernwärmewirtschaft längerfristig 
von einem wirtschaftlich erreichbaren Marktpoten- 
tial von etwa 25 v. H, aus. 

Wegen der hohen Aufwendungen für Netzinvestitio- 
nen ist die wirtschaftliche Versorgung mit Fern- 
wärme stark von der Rentabilität der Leitungsko- 
sten und damit von einer hinreichenden Zahl von 
Abnehmern abhängig. Das Fernwärmepotential 
muß deshalb unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Siedlungsstruktur ermittelt und genutzt werden. 
Dazu sind die Ausweisung Verbrauchs na her 
Standorte und auch der Bau von kleineren Heiz- 
kraftwerken entsprechend dem örtlichen Bedarf 
notwendig. 

Die breite Palette unterschiedlicher Fernwärme“ 
technologien ermöglicht es den Unternehmen, ihre 
Ausbaustrategie den jeweiligen Sied lang sstruk tu- 
ren anzupassen. Bei regionaler Konzentration von 
großen Wärmequellen und großer Wärmen aehf rage 
ist — unterstützt durch die Öffentliche Förderung — 
mit dem Aufbau großtechnischer Fernwärroeschie- 
nen begonnen worden. Neben dem Ausbau vorhan- 
dener Netze ist es sinnvoll, die Fernwärmeversor- 
gung schrittweise auf der Grundlage kleinerer 
Heizkraftwerke, großer Gaswärmepumpen und son- 
stiger dezentraler Wärmequellen aufzubauen. Die 
so geschaffenen Fern war me insein lassen sich in ei- 
nem späteren Stadium zu größeren, zusammenhän- 
genden Netzen verbinden und ggf. an Großkraft“ 
werke anschließen. 

Räumlich angepaßte Ausbaustrategien können es 
erlauben, für die Fernwärme auch Märkte in kleine- 
ren Gemeinden in ländlich geprägten Regionen 
wirtschaftlich zu erschließen. 

Die stärkere Dezentralisierung der Stromproduk- 
tion verbessert die Möglichkeiten der Fernwärme- 
nutzung aus Kraft-Wärme-Kopplung außerhalb der 
Verdichtungsräume. Hierauf hat u. a. der Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen in seinem Son- 
dergutachten „Energie und Umwelt“ vom März 1981 
sowie der Beirat für Raumordnung beim Bundesmi- 
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
in einer Empfehlung „Regionale Aspekte von Ener- 
gieversorgung und -einsparung" vom ILMärz 1982 
hingewiesen. Die Bemühungen um eine stärkere 
Dezentralisierung der Stromproduküon finden al- 
lerdings dort eine Grenze, wo aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit sowie des Strom bedarf s dieser 
auch künftig zentral aus Großkraftwerken gedeckt 
werden muß. 


136. Das Gas hatte 1978 einen Anteil von rd. 
17 v. H. am Wärme verbrauch für die Raumheizung. 
Im Jahr 1982 lag der Marktanteil bei über 20 v. H„ 
Die Wohnungsstichprobe 1978 zeigt, daß der Gasan- 
ten in den Großstädten mit über 500 000 Einwoh- 
nern (21,5 v, H.) und in Oberzentren sowie großen 
Mittelzentren (25*3 v. H.) überdurchschnittlich hoch 
war. In Gemeinden ohne zentralörtliche Bedeutung 
lag er dagegen lediglich bei 2,5 v.H. (vgl. Tabelle 
1LL). Allerdings gibt es auch in ländlich geprägten 
Regionen sehr unterschiedliche Anschlußgrade in 
der Gasversorgung. 

Der Ausbau der Gasversorgung hat sich jedoch im 
Berichtszeitraum vor allem auf die Regionen mit 
großen Verdicbtungs räumen konzentriert. Unter 
energiepolitischen Gesichtspunkten ist die Konzen- 
tration der Gasversorgung in den femwärmetaugli- 
ehen Gebieten problematisch. Die Bundesregierung 
hat deshalb in der Dritten Fortschreibung ihres 
Energieprogramms darauf hingewiesen, daß Erd- 
gas „zur Heizöl Verdrängung künftig auch außerhalb 
von Ballungsgebieten verstärkt eingesetzt werden 
muß“. Zur Verbesserung der regionalen Erdgasver- 
sorgung fördern Bund und Länder aufgrund des 
Gesetzes vom 29. Januar 1980 ] ) den Ausbau von 
Erd gas leitun gen. Zwischen 1979 und 1983 werden 
dafür insgesamt 340 Mio. DM an öffentlichen Zu- 
schüssen bereitgestellt 

Wegen der vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten 
und der Umweltfreundlichkeit des Erdgases kommt 
dem Ausbau der Gasversorgung im Zusammen- 
hang mit städtebaulichen Erneuerungsmaßnahmen 
eine besondere Bedeutung zu. Maßnahmen der 
Wohnungsmodernisierung, der Stadtsanierung und 
der Stadterneuerung lassen sich vielfach in städte- 
baulich und mietenpolitiseh vertretbarer Weise mit 
einem Ausbau der Gasversorgung verbinden. Dies 
gilt insbesondere für kleinteilige Maßnahmen auf 
Block- oder Gebäudebasis. 

137. Der Ölanteil an der Raumwärmeversorgung 
betrug 1978 etwa 50 v. H.. Bei neu erstellten Woh- 
nungen liegt er im Bundesdurchschnitt immer noch 
bei über 40 v. H.. Die Heizöl Versorgung ist regional 
sehr unterschiedlich verteilt. In ländlich geprägten 
Regionen bestehen Ölabhängigkeiten bis zu 
90 v. H. 

Die Verbraucher haben auf Ölpreissteigerungen 
der letzten Jahre mit Einsparungen und Umstellun- 
gen auf andere Heizungssysteme deutlich reagiert 
Der Verbrauch an leichtem Heizöl verringerte sich 
trotz weiter gestiegener Wohnungszahl und verbes- 
serter Wohnungsqualität zwischen 1973 und 1981 
um über 20 v. H.. Trotzdem entfallt auf die Wärme- 
versorgung von Haushalten und Kleinverbrauchern 
immer noch ein Drittel des gesamten Mineralölver- 
brauchs. 

138. Der Anteil des Stroms am Wärmemarkt lag 
1978 im Durchschnitt bei rd. 6 v. H.. In den Groß- 
städten über 500 000 Einwohner erreichte er 
8 r 7 v. H., in Mittelzentren und Unterzentren sowie 
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Karte 11.1 

Nicht erdgasversorgte Gebiete ("Heizölgebiete") 

Ende 1981 
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Gemeinden ohne zentralörtliche Bedeutung weni- 
ger als 6 v. £L 

Strom wird bei der Ölsubstitution im Wärmemarkt 
künftig eine größere Rolle übernehmen. Nachtspei- 
cherheizung und elektrische Wärmepumpe bieten 
gerade für Bereiche lockerer Bebauung, die nicht 
mit Fernwärme oder Gas versorgt werden können, 
häufig die einzige Alternative zur Ölheizung. 

139. Emeuerbare Energien haben nur einen gerin- 
gen Anteil an der Wärmeversorgung, Die Bundesre- 
gierung unterstützt seit Jahren die Markteinfüh- 
rung neuer Technologien zur Nutzung emeuerbarer 
Energien durch staatliche Hilfen. Wesentliche För- 
derungsschwerpunkte sind Wärmepumpen, Solar- 
anlagen und die Nutzung von Biomasse. 

Erneuerbare Energien in Verbindung mit passiven 
Maßnahmen (Wärmedämmung, passive Sonnen- 
energienutzung usw.) und Speichersystemen bieten 
gerade in ländlich geprägten Regionen eine Alter- 
native zum Heizöl. Größere Flächenreserven, hö- 
here Eigentumsquoten im Wohnungsbestand und 
-neubau sowie ein größerer Anteil an der Neubautä- 
tigkeit insgesamt schaffen hier vielfach günstigere 
Voraussetzungen als in den stärker verdichteten 
Regionen. Im Zusammenhang mit Neubau- und Sa- 
nierungsmaßnahmen gibt es allerdings auch in den 
starker verdichteten Regionen interessante Ein- 
satzmöglichk eiten. Noch bestehende Hemmnisse, 
die der weiteren Verbreitung emeuerbarer Ener- 
gien im Wege stehen, müssen abgebaut werden, ln 
der Abfallwirtschaft ist darauf zu achten, daß bei 
Entwicklung neuer Organisationsformen energie- 
politische Gesichtspunkte mit berücksichtigt wer- 
den. 

140. Maßnahmen der passiven Sonnenenergienut- 
zung, der Wärmedämmung und der Wärmespeiche- 
rung sind in den weniger verdichteten Regionen 
besonders wichtig, in denen die Erschließung mit 
Gas oder Fernwärme unwirtschaftlich ist Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß emeuerbare Energien viel- 
fach erst dann wirtschaftlich eingesetzt werden 
können, wenn eine erhebliche Verminderung des 
spezifischen Raumwärmebedarfs durch passive 
Maßnahmen erreicht ist 


3. örtliche und regionale Energieversorgungs- 
konzepte 

141 . Im Berichtszeitraum haben immer mehr Ge- 
meinden und Regionen die energiepolitische Be- 
deutung von Versorgungskonzepten erkannt und 
nach sie diu ngs strukturellen Gesichtspunkten die 
Verminderung des Raumwärmebedarfs mit der Op- 
timierung von Wärmeversorgungssystemen abge- 
glichen. 

In der Dritten Fortschreibung ihres Energiepro- 
gramms hat die Bundesregierung die Bedeutung 
von örtlichen und regionalen Versorgungskonzep- 
ten betont: „Sie sind aus energiepolitischer Sicht 
besonders wichtig, um das Verhältnis von Fernwär- 


me, Erdgas und Strom langfristig sinnvoll zu gestal- 
ten und insbesondere die Kraft-Wärme-Kopplung, 
die industrielle Abwärme und neue Techniken, wie 
die Wärmepumpe, verstärkt zu nutzen. Zu diesem 
Zweck sind die Versorgungsmöglichkeiten nach 
technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
im Hinblick auf die konkreten örtlichen Verhält- 
nisse zu ermitteln und mit den Ausgangsbedingun- 
gen der Siedlungsstruktur sowie mit den Zielen der 
Stadtentwic klung, der Stadterneuerung und des 
Umweltschutzes in Einklang zu bringen. In diesem 
Rahmen müssen der Substitutionswettbewerb und 
die freie Wahl der Energieträger im Interesse der 
Verbraucher soweit wie möglich aufrechterhalten 
werden." Die Bundesregierung hat Versorgungsun- 
temehmen und Gemeinden zu entsprechenden An- 
strengungen für die breite Durchsetzung von Ver- 
sorgungskonzepten aufgefordert 

142 . Im Jahr 1980 wurde das Forschungspro- 
gramm „örtliche und regionale Energieversor- 
gungskonzepte" aufgelegt um technische Studien 
sowie modellhafte Planstudien und Siedlungsstruk- 
tunmtersuchungen erarbeiten zu lassen, die Ver- 
sorgungsunternehmen, Städten, Gemeinden und 
Regionen Hilfen für die Entwicklung von Energie- 
versorgungskonzepten bieten sollen. In einem die 
Arbeiten begleitenden Ausschuß sind Bund, Länder, 
Versorgungswirtschaft sowie Gemeinden und Ge- 
meindeverbände vertreten. 

Nach den bisher vorliegenden Modellergebnissen 
sind für die Aufstellung eines örtlichen oder regio- 
nalen Energieversorgungskonzepts in der Regel fol- 
gende Schritte notwendig: 

— Ermittlung der räumlichen Verteilung des Wär- 
mebedarfs und seiner künftigen Entwicklung, 

— Übersicht über bestehende Wärmequellen, Ab- 
wärmepotentiale und ihre künftige Entwicklung 
und die Kosten ihrer Nutzung, 

— Berücksichtigung von Zielvors teil ungen über die 
Stadt- oder Regionalentwicklung sowie Maßnah- 
men der Stadterneuerung, 

— Ermittlung der Sozialstruktur, um wohnungspo- 
litische Folgen der Energiemodernisierung ab- 
schätzen zu können, 

— Abschätzung der Umweltsituation und Entwick- 
lung umweltpolitischer Zielvorstellungen, 

— Planung von Maßnahmen zur Wärmeversorgung 
unter Berücksichtigung der örtlichen und regio- 
nalen Ausgangsbedingungen sowie bestehender 
Versorgungsstrukturen und Zuständigkeiten. 

Erste Erfahrungen mit Energieversorgungskonzep- 
ten in einzelnen Kommunen und Regionen, aber 
auch die Siedlungsstrukturstudien bestätigen, daß 
örtliche und regionale Energieversorgungskonzepte 
ein wichtiger Beitrag zur systematischen Ausschöp- 
fung der Möglichkeiten der Energieeinsparung und 
Mineralölsubstitution sind. Forschungsergebnisse 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau ergeben in der modellmäßigen Ab- 
schätzung Einsparmöglichkeiten bis zu 50 v. H. des 
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Primärenergieverbrauchs für Heizzwecke bis zum 
Jahr 2000. 


4, Energiepreise und regionale Entwicklung 

143. Der Anteil der Energiekos ten am verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte sowie an den 
Produktions- und Transportkosten ist Ln den ver- 
gangenen Jahren gestiegen. Die Verminderung des 
Energieeinsatzes durch entsprechende Einsparun- 
gen hat somit nicht ausgereicht, um die Kostenstei- 
genmgeo axiszugleichen. Wegen der begrenzten Re- 
serven bei Öl, Gas, Kohle und Uran ist auch in 
Zukunft mit weiter steigenden Energiepreisen zu 
rechnen. 

Eine Analyse der regionalen Unterschiede bei den 
Preisen für die verschiedenen Energieträger zeigt, 
daß die Energiepreise in ländlich geprägten Regio- 
nen höher sind als in anderen Regionen. Dies gilt 
vor allem für Strom und Mineralölprodukte. Maß- 
geblich dafür sind die größeren Transportentfer- 
nungen, spezifisch höhere Verteilungskosten in 
ländlich geprägten Regionen sowie untemehmens- 
poiitische Gründe. 

Die Nachteile eines höheren Energie Preisniveaus 
für die Wirtschaftskraft einer Region dürfen aber 
nicht isoliert betrachtet werden. Für neue Investi- 
tionen kommt es neben den Energiekosten vor al- 
lem auch auf die allgemeinen Standortbedingungen 
an, wie Absatzpotential. Arbeitskräfte- und Energie- 
potential, Infrastruktur und industrieller Verbund 
sowie Stabilität der Rahmenbedingungen und so- 
zialer Konsens. Die Rauanordnung ist bemüht, mög- 
liche nachteilige Wirkungen eines höheren Energie- 
preisniveaus in Grenzen zu halten. Raumordnung 
und Landesplanung wirken insbesondere auf eine 
stärkere räumliche Dezentralisierung der Strom- 
produktion in Kombination mit netztechnischen 
Verbesserungen hin, um regionale Strom preisdis- 
parttäten weiter abzubauen. 

5. Maßnahmen zur sparsamen und rationellen 
Energieverwendung 

144. Die Förderungsmöglichkeiten nach dem 
Bund- Land er-Prog ramm zur Förderung heizener- 
giesparender Investitionen (sog. 4,35 Mrd. DM-Pro- 
gramm) wurden voll ausgeschöpft. Durch das bis 
Ende 1982 (Zuschußteil) bzw. bis Mitte 1983 (Steuer- 
teii) begrenzte Bund- Land er- Programm wurde nach 
vorliegenden Schätzungen in rd 2,5 Mio. Wohnun- 
gen ein Investitionsvolumen von ca. 17 bis 20 Mrd. 
DM gefördert 

Die Bundesregierung hat die gesetzlichen Möglich- 
keiten geschaffen, damit Mieter ihre Bausparver- 
träge prämien- und steuerunschädlich für die Um- 
rüstung von Altbauten e insetzen können. Zur Er- 
leichterung des notwendigen Interessenausgleichs 
zwischen Vermieter und Mieter wurde ein Muster- 
mietvertrag erarbeitet und veröffentlicht 

Mit dem Energieeinsparungsgesetz und seinen 
Rechtsverordnungen wurden generelle Anforderun- 


gen an bauliche Maßnahmen sowie an den Bau und 
Betrieb von Heizanlagen geschaffen. Die Anforde- 
rungen nach der Wärme sc hutzverordnung, die sich 
maßgeblich auf die Wärmedämmung der Gebäude 
auswirken, wurden mit der Verordnung vom 24. Fe- 
bruar 1982 l ) angehoben. Die Heizkosten- Verord- 
nung vom 23. Februar 1981 2 ) hat die möglichst ver- 
brauchsgerechte Abrechnung der Heizkosten zum 
Ziel Die Heizungsanlagen-Verordnung wurde mit 
Verordnung vom 24. Februar 1982 3 ) an den techni- 
schen Fortschritt angepaßt 

145. Im Rahmen des Programms für Zukunftsin- 
vestitionen haben Bund und Länder 730 Mio. DM 
für einen verstärkten Ausbau der Fernwärme be- 
reitgestellt Das Programm ist mit dem Jahr 1981 
ausgelaufen. Für den anschließenden Zeitraum er- 
möglicht eine auf Vorschlag der Bundesregierung 
abgeschlossene Bund-Länder-Vereinbarung über 
ein „Kohleheizkraftwerks- und Fernwärmeaus- 
bauprogramm vom 16. November 1981" die Fortfüh- 
rung der Förderung. Dieses Programm hat eine 
Laufzeit bis Ende 1985. Bund und Länder haben 
Finanzhilfen in Höhe von insgesamt 1,2 Mrd. DM 
bereitgestellt Die Mittel werden durch die Länder 
bewilligt. Der Ausbau von Fernwärmesystemen 
wird ferner durch die Förderung als Demonstra- 
tionsvorhaben, das Investitionszulagengesetz, das 
Verstromungsgesetz sowie durch Baukostenzu- 
schüsse der Anschlußnehmer finanziell erleichtert 

Anreize zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen 
werden u. a. durch die Förderung nach dem Invesü- 
tionszulagengesetz und dem fortgeschriebenen Pro- 
gramm zum Ausbau der Fernwärme gewährt. Dies 
gilt z. B. für die Nutzung der Um gebungs wärme 
durch Wärmepumpen und Solarkollektoren und für 
die energetische Nutzung von Müll und Wasser- 
kraft 


6. Konsequenzen 

146. Auf dem Wärmemarkt bestehen erhebliche 
Energieeinsparmöglichkeiten durch eine Anpas- 
sung von Energieträger und Energieerzeugung an 
die gegebene örtliche und regionale Siedlungs Struk- 
tur. Die Bundesregierung wird prüfen, ob und in 
welchem Ausmaß die Förderung heizenergiespa- 
render Investitionen im Gebäudebestand in den 
nächsten Jahren fortgesetzt werden kann. Diese 
Förderung kommt erfahrungsgemäß auch in den 
ländlich geprägten Regionen zum Tragen. Regio- 
nale und örtliche Energieversorgungskonzepte sind 
ein wertvoller Beitrag zur rationellen Energiever- 
wendung* Besonders wichtig ist eine stärkere wirt- 
schaftliche Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung 
und der Abwärme von Kraftwerken und anderen 
energieerzeugenden Anlagen. Zugleich muß darauf 
geachtet werden, daß regionale Energiepreisdiffe- 
venzen abgebaut werden. 


] ) BGBL I S. 209 
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KAPITEL 12 

Bildungseinrichtungen 

1. Allgemeinbildende Schulen 

147. Der Ausbau des Schulsystems hat seit den 
60er Jahren eine Anpassung der schulischen Ver- 
sorgung in den ländlich geprägten Regionen an das 
allgemeine Bildungsniveau gebracht Dazu haben 
vor allem drei Faktoren beigetragen: 

a) Im Grund* und Hauptschulbereich erfolgte eine 
starke räumliche Konzentration. Die Zahl der 
Schulstandorte sank von 31 000 im Jahr 1960 auf 
18 400 im Jahr 1980. Der durchschnittliche Ein- 
zugsbereich stieg von 8 km 2 auf knapp 14 km 2 . 

b) Bei Realschulen und Gymnasien fand umge- 
kehrt eine räumliche Dezentralisierung statt 
Zwischen 1960 und 1980 stieg die Zahl der 
Standorte von Realschulen und Gymnasien von 
knapp 3 000 auf 5 100. Damit wurde der durch- 
schnittliche Einzugsbereich dieser Schulen von 
84 km 2 auf 49 km 2 verringert und das Bildungs- 
angebot insbesondere in ländlich geprägten Re- 
gionen verbessert 

c) Allgemein stiegen die Schülerzahlen je Schul- 
einheit. An Grund- und Hauptschulen wurden 
1980 durchschnittlich 270 Schüler unterrichtet; 
1960 waren es noch 170. Die durchschnittliche 
Größe der Realschule ist im gleichen Zeitraum 
von 380 auf 520 Schüler, die der Gymnasien von 
470 auf 850 Schüler gestiegen. Ursächlich hierfür 
waren bei den Grund- und Hauptschulen die 
Verringerung der Standorte und die seit Mitte 
1960 ansteigenden Jahrgangsstärken sowie die 
Verlängerung der Pflichtschulzeit von acht auf 
neun, zum Teil auf zehn Jahre. Bei den Real- 
schulen und Gymnasien überlagerten sich die 
Effekte des demographischen Anstiegs und des 
veränderten Bildungsverhaltens. 

148. Die demographische Entwicklung stellt alle 
allgemeinbildenden Schulen vor neue Probleme. 
Die Grundschulen wurden vom Rückgang der Kin- 
derzahlen bereits seit 1973 betroffen, der Sekundar- 
bereich I der weiterführenden Schulen seit 1979. In 
den nächsten Jahren wird auch der Sekundarbe- 
reich II den Rückgang der Schülerzahlen immer 
deutlicher spüren. 

Der Rückgang der Schülerzahlen trifft in ländlich 
geprägten Regionen auf ein teilweise schon als zu 
weitmaschig empfundenes Standortnetz. Eine wei- 
tere Konzentration der Grund- und Hauptschulen 
würde in diesen Regionen die Wegezeiten für viele 
Schüler unvertretbar verlängern und den Verlust 
der vor allem für Grundschüler erforderlichen Woh- 
nungsnähe bedeuten. Bei einer Konzentration der 
Realschulen und Gymnasien auf größere zentrale 
Orte erlitten die betroffenen kleineren Städte er- 


hebliche Attraktivitätseinbußen. Die Kinder wür- 
den in ihrer Entwicklung durch Einbußen von Frei- 
zeit und Kontaktmöglichkeiten außerhalb der 
Schulzeiten belastet Außerdem verringerte sich 
mit dem Fortfall von Möglichkeiten zu kostenspa- 
render Mehrfachnutzung der schulischen Infra- 
struktur (Turnhallen, Versammlungsräume, ggf. 
Hallenbäder) auch die allgemeine Integrationswir- 
kung der Schule. Schließlich würden auch die be- 
reits heute hohen Schülertransportkosten weiter 
ansteigen. 


Tabelle 12.1 


Nettoausgaben der Gebietskürperschaften für die 
Schülerbeförderung in den Jahren 1978 bis 1982 

in Mio. DM 


Jahr 

Insgesamt 

Länder 

Gemein- 

den 

Zweck- 

verbände 

1978 

1 412,6 

806,5 

577,6 

28,5 

1979 

1 580,1 

933,5 

625,6 

21,0 

1980 

1 810,0 

1 031,7 

751,9 

26,4 

1981 *) 

1710 

906 

783 

21 

1982 2 ) 

1770 

917 

832 

21 


1 ) Vorläufige Ist-Ergebnisse 

2 ) Sollzahlen (Länder), Schätzung (Gemeinden und 
Zweckverbände) 

Quelle: Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung 


149. Die meisten Bundesländer haben deshalb 
ihre schulrechtlichen Bestimmungen für den Be- 
reich der Grundschule und zum Teil auch für den 
Bereich der Sekundarstufe I geändert, um die Fort- 
führung der Schulen an ihrem bisherigen Standort 
zu gewährleisten. Dabei wurden in allen Bundeslän- 
dern ähnliche Wege beschritten: 

— Die Mindestklassenzahl pro Schule (Zügigkeit) 
wurde verringert, 

— die Mindestklassenstärke wurde herabgesetzt 
oder deren befristete Unterschreitung gestattet, 

— verschiedene Jahrgangsklassen wurden zusam- 
mengefaßt, z. B. in zweiklassigen Grundschulen 
mit jahrgangsübergreifendem Unterricht, 

— die Schüler-Lehrer-Relation wurde verbessert 
und schließlich 
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— wurde der organisatorische Verbund von mehre- 
ren Schulen ermöglicht 

Zur Sicherung gleichwertiger Lebensbedingungen 
mit einem breitgefächerten, wohnungsnahen Bil- 
dungsangebot sind Losungen erforderlich, die so- 
weit als möglich die bestehenden Schulen erhalten 
und ein differenziertes Angebot im Rahmen der 
staatlichen Finanzierbarkeit sichern. Dazu gehö- 
ren: 

— Die Aufrechterhai hing der allgemeinbildenden 
und berufsbildenden wohn- oder wohnortnahen 
schulischen Versorgung, 

— die Anpassung geltender pädagogischer und 
schulentwicklungspJanerischer Anforderungen, 

— die Notwendigkeit eines stärkeren Schulverbun- 
des, 

— die Anpassung der Aus- und Fortbildung der 
Lehrer für die erweiterten pädagogischen und 
organisatorischen Aufgaben. 

Bei aller notwendigen organisatorischen Anpas- 
sung an die verringerten Schülerzahlen muß darauf 
geachtet werden, daß das Bildungsangebot nicht lei- 
det und kein neues Stadt- Land-Bildungsgefälle ent- 
steht 

150. In einigen Jahren wird sich auch in der Se- 
kund ar stufe II vor allem in ländlich geprägten Re- 
gionen die Frage stellen, inwieweit das gegenwär- 
tige Kurssystem mit einem hinreichend differen- 
zierten Angebot fortgeführt werden kann. Ähnliche 
Probleme können im berufsbildenden Schulwesen 
auftreten. Auch für diese Bildungsstufen müssen 
deshalb regionsspezifische Lösungen gefunden 
werden, die ein vergleichbares Bildungsangebot am 
wohnortnahen Schulstandort ermöglichen. 


2. Schulversorgung ausländischer Schüler 

151. Zwischen 1978 und 1981 ist die Zahl der aus- 
ländischen Schüler von 486 000 auf 696 000 (rd. 
43 v. H,) angewachsen; über die Hälfte ist türkischer 
Nationalität Der Anteil der ausländischen Schüler 
ist im Schuljahr 1981/1982 in den Grund- und 
Hauptschulen mit 13,3 bzw. 11,8 v, H, am höchsten; 
er variiert an Grundschulen zwischen den Bundes- 
ländern von 5 r 4 v, H. (Schleswig-Holstein) bis 
37,3 v. H. (Berlin [West]) und an Hauptschulen zwi- 
schen 4,8 v. H. (Schleswig-Holstein) und 38,3 v.H. 
(Berlin [West]), Aufgrund der demographischen 
Entwicklung ist mit weiter wachsendem Ausländer- 
anteil vor allem in den Kernstädten der hochver- 
dichteten Regionen zu rechnen. 

152. Nur 50 bis 60 v. H. der ausländischen Schulab- 
gänger erreichen einen Hauptschulabschluß. Bei 
den hier geborenen und hier eingeschulten Auslän- 
derk indem liegt die Hauptschulabschlußquote je- 
doch über 80 v. Beim Besuch von Realschulen 
und Gymnasien sind ausländische Kinder deutlich 
unterre präsentiert Nur rd. ein Viertel der ausländi- 
schen Jugendlichen im Alter von 15 bis 18 Jahren 


erhalten eine Berufsausbildung oder besuchen eine 
weiterführende Schule. Schul- und Berufsbildung 
ausländischer Kinder sind aber eine entscheidende 
Voraussetzung für ihre soziale Integration. 

Die Entwicklung und Einführung von Förderroaß- 
nahmen haben in den letzten Jahren mit dem 
sprunghaften Anstieg der Schülerzahlen nicht 
Schritt halten können. Es sind deshalb vor allem in 
den verdichteten Regionen verstärkte Anstrengun- 
gen zur Verbesserung der Schulbildung ausländi- 
scher Kinder dringend erforderlich. 

Auch in ländlich geprägten Regionen bereitet ein 
ausreichender Unterricht ausländischer Schüler 
Schwierigkeiten, da vielfach die vorgesehene Diffe- 
renzierung aufgrund der geringeren Jahrgangs stär- 
ken nicht realisiert werden kann. 


3. Berufsbildung 

153. Die Aufgabe, für alle Jugendlichen eine aus- 
reichende Zahl qualifizierter Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen, hat noch immer hohe Bedeu- 
tung. Noch drängen geburtenstarke Jahrgänge auf 
den Ausbildungsstellenmarkt. Erst ab 1985 ist mit 
einer allmählichen Entlastung zu rechnen (vgl. 
Tz 7). 

Bis 1980 verbesserte sich die Ausbildungsplatzsitua- 
tion stetig. Das Angebot an Ausbildungsplätzen lag 
im Jahr 1976 noch um 1,8 v. H. und 1978 um 0,7 v. H. 
unterhalb der Nachfrage, Im Jahr 1980 überstieg 
das Angebot dagegen die Nachfrage um 4,1 v. H„ 
Danach verschlechterte sich die Ausbildungsplatz- 
situation trotz erheblicher Anstrengungen der Wirt- 
schaft wieder. Im Jahr 1981 verminderte sich der 
Überhang an Ausbildungsplätzen auf nur noch 
2,4 v. Im Jahr 1982 sind trotz schwieriger Wirt- 
schaftslage und bei einem Anstieg der Zahl der 
einen Ausbildungsplatz suchenden Jugendlichen 
um 6 v. H. gegenüber dem Vorjahr mit 631 000 rd. 
25 000 Ausbildungsverträge mehr abgeschlossen 
worden als 1981; dies entspricht einem Zuwachs von 
4,2 v. H.. Am 30. September 1982 waren knapp 36 000 
Jugendliche bei den Arbeitsämtern gemeldet, die 
noch einen Ausbildungsplatz suchten. Zum gleichen 
Zeitpunkt waren 20 000 noch imbesetzte Ausbil- 
dungsplätze bei den Arbeitsämtern gemeldet Das 
Gesamtangebot lag um 2,4 v, H. unter der Gesamt- 
nachfrage. 

Eine qualifizierte Berufsausbildung ist für die Wirt- 
schaft von großer Bedeutung, Das gilt auch für 
ländlich geprägte Regionen, die einen hohen Anteil 
an kleineren und mittleren Betrieben aufweisen. 
Sie haben dort in besonderem Maße zu der günsti- 
gen Ausbildungsplatzentwicklung vergangener 
Jahre beigetragem Die Zukunft dieser Betriebe 
hängt stark von den beruflichen Fähigkeiten der 
Unternehmer und der Beschäftigten ab. Deshalb 
sind Berufsausbildung und -fortbildung regional- 
wirtschaftlich besonders bedeutsam. 

Regional ist die Ausbildungsplatzsituatdon sehr un- 
terschiedlich. Relativ gut ist sie noch in einigen Re- 
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Karte 12.1 

Betriebliche Ausbildungsplätze 1981 



Betriebliche Ausbildungs- 
plätze je 100 Schulabgänger 
(ohne Studienberechtigte) 


bis unter 65 
65 bis unter 75 
75 bis unter 05 
85 bis unter 100 
3 00 und mehr 


17 40 46 28 

Klassenhäufigkelten 


Minimum: 49*1 

Maximum: 140.2 

Mittelwert: 81*9 
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Quelle; Berufsbildungsbericht 1 902 des Bundesministers för Blidung und Wissenschaft 
Schulobgängerstatistrk (St 71 ) der Bundesanstalt für Arbeit 1980/81 

Grenzen: Arbeitsamtsbezirke 1 .1 .1980 
Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 
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gionen mit großen Verdichtungsräumen und in den 
süddeutschen ländlich geprägten Regionen, ln 114 
von 142 Arbeitsamtsbezirken lag 1982 das Angebot 
an Ausbildungsplätzen unter der Nachfrage der Ju- 
gendlichen. Erheblich verschlechtert haben sich die 
Ausbüdungsbedingungen vornehmlich in periphe- 
ren ländlichen Regionen. Dort ist in der Regel auch 
der Anteil junger Arbeitsloser unter 20 Jahre rela- 
tiv hoch. Die Regionen mit großen Verdichtungsräu- 
men, insbesondere die Regionen an Rhein und 
Ruhr, stehen dagegen vor dem Problem, eine hohe 
Quote jugendlicher Ausländer in das Berufsleben 
dauerhaft integrieren zu müssen. 

154* Der Bund hat verstärkt Mittel zum Ausbau 
der berufsbildenden Schulen und für überbetriebli- 
che Ausbüdungsstätten bereitgestellt Für Investi- 
tionen zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungska- 
pazitäten sind den Ländern im Zeitraum von 1978 
bis 1981 im Rahmen des Stufenplans zu Schwer- 
punkten der beruflichen Bildung rd, 274 Mio* DM 
Finanzhilfen des Bundes zur Verfügung gestellt 
worden. Damit wurden Erweiterung, Ausbau und 
Ausstattung von Einrichtungen der beruflichen Bü- 
dung, darunter auch das Berufsgrundbildungsjahr 
und Berufsfachschulen finanziert Dazu kamen rd. 
538 Mio* DM Bundesmittel aus der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur", aus dem Programm für Zukunfts Investi- 
tionen und der Zonenrandförderung. 

Mit der Förderung überbetrieblicher Ausbüdungs- 
statten ist vor allem die Ausbildungsqualität kleiner 
und mittlerer Betriebe ergänzt und erweitert wor- 
den. Dafür sind aus Mitteln des Bundes u. a. auch 
im Rahmen des Programms für Zukunftsmvestitio- 
oen im Zeitraum von 1978 bis 1981 rd. 787 Mio. DM 
gewährt worden. Mit diesen Mitteln konnten rd, 
17 500 Werkstattplätze, rd. 10 500 Unterrichtsplätze 
und rd- 2 600 Internatsplätze gefördert werden. Der 
Bund bezuschußte diese Maßnahmen bis zum 
31. August 1981 in der Regel mit 80 v, H„ ab 1. Sep- 
tember 1981 mit 05 v* H„ Weitere Mittel für die Er- 
richtung und Schaffung von überbetrieblichen Aus- 
bildungsplätzen in Höhe von etwa 130 Mio. DM 
wurden im Rahmen der ERP- Förderung, der Zonen- 
randförderung und von der Bundesanstalt für Ar- 
beit bereitgestellt Die Maßnahmen zur Förderung 
überbetrieblicher Ausbildungsstatten wurden ins- 
besondere auch in ländlich geprägten Regionen 
durchgeführt und sollen damit zur Verbesserung 
der Ausbildungsplatzsituation dieser Gebiete bei- 
tragen* 


4. Hochschulen 

155. Der Ausbau der Hochschulen wurde im Be- 
richtszeitraum fortgesetzt Der Bund hat hierfür im 
Rahmen der Ge me inschaftsauf gäbe Ausbau und 
Neubau der Hochschulen" in den Jahren 1978 bis 
1981 rd, 3,5 Mrd. DM bereitgestellt 

Die Rahmenbedingungen für den weiteren Hoch- 
schulausbau haben sich verändert Insbesondere 
die knappen Finanzmittel engen die Handlungs- 


spielräume deutlich ein. Aufgrund der demographi- 
schen Entwicklung wird zu Beginn der 90er Jahre 
die Studienplatznachfrage stark sinken, wenn auch 
die Zahl der Studenten die Studienplatzzahl weiter- 
hin übersteigen wird. Die zum 11712. Rahmenplan 
erfolgte Revision des Ausbauprogramms berück- 
sichtigt diese Entwicklungen. Danach sind für die 
Fortführung der laufenden Vorhaben rd. 8 Mrd. DM 
und für neu zu beginnende Maßnahmen der höch- 
sten Dringlichkeitsstufe rd. 3 Mnt DM vorgesehen. 
Vorhaben mit einem Volumen von L5 Mrd. DM wur- 
den einer zweiten Dringlichkeitskategorie zugeord- 
net 

Die Bundesregierung hat Ende 1982 im Hinblick 
auf die Bedeutung des Hochschulbaus die Haus- 
haltsansätze für die Gemeinschaftsaufgabe „Aus- 
bau und Neubau von Hochschulen' 1 wieder um 
230 Mio. DM für den Programmabschnitt 1983 bis 
1986 auf 3,9 Mrd. DM erhöht 

Im Berichtszeitraum wurden auch die kleinen neu 
gegründeten Hochschulen außerhalb der Verdich- 
tungsräume und in den industriell geprägten Pro- 
blemregionen weiter ausgebaut Ehr Ausbau vollzog 
sich aber langsamer als bei den großen Hochschu- 
len. Sie konnten im Durchschnitt erst 75 v. H. ihrer 
mittelfristigen Ausbauziele erreichen. Die Fach- 
hochschulen in ländlich geprägten Regionen konn- 
ten einen vergleichsweise hohen Anteil der Mittel 
für sich verbuchen. Die ursprünglich von den Hoch- 
schulneugründungen erhoffte Entlastung der gro- 
ßen Massenhochschulen blieb hinter den Erwartun- 
gen zurück. Dies beruhte zum Teil auch auf der 
gegenüber den Erwartungen zurückgebliebenen 
Studienplatznachfrage bei den neu gegründeten 
Hochschulen. Ln einigen Fällen ist auch ihr Fächer- 
spektrum begrenzt und weist ein Übergewicht an 
Lehramtsfächem auf. Der Aufbau einer breit ange- 
legten, interdisziplinären Forschung wird auf diese 
Weise erschwert Die resultierende mangelhafte At- 
traktivität hat dann die niedrige Auslastung zur 
Folge. 

156. Die Neugründungen tragen in ländlich ge- 
prägten Regionen zur Förderung der regionalen 
Wirtschaftsentwicklung erheblich bei Dies konnte 
in zahlreichen Fallstudien in den letzten Jahren im 
einzelnen nachgewiesen werden- Insbesondere wur- 
den das regionale Qualifikationsniveau und die Er- 
werbschancen durch neue Arbeitsplätze im Hoch- 
schulbereich selbst sowie durch die hoch schulab- 
hängigen Arbeitsplätze in der regionalen Wirtschaft 
erheblich verbessert Außerdem wurde die Entwick- 
lungs- und Innovationsbereitschaft gefördert Die 
Möglichkeiten einer Zusammenarbeit zwischen 
Hochschule und regionaler Wirtschaft sind dabei 
bei weitem noch nicht ausgeschöpft 

Es muß darauf hingewirkt werden, daß neu gegrün- 
dete Hochschulen außerhalb der verdichteten Re- 
gionen sowie in den industriell geprägten Problem- 
regionen ein Mindestmaß an Fächerdifferenzierung 
erreichen, um ihre Leistungsfähigkeit zu sichern. 
Die betroffenen Hochschulen selbst können durch 
den Aufbau attraktiver Schwerpunkte in Forschung 
und Lehre und durch intensive öffentlich keitsar- 
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Karte 12.2 

Hochschulbauförderung 1974 bis 1980 
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Karte 1 2.3 

Studienangebot der wissenschaftlichen Hochschulen 1980/81 
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beit ihre Vorteile als relativ kleine, überschaubare 
Hochschulen nutzen und somit ihre Anziehungs- 
kraft langfristig steigern. Die dadurch erreichbare 
Entlastung liegt auch im Interesse der überlasteten 
Hochschulen in den hochverdichteten Regionen, 


5. Weiterbildung 

1 57. Unter den Infrastruktur einrichtungen des 
Bildungswesens, die E infl uß auf eine strukturelle 
Ausgeglichenheit der Siedlungsgebiete haben, ge- 
winnen die Weiterbildungseinrichtungen zuneh- 
mend an Bedeutung. Das gilt sowohl für Angebote 
der beruflichen Weiterbildung einschließlich Um- 
schulung als auch für die nichtberufliche Weiterbil- 
dung. Daher muß es das Ziel sein, Einrichtungen 
wie FortbUdungsstatten der Wirtschaft, Volkshoch- 
schulen, Weiterbildungsstätten der Gewerkschaf- 
ten, der Kirchen und der ländlichen Weiterbildung 
auch in ländlich geprägten Regionen zu stützen, 
Modellvorhaben der Bundesregierung im Ruhrge- 
biet und Nordfriesland haben z. B. gezeigt, daß von 
eigenständigen Weiterbildungsstätten eine starke 
motivierende Wirkung ausgeht Das gleiche gilt für 
Beratungsstellen, die die örtlichen Bedürfnisse auf- 
decken, sich um die Motivierung von Interessenten 


KAPITEL 13 

Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

159, Die Investitionen des Bundes für Verkehrs- 
wege haben seit 1980 Einbrüche erfahren. 

Im Bundesfemstxaßenbau wurden die Xnvestitions- 
mittel vorrangig für die Fortführung begonnener 
Projekte sowie für substanzerhaltende und quali- 
tätsverbessernde Maßnahmen eingesetzt 

In Anbetracht ihrer Entwicklung ist die Deutsche 
Bundesbahn zusätzlich zu den gesetzlichen Bestim- 
mungen politisch gehalten, um „eine rasche Ver- 
wirklichung aller Maßnahmen zur Verbesserung 
der Wirtschaftlichkeit, insbesondere auch im hoch- 
defizitären Schienenpersonennahverkehr, bemüht 
zu sein“ 1 ). In diesem Rahmen setzt die Deutsche 
Bundesbahn — unbeschadet ihrer gemeinwirt- 
schaftlichen Verpflichtungen — ihre Bemühungen 
fort, eine der jeweiligen Verkehrsnachfrage ange- 
messene Leistung anzubieten. 

Initiativen auf verschiedenen Ebenen und die Preis- 
entwicklung bei Mineral Ölprodukten haben die Dis- 
kussion über die Probleme des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs (ÖPNV) in ländlich geprägten Re- 
gionen belebt. 


Beschluß des Deutschen Bundestages vom 27. Juni 1979 
— Plenarprotokoll 8/163 — 


bemühen und alle örtlichen Einrichtungen mit den 
notwendigen Informationen und Ratschlägen verse- 
hen. 


6. Konsequenzen 

158. In den dünner besiedelten Regionen muß ein 
wohnortnahes, qualitativ gleichwertiges Angebot 
im weiterführenden und im berufsbildenden Schul- 
wesen trotz rückläufiger Schülerzahl aufrecht er- 
halten werden. 

Zur Befriedigung der anhaltend hohen Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen wirkt der Bund durch die 
Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen darauf 
hin, daß Wirtschaft und Verwaltung ihr Ausbil- 
dungsplatzangebot weiter steigern. Dabei muß vor 
allem den regionalen Bedarfsschwerpunkten Rech- 
nung getragen werden. Im Rahmen von Program- 
men hilf t der Bund weiterhin bei der Sicherung 
einer qualifizierten Ausbildung (z. B. im Benachtei- 
ligten programm). Im Hochschulbereich gilt es, den 
Ausbau naturwissenschaftlicher und technischer 
Fakultäten an den kleinen Hochschulen zu unter- 
stützen. 


1, Bundesverkehrswegeplan ’80 

160, Der Ausbau der Bundesverkehrswege richtet 
sich nach dem Bundesverkehrswegeplan '80 (BVWP 
'80) mit dem Bedarfsplan für die Bundesfems fra- 
ßen. Der BVWP r 80 ist die Fortschreibung des koor- 
dinierten Investitionsprogramms für die Bundes- 
verkehrswege bis zum Jahre 1985, 

Der Fortschreibung wurden veränderte Leitdaten 
zugrunde gelegt Es wurde von einem Wachstum 
der Verkehrsleistungen von 1,4 v.H. im Personen- 
verkehr und von 2,3 v. H. im Güterverkehr ausge- 
gangen. 

Grundlage der Projektauswahl für die Fortschrei- 
bung war eine für alle Verkehrszweige einheitliche 
gesamtwirtschaftliche Bewertung, in der die zu er- 
wartenden projektbedingten Vorteile den projekt- 
bedingten Nachteilen gegenübergestellt wurden. 
Raumordnerischen Zi e Ivo rste Hungen trug bereits 
die Verwendung von zielorienüerten Leitdatenpro- 
gnosen für Bevölkerung und Erwerbstätige Rech* 
nung. In den Nutzenkomponenten „Transportko- 
stenersparnisse“ und „Verbesserung der Erreich- 
barkeit" fanden Raumordnungsziele ihren Nieder- 
schlag. Darüber hinaus wurde eine Gruppe von Nut- 
zen unter den Nutzenkomponenten „regionalwirt- 
schaftliche Vorteile" erfaßt 
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Mit der „Regionalen Präferenzierung" sollte dem 
Ziel der Raumordnungspolitik, in allen Teilräumen 
gleichwertige Lebensbedingungen zu schaffen, 
Rechnung getragen werden. Bei der Bewertung 
wurde ein Bonus vergeben, der abhängig ist vom 
Einkommensniveau, der Arbeitskraftreserve, der 
vorhandenen Infrastrukturausstattung und der pro- 
jektbedingten Verbesserung der verkehrlichen La- 
gegunst Für das Zonenrandgebiet wurde der sich 
daraus ergebende Wert noch einmal um ein Drittel 
erhöht 

Als weiteres wichtiges raumordnungspolitisches 
Ziel wurde die Verbesserung und Erhaltung der 
Umweltqualität berücksichtigt Für die Aufstellung 
des Bundesverkehrswegeplans ’80 wurden in der 
Bewertung die Umwelteffekte von Lärm, Abgas und 
innerörtlichen Trennwirkungen erfaßt, auch die zu 
erwartenden Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft flössen in die Entscheidungsfindung 
eixt 

2 Straßenbau 

161. Durch den Femstraßenbau der 70er Jahre ist 
die Erreichbarkeit insbesondere peripherer länd- 
lich geprägter Regionen verbessert worden. Hervor- 
zuheben ist die autobahnmäßige Erschließung 
Schleswig-Holsteins, der Eifei und des südost-baye- 
rischen Raums. 

Bei der Überprüfung des Bedarfsplans für die Bun- 
desfemstraßen im Rahmen der Fortschreibung des 
BVWF '80 wurde insbesondere wegen der zu erwar- 
tenden negativen Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft eine große Zahl von Projekten aufgege- 
ben. Darin waren rd. 7 000 km bisher erwogener 
neuer Autobahnen enthalten. Die aufgegebenen 
Projekte werden teilweise durch einfachere, weni- 
ger aufwendige Maßnahmen ersetzt Bei einer 
Reihe von Fernstraßenprojekten bestand ein Kon- 
flikt zwischen zwei raumordnerischen Zielen: 
Einerseits hätte die Verkehrslage einzelner Ober- 
zentren in ländlich geprägten Regionen weiter ver- 
bessert werden können, andererseits wären natur- 
nahe Räume gestört worden, die durch ihren Ökolo- 
gischen Wert wie für die Erholung unbestreitbare 
Bedeutung haben. In Anbetracht dieses Konfliktes 
wurden zehn derartige Projekte bis zum Abschluß 
detaillierter Untersuchungen zurückgestellt Dabei 
war die Auffassung maßgebend, daß die Erreichbar- 
keit der betroffenen Oberzentren nach Verwirkli- 
chung der Projekte der Stufe I des Bedarfsplans für 
die Bunde sferastr edlen so verbessert sein wird, daß 
ihre regionadwirtschaftliche Entwicklung nicht 
mehr spürbar von einem weiteren Ausbau der 
Femstraßen abhängig ist 

Sowohl durch die Vervollständigung des Autobahn- 
netzes als auch durch die Fortsetzung des Bundes- 
straßenbaues können die vor edlem in Mittelge- 
birgslagen noch verbliebenen Defizite in der Er- 
reichbarkeit einzelner zentraler Orte weiter abge- 
baut werden. Die Einbindung in die Landschaft und 
die Schonung des Naturhaushaltes muß dabei auch 
im Interesse der regionalen Entwicklungsmöglich- 
keiten bedacht werden. 

102. Mit dem 3. Fünf jahresplan 1981 bis 1985 wird 
das Schwerpunktprograrnm zum Bau von Ortsum- 


gehungen fortgeführt Der Anteil des Ortsumge- 
hungsprogramms am Gesamtinvestitionsvolumen 
des Femstraßenbaues im 3. Fünfjahresplan beträgt 
fast ein Fünftel. Ortsumgehungen bilden vielfach 
eine Voraussetzung für die Verkehrsberuhigung 
und damit für die Städte me uerung und die Stär- 
kung zentraler Orte in ländlich geprägten Regio- 
nen. Ortsumgehungen verbessern auch die regio- 
nale und großräumige Leistungsfähigkeit der jewei- 
ligen Bundesfemstraßen, starken die regionale 
Wirtschaftskraft und führen zu positiven Beschäfti- 
gungseffekten im regionalen Tiefbaugewerbe. Be- 
sonders in ländlich geprägten Regionen besteht 
noch ein erheblicher Bedarf zur Verbesserung der 
innerregionalen Verbindungen auf der Ebene der 
Mittelzentren, teilweise auch zwischen Mittel- und 
Oberzentren. 

163. Auch die Förderung des kommunalen Stra- 
ßenbaus nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz (GVFG) hat maßgeblich zur Verbesse- 
rung der Erreichbarkeitsverhältnisse beigetragen. 
Dadurch wurde die regionale Wirtschaft unterstützt 
und die Lebensqualität vor allem in ländlich ge- 
prägten Regionen in der Regel verbessert 

3. Deutsche Bundesbahn 

164. Die finanziellen Probleme der Deutschen 
Bundesbahn haben sich im Berichtszeitraum weiter 
verschärft Vordringliche Aufgabe ist es deshalb, 
die betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten der 
Bahn mit dem berechtigten Interesse an einem lei- 
stungsfähigen ÖPNV — insbesondere auch in länd- 
lich geprägten Regionen — in Einklang zu bringen. 
Entscheidend ist eine vernünftige Arbeitsteilung 
und Kooperation der einzelnen Verkehrsträger. 

Die Deutsche Bundesbahn erbringt mit dem Schie- 
nenpersonennahverkehr in erster Linie eine ge- 
memwirtschaftliche Leistung, deren Kosten jedoch 
zum erzielten Nutzen in einem ökonomisch vertret- 
baren Verhältnis stehen müssen. Auch deshalb muß 
nach wie vor im Einzelfall geprüft werden, ob die 
Schiene das geeignete Verkehrsmittel zur Bedie- 
nung des ÖPNV eines Raumes ist Diese Frage 
stellt sich insbesondere bei rückläufigem Verkehrs- 
aufkommen sowohl aus wirtschaftlicher als auch 
aus energiepolitischer Sicht 

Auf Grund der s i edlungss trukture Uen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
entsprechen Nebenstrecken der Deutschen Bundes- 
bahn in ihrer Linienführung vielfach nicht mehr 
dem Bedarf. Nach dem Ergebnis einer Untersu- 
chung, die im Auftrag des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau durchge- 
führt wurde, gingen von bisherigen Streck enstille- 
gungs maß nahmen keine nennenswerten raum- 
strukturellen Wirkungen aus. Der Ersatzverkehr ist 
entsprechend den im Raumordnungsbericht 1978 l ) 
dargestellten Grundsätzen gestaltet worden. 

165. Im Berichtszeitraum wurden die Bemühun- 
gen fortgesetzt, die Busdienste von Bahn und Post 
zusamraenzuführem Zu diesem Zweck wurden ne- 
ben den bestehenden privatrechtlichen Organisa- 

l ) BT-Drucksache 8/2378 
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Karte 13.1 

Neubau von Bundesautobahnen 1971 bis 1982 



Bestand Ende 1982 
Fertigstellung 1971 — 75 
Fertigstellung 1976— 82 
im Bau 1982 
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Quelle: Bundesminisler für Verkehr 
Röumordnungsberjcht 1982 der Bundesregierung 
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Karte 13.2 

Verbindungsqualität zwischen Oberzentren im Fernstraßennetz 
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Karte 13.3 

Förderung des kommunalen Straßenbaus 

nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 1971 bis 1980 
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tionsformen probeweise auch öffentlich-rechtliche 
Zusammenschlüsse eingeführt Auch bei öffentlich- 
rechtlichen Organisationsmodellen wurden den re- 
gional verantwortlichen Leitstellen möglichst weit- 
gehende Entscheidungsbefugnisse eingeräumt 

Für die Bewährung des öffentlich-rechtlichen Orga- 
msationsmodells wird es unter raumordnerischen 
Gesichtspunkten vor allem darauf ankommen, daß 
die regionalen Busverkehrsunter nehmen des Bun- 
des mit den verantwortlichen Gebiets körperschaf- 
ten und regional tätigen Verkehrsuntemehmen 
konstruktiv Zusammenarbeiten. 

166, Die s te dl ungs strukturelle und wirtschaftliche 
Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte hat den 
Verkehrsträger Schiene nicht begünstigt Die sich 
abzeichnenden Entwicklungstendenzen sprechen 
aber dafür, daß die Deutsche Bundesbahn auch in 
mittelgroßen Städten ihre Marktchancen im Güter- 
wie im Personenfernverkehr bewahren kann. Dazu 
haben die Verdichtung des Intercity-Fahrplans auf 
den Einstundentakt und die Einführung der zwei- 
ten Klasse im Intercity-Verkehr beigetragen. Au- 
ßerdem wurden die Übergangszeiten zu den an den 
Anschlußstrecken gelegenen größeren zentralen 
Orten verkürzt 

167, Mit den in den Bundesverkehr sw ege plan *80 
aufgenommenen Neu- und Ausbaustrecken will die 
Deutsche Bundesbahn die Kapazität erweitern, die 
Reisegeschwindigkeit erhöhen und gleichzeitig die 
Betriebsführungskosten senken. Es wird erwartet, 
daß damit Verkehrsanteile für die Bahn zurückge- 
wonnen werden. Die Neubaustrecken ermöglichen 
ferner eine Verbesserung des Nah- und Bezirksver- 
kehrs, in dem auf den bisher vorhandenen, zum Teil 
überlasteten Strecken zusätzliche Fahrplantrassen 
für solche Verkehre frei werden. Den Belangen von 
Natur und Landschaft sowie des Lärmschutzes 
wird in den planungsrechtlichen Verfahren für die 
Neu- und Ausbaum aßnahmen eine hohe Bedeutung 
beigemessen. Die ohnehin zu anderen Verkehrswe- 
gen vergleichsweise geringe Flächeninanspruch“ 
nähme für Neubaustrecken wird durch den hohen 
Tunnelanteil (rd. 30 v, H.) weiter eingeschränkt 

168, Im Güterverkehr erbringt die Deutsche Bun- 
desbahn einschließlich der nicht bundeseigenen Ei- 

Tabelie 13,1 


senbahnen rd. 36 v, H, der Gesamtverkehrsleistung. 
Der Konkurrenzdruck des Straßengüterfernver- 
kehrs hält, wie in der Vergangenheit, unvermindert 
an. Die Deutsche Bundesbahn ist angesichts dieser 
Entwicklung bestrebt, ihren Wagenladungsverkehr 
qualitativ zu verbessern und insbesondere die Um- 
laufgeschwindigkeit zu erhöhen. Wesentliche Bau- 
steine der Verbesserung sind das Knotenpunktsy- 
stem und die Rahmenplanung für Rangierbahnhö- 
fe. Dadurch konnten die Transportzeiten der Güter- 
zustellung auch für periphere Standorte verkürzt 
werden. 

Zur Entlastung der Straße trägt auch der kombi- 
nierte Verkehr bei. Die mittlere Versandweite beim 
kombinierten Ladungsverkehr beträgt im Binnen- 
verkehr 475 km, im grenzüberschreitenden Verkehr 
465 km. Dies zeigt, daß sich dieser Verkehr auf län- 
gere Schienenentfernung konzentriert Eine wich- 
tige Rolle vor allem beim Großcontainerverkehr 
spielt der Verkehr mit den deutschen Seehäfen 
(37 v. H.) und der grenzüberschreitende Verkehr 
(50 v. H.), Zur Zeit gibt es 78 Umschlagpiätze (davon 
5 Seehäfen), die weitgehend flächendeckend über 
das Bundesgebiet verteilt sind. Davon werden ca. 35 
durch Schnellgüterzüge des kombinierten Ladungs- 
verkehrs im Nachtsprung sowie die Seehäfentermi- 
nals durch weitere Containerschnellzüge bedient 

4. Wasserstraßen 

169, Die Wasserstraßen erschließen das Bundes- 
gebiet für den Massengutverkehr. Rd, 25 v. H. der 
Verkehrsleistung im binnenländischen Güterfern- 
verkehr wird von der Binnenschiffahrt erbracht 

Das Wasserstraßennetz ist im Berichtszeitraum 
weiter ausgebaut und modernisiert worden. Neben 
den noch im Bau befindlichen Neu- und Ausbau- 
maßnahmen an Saar und Main -Don au- Wasser- 
straße werden auf absehbare Zeit auch aus raum- 
ordnerischer Sicht keine neuen Wasserstraßen ge- 
baut werden müssen. Wichtig bleibt jedoch die In- 
standhaltung und die rechtzeitige Modernisierung 
der Binnen- und der Seewasserstraßen. 

Umstritten war im Berichtszeitraum der Bau des 
Main-Donau-Kanals. Bis Ende 1981 wurden 858 


Raumordnungsrelevante Investitionen des Bundes in das Wasserstraßennetz 


Wasserstraßen 

1978 bis 1981 
(IST) 

Mio. DM 

1982 

(SOLL) 

Mio. DM 

1983 

(SOLL) 

Mio. DM 

Main-Donau-Wasserstraße 

574.80 

80,00 

105,00 

Saar -Ausbau 

18627 

108,00 

101,06 

Mittelland-KanaLAusbau 

254,10 

60,00 ■ 

64,00 

Westdeutsches Kanalnetz — Ausbau 

219,32 

03,50 

70,00 

Rhein-Ausbau 

158,84 

53,00 

69,00 

Nord-Ostsee-Kanal-Ausbau 

111,40 

25,00 

26,00 

Main-Ausbau 

78,08 



24,00 

24.00 


Quelle: Bundesminister für Verkehr 
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Mio. DM in die Kanalstxecke Nürnberg-Kelheim in- 
vestiert, weitere 304 Mio. DM sind unabweisbar ge- 
bunden. Somit verbleiben noch rd. 975 Mio. DM 
Restkosten der auf 2 137 Mio. DM veranschlagten 
gesamten Baukosten (in Preisen von 1961). Von der 
Fertigstellung des Projektes erwarten die Unter- 
nehmen an der Donau sowie die Häfen Nürnberg 
und Regensburg eine spürbare Steigerung ihrer 
W ettb ewe r b sfähig ke i t. 

Der regional wirtschaftliche Nutzen des Kanals läßt 
sich zwar derzeit nur schwer quantifizieren. Es sind 
aber Kostenersparnisse zu erwarten, die vom Kanal 
begünstigte Unternehmen erzielen können. Die bis- 
herigen Erfahrungen mit dem Kanalbau lassen 
auch beschäftigungspolitische Folgen erwarten. So 
entstanden nach Angaben der Stadt Nürnberg in 
Folge des Kanalbaus im neuen Nürnberger Hafen- 
gebiet rd. 2 700 Arbeitsplätze. 

Die Bundesregierung hält an der Fertigstellung des 
Main-Donau-Kanals fest 


5. öffentlicher Personennahverkehr In ländlich 
geprägten Regionen 

170. Im Berichtszeitraum hat der öffentliche Per- 
sone nnah verkehr auch in ländlich geprägten Regio- 
nen stärkeres Interesse gefunden; dazu hat auch 
die Energiepreisentwicklung beigetragen. In länd- 
lich geprägten Regionen wird der ÖPNV überwie- 
gend mit Bussen abgewickelt Dessen Verkehxswe- 
ge-lnvestitionen werden im Rahmen des Straßen- 
baus finanziert Außerdem werden Betriebshöfe, 
zentrale Werkstätten und Omnibusbahnhöfe aus 
dem ÖPNV-Anteü des GVFG gefördert Die mehr 
flankierende Rolle der Invesütionspolitik für den 
ÖPNV in ländlich geprägten Regionen kommt in 
der großen Zahl relativ kleiner Vorhaben zum Aus- 
druck. 

Der öffentliche Personennahverkehr kann in länd- 
lich geprägten Regionen vor allem in seiner Organi- 
sation weiter verbessert werden. Dies betrifft unter 
anderem sowohl die Integration des freigesteilten 
Schülerverkehrs ln den Linienverkehr wie eine ver- 
besserte Kooperation der in den jeweiligen Regio- 
nen tätigen Verkehrsunternehmen. Die gegenwär- 
tig konzessionierten Linien lassen sich vielfach nur 
historisch erklären. 

Das vom Bundesminister für Verkehr geförderte 
Hohenlohe-Modell konnte einen überdurchschnitt- 
lich hohen Kostendeckungsgrad erreichen (1982; ca. 
83 v. H,). Dabei muß gesehen werden, daß auch ein 
hoher Bedienungsstandard im Linienverkehr länd- 
lich geprägter Regionen nicht kurzfristig die erfor- 
derliche Nachfrage nach sich zieht 

Weitere Maßnahmen zur Neuordnung des öffentli- 
chen Person ennahver kehr s in ländlich geprägten 
Regionen konnten sein: 

a) Die Verantwortung für die Gestaltung des ÖPNV 
wird bei einer regionalen Steile konzentriert. 
Dies kann z. B. nach dem gegebenen Verwal- 
tungsaufbau der Kreis oder ein Zusammen- 
schluß von Kreisen sein. Die Kreise könnten be- 
auftragt werden, einen Nahverkehrsplan für ihr 


Gebiet aufzustellen und ihn der Einrichtung von 
Li nienver kehren zugrunde zu legen. Dabei 
könnte darauf hingewirkt werden, daß bei der 
Genehmigungserteilung vorrangig die öffentli- 
chen Verkehrsinteressen berücksichtigt werden 
und der Besitzstandsschutz nicht mehr starr an- 
gewandt wird. 

b) Zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit im öffent- 
lichen Personennahverkehr ländlich geprägter 
Regionen ist zu erwägen, den freigesteilten 
Schülerverkehr und die dafür bereitge stellten 
Finanzmittel den Kreisen zuzuweisen. Diesen 
Weg haben bisher die Länder Niedersachsen 
und Rhein land-Pf alz beschritten. 


6. Öffentlicher Personennahverkehr ln Verdich- 
tungsräumen 

171 . Im Berichtszeitraum ist auch die Förderung 
von Investitionen des öffentlichen Personennahver- 
kehrs in Verdichtungs räumen fortgesetzt worden. 

In Verdichtungs räumen ist ein relativ hoher ÖPNV- 
Anteil am Gesamtverkehr aus Gründen des Städte- 
baus und des Umweltschutzes unabdingbar. Vor- 
aussetzungen dafür sind hohe Verkehrswege-Inve- 
stitionen und eine relativ gute Verkehrsbedienung. 

Wegen der erheblichen Belastungen der öffentli- 
chen Hand muß bereits bei der Planung darauf ge- 
achtet werden, daß die Folgekoslen in Grenzen ge- 
halten werden. Auf unnötige Parallel Investitionen 


Tabelle 132 

K ostend e cku ngsgrad 
in den Verkehrsverbünden 1980 


Verkehrsverbund 

Koste fi- 
lmte r- 
deckung 
Mio DM 

Kosten- 

deckungs- 

grad 

v.H. 

a) Verkehrsverbund Ham- 

bürg 

289,3 

64,9 

b) Groß raum- Verkehr Han- 
nover 

147,7 

27,5 l ) 

c) Verkehrsverbund Rhein- 
Ruhr 

1 279,4 

51,9 

d) Kölner Verkehrs- Betriebe 

147,1 

50,8 

e) Frankfurter Verkehrs- und 
Tarifverbund 

382,9 

37,8 

f) Verkehrs- und Tarifver- 
bund Stuttgart 

261,8 

39,0 

g) Münchener Verkehrs- und 
Tarifverbund 

335,4 

53,9 

h) Berliner Verkehrs-Be- 
triebe 

457,1 

51,4 

Insgesamt 

3 300,7 


Es wird keine Gesamtrechnung erstellt (nur Anteil der 
Deutschen Bundesbahn 
Quelle; Bundestagsdrucksache 9/1273, S. 4 
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Karte 13.4 

Förderung der Verkehrswege des öffentlichen Personennahverkehrs 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 1967 bis 1980 
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im örtlichen und regionalen Straßennetz muß daher 
verzichtet werden. Zugleich können dadurch Flä- 
chennutzungskonflikte gemindert werden. 

Die Entwicklung der Siedlungsstruktur in den gro- 
ßen Verdichtungsräumen zeigt häufig eine nur ge- 
ringe Orientierung an den ÖPNV-S trecken. Es 
sollte geprüft werden, ob die bisherige vorrangige 
Ausrichtung des ÖPNV auf den Schienennahver- 
kehr in Verdichtungsräumen auf längere Sicht dem 
Bedarf noch gerecht wird oder ob der Betrieb von 
Bussen als Zubringer und im Tangentiaiverkebr die 
kostengünstigere Lösung ist 

Im übrigen ist in den Verdichtungs räumen auf eine 
sinnvolle Kombination von Individual- und öffentli- 
chem Verkehr hinzuwirken, um 

— Stadtstraßen von motorisiertem Individualver- 
kehr zu entlasten und 

— Schienenverkehrsmittel des öffentlichen Ver- 
kehrs besser auszulasten. 

7. Post- und Femmeldewesen 

172. Der Bundes minister für das Post- und Fem- 
meldewesen hat im April 1981 ein neues Konzept 
über die Postversorgung auf dem Lande vorgelegt. 
Danach bleiben die ortsfesten Amtsstellen die Eck- 
pfeiler der Postversorgung auf dem Lande. Es gibt 
keine festen Vorplanungen für die Entwicklung des 
Amts sie liennetzes. Bei der Einrichtung bzw, Auflö- 
sung von Dienststellen sollen die Örtlichen Gege- 
benheiten und Entwicklungstendenzen stärker als 
bisher Berücksichtigung finden. Eine ortsfeste 
Poststelle muß im allgemeinen erhalten bleiben, 
wenn in ihr eine Arbeitszeit von mindestens 6 Wo- 
chenstunden anfällt und ein eigener Einzugsbe- 
reich vorhanden ist und dieser nicht zu stark vom 
Einzugsbereich benachbarter Poststellen überla- 
gert wird Für ortsfeste Amtsstellen, bei denen eine 
Grundarbeitszeit von nur 5 V 2 bis 6 Stunden festge- 
stellt wird ist eine Amtsstellengarantie bis Ende 
1985 ausgesprochen worden. Der Bevölkerung des 
betroffenen Gebietes wird damit Einfluß auf die Er- 
haltung der ortsfesten Poststelle eingeräumt Für 
den Fall, daß ortsfeste Amtsstellen aufgrund zu ge- 
ringer Nachfrage nicht aufrechterhalten werden 
können, würde die Deutsche Bundespost alternativ 
den „Zusteller mit Annahmebefugnis" oder den 
Jahrbaren Postschalter" bereitstellen. 

Der Deutsche Bundestag hat die Erwartung geäu- 
ßert, daß bei der Verwirklichung des Konzeptes die 
Zahl der derzeit vorhandenen Poststellen im we- 
sentlichen erhalten bleibt und der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen sein Konzept 
entsprechend korrigiert, wenn die tatsächliche 
Entwicklung diese Erwartung nicht rechtfertigen 
würde . l ) 

173. Die unterschiedliche Entwicklung in der 
Größe der Fernsprech-Ortsnetze in verdichteten 
und in ländlich geprägten Regionen hatte mit der 
starken Zunahme an Fernsprechanschlüssen ein 
Ungleichgewicht in der Zahl der zur Ortsgesprächs- 
gebühr zu führenden Ferngespräche hervorgerufen. 

!) Vgl. BT- Drucksache 9/1689, 


Außerdem erstreckten sich die mit der Gemeinde- 
gebietsreform neugebildeten Gemeinden häufig 
über mehrere Femsprechortsnetze. 

Den eingetretenen Unzuträglichkeiten ist durch ge- 
bührenrechtliche Maßnahmen Rechnung getragen 
worden. Mit dem neuen Tarif System, das zuletzt 
durch die Verordnungen vom 29. Mai 1978 (BGBL I 
S. 647) und vom 13. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2036) 
festgelegt worden ist, sind fe mm eide rechtlich Nah- 
bereiche geschaffen worden, die die Ortsnetzgren- 
zen als bisherige Tarifgrenzen aufheben. Die neuen 
Gebührenbereiche wurden anhand der Kriterien 
der unmittelbaren Nachbarschaft der Fernsprech- 
Ortsnetze und einer Kreis Systematik mit einem 20- 
km -Radius gebildet Für die Ortsnetze im Zonen- 
randgebiet und an den anderen Grenzen des Bun- 
desgebietes sowie für die Küstengebiete wurde ein 
größerer Nahbereichsradius von 25 km bzw. 30 km 
festgelegt, um die lagebedingten Flächenverluste 
auszugleichen. 

Mit dieser Regelung wird gewährleistet daß rd, 
99 v. H. aller Femsprechanschlußinhaber ihr jewei- 
liges Mittelzentrum zum Nahtarif erreichen kön- 
nen. Damit wurde auch der Entschließung der Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung vom 20. April 1978 
weitestgehend Rechnung getragen. Die Deutsche 
Bundespost wird nach dem für 1983 zu erwartenden 
Abschluß der Umstellung auf den Nahtarif prüfen, 
ob und in welchem Umfang das neue Tarifsystem 
weiter entwickelt werden kann. 

8. Konsequenzen 

174, Durch den Ausbau und die Modernisierung 
der Ve r ke hrsinfr astruktur müssen Anbindung und 
Erschließung peripherer ländlich geprägter Regio- 
nen an das überörtliche Verkehrsnetz vollendet und 
erhalten werden. Dabei gilt es zugleich Schäden für 
Natur und Landschaft sowie nachteilige Umwelt- 
auswirkungen des Verkehrs durch Lärm, Abgase 
und Zerschneidung zusammenhängender Flächen 
zu minimieren. 

Deshalb wird der Ausbau des Bundesstraßennetzes, 
insbesondere die Anlage von Ortsumgehungen, ei- 
nen Schwerpunkt des künftigen Femstraßenbaus 
bilden. Ein umweltschonender Ausbau geht vor flä- 
chenintensivem Neubau. 

Die Bundesbahn wird ihre Bemühungen fortsetzen, 
die Bedienung auf Schiene und Straße besser auf- 
einander abzustimmen, insbesondere einheitliche 
Tarife und Gepäckbeförderungsmöglichkeiten im 
Zug- und Busdienst anzubieten. Die Bundesregie- 
rung verfolgt im übrigen mit Aufmerksamkeit, daß 
die Einsicht in die Notwendigkeit wächst, zur Reor- 
ganisation des öffentlichen Personennahverkehrs 
in den ländlich geprägten Regionen den Wettbe- 
werb im ÖPNV zu stärken und die Entscheidungs- 
kompetenzen der Kreise wie auch ihre finanzielle 
Verantwortung für den ÖPNV zu erhöhen. 

Es sollte geprüft werden, ob die bisherige vorran- 
gige Ausrichtung des öffentlichen Personermahver- 
kehrs auf den Schienennahverkehr in hochverdich- 
teten Regionen auf längere Sicht dem Bedarf noch 
gerecht wird. 
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KAPITEL 14 

Gesundheitswesen 


1. Krankenhausversorgung 

175. Seit dem Inkrafttreten des Krankenhausfi- 
nan 7A e rungsgese tzes (1972) hat der Bund bis Ende 
1982 zur Verbesserung der Kranke nhausver so r~ 
gung den Ländern Finanzhilfen in Höhe von 8$ 
Mrd. DM zur Verfügung gestellt, davon allein im 
Jahre 1982 fast 900 Mio. DM. Die Bundesfinanzhil- 
fen haben wesentlich dazu beigetragen, daß die 
Krankenhausausstattung heute im gesamten Bun- 
desgebiet einen hohen Stand erreicht hat Zur weh 
teren Stärkung der Investitionstätigkeit stellt der 
Bund im Jahr 1983 zusätzlich 50 Mio. DM für die 
Krankenhausfinanzierung zur Verfügung. Mit die- 
sem Betrag sollen in erster Linie besonders dringli- 
che Investitionen, insbesondere zur Rationalisie- 
rung, Energieeinsparung und Sanierung, gefördert 
werden. Darüber hinaus wurden im Rahmen der 
Hochschuibaufinanzierung nach dem Hochschul- 
bauförderungsgesetz vom Bund in der Zeit von 1974 
bis 1981 3,042 Mrd. DM für Me dizinvor haben ge- 
zahlt, die im wesentlichen der Verbesserung der 
Krankenhausversorgung zugute kamen. 

In vielen Regionen wirft nicht eine Unter-, sondern 
eine Überversorgung mit Krankenbetten Probleme 
auf. Mit dem Neubau teilweise großer Kliniken wur- 
den dezentrale kleinere Einrichtungen aufgelöst 
Die Zahl der Krankenhäuser ist z, B. zwischen 1977 
und 1980 von 3 416 auf 3 234 zurückgegangen. Im 
Bundesdurchschnitt ist dadurch die Krankenhaus- 
größe leicht gestiegen. Der Versuch, die neugeschaf- 
fenen, teuren Kapazitäten besser auszulasten, hat 
in manchen Regionen zu einer Auflockerung der 
Standortdichte von Krankenhäusern und damit zu 
längeren Wegen für die Krankenhausbesucher ge- 
führt 

Für die Zukunft ist deshalb eine sorgfältige Abwä- 
gung zwischen den spezifischen Vorteilen einer de- 
zentralen Krankenhausversorgung und dem ge- 
sundheitspolitischen Erfordernis großer, voll ausge- 
bauter Zentralkliniken notwendig. Die Chancen zur 
Erhaltung kleiner, dezentraler Krankenhäuser 
durch Modernisierung und maßvollen Ausbau müs- 
sen dabei ebenso berücksichtigt werden wie die 
Möglichkeit zur Reduzierung der Mindestgröße 
beim Neubau von Kliniken. 


2. Ärztliche Versorgung 

176. Die all gern ein ärztliche und fachärztliche Ver- 
sorgung im Bundesgebiet bat sich im Laufe des 
letzten Jahrzehnts erheblich verbessert. Die Zahl 
der Ärzte stieg zwischen 1970 und 1978 von 163 auf 
212 je 100 000 Einwohner. Bis 1980 erhöhte sie sich 


weiter auf 226 Ärzte je 100 000 Einwohner. Die Zahl 
der Zahnärzte stieg dagegen langsamer von 51 auf 
53 je 100 000 Einwohner im Zeitraum 1970 bis 1978 
und auf 54 je 100 000 Einwohner bis 1980. 

In der ärztlichen Versorgung bestehen nach wie vor 
beträchtliche regionale Unterschiede, ln der Regel 
ist der Versorgungsgrad Ln verdichteten Regionen 
durchschnittlich bis weit überdurchschnittlich. Eine 
besonders günstige Versorgungssituation besteht in 
den freizeitattraktiven Regionen am Alpenrand, am 
Bodensee und am südlichen Oberrhein. Dabei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß in diesen Regio- 
nen infolge der ganzjährigen Fremdenverkehrssai- 
son auch eine nennenswerte Urlaubsbevölkerung 
zu versorgen ist 

Ein weit unterdurchschnittlicher Versorgungsgrad 
ist für die nordwestlichen Regionen Ostfrieslands, 
Oldenburg, Emsland und Münster sowie für die In- 
dustrieregionen an Ruhr und Saar und in der Re- 
gion Öberpf alz* Nord festzustellen. 

177. Die maßgeblichen kassenarztrechtlichen Be- 
stimmungen der Reichsversicherungsordnung über 
die Bedarfsplanung und Sicherstellung der kassen- 
arztiichen Versorgung bieten eine geeignete Grund- 
lage, um auf den Abbau regionaler Versorgungseng- 
pässe hinzuwirken. Bei der Bestimmung des Be- 
darfs müssen insbesondere die Bevölkerungsstruk- 
tur, Besonderheiten in der regionalen Krankheits- 
und Sterblichkeitsstruktur, Mutterschaftsfälle und 
die regionale Struktur der stationären Versorgung 
in zumutbarer Entfernung (einschließlich der Ver- 
fügbarkeit ambulanter Pflegekräfte) berücksichtigt 
werden. 

Die wachsende Zahl der Kassenärzte wird die Ver- 
sorgungssituation allgemein weiter verbessern, 
auch wenn sich derzeit die Ärztekonzentration in 
bestimmten bevorzugten Gebieten verstärkt 


3, Konsequenzen 

178. Kleine dezentrale Krankenhäuser bieten er- 
hebliche Vorteile durch die wohnortnahe Versor- 
gung, eine günstige Kostenstruktur und die persön- 
liche Betreuung der Patienten. Soweit medizinisch 
vertretbar, sollen deshalb kleinere Krankenhäuser 
in ländlich geprägten Regionen modernisiert und in 
ihrer Leistungsfähigkeit maßvoll ausgebaut wer- 
den. 

Noch bestehende regionale Mängel in der ambulan- 
ten ärztlichen Versorgung werden sich durch die 
wachsende Zahl der Kassenärzte voraussichtlich 
weiter vermindern. 
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Karte 14.1 


Karte 14.2 


Krankenhausbetten 1 980 
Planmäßige Betten für Akutkranke 
je 100 000 Einwohner 


Ambulante ärztliche Versorgung 1980 
Arzte in freier Praxis 
je 100 000 Einwohner 
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V. Europäische Zusammenarbeit 


KAPITEL 15 

Raumordnung in Europa 


179. Trotz eines verlangsamten Wirtschaftswachs- 
tums und sich verstärkender Be sc häfügungs prob le- 
rne im Berichtszeitraum haben die wirtschaftlichen 
und kulturellen Verflechtungen innerhalb Europas 
weiter zugenommen. Allerdings ist die raumordne- 
rische Entwicklung u. a. weiterhin durch regionale 
Ungleichgewichte gekennzeichnet So versucht z. B. 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in ihrem ersten Bericht über die soziale und wirt- 
schaftliche Lage in den Regionen der Gemeinschaf- 
ten 1 ) nachzuweisen, daß sich das Regionalgefälle 
zwischen den stärkeren und schwächeren Regionen 
in den 70er Jahren verstärkt habe. Die am stärksten 
hinter der allgemeinen Entwicklung zurückgeblie- 
benen Regionen Europas haben gleichwohl unver- 
kennbare Erfolge in der wirtschaftlichen und tnfra- 
strukturellen Entwicklung zu verzeichnen. Die Ent- 
wicklung in den höherentwickelten Regionen ist je- 
doch schneller verlaufen, 

180. Innerhalb der erweiterten Gemeinschaften 
hat sich die Spannweite der regionalen Unter- 
schiede durch den Beitritt Griechenlands am 1. Ja- 
nuar 1981 verschärft Das niedrige Entwicklungsni- 
veau der griechischen Wirtschaft und erhebliche re- 
gionale Ungleichgewichte innerhalb des Landes 
werden die Regionalprobleme in einer Gemein- 
schaft der Zehn eher noch verstärken. Die bevorste- 
hende Erweiterung der Gemeinschaft um Spanien 
und Portugal dürfte sich ähnlich auswirken. Die 
Raumordnung erhält damit eine neue politische Di- 
mension. Für die Regionalpolitik der Gemeinschaft 
bedeutet das: Steigerung der Effizienz durch Kon- 
zentration der Mittel auf die Struktur schwächeren 
Regionen. 

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft müssen sich 
mehr denn je um eine Konvergenz der nationalen 
Volkswirtschaften bemühen. Eine verbesserte Wett- 
bewerbsfähigkeit der schwächeren Regionen kann 
dazu einen wesentlichen Beitrag leisten. Dies setzt 
vor allem die weitere Stärkung der regionalen Res- 
sourcen und Entwicklungs potentiale mit entspre- 
chender Hilfestellung auf gemeinschaftlicher, na- 
tionaler, regionaler und lokaler Ebene voraus. 

Bevölkerungsentwicklung, Arbeitsmarktproblema- 
tik sowie der Umwelt- und Ressourcenschutz sind 
wesentliche Bestimmungsfaktoren für die räumli- 
che Entwicklung in Europa. Auf sie soll im folgen- 
den näher eingegangen werden. 


J ) BT-Drucksache 9/1040 


1. Bevölkerungsentwicklung 

181, Die Be völkerungse ntwic klung i n d en eu r opäi - 
sehen Staaten ist gekennzeichnet durch eine stetige 
Abnahme der Geburtenziffern. In der Europäischen 
Gemeinschaft ging zudem in der zweiten Hälfte der 
70er Jahre die Nettowanderung zurück. Dies führte 
dazu, daß sich die Bevölkerungszunahme seit 1974 
deutlich verlangsamte. 

Der anhaltende Rückgang der Geburtenrate in al- 
len Regionen der Gemeinschaft hat die Altersstruk- 
tur verändert Der Anteil der Jugendlichen betrug 
1975 noch rd. 29 v. H. Er wird nach Vor aus Schätzun- 
gen bis 1985 auf 27 v. H. fallen. Gleichzeitig stieg der 
Anteil der älteren Menschen. Beides ist besonders 
ausgeprägt in der Bundesrepublik Deutschland. 
Ähnlich starke Veränderungen der Altersstruktur 
sind allerdings auch im Vereinigten Königreich zu 
beobachten. 

Die erwerbsfähige Bevölkerung stieg in der Ge- 
meinschaft während der zweiten Hälfte der 70er 
Jahre weiter an. Aus Vorausschätzungen wird deut- 
lich, daß bis etwa 1985 auf dem Arbeitsmarkt auf- 
grund der Bevölkerungszunahme mit einer zusätzli- 
chen Nachfrage nach Arbeitsplätzen gerechnet wer- 
den muß. 

Die Wand erungsbe wegungen in der Gemeinschaft 
haben eine grundlegende Änderung erfahren. In 
den traditionellen Abwanderungsgebieten wie z. B. 
Irland und Süditalien haben sie erheblich nachge- 
lassen oder völlig aufgehört Besonders deutlich 
zeigt sich diese Entwicklung im Mezzogiomo. 

Diese Entwicklung, wie auch die Änderung in den 
Wanderungsbewegungen insgesamt ist offenbar im 
wesentlichen auf ein geringeres wirtschaftliches 
Wachstum und die dadurch verschlechterte Be- 
schäftigungslage in den zentraler gelegenen Gebie- 
ten der Gemeinschaft zurückzuführen. 

182, Die Bundesrepublik Deutschland, das Verei- 
nigte Königreich, die Niederlande und Belgien ver- 
zeichnen bereits seit den 00er Jahren einen gerin- 
gen, aber stetigen Rückgang des Anteils der Bevöl- 
kerung in den Stadtgebieten. Frankreich, Italien, Ir- 
land und auch Griechenland weisen dagegen eine 
erheb liehe Zunahme der Bevölkerung in städti- 
schen Gebieten auf. 

Insgesamt ist jedoch die Bevölkerung der Verdich- 
tungsräume weniger stark gewachsen als in den sie 
unmittelbar umgebenden Regionen, Eine Abwande- 


104 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/210 


rung der Bevölkerung aus den Kernen der großen 
Verdichtungs raume ist in nahezu allen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft zu erkennen. Mit Aus- 
nahme von Süditalien und Griechenland haben in 
den Mitgtiedstaaten vor allem die Städte mit weni- 
ger als 50 000 Einwohnern von der großräumigen 
und von der Stadt- Umland-Wanderung profitiert 
Die sozialen und städtebaulichen Probleme in den 
Kernzonen großer Verdichtungsräume erfordern 
daher wachsende Aufmerksamkeit 

2* ArbeftsmarktprobTeme 

183 . Die Arbeitslosenquote ist in der Gemein- 
schaft von 5,5 v. H. (1979) über 8,1 v. H. (1981) auf 
8,9 v. H. (1982) gestiegen. Die Zahl der Beschäftigten 
nahm zwischen 1974 und 1979 um 0 T 0 Mio. zu, wäh- 
rend im gleichen Zeitraum die Arbeitslosenzahl um 
3,0 Mio. anstieg. Die starke Zunahme der Arbeitslo- 
sigkeit ist daher auch auf das Anwachsen der Be- 
völkerung im erwerbsfähigen Alter zurückzufüh- 
ren. 

Die Beschäftigungssituation ist in Randgebieten 
der Gemeinschaft am schwierigsten. Hohe Arbeits- 
losenquoten sind jedoch keineswegs auf diese Ge- 
biete beschränkt Auch in einer Reihe der bisher 
wirtschaftlich stärkeren Regionen sind nach einem 
verhältnismäßig raschen Anstieg inzwischen hohe 
Arbeitslosenquoten zu verzeichnen. Dies wird z. B, 
an der Entwicklung in den altindustrialisierten Re- 
gionen deutlich. 


Die Zahl der langfristig Arbeitslosen nahm insbe- 
sondere in den schwächeren Regionen der Gemein- 
schaft stärker zu als die Zahl der Arbeitslosen ins- 
gesamt Die Frauen- und Jugendarbeitslosigkeit ist 
in allen Mitgliedstaaten besonders stark angestie- 
gen. 

184 , Die sich verschärfenden Arbeitsmarktproble- 
me haben auch auf europäischer Ebene zu zahlrei- 
chen Initiativen geführt Der Europäische Rat hat 
eine koordinierte Politik zur rnvestitionsforderung 
und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gefordert 
und dabei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosig- 
keit ein besonderes Gewicht beigemessen 1 ). Die 
EG- Kommission ist bemüht ihre Instrumente ge- 
zielter zum Abbau der sektoralen und regionalen 
Arbeitslosigkeit einzusetzen. Sie will dazu in erster 
Linie bei der Förderung von Aus- und Fortbildung, 
von Forschung sowie technologischen und ökono- 
mischen Innovationen ansetzen 2 ). 

3, Raumwlrksame Maßnahmen der Europäischen 
Gemeinschaften 

185. Unter den raumwirksamen Maßnahmen der 
Europäischen Gemeinschaften kommt den folgen- 
den vier Finanzierungsinstrumenten die größte Be- 


*) Sitzung vom 29730. März 1982 

2 ) Mitteilung der EG Kommission vom 23. November 1981 
EG-Dokument 10 312/81 


Finanzvolumen der EG-Fonds Tabelle 15.1 


— in Mio. ERE/ECU — 
(Mittel für Verpflichtungen) 


Finanzvolumen 

EHE 

(= 2,58 DM) 

ERE 

( = 2,51 DM) 

ERE 

(=2,51 DM) 

ECU 

(= 2,45 DM) 

ECU 

(= 2.35 DM) 


1978 

1979 *) 

1980 l ) 

1981 

1982 2 ) 

Sozialfonds 

589.5 

695,5 

909,5 

963,0 

1 242,8 

davon 

Bundesrepublik Deutschland 

57,3 

52,9 

113,2 

76,8 


Agrarfonds 

8 954,2 

11070,0 

11 936,3 

12 292,1 

14 493,8 

— Garantie 

8 672 ,7 

10 404,1 

11 507,5 

11 612,5 

13 703,1 

— Ausrichtung 

281.5 

665,9 

428,8 

679,6 

790,7 

davon 

Bundesrepublik Deutschland 

2 403,3 

2 422,9 

2 553,4 

2 141,3 


— Garantie 

2 316.1 

2 329,8 

2 4542 

2 033,9 


— Ausrichtung 

87,2 

93,1 

992 

107,4 


Regionalfonds 

581,0 

945,0 

1 185,0 

1 540,0 

1 759.5 

davon 

Bundesrepublik Deutschland 

48,73 

59,1 

69,0 

57,6 


Summe 

10 104,7 

12 710,5 

14 010,8 

14 795.1 

17 496,1 

davon 

Bundesrepublik Deutschland 

2 509,33 

2 534,9 

2 735,6 

2 275,7 



J) Jahresberichte des Europäischen Rechnungshofes 
2 ) Sollzahlen IL EG-Haushalt 
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deutung zu: dem Regionalfonds, dem Sozialfonds 
und dem europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft sowie der Europäi- 
schen Investitionsbank. Für die drei Fonds wurden 
im Jahr 1982 Mittel in Höhe von 17,5 Mrd, ECU ver- 
anschlagt 

Der 1975 geschaffene Europäische Fonds für regio- 
nale Entwicklung verfügte 1982 über ein Mittelvolu- 
men von 1,8 Mrd. ECU. Seiner Zielsetzung, die wich- 
tigsten regionalen Ungleichgewichte in der EG zu 
korrigieren, wird der Fonds nicht immer gerecht, 
weil bislang versäumt worden ist, dafür Sorge zu 
tragen, daß die knappen Fondsmittel ausschließlich 
in die schwächsten Regionen der Gemeinschaft Gie- 
ßen und dort tatsächlich im Sinne der Zielsetzung, 
die Ungleichgewichte zu mildem, wirksam werden. 
Dies setzt eine funktionsfähige Arbeitsteilung zwi- 
schen den Verwaltungsebenen voraus: Die Gemein- 
schaft nimmt sich der gravierendsten Ungleichge- 
wichte in Europa an, die Mitgliedstaaten tragen da- 
für Sorge, daß bei ihnen derartige Disparitäten in 
vertretbaren Grenzen bleiben. 

Die wenig wirkungsvolle Ausgestaltung des Fonds 
war für die Bundesregierung verschiedentlich An- 
laß, auf eine Revision hinzu wirken. Eine entspre- 
chende Neugestaltung der EG-Regionalpolitik ist 
für 1983 vorgesehen. Die EG- Kommission will zu- 
künftig u. a. die Mittel der quotengebundenen Ab- 
teilung des Fonds auf die strukturschwächsten Re- 
gionen in Griechenland, Irland, Italien und im Ver- 
einigten Königreich sowie auf die überseeischen 
Gebiete Frankreichs konzentrieren und eine Pro- 
grammfinanzierung einführen, um die Wirksamkeit 
der EG-Regionalpolitik fühlbar zu steigern. Die 
Bundesregierung wird im übrigen darauf hinwir- 
ken, daß durch die Vorschläge der Kommission zur 
Koordinierung der Regionalpolitiken die nationalen 
Gestaltungsspielräume nicht eingeschränkt wer- 
den, 

186. Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat 
1L Artikel 130 des EWG-Vertrags die Aufgabe, „zu 
einer ausgewogenen und reibungslosen Entwick- 
lung des gemeinsamen Marktes im Interesse der 
Gemeinschaft beizutragen". Zu diesem Zweck fi- 
nanziert sie Projekte, die: 

— auf die Erschließung der weniger entwickelten 
Gebiete abzielen, 

— zur Modernisierung oder Umstellung von Unter- 
nehmen oder zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
beitragen, 

— von gemeinsamen Interessen für mehrere Mit- 
giiedstaaten sind. 

Die Finanzierung der Investitionsvorhaben erfolgt 
durch die Gewährung von Darlehen oder Bürg- 
schaften aus dem Eigenkapital der EIB und aus 
Anleihen. Im Jahre 1981 hat die EIB Darlehen in 
Höhe von 3,8 Mrd. ECU gewährt Insgesamt wurden 
seit ihrer Gründung im Jahre 1958 bis Ende 1981 
21,1 Mrd. ECU bereitgestellt 

Überwiegend wurden Vorhaben von regionalpoliti- 
scher Bedeutung — vor allem in den Bereichen 


Energie, Verkehr und Wasserwirtschaft — geför- 
dert 

Etwa drei Viertel des Gesamtbetrages der Finanzie- 
rungen in der Gemeinschaft für 1981 flössen in die 
vier Mitgliedsländer mit den größten regionalen 
Strukturproblemen: Italien, Irland, Vereinigtes Kö- 
nigreich und Griechenland. In der Bundesrepublik 
Deutschland wurden im Jahr 1981 nur Vorhaben 
der Energiewirtschaft mit 292 Mio. ECU finanziert 

Zur Verbesserung ihrer Wirksamkeit ist das von 
den EG-Staaten gezeichnete Kapital der EIB mit 
Wirkung vom 31. Dezember 1981 von 7,2 auf 14,4 
Mrd. ECU aufgestockt worden. 

187 . Der 1960 gegründete Europäische Sozialfonds 
(ESF) verfügte 1982 über ein Mittel volumen von 1,2 
Mrd. ECU gegenüber 570 Mio. ERE im Jahre 1978. 
Er hat gemäß Artikel 123 des EWG-Vertrages die 
Aufgabe, die Beschäftigungsmöglichkeiten der Ar- 
beitskräfte im Gemeinsamen Markt zu verbessern 
und die berufliche Verwendbarkeit sowie die Örtli- 
che und berufliche Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
zu fördern, insbesondere auch die berufliche Bil- 
dung. Schwerpunkte sind die Milderung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit und der Arbeitslosigkeit in 
strukturschwachen Gebieten. Mindestens 50 v. H. 
der Mittel des Fonds (ohne Rückflüsse) müssen in 
den vom Europäischen Regionalfonds geforderten 
Gebieten eingesetzt werden. Dementsprechend er- 
hielten im Jahre 1980 Irland, Italien und Großbri- 
tannien allein 63 v. H. der Mittel des Fonds. In die 
Bundesrepublik Deutschland Gossen lediglich 
10,7 v. H. der Mittel. 

Die EG- Kommission hat im Jahr 1982 dem Mini- 
sterrat einen Vorschlag für eine Reform des Sozial- 
fonds zugeleitet, um u, a die regionalen Auswirkun- 
gen stärker zu berücksichtigen und die Aktivitäten 
des Sozialfonds mit den anderen EGrFonds besser 
abzustimmen. Mit einer Verabschiedung im Rat ist 
nicht vor Mitte 1983 zu rechnen. Die Bundesregie- 
rung wird sich dafür einsetzen, daß die verfügbaren 
Mittel noch konsequenter als bisher zur Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit verwendet werden. 

188 , Den größten Anteil an den raumwirksamen 
Maßnahmen haben die Agrarausgaben. Sie erreich- 
ten 1982 14,5 Mrd. ECU und umfaßten damit 69 v. H. 
des Gesamthaushalts der Europäischen Gemein- 
schaften. Kernstück der EG-Agrarpolitik ist die 
Markt- und Preispolitik. Für sie werden 95 v. H. der 
Mittel aufgewandt Der verbleibende Rest von 
5v. H, dient Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur im Rahmen nationaler Führungs- 
programme. Zur Stabilisierung der Märkte für land- 
wirtschaftliche Produkte wurde ein System von 
Marktordnungen geschaffen, in deren Rahmen eine 
im wesentlichen an landwirtschaftlichen Einkom- 
menszielen orientierte Preispolitik verfolgt wird. 
Die gestützten Agrarpreise und der Einfluß des 
technischen Fortschritts haben bereits Anfang der 
70er Jahre zu einem Wachstum der Agrarproduk- 
tion geführt, das die Nachfrageentwicklung bei wei- 
tem übertraf. Der Selbstversorgungsgrad der EG in 
zentralen Warenbereicben stieg deshalb ständig. Es 
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entstanden zum Teil erhebliche Produktionsüber- 
schüsse, so etwa bei Milch und Milchprodukten, 
Weichweizen, Zucker und Wein, 

Die Mehrzahl dieser Produkte wird in den nördli- 
chen Gebieten der Gemeinschaft erzeugt Der tech- 
nische und organisatorische Entwicklungsstand der 
Landwirtschaft in diesen Regionen sowie das hohe 
Produktionsvolumen führen dazu, daß diese Ge- 
biete stärker als andere vom EG-Agrarfonds (Abtei- 
lung Garantie) begünstigt werden. Die regionalen 
Einkommensdisparitäten werden dadurch noch 
verstärkt 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat Vorschläge für eine restriktive Preispolitik und 
für die Einschränkung der Absatzgarantien — ins- 
besondere für Milch und Getreide — vorgelegt 1 ). 
Eine Verwirklichung dieser Vorschläge würde sich 
regional unterschiedlich auswirken. Während grö- 
ßere Betriebe mit guten Produktionsbedingungen 
durch Anpassungsmaßnahmen ihr Einkommensni- 
veau in etwa halten könnten, würden Agrarpreis- 
senkungen zu unrentabler landwirtschaftlicher Bo- 
dennutzung an ungünstigen Standorten führen. 
Hier fehlt häufig auch eine ausreichende Zahl von 
außerlandwirtschaftlichen Erwerbsmöglichkeiten. 

189, Regionalpolitisch sind die EG-Fonds nur zum 
Teil aufeinander abgestimmt Die Mittel der Sozial- 
fonds kommen zu einem erheblichen Teil auch den 
aus dem Regionalfonds unterstützten Gebieten zu- 
gute. Während aber mit dem EG- Regionalfonds ver- 
sucht wird, Ökonomisch schwachstrukturierten 
Räumen zu helfen, werden mit den Mitteln des 
Agrarfonds vornehmlich Regionen mit günstigen 
Produktionsbedingungen gestützt Die Mittel aus 
dem EG-Agrarfonds sollten daher künftig stärker 
auf die Ziele des Regional- und Sozialfonds abge- 
stimmt werden. Dies wird sich vornehmlich durch 
eine Erhöhung des Anteils der Agrarstrukturförde- 
rung und eine verbesserte Abstimmung zwischen 
der regionalwirtschaftlichen und der agrarstruktu- 
rellen Förderung im Rahmen nationaler Pro- 
gramme erreichen lassen. Die bisher verabschiede- 
ten Sonder- und integrierten Programme der Ge- 
meinschaft zeigen, wie durch den gezielten und 
räumlich begrenzten Mitteleinsatz wesentliche Ver- 
besserungen erreicht werden können. 


4. Energfepolltlk 

190, Unternehmen und private Haushalte sind in 
allen Regionen der Gemeinschaft von steigenden 
Energiekosten betroffen. Besonders ernst ist die 
Lage in Dänemark, Irland und Italien, weil in die- 
sen Ländern der Anteil des Mineralölverbrauchs 
am Energieverbrauch hoch und damit die Import- 


') Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: 
Überlegungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik — Bulle- 
tin der Europäischen Gemeinschaften Beilage 0/80 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Leitli- 
nien für die Europäische Landwirtschaft — Kom (81) 
608 endg. 


abhangigkeit groß ist Die Energiepreisentwicklung 
hat vor allem in den Regionen zu Schwierigkeiten 
geführt, die m hohem Maße von einer Primärener- 
gie, z. B. Erdöl, abhängen, in denen die sektorale 
Struktur zu einem hohen Energieverbrauch führt 
oder in denen die Transportkosten überdurch- 
schnittlich hoch sind. In verschiedenen mehr länd- 
lich geprägten Regionen der Gemeinschaft addie- 
ren sich diese strukturellen Nachteile. 

Der tragende gemeinsame Gesichtspunkt innerhalb 
der Gemeinschaft muß unter regionalen Gesichts- 
punkten eine Verminderung des Energieverbrauchs 
und der Abhängigkeit von Mineralölprodukten in 
allen Regionen sein. Die Bundesregierung begrüßt 
es deshalb, daß sich auch die EG-Kommission bei 
der Entwicklung einer energiepolitischen Strategie 
von diesen Überlegungen leiten läßt 

191, Bei der Erzeugung, Durchleitung und Vertei- 
lung von Energien haben die europäischen Staaten 
wechselseitige Abhängigkeiten und Möglichkeiten 
der Unterstützung erkannt Die europäische Ver- 
flechtung im elektrischen Verbundsystem sowie 
durch Erdgas- und Erdölfemleitungen ist im Be- 
richtszeitraum weiter fortgeschritten. 

Die Überlegungen für eine ausgewogene Fläche n- 
nutzung in den Grenzräumen stehen noch am An- 
fang. Insbesondere die Nutzung von grenznahen 
Flächen für Großkraftwerke verlief nicht konflikt- 
frei. So führte z. B. die französische Absicht, an der 
Mosel bei Cattenom ein grenznahes Kernkraftwerk 
mit insgesamt vier Blöcken 4400 MW elektrischer 
Leistung zu errichten, zu erheblichen politischen 
Diskussionen mit und in den betroffenen Ländern. 

Für die Zukunft wird es darauf ankommen, in ei- 
nem möglichst frühen Zeitpunkt auf die ausgewo- 
gene Nutzung der natürlichen Hilfsquellen und 
Freiräume in grenznahen Gebieten zu achten. Da- 
bei sollten auch mögliche technische und standort- 
bezogene Alternativen bei der Strom- und Wärme- 
erzeugung geprüft werden, um zu vermeiden, daß 
die künftige Nutzung der Gewässer im Grenzbe- 
reich einseitig zugunsten des Großkraftwerkes fest- 
gelegt wird. 


5> Umwettpolltlk 

192. Die Erhaltung der natürlichen Umwelt ge- 
winnt in allen Staaten Europas zunehmend an Be- 
deutung. Ebenso wächst die Erkenntnis, daß Luft- 
und Wasserreinhaltung als ein internationales und 
bilateral bedeutsames Problem angesehen werden 
muß. Ihre Lösung bereitet jedoch erhebliche 
Schwierigkeiten, da sieh häufig die Interessen von 
Ober- und Unterliegern sowie von Emittenten 
(Schadstoffverursachern} und Schadstoffempfän- 
gern gegenüberstehen. 

Das gemeinsame Interesse an der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen wird allzuleicht 
durch diesen Interessengegensatz überdeckt In 
letzter Zeit konnten jedoch einige Fortschritte er- 
zielt werden. 
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In einem ECE-weiten Übereinkommen aus dem 
Jahre 1979 *) ist die Notwendigkeit des seit 1977 
bestehenden Programms zur Messung und Bewer- 
tung der weiträumigen Übertragung von luftverun- 
reinigenden Stoffen bestätigt worden. Die bisheri- 
gen Meßergebnisse zeigen die Größenordnung, in 
der Schadstoffe innerhalb Europas transportiert 
werden. Im Zeitraum 1978 — 1980 stammten zum 
Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland etwa 
die Hälfte der durchschnittlichen monatlichen 
Schwefelbelastungen von 115 000 Tonnen aus ande- 
ren Ländern. Am größten waren die Fremdimmis- 
sionen aus der DDR (11 800 t), Frankreich (10 800 t) 
und Großbritannien (7 200 1). Die Bundesrepublik 
Deutschland trägt ihrerseits zur Belastung anderer 
europäischer Staaten mit Schwefel erheblich bei. 
Die größten Ablagerungen wurden infolge der 
Westwindtrift für die osteuropäischen Länder So- 
wjetunion (19 000 t), CSSR (10 800 t), DDR (8 500 t) 
und Polen (8 000 1) berechnet. 

193. Es bedarf deshalb dringend konkreter Ab- 
sprachen, um die Schadstoffbelastung der Luft 
wirksam an der Entstehungsquelle zu vermindern. 
Zentrale Bedeutung kommt deshalb der Fortent- 
wicklung und der Durchsetzung umweltfreundli- 
cher Techniken in Produktions- und Reinigungsver- 
fahren bei allen Neuanlagen und der Sanierung 
bzw. Stillegung alter emissionsreicher Anlagen zu. 

194. Eine wechselseitige Unterstützung ist auch 
zur Reinhaltung der Gewässer, insbesondere der 
Meere erforderlich. Im Nordsee-Gutachten des Ra- 
tes der Sachverständigen für Umweltfragen (1980) 
ist die Notwendigkeit des Zusammenwirkens der 
regionalen Wirtschaftspolitik, der Flächennutzungs- 
planung und der Wasserwirtschaft unter allen An- 
rainerstaaten nachdrücklich hervorgehoben wor- 
den. Die regionalwirtschaftliche Schwäche vieler 
Küstenregionen steht oft in einem Zielkonflikt mit 
der Notwendigkeit des Gewässerschutzes. Raum- 
ordnung und Landesplanung müssen praktisch 
wirksame Lösungen dieses Zielkonfliktes im natio- 
nalen wie im internationalen Bereich finden. 

Die Bundesregierung mißt deshalb den seit Jahren 
laufenden Deutsch-Niederländischen Verhandlun- 
gen über einen Ems-Dollart-Kooperationsvertrag 
exemplarische Bedeutung zu. Mit diesem Vertrag 
soll Einigkeit über die notwendige Förderung und 
Harmonisierung der regionalen Wirtschaftspolitik, 
insbesondere die Zustimmung der Niederlande zum 
Ausbau des Emder Hafens und über die Instru- 
mente zur Erhaltung der Umweltqualität im Ems- 
Dollart-Ästuar gefunden werden. 


6. Europäische Raumordnungsminister- 
konferenz 

195. Die Europäische Raumordnungsministerkon- 
ferenz ist im Berichtszeitraum bemüht gewesen, 


*) Gesetz zu dem Übereinkommen vom 13. November 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunrei- 
nigung vom 29. März 1982 (BGBl II S. 373). 


eine Verständigung über die raumordnerischen 
Ziele in Europa zu finden. Zu diesem Zweck wurde 
eine Europäische Raumordnungscharta erarbeitet, 
die auf der 6. Konferenz im Mai 1983 in Torremoli- 
nos verabschiedet worden ist. 

Die Ziele und Grundsätze einer europäischen 
Raumordnungspolitik können in der Charta nur 
sehr allgemein gefaßt werden. 

Alle Teilräume Europas sollen so entwickelt wer- 
den, daß die räumliche Struktur der freien Entfal- 
tung der Persönlichkeit am besten dient Dies setzt 
gleichwertige Lebensbedingungen als wesentliche 
Grundlage der Chancengleicheit für alle Menschen 
voraus. Um diese Ziele zu erreichen, wird insbeson- 
dere auf die Notwendigkeit einer stärkeren Dezen- 
tralisierung verwiesen. Den ökologischen Problem- 
gebieten von europäischer Dimension wird eine 
große Bedeutung beigemessen. Das gleiche gilt für 
die Abstimmung bei der Standortvorsorge von 
Großvorhaben in Grenzräumen mit grenzüber- 
schreitender Umweltbeeinträchtigung. 

Die Konferenz hat außerdem die Europäische Kam- 
pagne zur Stadterneuerung angeregt und anläßlich 
ihrer Sitzung im Oktober 1980 in London eröffnet. 
Während der Kampagne wurden die Probleme und 
Möglichkeiten der Stadterneuerung schwerpunkt- 
mäßig in fünf internationalen Seminaren in Den 
Haag, Norrköping, Madrid, Delphi und Wien bera- 
ten. Die Kampagne wurde mit einer Schlußerklä- 
rung anläßlich der internationalen Abschlußkonfe- 
renz in Berlin (West) am 11. März 1982 beendet. 


7. Grenzüberschreitende Raumordnungspolitik 

196. Stand in der grenzüberschreitenden Raum- 
ordnungspolitik bislang der Abbau grenzbedingter 
Entwicklungs- und Verflechtungshemmnisse, insbe- 
sondere die Stärkung grenzüberschreitender Bezie- 
hungen im Mittelpunkt der raumordnerischen Be- 
mühungen, so wird nunmehr die Lösung von Ziel- 
konflikten zwischen Wirtschaftsentwicklung und 
Umweltbelastung beiderseits der Grenzen zu einer 
immer gewichtigeren Aufgabe. 

Zur Beratung der Grenzraumprobleme stehen der 
Raumordnung Informations- und Konsultations- 
möglichkeiten im Rahmen zweiseitiger Raumord- 
nungskommissionen und dreiseitiger Regierungs- 
kommissionen zur Verfügung. Die Kommissionen 
können neben der Konsultation auch Empfehlun- 
gen an ihre Regierungen aussprechen. Wie im 
Raumordnungsbericht 1978 im einzelnen darge- 
stellt, bestehen vier bilaterale Raumordnungskom- 
missionen und zwei trilaterale Regierungskommis- 
sionen mit Unterkommissionen und Arbeitsgrup- 
pen, in denen der Bund sowie die betroffenen Län- 
der und Regionen anstehende Fragen mit den Nie- 
derlanden, Belgien, Luxemburg, Frankreich, der 
Schweiz und Österreich erörtern. 

197. Im Berichtszeitraum wurden für die Grenz- 
räume neben den erforderlichen Analysen vor al- 
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lern Empfehlungen zu folgenden Bereichen abgege- 
ben: 

— grenzüberschreitende Abstimmung der Bauleit- 
planung, Regional- und Landesplanung, 

— grenzüberschreitende Abstimmung der Fachpla- 
nungen in den Bereichen Wirtschaftsförderung, 
Verkehr, Energie, Umweltschutz, Natur- und 
Landschaftsschutz, 

— Ausbau der bestehenden grenzüberschreitenden 
Infrastruktur, 

— Entwicklung von Planungskonzepten für grenz- 
überschreitende Regionen. 

Für die bestehenden grenzüberschreitenden Natur- 
parks wurden die Arbeiten an der Entwicklungspla- 
nung und ihrer Durchführung fortgesetzt und zum 
Teil abgeschlossen. 

198. Für die Zukunft wird es darauf aukominen, 
den bisher beschnittenen Weg konsequent fortzuset- 
zen und in Konfliktfällen über die Konsultation hin- 
aus zu für die Beteiligten verbindlichen Absprachen 
zu kommen. 

Für das Bodenseegebiet konnten bereits in einem 
im Jahr 1982 beschlossenen internationalen Leit- 
bild die für diesen Raum maßgeblichen ökologi- 
schen und wirtschaftlichen bzw. touristischen An- 
forderungen abgestimmt und Grundsätze für eine 
koordinierte Entwicklung des Bodenseeraums in al- 
len Anrainerstaaten vereinbart werden. 


8. Zusammenarbeit mit der DDR 

199. Mit der DDR besteht noch keine Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Raumordnung. Aller- 
dings sind in verschiedenen Sachbereichen Maß- 
nahmen von rauraordnungspoli tisch er Bedeutung 
vereinbart oder in Expertengesprächen vorbereitet 
worden, die deshalb in diesem Bericht erstmals et- 
was ausführlicher dargestellt werden. 

Im Rahmen der Grenzkommission gibt es eine Zu- 
sammenarbeit vor allem bei der Instandhaltung der 
Grenzgewässer und beim Bau eines grenzüber- 
schreitenden Hochwasserrückhaltebeckens ein der 
Itz zum Schutz von Coburg. Um die im Raum Neu- 
stadt bei Coburg auftretenden Belastungen der Ge- 
wässer entscheidend zu verringern, werden Maß- 
nahmen zur Sanierung der Roden angestrebt 

Die Bundesregierung verfolgt vor allem das Ziel, die 
Verbindungen von und nach Berlin (West) und in 
die DDR zu verbessern und auszubauen. Im Zusam- 
menhang mit dem Grundlagenvertrag wurden vier 
weitere Übergangsstellen für den Personenverkehr 
geöffnet (Uelzen, Duderstadt, Bad Neustadt/Saale, 
Coburg). Der Bund beteiligt sich am Ausbau von 
Straßenverbindungen mit rd. 1,7 Mrd. DM. Zunächst 
wurde die Autobahn Beriin-Marienborn grunder- 
neuert und das dazugehörige Teilstück des Berliner 


Rings sechsspurig ausgebaut Bis Ende 1982 wurde 
eine Autobahnverbindung Hamburg-Berlin durch 
den Bau einer neuen Autobahn zwischen Wittstock 
und der Grenze zur DDR bei Gudow/ Zarrentin ge- 
schaffen. Eine Anbindung an den Berliner Ring 
wird noch hergestellt Außerdem haben Bauarbei- 
ten begonnen, um die Autobahnlücke zwischen Her- 
leshausen und Eisenach zu schließen. 

Zur Verbesserung des Eisenbahnverkehrs von und 
nach Berlin (West) und in die DDR beteiligt sich der 
Bund an Investitionsmaßnahmen mit einer Summe 
von 133,6 Mio. DM. Schließlich unterstützt er den 
Ausbau der Binnenwasserstraßen im Transit-Ver- 
kehr von und nach Berlin (West) durch die DDR. 

Zur Ausnutzung von Rohstoffen und zur Verminde- 
rung von Umweltbelastungen im Grenzraum sind 
Vereinbarungen getroffen oder Expertengespräche 
geführt worden. Bei Helmstedt/ Harbke liegt ein 
Braunko hievorkommen, das aus technischen Grün- 
den im Tagebau ausgebeutet werden muß. Im Mai 
1976 wurde mit der DDR eine Vereinbarung über 
den grenzüberschreitenden Abbau geschlossen. 

Im Umweltbereich wurde am 28. September 1982 
mit der DDR Einigung über den Einbau und die 
Inbetriebnahme von dritten Reinigungsstufen in 
den Groß kl a ranJagen Falkenberg, Münchenhofe 
und Berlin-Nord erzielt Die Reinigungsstufen sol- 
len bis 1986 fertiggestellt sein; die Bundesrepublik 
Deutschland wird sich an den Investitionen mit ei- 
nem Betrag von 88 Mio. DM beteiligen. Damit wird 
ein entscheidender Fortschritt für die Reinhaltung 
der für Berlin lebenswichtigen Gewässer erreicht 

Weitere Gespräche werden zwischen Experten bei- 
der Seiten über die Reduzierung der Werraversal- 
zung und den grenzüberschreitenden Kaiiabbau ge- 
führt Als erstes Ergebnis dieser Expertengesprä- 
cbe wurde am 28. Juli 1982 ein Bericht über die 
technischen Lösungsmöglichk eiten vorgelegt Ent- 
sprechende Expertengespräche zur Reduzierung 
der Schadstoffbelastung der Elbe werden ange- 
strebt Des weiteren bemüht sich die Bundesregie- 
rung um Gespräche über eine Reduzierung der 
grenzüberschreitenden Luftverunreinigung und um 
einen Informationsaustausch über kerntechnische 
Anlagen, der insbesondere der Notfallschutzpla- 
nung dienen soll. 


9. Konsequenzen 

200. Die regional ersetzbaren Finanzmittel der 
Europäischen Gemeinschaften müssen starker und 
effektiver in den strukturschwachen Regionen Eu- 
ropas eingesetzt werden. Die Bundesregierung wird 
eine Verbesserung der Koordination von Regional-, 
Sozial- und Agrarfonds unterstützen. 

Europaweit müssen die Anstrengungen zur Rein- 
haltung der Gewässer sowie der Herstellung einer 
ökologisch verträglichen Luftqualität verstärkt wer- 
den. 


109 


Drucksache 10/210 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Im grenznahen Bereich werden die Möglichkeiten 
zur Information und Konsultation der anstehenden 
grenzüberschreitenden Probleme im Infrastruktur-, 
Wirtschafts- und Umweltbereich weiter genutzt 


VI. Zusammenfassung 

KAPITEL 16 

Tendenzen der Raumordnung 

1, Rahmenbedingungen 

20h Die räumliche Entwicklung des Bundesgebie- 
tes wird maßgeblich durch die wellenförmige demo- 
graphische Entwicklung, den sektoralen Struktur 
wandel der Wirtschaft, geringeres Wachstum und 
zunehmene Flächennutzungskonflikte vor allem in- 
folge der wachsenden Belastung der Umwelt und 
der Verknappung lebenswichtiger Ressourcen be- 
stimmt Hinzu kommt subjektiv ein sich abzeich- 
nender Wertewandel, der der Bewahrung und Wie- 
derherstellung naturnaher Umweitbedingungen 
und größerer regionaler Eigen Verantwortung er- 
höhtes Gewicht beimißt 

Diese Faktoren werden in unterschiedlichem Um- 
fange in nahezu allen west- und mitteleuropäischen 
Staaten wirksam. Vor allem infolge der unter- 
schiedlichen Wirtschaftsstruktur rufen sie aber re- 
gional unterschiedliche Anpassungsprobleme her- 
vor. 

Die seit über einem Jahrzehnt niedrigen Geburten- 
raten wirken sich zunächst im Bildungssystem aus: 
regional erfordern sie in dünner besiedelten Gebie- 
ten pädagogische und organisatorische Anpassun- 
gen im Bildungswesen. Der Eintritt geburtenstar- 
ker Jahrgänge in das erwerbsfähige Alter trägt 
bundesweit zu einer Verstärkung der Arbeitsmarkt- 
ungleichgewichte bei, zumal gleichzeitig kriegsbe* 
dingt gering besetzte Jahrgänge aus dem Berufsle- 
ben ausscheiden. Dies erklärt das Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit in einigen ländlich geprägten Re- 
gionen, auch wenn die Beschäftigtenzahlen gleich- 
zeitig zunehmen. 

Sektoraler Strukturwandel und weltweit geringes 
Wirtschaftswachstum erschweren es, die zusätzli- 
che Zahl der Erwerbsfähigen auf dem Arbeitsmarkt 
unterzubringen. Dies ist ein maßgeb lieber Grund 
für die steigende Zahl der Arbeitslosen, insbeson- 
dere unter den Jugendlichen. Dadurch wird auch 
die Lage der ausländischen Familien erschwert, die 
in Zeiten der Vollbeschäftigung aufgenommen wur- 


werden. In wachsendem Maße wird es darauf an- 
kommen, über die Konsultation hinaus zu einer Ko- 
ordination der raumwirksamen Maßnahmen bei- 
derseits der Grenzen zu gelangen. 


den. Die Integrationsprobleme der ausländischen 
Familien konzentrieren sich vor allem auf die Kem- 
städte der großen Verdichtungsräume, aber auch 
einige Städte in ländlich geprägten Regionen ste- 
hen vor der schwierigen Aufgabe, absehbare Kon- 
flikte in der sozialen Eingliederung vor allem der 
nacbwachsenden Ausländergeneration zu bewälti- 
gen. 

202, Die Bedeutung eines weiteren Ausbaus der 
sozialen und wi risch afts nahen Infrastruktur zur 
Belebung der regionalen Wirtschaft und damit zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen hat abgenommen. In 
den vergangenen Jahrzehnten wurden Straßen, 
Krankenhäuser, Schulen, Rathäuser und Schwimm- 
bäder in großer Zahl geschaffen. Die organisatori- 
sche und finanzielle Bestandssicherung wirft in vie- 
len Regionen die Frage auf, ob größere Anlagen 
wegen ihrer wirts chaftlichen und technologischen 
Leistungsfähigkeit oder kleinere Einheiten wegen 
ihrer Übersichtlichkeit, der besseren Erreichbar- 
keit, der sozialen Fühlungsvorteile und der besse- 
ren Anpassungsfähigkeit vorzuziehen sind. 

Gleichzeitig sind neue Engpaßbereiche für die re- 
gionale Wirtschaftsentwicklung entstanden, wie 
z. B. in der Energieversorgung und Abfall Wirtschaft, 
im innerregionalen Verkehr, im Bildungswesen und 
in der Innovationsförderung. Die mit der Sicherung 
der natürlichen Lebensgrundlagen zusammenhän- 
genden Aufgaben werden auch ökonomisch gese- 
hen immer dringlicher. Die an Raumordnung und 
Landesplanung herangetragenen Wünsche nach 
vorsorgender Flächensicherung und Schlichtung 
konkreter Flächennutzungskonflikte verdeutlichen 
ebenso wie der Rückgang von Tier- und Pflanzen ar- 
ten, daß die Intensivierung der Flächennutzung und 
die Ausbreitung von Schadstoffen in Luft und Was- 
ser auch die wirtschaftliche Entwicklung in ver- 
schiedenen Teilräumen des Bundesgebietes in 
wachsendem Maße zu beeinträchtigen drohen. 
Schadstoffreduzierung, Ressourcensicherung und 
Energieeinsparung erfordern zwar im Augenblick 
einen hohen volkswirtschaftlichen Einsatz, sie müs- 
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sen jedoch zur Erhaltung der Lebensqualität, der 
wirtschaftlichen Entfaltungsmöglichkeiten und zur 
Sicherung der sozialen Stabilität bewältigt werden. 


2. Großräumige Entwicklungstendenzen 

203. Die regionale Entwicklung der vergangenen 
Jahre läßt sich nur schwer auf einen eingängigen 
Begriff bringen. Die herkömmliche Gleichsetzung 
von Verdichtungs räumen mit Wirtschaftsstarke 
und ländlichen Räumen mit Struktur schwäche hilft 
nicht mehr weiter. Die Siedlungs- und Bevölke- 
rungsdichte ist zwar nach wie vor ein wichtiger 
Maßstab für die regionale Differenzierung staatli- 
cher und kommunaler Daseinsvorsorge, aber als 
Erklärung für die regionale Wirtschaftskraft reicht 
der Agglomerationsgrad nicht mehr aus. Die hoch- 
verdichteten Regionen an Ruhr und Saar mit ihren 
vergleichsweise hohen Abwanderungsraten, der 
steigenden Arbeitslosigkeit aufgrund der Struktur- 
en se, insbesondere in der Stahlindustrie und nach 
wie vor hoher Umweltbelastung, haben Einbußen in 
der Wirtschaftskraft hinnehmen müssen. Auch an- 
dere Verdichtungsräume, beispielsweise Frankfurt 
und Bremen, zeigen einen deutlichen Rückgang in 
der Entwicklung der Beschäftigung im produzieren- 
den Gewerbe. 

Daraus kann nicht der Schluß gezogen werden, daß 
nun umgekehrt ländlich geprägte Regionen gene- 
rell höhere Entwicklungsaussichten als Verdich- 
tungsräume hätten. Nach wie vor weisen München 
und Stuttgart günstige Wirtschafts- und Arbeits- 
marktdaten auf. Auch im Frankfurter Raum sind 
die Löhne und Gehälter der Industriebeschäftigten 
ebenso wie das Bruttoinlandsprodukt weit über- 
durchschnittlich. Einige ländlich geprägte Regionen 
in Ostbayem, in der Eifel und in Ostfriesland sind 
durch hohe Arbeitslosigkeit und vergleichsweise 
geringe Einkommen gekennzeichnet Relativ gün- 
stig ist dagegen die Entwicklung in den Regionen 
des Voralpenraums, am Bodensee, an der Donau 
und am südlichen Oberrhein verlaufen. 

Von den norddeutschen Ländern werden die groß- 
räumigen Veränderungen im Bundesgebiet gele- 
gentlich als Nord-Süd-Trend beschrieben. In der Tat 
läßt sich in der Bevölkerungsentwicklung bei län- 
gerfristiger Betrachtung eine geringfügige Verlage- 
rung der Bevölkerungsanteile zwischen den nord- 
und den süddeutschen Ländern beobachten. Auch 
haben die süddeutschen Länder in den vergange- 
nen Jahrzehnten in der Industriebeschäftigung re- 
lativ stark aufgeholt Bei so wichtigen Indikatoren 
wie Bruttoinlandsprodukt und Lohn- und Gehalts- 
summe läßt sich allerdings ein Süd-Nord-Gefälle 
für den statistisch belegten Zeitraum nicht feststel- 
len. In der Landwirtschaft sind zahlreiche nord- 
deutsche Regionen sogar durch natürliche Ertrag s- 
kraft, Agrarstruktur und Standortnähe zu den See- 
häfen begünstigt 

204. Die herkömmlichen Erklärungsmuster für die 
nach wie vor bestehenden regionalen Unterschiede 
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung 


müssen überdacht werden. Je eher offenbar eine 
Region von der Industrialisierung erfaßt wurde, de- 
sto stärker droht die Fähigkeit und Bereitschaft zu 
rechtzeitiger Anpassung an neue Marktverhält- 
nisse zu schwinden und desto größer scheinen da- 
her die Risiken zu sein, denen die Region durch den 
sektoralen Strukturwandel unterworfen ist 

Von dieser sozio-ökonomischen Entwicklung kön- 
nen sowohl Regionen mit großen Verdichtungsräu- 
men wie ländlich geprägte Regionen und Regionen 
mit Verdichtungsansätzen betroffen sein. 

Auffällig sind auch die bisherigen Schwierigkeiten 
von Regionen, deren Oberzentren auf eine z.T. 
jahrhundertelange erfolgreiche Wirtschaftsge- 
schichte zurückblicken können, wie z. B. Osthol- 
stein (Lübeck), Regensburg, Trier und Oberfran- 
ken-Ost (Hof). Diesen Regionen scheint es jedoch 
z.T. zu gelingen, etwa im Zusammenhang mit der 
Ansiedlung von Hochschulen, neue Wirtschaftsim- 
pulse unter Nutzung ihrer historisch gewachsenen 
Urbanität auf sich zu ziehen. 

205, Siedlungsstruktur und Bevölkerungsdichte 
haben nach den vorliegenden Daten vor allem Ein- 
fluß auf die Entwicklung innerhalb ländlich gepräg- 
ter Regionen. Die Bevölkerungsentwicklung deutet 
darauf hin, daß sich die Wachstums im pulse auf we- 
nige zentrale Orte und ihr Umland konzentrieren, 
während dörfliche Siedlungsbereiche außerhalb des 
engeren Einzugsbereichs zentraler Orte mittlerer 
und höherer Stufe und abseits von Fremdenver- 
kehrsgebieten deutliche Bevölkerungsver lüste auf- 
weisen. Typisch sind hierfür die Entwicklung in der 
Eifel, im Vogelsberg, in der Rhön und in der Weser- 
marsch. Diese Entwicklungen mit ihren Folgen für 
die wirtschaftliche Tragfähigkeit und Infrastruktur- 
ausstattung erfordern im Zusammenhang mit den 
Arbeitsmarktproblemen ein geschlossenes und ab- 
gestimmtes Konzept zur Stärkung der Wirtschafts- 
kraft ländlich geprägter Regionen. 

Besonders günstige Entwicklungs Chancen scheinen 
von der Siedlungsstruktur her kleinere und mittlere 
Städte aufzuweisen, die eine relativ gute Verkehrs- 
lage zu nahegelegenen Verdichtungsräumen haben. 
Typisch hierfür sind die Räume Bielefeld und Pa- 
derborn, Würzburg und Gießen/Wetzlar. 

206. Die Maßnahmen des Natur- und Umwelt- 
schutzes sind geprägt von dem Bemühen, die Nach- 
teile der Umweltbelastung in den Regionen gering 
zu halten, die von der zugrunde liegenden Wirt- 
schaftstätigkeit begünstigt werden. Durch den groß- 
räumigen natürlichen Wasser- und Luftaustausch 
werden Umweltlasten auch in entfernte Regionen 
getragen. Da die Wirkungen außerdem oft erst nach 
jahrelanger Kumulation der Schadstoffe auftreten, 
ist ein stringenter Beweis der Kausalzusammen- 
hänge vielfach erheblich erschwert 

In Fragen der Gewässergüte haben Unterlieger tra- 
ditionell eine schwierige Position gegenüber abwas- 
sereinleitenden Oberliegern, insbesondere wenn 
diese sich auf hohe Beiträge zum Bruttomlandspro- 
dukt berufen können. Industrielle und häusliche 
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Abwässer entlasten Wirtschaft und Haushalte von 
den Kosten der Aufbereitung der abgegebenen 
Stoffe, belasten aber Wirtschaft und Haushalte in 
den unterliegenden Regionen, die auf die Nutzung 
von Oberfiächenwasser oder Uferfiltraten angewie- 
sen sind. Die gleichen regionalen Probleme beste- 
hen zwischen abgasemittierenden und den von der 
Luftbelastung betroffenen Regionen. Schließlich 
führt die wachsende Flächenknappheit in den gro- 
ßen Verdichtungsräumen auch die in der Abfall- 
wirtschaft dazu, Standorte in dünner besiedelten 
Regionen zu suchen, um Abfallstoffe dort zu la- 
gern. 

Parallel mit der wachsenden Intensität der Umwelt- 
gefährdung werden auch die regionalen Probleme 
der Lastenverteilung im Ressourcenschutz wichti- 
ger. Der Anschluß einer Region an ein Fernwasser- 
versorgungssystem darf 2 . B. nicht dazu führen, das 
bisher zum Schutz des Grundwassers freigebaltene 
Gelände für andere Zwecke zu nutzen, während die 
Lieferregionen Einschränkungen in ihrer Entwick- 
lung hinnehmen müssen. 

Auch innerhalb der Regionen haben sich die Flä- 
chennutzungskonflikte im Berichtszeitraum weiter 
verstärkt Sie werden besonders bei industriellen 
und infrastrukturellen Großvorhaben sichtbar. 
Aber auch zwischen industrieller Produktion und 
Fischerei, Land- und Forstwirtschaft sowie im Ver- 
hältnis zwischen der Landwirtschaft und der freile- 
benden Natur werden die Konflikte um Art und 
Umfang der Flächennutzung schärfer. Die re- 
gionale Ausprägung der FlachermutzungskonÜikte 
ergibt sich aus der jeweils vorherrschenden regio- 
nalen Nutzungsform. So überwiegen in den großen 
Verdichtungsräumen die Konflikte bei infrastruktu- 
reilen Großvorhaben; an der Küste stehen die Aus- 
einandersetzungen zwischen industrieller Nutzung 
einerseits und Fischerei, Fremdenverkehr und Na- 
turschutz andererseits im Vordergrund; im Mittel- 
und Hochgebirge sind vorwiegend touristische, 
landwirtschaftliche und ökologische Interessen mit- 
einander auszugleichen. Allgemein ist eine besorg- 
niserregende Gefährdung der natürlichen Grund- 
lagen der Land-, Forst- und Fischwirtschaft zu be- 
obachten. 


3. Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

207, Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung, 
wie sie im Raumordnungsgesetz vom 8. April 1965 
festgelegt sind, bedürfen wegen ihres hohen Ab- 
straktioDsgrsdes der Konkretisierung vor dem Hin- 
tergrund der jeweils vorherrschenden Tendenzen 
der Raumentwicklung. Das Bun desraum Ordnung s- 
programm 1 ) aus dem Jahr 1975 hat versucht, die 
Grundsätze der Raumordnung unter dem Ziel der 
Schaffung und Erhaltung gleichwertiger Lebensbe- 
dingungen in allen Teilräumen des Bundesgebietes 
zusammenzufassem Damit sollte sowohl den 
Grundsätzen verteilender Gerechtigkeit als auch 
dem Bemühen Rechnung getragen werden, die Ent- 
wicklung zurückgebliebener Gebiete im gesamt- 

*) BT- Drucksache 7/3584 


wirtschaftlichen Interesse zu fördern. Das Ziel der 
Erhaltung und Schaffung gleichwertiger Lebens- 
verhältnisse bot in seiner Anwendung auf die Berei- 
che Wirtschafts- und Infrastruktur sowie Umwelt- 
qualität die Möglichkeit, durch die Orientierung an 
Mindeststandards raumordnungspoü tische Pro- 
grammaussagen quantitativ zu belegen. 

Diese am Gleichheitsprinzip orientierte Auslegung 
der Grundsätze und Ziele der Raumordnung hat 
aus einer Reihe von Gründen an Überzeugungs- 
und Durchsetzungskraft verloren: 

a) Ein wichtiger Grund liegt auch im Erfolg der 
Raumordnungspolitik. Durch den Ausbau der 
Infrastruktur ist der Grundbedarf weitgehend 
befriedigt worden. Auch die bei der wirtschaftli- 
chen Leistungsfähigkeit und in der Umweltqua- 
lität feststellbaren regionalen Unterschiede ha- 
ben sich vermindert 

b) Eine exakte zentrale Festlegung von Mindest- 
standards scheitert an der Vielzahl der zu beach- 
tenden regional unterschiedlichen Faktoren, die 
z. T. wegen ihrer Gegenläufigkeit zu umfassen- 
den politischen Abwägungen zwingen. 

c) Mit hohem Ausstattungsniveau verlieren Dispa- 
ritäten in der Infrastruktur offenbar an Bedeu- 
tung. Dies gilt insbesondere dort, wo die Nach- 
frage stagniert oder gar rückläufig ist 

d) Bei vermindertem Wirtschaftswachstum und ge- 
nerell unausgeglichenem Arbeitsmarkt sind 
häufig Beschäftigungsgewinne in einer Region 
mit Verlusten in anderen Regionen verbunden. 

e) Eine Reihe nach wie vor bestehender regionaler 
Benachteiligungen lassen sich nicht allein durch 
Investitionen beheben, sondern erfordern vor al- 
lem organisatorische Maßnahmen, Das gilt z. T. 
für die Energieversorgung, insbesondere aber 
für den öffentlichen Personenverkehr und die 
Abwehr übermächtiger Abhängigkeiten der re- 
gionalen Wirtschaft von wenigen Wirtschafts- 
zentralen. In diesen Fällen sind regelmäßig örtli- 
che und regionale Entscheidungsebenen zu stär- 
ken, 

f) Eine „ausgleichende“ Umweltschutzpolitik 
durch Verminderung der Umweltbelastung in 
der einen Region und Hinnahme wachsender 
Lasten in anderen erscheint angesichts der lang- 
fristigen Gefahren, die den natürlichen Lebens- 
grundlagen aufgrund der Eingriffe in den Natur- 
haushalt drohen, schon vom Ansatz her ver- 
fehlt 

g) Die wirtschaftliche und technische Entwicklung 
sowie die interregionalen Wanderungen haben 
dazu geführt daß sich die Lebens- und Arbeits- 
bedingungen immer weiter vereinheitlicht ha- 
ben. Auf regionale und örtliche Eigenheiten wird 
oft nur wenig Rücksicht genommen. Dies stößt 
auf wachsende Kritik, Denn regionale kulturelle 
Eigenheiten und sich darauf gründendes regio- 
nales Selbstbewußtsein werden vieler Orts ge- 
pflegt Immer stärker wird daher verlangt den 
regionalen und örtlichen En tsc he idungs trägem 
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mehr H an dlungs Spielraum beim Einsatz raum- 
wirksamer Mittel einzuräumen und auf zentrale 
Vorgaben insbesondere in technischen Richtli- 
nien weitmöglichst zu verzichten. 

208. Die raumordnerischen Ziele und Grundsätze 
werden sich daher in den 80er Jahren nicht auf die 
an Mindeststandards orientierte Auslegung des 
Ziels gleichwertiger Lebensbedingungen beschrän- 
ken lassen. Das Ziel als solches bleibt verbindlich. 
Auch künftig muß darauf geachtet werden, daß 
keine Region hinter der allgemeinen Entwicklung 
zurückbleibt oder aufgrund ihrer Raumstruktur be- 
nachteiligt wird* Dies gilt insbesondere für folgende 
Bereiche: 

— Schaffung von Arbeitsplätzen, vor allem für 
junge Arbeitnehmer, 

— Erhaltung eines gleichwertigen Bildungsange- 
bots, 

— Ergänzung und Modernisierung der Verkehrsin- 
frastruktur, 

— Sicherung einer gleichwertigen Energieversor- 
gung, 

— Gewährleistung und Verbesserung der ärztli- 
chen Versorgung. 

Parallel zum Ausbau der sozialen und wirtschafts- 
nahen Infrastruktur sind eine Reihe neuer Aufga- 
ben entstanden, die mit der Vorgabe von Mindest- 
standards nicht mehr befriedigend bewältigt wer- 
den können. Dies gilt für die regionalen Probleme 
der Wohnungs- und der Energieversorgung ebenso 
wie für die Reorganisation des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs und z. T. auch für die Einfüh- 
rung neuer TelekommunikatiorLStechniken, Erst 
recht lassen sich der Ressourcenschutz und die Re- 
gelung regionaler und großräumiger Flächennut- 
zung skonflikte nicht mehr mit der Leitvorstellung 
einer quantifizierbaren Gleichwertigkeit der Regio- 
nen sicher stellen. 

Unter den gegenwärtigen und den sich für die näch- 
sten Jahre abzeichnenden Rahmenbedingungen 
müssen daher die raumordnerischen Instrumente 
auf die heutigen regionalen Engpässe sorgfältig ab- 
gestimmt werden. Derartige regional angepaßte 
Entwicklungsstrategien erfordern es, die unter- 
schiedlichen regionalen Entwicklungsmöglichkei- 
ten und die regionalspezifischen Probleme zu erfas- 
sen, um auf dieser Grundlage eine problemadäqua- 
te, interessenausgleichende Regionalp olitik betrei- 
ben zu können. Dies läßt sich auf dem Hintergrund 
der geschilderten Probleme, insbesondere der in al- 
len Regionen spürbaren Beschäftigungsprobleme, 
wie folgt veranschaulichen: 

In vielen großen Verdichtungsräumen sind im Be- 
richtszeitraum preiswerte Wohnungen knapp ge- 
worden, Bei allem raumordnungspolitisch er- 
wünschten Ausgleich, den diese Marktverhältnisse 
auf die großräumige Siedlungsentwicklung ausüben 
könnten, muß in diesen Räumen eine aktive, an 
sozialen Zielen orientierte Wohnungspolitik betrie- 
ben werden, um un ausgewogenen Sozialstrukturen 


i. S. von § 2 Abs. 1 Nr. 5 ROG entgegenzuwirken. In 
die gleiche Richtung zielt das Bemühen, die Anpas- 
sungsprobleme ausländischer Familien zu vermin- 
dern, In den großen Verdichtungsräumen muß 
schließlich die weitere Siedlungsentwicklung durch 
entsprechendes Zusammenwirken kommunaler 
und regionaler Stellen besonders sorgfältig und 
wirksam gesteuert werden, um die notwendigen 
Freiräume für Grund wasser schütz, Erhaltung und 
Verbesserung des Kleinklimas, Erholung und für 
künftige Planungsaufgaben sicherzustellen und um 
damit langfristig gesunde Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen im Sinne von § 2 ROG zu erhalten. 

In Regionen außerhalb der Ve rdich tu ngs räume gilt 
es, die Bereitschaft und Fähigkeit zu technologL 
sehen Innovationen zu stärken. Dies wird dadurch 
begünstigt, daß die Hochschulen in diesen Regio- 
nen vor allem im naturwissenschaftlich-techni- 
schen und ökonomischen Bereich ausgebaut wer- 
den. Die Anbindung der zentralen Orte an den öf- 
fentlichen Personenfernverkehr muß gewährleistet 
und möglichst verbessert werden. Auch muß den 
Regionen ausreichender Gestaltungsraum gegeben 
werden, um ihre eigenen Möglichkeiten zur Ener- 
gieversorgung und -einsparung und zur Organisa- 
tion des Öffentlichen Personennahverkehrs zu nut- 
zen. Um gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen 
in den zentralen Orten zu erhalten und zu verbes- 
sern, müssen schließlich die Maßnahmen der Stadt- 
erneuerung sowie der Bau von Ortsumgehungen 
verstärkt fortgesetzt werden. 

In ausgesprochen ländlichen Gebieten muß insbe- 
sondere die Bildungsinfrastruktur zur Gewährlei- 
stung gleichwertiger Lebensverhältnisse trotz rück- 
läufiger Schülerzahlen gesichert bleiben. Dies gilt 
nicht nur für den Grund- und Hauptschulbereich, 
sondern auch für weiterführende und berufsbil- 
dende Schulen* Außerdem muß das naturräumliche 
Potential — auch im Interesse der Erholungssu- 
chenden und einer möglichen wirtschaftlichen Nut- 
zung — bewahrt und gestärkt werden. Die bisher 
eingeleiteten Änderungen der Agarstrukturpolitik 
müssen in diesem Sinne fortgesetzt werden. 

Allgemein kann eine an den regionalen Engpässen 
orientierte Raumordnungspolitik auf den Grundge- 
danken zurückgeführt werden, daß in erster Linie 
das vorhandene Potential einer Region zu stärken 
ist Zu diesem Potential zählen die vorhandenen 
Unternehmen, die Ausbüdung und Qualifikation 
der Arbeitskräfte und natürliche Ressourcen 
ebenso wie Erfahrung und Entseheidungskompe- 
tenz der Gemeinden und Kreise. 

Die Pflege und Stärkung regionaler Potentiale 
kann auch zur Lösung der nahezu in allen Regio- 
nen spürbaren Probleme auf dem Arbeitsmarkt bei- 
tragen. Allerdings ist die Entwicklung der Beschäf- 
tigungslage in erster Linie von der Verbesserung 
der allgemeinen Wirtscbaftssituation abhängig. 

209. Neben dem Ziel der Schaffung und Erhaltung 
gleichwertiger Lebensbedingungen Ln allen Teilräu- 
men des Bundesgebietes gewinnt das Ziel der Er- 
haltung der natürlichen Lebensgrundlagen immer 
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mehr an Gewicht Raumordnungspolitisch gilt es 
vor allem, einer Verlagerung der Lasten von einer 
Region auf die andere im Rahmen des Möglichen 
entgegenzuwirken. 

Dort wo Lasten getragen werden müssen, sind die 
Interessen der betroffenen Regionen soweit zu be- 
rücksichtigen, daß dauerhafte Beeinträchtigungen 
ihrer Entwicklung einschließlich ihres ökologischen 
Potentials vermieden werden. Diesem Grundsatz 
muß auch bei der Ausgestaltung der Genehmi- 
gungsverfahren für weiträumig belastende Anlagen 
Rechnung getragen werden- 

Die Entscheidung von regionalen und innerregiona- 
len Flächennutzungskonflikten wird sich wie bisher 
am Ziel der Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen zu orientieren haben. Allgemein sollten 
raumwirksame Maßnahmen an den Prinzipien 
einer sparsamen und schonenden Flächennutzung 
gemessen werden. Durch Oächensparende Bauwei- 
sen und durch organisatorische Ausnutzung vor- 
handener Kapazitäten, etwa im Verkehrs- und 
Energiebereich, kann der Flächenverbrauch redu- 
ziert werden- Durch die Nutzung eigener Grund- 
wasservorkommen und durch die Reduktion der 
Schadstoffabgaben an Luft, Wasser und Boden wer- 
den die Entwicklungsmöglichkeiten sonst betroffe- 
ner Regionen gewahrt Durch die Erhaltung oder 
neue Anlage netzartig verbundener natumah belas- 
sener Flächen in landwirtschaftlich genutzten Ge- 
bieten kann die Artenvielfalt von Pflanzen und Tie- 
ren geschützt werden. 

Die Prinzipien der sparsamen und der schonenden 
Flächennutzung müssen schließlich auch der Ab- 
stimmung raumwirksamer Planungen in den 
Grenzbereichen zugrunde gelegt werden. 


4. Umsetzung der RaumordnungspoNtik 

210. Die Bundesregierung stellt alle vier Jahre im 
Raumordnungsbericht die beobachteten Tendenzen 
der Raumentwicklung dar, konkretisiert die Ziele 
und Grundsätze und gibt damit eine Orientierung 
für raumwirksame Maßnahmen. 

Der Bunde srainister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau wirkt zusätzlich entsprechend dem 
Auftrag des Raumordnungsgesetzes bei allen raum- 


bedeutsamen Entscheidungen darauf hin, daß die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung beachtet 
werden. Besonderes Gewicht ist auf die Abstim- 
mung raumbedeutsamer Planungen und Maßnah- 
men im Grenzbereich und ihre Verzahnung mit der 
allgemeinen Europapolitik zu legen. Die Pro- 
gramme und Pläne der Landesplanung werden ge- 
mäß § 4 Abs. 5 ROG mit dem Bund abgestimmt Das 
im Jahr 1977 vereinbarte Abstimmungsverfahren 
(vgl, Raumordnungsbericht 1978 Abschnitt III, 13) 
hat sich in der Praxis bewährt, 

Die im Berichtszeitraum abgestimmten und die gel- 
tenden Pläne und Programme der Landesplanung 
sind im Anh ang dokumentiert. Die Koordination 
der Raumordnungspolitik von Bund und Ländern 
erfolgt im übrigen innerhalb der Ministerkonferenz 
für Raumordnung. Die Konferenz hat im Berichts- 
zeitraum einige richtungsweisende Entschließun- 
gen gefaßt. 

211. Um das Bundesraumordnungsprogramm des 
Jahres 1975 fortzuschreiben, hat sich der Bundesmi- 
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
über Jahre bemüht, die technischen Grundlagen für 
die Fortschreibung mit den Ländern zu erarbeiten. 
Der Ersatz der früheren 38 Gebietseinheiten durch 
die 75 Raumordnungsregionen, die in diesem Be- 
richt verwendet werden, ist ein Ergebnis dieser Ar- 
beiten, Außerdem konnten mit den Ländern neue 
Indikatoren zur Messung regionaler Unterschiede 
erarbeitet werden. Auch die gemeinsam vom Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau und den Ländern im Rahmen der Minister- 
konferenz für Raumordnung betreuten Untersu- 
chungen zur Fortschreibung der Raumordnungs- 
prognose steben vor dem Abschluß. 

Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat am 
12. November 1981 unter Vorsitz des Bundesmini- 
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
in einem Beschluß einstimmig ihren Willen bekräf- 
tigt, das Bundesraumordnungsprogramm aus dem 
Jahre 1915 fortzuschreiben. Sie hat dabei insbeson- 
dere betont, daß ein fortgeschriebenes Bundes- 
rau m o rdn ung sp rogramm die veränderten Rahmen- 
bedingungen berücksichtigen und auf bestehende 
und neue regionale Ungleichgewichte am Arbeits- 
markt, auf Probleme der Ressourcensicherung und 
den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen be- 
sonders eingehen müsse. 
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1. Übersicht der Beratungsergebnisse 

1.1 der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 23. 10. 1967 bis 30. 9. 1978 
und vom 1. 10. 1978 bis 31. 12. 1982 (L bis 15, Sitzung) 


Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zustim- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

h Fragen der 
Finanzreform 

— 

23. 10. 1967 
l ) 

— 

— 

— 

— 

Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, Bonn 1971 

2. Raumordnung 
und Femstraßen- 
pianung 

2. 

8. 2. 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1968 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
V/3958, S. 149 

3. Geschäftsord- 
nung der Mini- 
ste rkonfe re nz für 
Raumordnung 

2. 



8. 2. 1968 



Nicht 

veröffentlicht 

4. Berücksichtigung 
der Erfordernisse 
der Raumord- 
nung und Lan- 
desplanung bei 
der Volkszählung 
1970 

2. 

8. 2. 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1968 der 

Bun d e sregierung, 
BT-Drucksache 
V/3958, S. 151 

5. Zentrale Orte 
und ihre Ver- 
flechtungs- 
bereiche 

2, 

8. 2. 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft' des BMI, 
Heft 11. 

Bonn 1971; 

ROB 1968 der 
Bundesregierung, 
BT-Dru cks ac h e 
V/3958, S. 149 

6. Stellungnahme 
zum verkehrs- 
poli tischen 
Programm der 
Bundesregierung 

2, 




8. 2. 1968 


Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11. 

Bonn 1971; 

ROB 1988 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
V/3958, S. 150 

7, Frage der Ver- 
di ch tung srä u me 
— § 2 Abs. 1 Nr. 6 
ROG — 

3. 

21. 11. 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft 1 * des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1968 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
V/3958, S. 151 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zu stim- 
men de 
Kenntnis- 
nahme 

Fundstelle 

8, Gesetzesentwürfe 
über die Gerne iri- 
sch aftsauf gaben 
nach Artikel 91 a 
GG — Regionale 
Wirtschaftsstruk- 
tur, Verbesserung 
der Agrarstruk- 
tur und des 
Küstenschutzes, 
Hochschulbau- 
förderung 

3. 

2L 1L 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

9. Förderung des 
Gleisanschluß- 
verkehrs 

3. 

21. 11. 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft" des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1968 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
V/3958, S. 152 

10. Raumordnerische 
Gesichtspunkte 
zur Frage des 
Sitzes und Zu- 
ständigkeitsbe- 
reiches von grö- 
ßeren Verwal- 
tungsdiensts tei- 
len 

3. 

21. U. 1968 





Schriftenreihe 
„betrifft" des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1968 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
V/3958. S. 152 

11. Berücksichtigung 
raumordneri- 
scher Gesichts- 
punkte beim 
kommunalen 
Finanzausgleich 

4. 

16, 4. 1970 





Schriftenreihe 
„betrifft" des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1970 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
Vl/1340, S. 145 

12. Verbesserung der 
regional statisti- 
schen Informatio- 
nen 

4, 

16. 4. 1970 





Schriftenreihe 
„betrifft" des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1970 der 

Bundesregierung, 

BT-Drucksache 

VI/ 1340, S. 145 

13. Beitrag des Ver- 
ke hrs au s sch us se s 
der MKRO: Fra- 
gen der Raum- 
ordnung zur Ver- 
besserung der 

Ver k ehrsve r h ält- 
nisse in den 
Gemeinden 

4. 





16. 4, 1970 

Schriftenreihe 
„betrifft" des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1970 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/1340, S. 147 


117 


Drucksache 10/210 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zusüm- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

14. Zur Frage der in 
ihrer Entwick- 
lung zurückge- 
bliebenen Ge- 
biete (§ 2 Abs, 1 

Nr. 3 ROG) unter 
Berücksichtigung 
der Bildung von 
Sch we rpun kte n 
im ländlichen 
Raum — ■ als er- 
ste Arbeitsgrund- 
lage für künftige 
Abgrenzungen — 

4. 


16. 4. 1970 




Schriftenreihe 
„betrifft' 1 des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971 

15. Beschluß des 
Hauptausschus- 
ses zum Aus- 
bauplan für die 

B unde sie mstra- 
ßen in den Jah- 
ren 1971 bis 1985 

4. 





16. 4. 1970 

Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI r 
Heft 11, 

Bonn 1971 

16. Berufsbild und 
Ausbildung des 
Raumplaners für 
den höheren 
Dienst 

4. 




16. 4. 1970 


Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971 

17, Bindungswirkung 
der Ziele und der 
Erfordernisse der 
Raumordnung 
und Landespla- 
nung nach dem 
ROG 

4. 





16. 4. 1970 

Nicht 

veröffentlicht 

18* Raumordnung 
und Regional- 
luftverkehr 

5. 

16, 6. 1971 





Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft llp 

Bonn 1971; 

ROB 1972 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/3793, S. 142 

19. Raumordnung 
und Rohrfern- 
leitungen 

5. 

16. 6. 1971 





Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11. 

Bonn 1971; 

ROB 1972 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/3793, S. 143 

20* Raumordnung 
und Landschafts- 
ordnung 

5. 


18. 6. 1971 




Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1972 der 

B un d e s regi e rung , 
BT-Drucksache 
Vl/3793, S. 149 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zustim- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

21. Stellungnahme 
des Hauptaus- 
schusses zur 
Standortbestim- 
mung von Kern- 
kraftwerken 

5. 





16. 6. 1971 

Schriftenreihe 
„betrifft“ des BMI, 
Heft 11, 

Bonn 1971; 

ROB 1972 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/3793, S. 152 

22. Raumordnung 
und Umwelt- 
schutz 

6. 

15. 6. 1972 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1972 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/3793, S. 144 

23. Berücksichtigung 
der Richtfunkver- 
bindungen der 
Deutschen Bun- 
despost in der 
Regional- und 
Bauleitplanung 

6. 

15. 6. 1972 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1972 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/3793, S. 147 

24. Zentralörtliche 
Verflechtungsbe- 
reiche mittlerer 
Stufe der Bun- 
desrepublik 
Deutschland 

6. 

15. 6. 1972 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1972 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
VI/3793, S. 146 

25. Aufgabenabgren- 
zung und Zusam- 
menarbeit von 
Raumordnung 
und Umwelt- 
politik 

7. 

30. 5. 1973 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1974 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
7/3582, S. 164 

26. Das Verhältnis 
zwischen den 
Verdichtungsräu- 
men und anderen 
Räumen 

j 

7. 



30. 5. 1973 



Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1974 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
7/3582, S. 165 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zusam- 
men de 
Kenntnis- 
nahme 

Fundstelle 

27. 1. Die Kenn- 
zeichnung von 
Gebieten, de- 
nen bestimmte 
Funktionen 
vorrangig zu- 
gewiesen wer- 
den sollen. 

2. Ausgleich für 
Nachteile, die 
einzelne 

Räume aus 
Gründen des 
Umweltschut- 
zes oder ande- 
rer höherran- 
giger Zwecke 
hinnehmen 
sollen 

7. 



30, 5, 1973 



Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1974 der 
Bundesregierung, 
BT- D ruc k s ac he 
7/3582, S. 185 

28* Beschluß des 
Hauptausschus- 
ses der MKRQ: 
Raumordnung 
und Umwelt- 
verträglichkeits- 
prüfung 

8. 





28, 2. 1974 

Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978 

29. Sicherung bzw. 
Wiedergewin- 
nung kleinräumi- 
ger Informatio- 
nen bei der Be- 
völkerungsfort- 
schreibung 

8. 

28. 2. 1974 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 08.019, 

Bonn 1978; 

ROB 1974 der 

Bundesregierung, 

BT-Drucksache 

7/3582, S. 164; 

Schriftenreihe 

„Raumordnung" 

des BMBau, 

Heft 06.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

30. Stückgutverkehr 


18. L 1975 
l ) 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06,019, 

Bonn 1978: 

ROB 1974 der 
Bundesregierung, 
BT-Drucksache 
7/3582, S. 166; 
Schriftenreihe 
„ Raumord Dung“ 
des BMBau, 

Heft 06.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zustim- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

31. Bundesraumord- 
nungsprogramm 

11. 


Verabscl 

uedet am b 

4. 2. 1975 


Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.002, 

Bonn 1975; 

BT-Drucksache 

7/3584 

32. Einführung von 
statistischen Ge- 
meindeteHen in 
die amtliche Sta- 
tistik 

11. 

14. 2. 1975 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

HOB 1974 der 

Bundesregierung, 

BT-Drucksache 

7/3582, S. 166; 

Schriftenreihe 

„Raumordnung" 

des BMBau, 

Heft 06.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

33. Zur Netzplanung 
der Deutschen 
Bundesbahn 


16. 1. 1976 
l ) 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06,019, 

Bonn 1978; 

Heft 06.040 
(ROB 1978) 

34. Grundsätze und 
Kriterien zur 
Festlegung von 
Entwicklungszen- 
tren nach dem 
BROP 1975 

12. 1 



9. 6. 1976 



Nicht 

veröffentlicht 

35. Neue Netzkon- 
zeption der 
Deutschen 
Bundesbahn 


11. 5. 1977 
') 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

Heft 06,040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

36. Gestaltung der 
Ordnungsräume 
(Verdichtungs- 
räume und ihre 
Randgebiete) 

13. 

31. 10. 1977 





Schriftenreihe 
, , Raumo rdn un g" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

Heft 06.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

37. Abstimmung von 
Programmen und 
Plänen der Lan- 
desplanung mit 
den Behörden 
des Bundes 

13. 

31. 10. 1977 





Schriftenreihe 
„Raumordnung“ 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

Heft 06.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

ZustLm- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

38. Anforderungen 
der Raumord- 
nung an die 
Großzählungen 
im Jahre 1981 

13. 

31. 10. 1977 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

Heft 06.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

39. Beteiligung der 
Länder an den 
Europäischen 
Raumordnungs- 
ministerkonfe- 
renzen 

13. 

31. 10. 1977 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

Heft 06,040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

40. Bericht des Baye- 
rischen Staatsmi- 
nisters für Lan- 
i de sentwic klung 

und Umweltfra- 
gen zum Vollzug 
des Beschlusses 
der Ministerprä- 
sidentenkonfe- 
renz vom 

27729, 10. 1976 

zur 

Bevölkerungs- 

entwicklung 

13, 





31. 10. 1977 

S ch riftenre i he 
„ Ra um o rdnung" 
des BMBau, 

Heft 06,019, 

Bonn 1978 

41. Einführung der 
Fern sprechnah' 
bereiche 


20. 4. 1978 
*) 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06.019, 

Bonn 1978; 

Heft 08.040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

42. Abstimmung 
raumbedeutsa- 
mer Planungen 
und Maßnahmen 
der Deutschen 
Bundespost mit 
den Erfordernis- 
sen der Raum- 
ordnung 


19. 9. 1978 
>) 





Schriftenreihe 
„Raumordnung" 
des BMBau, 

Heft 06,040, 

Bonn 1979 
(ROB 1978) 

43. Abstimmung 
raum bedeutsa- 
mer Planungen 
und Maßnahmen 
der Deutschen 
Bundesbahn mit 
den Erfordernis- 
sen der Raum- 
ordnung 


17. 7. 1979 
') 





Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zustim- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

44. Ländlicher Raum 

14. 

12. 11. 1979 

— 

— 

— 

— 

Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

45. Öffentlicher Per- 
so n enn a h ve rk e hr 
im ländlichen 
Raum 

14. 

12. 11. 1979 





Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

46. Grundlagen der 
Ausweisung und 
Gestattung von 
Gebieten für 
Freizeit und Er- 
holung 

14. 

12. 11. 1979 





Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

47. Stellungnahme 
zum Ausbau der 
Fachin form a- 
tions Systeme 

14. 




12. 11. 1979 


Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

48. Stellungnahme 
zum Fachinfor- 
mations System 8 

14. 




12. 11. 1979 


Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

49. Erste Stellung- 
nahme zu den 
Auswirkungen ei- 
nes langfristigen 
Bevölkerungs- 
rückganges auf 
die Raum Struk- 
tur in der Bun- 
desrepublik 
Deutschland 

14. 




12. 11. 1979 


Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

50. Zur Fortschrei- 
bung des Bundes- 
raumordnungs- 
program ms 

15. 



12. 11. 1981 



GMB1 vom 

26.2. 1982, Nr. 7, 

S. 90 und Bundes- 
baublatt, Heft 2, 

S. 97 

51. Zweite Stellung- 
nahme zu den 
Auswirkungen ei- 
nes langfristigen 
Bevölkerungs- 
rückganges auf 
die Raumstruk- 
tur in der Bun- 
desrepublik 
Deutschland 

15. 




12. 11. 1981 


Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 

52. Zur Situation 
und regionalpoli- 
tischen Bedeu- 
tung der neuen 
Hochschulen 

15. 

12. 1L 1981 





GM Bl vom 
26.2.1982, Nr. 7, 

S. 90 und Bundes- 
baublatt, Heft 2, 

S. 97 
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Thema 

Sit- 

zung 

Entschlie- 

ßung 

Empfehlung 

Beschluß 

Stellung- 

nahme 

Zustim- 

mende 

Kenntnis- 

nahme 

Fundstelle 

53. Standortpolitik 
für Behörden bei 
Bund und Län- 
dem 

15. 

12, 11. 1981 





GMB1. vom 

26. 2. 1982, Nr. 7, 

S + 91 und Bundes- 
baublatt, Heft 2, 

S. 98 sowie Son- 
derheft des 

BMBau „Entschei- 
dungshilfen für 
die Behörden- 
standortwahl bei 
Bund und Län- 
dern" (1981) 

54. Zum Lntercity- 
Ergänzungsnetz 
der Deutschen 
Bundesbahn 

15. 

12. 11. 1981 





GMB1. vom 

26. 2. 1982, Nr. 7, 

S. 92 und Bundes- 
baublatt, Heft 2, 

S, 99 

55. Berücksichtigung 
der Raumord- 
nung und Lan- 
desplanung bei 
Planungen und 
Maßnahmen der 
Europäischen 
Gemeinschaften 

15. 

12. 11. 1981 





GMBl vom 

26. 2. 1982, Nr. 7, 

S. 96 und Bundes- 
baublatt, Heft 2, 

S. 99 

56. Energieversor- 
gungskonzepte 

15. 



12. 11. 1981 



Auf Bundesebene 
bisher nicht veröf- 
fentlicht 


l ) Im Umlaufverfahren verabschiedet 
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1.2 des Beirats für Raumordnung vom 1* 1. 1978 bis 31. 12. 1982 


Empfehlungen, Stellungnahmen 

Beschlossen am 

Funds telJe 

Empfehlungen 



1. Zur Einschätzung der Hauptaufgaben der 
Rauraordnungspolitik auf Grund der 
Raumordnungsprognose 1990 

28, 2. 1980 

Schriftenreihe „Raumordnung" 
des BMBau, Heft 06,047, 

Bonn 1981 

2. Instrumente zur Steuerung der Entwick- 
lung der Raum- und Siedlungsstruktur 

28. 2. 1980 

Schriftenreihe „Raumordnung" 
des BMBau, Heft 00.047, 

Bonn 1981 

3, Zur Dritten Fortschreibung des Energie- 
programms der Bundesregierung 

8, 10. 1981 

Nicht veröffentlicht 

4. Regionale Aspekte von Energieversorgung 
und -einsparung 

11. 3. 1982 

Nicht veröffentlicht 

Stellungnahmen 

5. Zur Vereinbarkeit von Strategien der Woh- 
nungspolitik mit den Zielen der Raumord- 
nung 

19. 6. 1980 

Schriftenreihe „Raumordnung“ 
des BMBau, Heft 06.047, 

Bonn 1981 

6. Zum Entwurf eines Gesetzes über eine 
Volks-, Berufs-, Wohnungs- und Arbeits- 
stättenzählung (Volkszählungsgesetz 1982) 

26. 9. 1981 

Nicht veröffentlicht 


1.3 der Europäischen Raumordnungsministerkorifereriz vom 1. 11, 1978 bis 31. 12. 1982 


Resolutionen 

Beschlossen ara 

Fundstelle 

L Über die Bilanz und Perspektiven der 
Raumordnung in Europa 

2. Erarbeitung einer Europäischen Raumord- 
nungscharta 

3. Organisation der 6, Sitzung der Europäi- 
schen Raumordn ungsrmnisterkonferenz 

4. Über die Stadterneuerung 

21. bis 22, 10. 1980 
(5, Sitzung in London) 

21. bis 22. 10. 1980 
(5. Sitzung in London) 

21. bis 22. 10. 1980 
(5. Sitzung in London) 

21. bis 22. 10. 1980 
(5. Sitzung in London) 

Nicht veröffentlicht 

CEMAT (80) 6 

Nicht veröffentlicht 

CEMAT (80) 6 

Nicht veröffentlicht 

CEMAT (80) 6 

Nicht veröffentlicht 

CEMAT (80) 6 
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1.4 der bilateralen Raumordnungskommissionen vom 1. 1. 1978 bis 31. 12. 1982 


Empfehlungen, Stellungnahmen, Beschlüsse 
sowie zustimmende Kenntnisnahmen 

Beschlossen am 

Fundstelle 

a) Deutsch- Niederländische Raumordnungs- 
kommission 

Empfehlung 

1. Zur Verbesserung des öffentlichen Perso- 

26. 4. 1979 

Nicht veröffentlicht 

nenverkehrs im Raum Enschede-Gronau 



2. Zum Structuurschema Verkeer en Vervoer 

26. 4. 1979 

Nicht veröffentlicht 

unter Einbeziehung der Ergebnisse der 
grenzraumbezogenen Verkehrsuntersu- 

chung von Dipl.-Ing. Schubert 



3. Zum Verfahren zur grenzüberschreitenden 

26. 4. 1979 

Nicht veröffentlicht 

Information und Abstimmung von Planun- 
gen der Raumordnung und Landesplanung 
im deutsch-niederländischen Grenzgebiet 



4. Für die grenzüberschreitende Information 

3. 9. 1980 

MB1. NW. 1980 S. 2739 

und Abstimmung der Bauleitplanung der 
Gemeinden im deutsch-niederländischen 



Grenzgebiet 

5. Zum Landes-Raumordnungsprogramm 

6. 5.1981 

Nicht veröffentlicht 

Niedersachsen 
(Entwurf Juni 1980) 



6. Zur Bahnlinie Enschede-Gronau 

6. 5. 1981 

Nicht veröffentlicht 

Beschluß 



7. Zum Landesentwicklungsplan IV des Lan- 

12. 12. 1979 

Nicht veröffentlicht 

des Nordrhein-Westfalen 



Zustimmende Kenntnisnahme 



8. Landesentwicklungsplan I/II des Landes 

17. 5. 1978 

Nicht veröffentlicht 

Nordrhein-Westfalen 



9. Nota zum ländlichen Raum 

17. 5.1978 

Nicht veröffentlicht 

10. Structuurschema Vaarwegen 

26. 10. 1978 

Nicht veröffentlicht 

11. Nota über die Hauptlinien der Entwicklung 

26. 4. 1979 

Nicht veröffentlicht 

des Wattenmeers 



12. Streekplan Oost-Gelderland 

26. 4. 1979 

Nicht veröffentlicht 

13. Structuurschema Openluchtrecreatie 

26. 11. 1981 

Nicht veröffentlicht 

14. Structuurschema Landinrichtung 

26. 11. 1981 

Nicht veröffentlicht 

15. Structuurschema Natuur- en Landschaps- 

26. 11. 1981 

Nicht veröffentlicht 

behoud 



16. Structuurschema Zeehavens 

26. 11. 1981 

Nicht veröffentlicht 

17. Structuurschema Militaire Terreinen 

26. 11. 1981 

Nicht veröffentlicht 

18. Structuurschema Drink- en Industriewa- 

26. 11. 1981 

Nicht veröffentlicht 

tervoorziening 



b) Deutsch- Belgische Raumordnungskom- 

mission 

Empfehlung 

1. Zum Bau der Autobahn A 27/A 60 (Lüttich- 

29. 5. 1978 

Nicht veröffentlicht 

Rhein-Main-Gebiet) 



2. Zum Schutz des Wasserreservoirs durch 

29. 5.1978 

Nicht veröffentlicht 

Maßnahmen im Abwasserbereich und die 
Abstimmung grenznaher Bebauung 
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Empfehlungen, Stellungnahmen, Beschlüsse 
sowie zustimmende Kenntnisnahmen 

Beschlossen am 

Fundstelle 

3. Zur Verbesserung der Eisenbahninfra- 
struktur zwischen Belgien und der Bundes- 
republik Deutschland 

29. 5, 1978 

Nicht veröffentlicht 

4. Grenzüberschreitende Information und 
Abstimmung der Bauleitplanung Plans 
communaux d’amenagement der Gemein- 
den im deutsch-belgischen Grenzgebiet 

4. 9. 1979 

MB1. NW. 1980 S. 2739 

c) Deutsch-Schweizerische Eaumo rdnun g$- 
kommission 



Empfehlung 



L Zur grenzüberschreitenden Abstimmung 
der Bauleitplanungen/Ortsplanungen der 
Gemeinden im deutsch-schweizerischen 
Grenzgebiet 

28. 4. 1980 

GMB1 1980 S. 309 

2, Zu den Straßenverkehrsplanungen im ge- 
meinsamen Grenzraum zwischen Schaff- 
hausen und Konstanz 

28. 4. 1980 

GMB1 1980 S. 308 und Staats- 
anzeiger BW. Nr. 77 vom 

24. 9. 1980 

3. Zur gegenseitigen Information und Kon- 
sultation im Zusammenhang mit umwelt- 
beeinträchtigenden Anlagen im deutsch- 
schweizerischen Grenzgebiet 

18. 11. 1982 

Nicht veröffentlicht 

4. Zu Verkehrsplanungen im gemeinsamen 
Grenzraum 

18. 1L 1982 

Nicht veröffentlicht 

5. Zum internationalen Leitbild für das Bo- 
deaseegebiet 

18. 11. 1982 

Nicht veröffentlicht 

d) Deutsch-Österreichische Ra umordn ungs- 
kommission 



Empfehlung 



L Zu Naturschutz- und Land Schafts pflege in 
Gebieten nahe der gemeinsamen Grenze 

8* 11. 1979 

Nicht veröffentlicht 

2, Zur grenzüberschreitenden Abstimmung 
der Raumordnung der Gemeinden/Bauleit- 
planung in Gebieten nahe der gemeinsa- 
men Staatsgrenze (Grenzraum) 

4. 12. 1981 

GMB1 1982 S. 41 

3. Zum Ausbau des durchgehenden Perso- 
nenverkehrs und zur durchgehenden Elek- 
trifizierung der Bahnstrecke München- 
3 im b ach/ Braun au- Linz 

4. 12. 1981 

GMB1 1982 S. 63 

Stellungnahme 



4, Zu der „Verkehrsuntersuchung Deutsch- 
österreichischer Grenzraum“ und Empfeh- 
lungen zur Auswertung dieser Untersu- 
chung 

8. 11. 1979 

Nicht veröffentlicht 

e) Deutsch -Luxemburgische Zusammenar- 
beit 



Empfehlung 



1. Für die grenzüberschreitende Information 
und Abstimmung der Bauleitpläne Plans 
communaux d’am^nagement der Gemein- 
den im deutsch-luxemburgischen Grenzge- 
biet 

16. 3. 1982 

Nicht veröffentlicht 
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1.5 der trilateralen Regierungskommission vom 1. 1. 1978 bis 31. 12. 1982 


Entschließung 

Beschlossen am 

Fundstelle 

Deutsch- Französisch- Luxemburgische 
Regierungskommission 

1. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit in 
Fragen des Umweltschutzes 

21. 3. 1980 

Nicht veröffentlicht 
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2. Übersicht über den Stand der Landes- und Regionalplanung 

2.1 mit dem Bund abgestimmte Programme und Pläne vom 1. 12. 1978 bis 31. 12. 1982 


Land 

Programm/ PI an 

Stellungnahme 
des Bundes vom 

Baden -Württemberg 

— Regionalplan Mittlerer Oberrhein 

29. 6. 1979 


— Regionalplan Bodensee-Ober Schwaben 

30. 7. 1979 


' — Forts chreibung des Landesentwicklungsplanes 

28. 9. 1979 


— Regionalplan Franken 

23. 10. 1979 


— Regionalplan Südlicher Oberrhein, Ausweisung 
„Regionaler Grundwasserschonbereiche" 
(Nachtrag) 

15. 9. 1982 

Bayern 

— Fortschreibung des Landesentwicklungspro- 
gramms 

23. 10. 1979 


— Sachlicher Teilabschnitt Bannwald des Regio- 
nalplans für die Region Ingolstadt 

20. 2. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt Bannwald des Regio- 
nalplans für die Region München 

13. 12. 1979 


— Sachlicher Teilabschnitt Bannwald des Regio- 
nalplans für die Region Würzburg 

28. 2. 1980 


— Sachlicher Teilplan „Gewinnung und Sicherung 
von Bodenschätzen — Teilbereich Kies und 
Sand" des Regional plans für die Region Lands- 
hut 

7. 3. 1980 


— Sachlicher Teilplan „Gewinnung und Sicherung 
von Bodenschätzen — Teilbereich Kies und 
Sand" des Regionalplans für die Region Donau- 
Wald 

7. 3. 1980 


— Fortschreibung des Tellplans Hausmüll und 
hausmüllähnliche Abfälle 

26. 2.1980 


— Sachlicher Teilabschnitt Bannwald des Regio- 
nalplans für die Region Main-Rhön 

23. 4. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt Bannwald des Regio- 
nalplans für die Region DonauTller 

28. 5. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt Bannwald des Regio- 
nalplans für die Region Augsburg 

20. 5. 1980 


— Teilabschnitt „Bestimmung der zentralen Orte 
der untersten Stufe (Kleinzentren)" des Regio- 
nalplans für die Region Main-Rhön 

31. 3. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe {Kleinzentren)" 
des Regionalplans für die Region Oberland 

15. 4. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe (Kleinzentren)" 
des Regionalplans für die Region Donau-Wald 

29. 8. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe {Kleinzentren)" 
des Regionalplans für die Region Augsburg 

13. 10. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe (Kleinzentren)" 
des Regionalplans für die Region Allgäu 

12. 11. 1980 


— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe (Kleinzentren)" 
des Regionalplans für die Region Südostober- 
bayern 

9. 6. 1981 
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Land 

Pro gram m / PI an 

Stellungnahme 
des Bundes vorn 

Bayern 

— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe (Kleinzentren)" 
des Regionalplans für die Region Bayerischer 
Untermain 

27. 8. 1981 


— Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe {Kleinzentren) 1 ' 
des Regionalplans für die Region Westmittel- 
franken 

28. 9. 1981 


— Fortschreibung des Landesentwicklungspro- 
gramms (Entwurf 1981) 

9. 12. 1981 


— Regionalplan für die Region Bayerischer Un- 
termain (Entwurf 2. 4, 1981) 

25. 1. 1982 


— Sachlicher Teilabschnitt „Gewinnung und Si- 
cherung von Bodenschätzen" des Regional- 
plans für die Region Oberpfalz-Nord 

13. 5.1982 


— Sachlicher Teüabschnitt „Bestimmung der zen- 
tralen Orte der untersten Stufe (Kl ein Zentren)" 
des Regionalplans für die Region Regensburg 

14. 6. 1982 


— Ergänzung der einzelnen Ziele der Raumord- 
nung und Landesplanung für Umland des ge- 
planten Verkehrsflughafens München am 
Standort Erding-Nord 

6. 7. 1982 


— Teilabschnitt „Bestimmung der zentralen Orte 
der untersten Stufe (Kleinzentren)" des Regio- 
nalplan s für die Region Oberfranken-Ost 

14. 6. 1982 


— Regionalplan für die Region München 

8. 7. 1982 

Hessen 

— Standortsicherungsplan für größere Wärme- 
kraftwerke 

29, 8. 1980 

Niedersachsen 

— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Osterholz 

15. 11. 1979 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Oldenburg 

1. 2. 1980 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis CelJe 

3. 7. 1980 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Schauenburg 

18. 7. 1980 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Emsland 

12. 9. 1980 


— Regionales Raumord nun gsprogra mm für den 
Landkreis Lüneburg 

20. 11. 1980 


— Land es- Raumordnungsprogramm 

30. 12. 1980 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Uelzen 

27. 1. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Osnabrück 

27. 1. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Diepholz 

22. 4. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für das 
Gebiet des Zweckverbandes Großraum Hanno- 
ver 

5. 6. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Nienburg (Weser) 

11. 8. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Grafschaft Bentheim 

26. 8. 1981 
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Land 

Programm/ Plan 

Stellungnahme 
des Bundes vom 

Niedersachsen 

— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Aurich 

23. 10. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Hildesheim 

29. 10. 1981 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Cuxhaven 

19. 3. 1982 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Osterholz (Entwurf Oktober 1981) 

16. 2. 1982 


— Regionales Raumordnungsprogramm für den 
Landkreis Stade (Entwurf) 

24. 9. 1982 

Nordrhein-Westfalen 

— Änderung des Landesentwicklungsplanes VI 

10. 4. 1979 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehern. Landesplanungsgemeinschaft Siedlungs- 
verband Ruhrkohlenbezirk (SVR), Gebiet der 
Stadt Hamm/Westtünen 

keine 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Arnsberg, Teilabschnitt Hochsauerlandkreis 

5. 4. 1979 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Münster, Teilabschnitt Westmünsterland 

16. 8. 1979 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehern. Landesplanungsgemeinschaft SVR im 
Gebiet der Städte Dortmund und Witten 

keine 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes SVR 
im Gebiet der Stadt Schwerte 

keine 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes SVR 
im Gebiet der Städte Essen und Straelen 

keine 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Arnsberg, Teilabschnitt Märkischer Kreis 

12. 11. 1979 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. Det- 
mold, Teilabschnitt Kreis Lippe 

keine 


— Gebietsentwicklungsplan Bielefeld-Gütersloh 

25. 3. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Köln, Teilabschnitt Kreisfreie Städte Köln und 
Leverkusen, Erftkreis, Oberbergischer Kreis 
und Rheinisch-Bergischer Kreis 

4. 6. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Münster, Teilabschnitt Münsterland 

8. 5. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Arnsberg, Teilabschnitt Dortmund/Unna/ 
Hamm (1. Abstimmung) 

21. 4. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Arnsberg, Teilabschnitt Bochum/Herne/Ha- 
gen/Ennepe-Ruhr-Kreis 

15. 8. 1980 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Reg.Bez. Detmold, Teilabschnitt Pader- 
born 

25. 8. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. Det- 
mold, Teilabschnitt Herford/Minden-Lübbecke 

9. 10. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. Düs- 
seldorf, Teilabschnitt Kreis Düsseldorf- Mett- 
mann 

13. 10. 1980 
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Land 

Programm/ Plan 

Stellungnahme 
des Bundes vom 

Nordrhein -Westfalen 

— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Köln, Teilabschnitt Kreisfreie Stadt Bonn/ 
Rhein-Sieg-Kreis 

30. 1L 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den RegJBez, 
Münster, Teilabschnitt Nördliches Ruhrgebiet 

10. 10. I960 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Reg.Bez. Arnsberg, Teilabschnitt Soest- 
Lippstadt im Gebiet der Gemeinden Ense und 
Möhnesee 

3. 12. 1980 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez, 
Köln, Teilabschnitt Kreise Düren, Euskirchen, 
Heinsberg 

25. 3. 1981 


— Gebietsentwicklungsplan für den RegJBez. 
Arnsberg, Teilabschnitt Dortraund/Unna/ 
Hamm (2. Abstimmung) 

18. 3. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Reg.Bez. Arnsberg, Teilabschnitt Soest- 
Lippstadt 

24. 2. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den RegJBez, Düsseldorf, Teilabschnitt Kreis 
Düsseldorf-Mettmann im Gebiet der Stadt 
Mettmann 

10. 3. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Reg.Bez. Düsseldorf, Teilabschnitt Kreis 
Grevenbroich, im Gebiet der Stadt Neuss 

3. 4. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes SVR 
im Gebiet der Stadt Geldern 

3. 4. 1981 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. 
Münster, Teilabschnitt „Bergehalden im Nördli- 
chen Ruhrgebiet" 

12, 5. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Reg.Bez. Düsseldorf, Teilabschnitt Kreis 
Grevenbroich, in der Gemeinde Rommerskir- 
chen 

10. 6. 1981 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez, Düs- 
seldorf, Teilabschnitt Bereiche für Aufschüttun- 
gen des Steinkohlebergbaus 

28. 8, 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes I960 
der ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 
SVR im Gebiet der Stadt Geldern 

8. 9. 1981 


— 2. räumlicher Teilabschnitt des Landesentwick- 
lungsplans rv 

29. 9. 1981 


— Änderung des 1. räumlichen Teilabschnittes 
des Landesentwicklungsplanes IV 

5. 10. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt Kreis Grevenbroich 
(Gemeinde Rommerskirchen) 

22, 10. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt kreisfreie Stadt Bonn/ 
Rhein-Sieg-Kreis {Siegburg) 

27. 10. 1981 
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Land 

Programm/ Plan 

Stellungnahme 
des Bundes vom 

Nordrhein- Westfalen 

— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt Kreis Kempen-Kre- 
feld, im Gebiet der Stadt Krefeld 

24. 11. 1981 


— 2, Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
der ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 
Rheinland, Teilabschnitt Kreis Düsseldorf- 
Mettmann, im Gebiet der Stadt Mettmann 

24. 11. 1981 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Westfalen, Teilabschnitt Soest- Li pp stadt, im 
Gebiet der Gemeinden Ense und Möhnesee 

4. 1. 1982 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt Kreis Grevenbroich, 
im Gebiet der Stadt Neuss 

4. 3. 1982 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg,Bez, 
Arnsberg, Teilabschnitt Bochum/Heme/Ha- 
gen/Ennepe-Ruhr- Kreis 

— Braunkohienpläne 

1. 4. 1982 


— Zukunft- West 

5. 7. 1982 


— Inden (Teilabschnittt Inden I) 

6. 7, 1982 


— Frimmersdorf 

6. 7 1982 


— Fortuna Garsdorf 

6. 7. 1982 


— Frechen 

27. 7. 1982 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt Kreis Kempen-Kre- 
feld und kreisfreie Stadt Krefeld, im Gebiet der 
Stadt Krefeld 

25. 8. 1982 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regi3ez. Münster, Teilabschnitt Westmün- 
sterland, im Gebiet der Städte Ahaus und Bor- 
ken 

27. 8. 1982 


— Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt Kreis Kempen-Kre- 
feld und kreisfreie Stadt Krefeld, im Gebiet der 
Stadt Willich 

22. 9.1982 


— - Änderung des Gebietsentwicklungsplanes der 
ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 

Rheinland, Teilabschnitt Kreis Düsseldorf- 
Mettmann, im Gebiet der Stadt Düsseldorf 

13. 10, 1982 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg3ez. 
Münster, Teilabschnitt Zentrales Münsterland 

29. 10. 1982 


— 2. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
der ehemaligen Landesplanungsgemeinschaft 
Rheinland, Teilabschnitt kreisfreie Stadt Bonn/ 
Rhein-Sieg-Kreis, im Gebiet der Stadt Honnef 

9. 12 1982 


— Entwurf des Landesentwicklungsplanes V (Ge- 
biete für den Abbau von Lagerstätten) 

29. 12. 1982 


— Gebietsentwicklungsplan für den Reg.Bez. Düs- 
seldorf 

30. 12. 1982 
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Land 

Programm/Plan 

Stellungnahme 
des Bundes vom 

Rheinland -Pfalz 

— Regionaler Raumordnungsplan Rhempfalz — 
Raum Vorderpfalz 

16. 6. 1980 

Saarland 

— Landesentwicklungsplan „Umwelt 11 

14. 9. 1979 


— Änderung des Landesentwicklungsplanes „Um- 
welt" 

30. 12. 1982 

Schleswig- Holstein 

— Fortschreibung des Regionalplanes für den Pla- 
nungsraum IV (Kreise Dithmarschen und 
Steinburg) 

5. 11. 1981 


— Fortschreibung des Regionalplanes für den Pla- 
nungsraum I 

11. 5. 1982 


— Fortschreibung des Regionalplanes für den Pla- 
nungsraum rv (Entwurf Stand: 10. 6, 1982) 

12. 10. 1982 
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2 2 geltende Programme und Pläne der Landes- und Regional plan ung (Stand: 31. 12. 1982) 
A, Programme und Pläne der Landesplanung 


Land 

Verbindlich 

am 

Funds teile 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

Baden-Württemberg 

Landesentwicklungsplan 

22. 4. 1972 
Neufassung von 
Januar 1973 

GBl. f. BW. 1972, 

S. 170 



— Fortschreibung 



X 


Fachlicher Entwicklungsplan 
„Kraftwerksstandorte" 

6.7. 1976 

GBl. f. BW. 1976, 

S. 545 



Bayern: 

Landesentwicklungsprograinin 

1. 5. 1976 

Bayer. GVB1. 1976, 

S. 123 



— Änderung 

15. 3. 1982 

Bayer. BVB1. 1982, 

S. 151 



— Fortschreibung 



X 


Standortsicherungsplan für 

W arme kraftwer k e 

L 9. 1976 

Bayer. GVB1. 1978, 

S. 557 



Abfallbeseitigungsplan Teilplan: 
Sondermüll 

1. 2. 1977 

Bayer. GVBL 1977, 

S. 55 



Fortschreibung des 
Abfallbeseitigungsplans 

Teilplan: Sondermüll 

1. 12. 1980 

Bayer. GVB1. 1980, 

S. 626 



Abf allbe se i tigu ngs plan 

Teilplan: Hausmüll und 
hausmüllähnliche Abfälle 

1. 6. 1978 

Bayer. GVB1. 1978, 

S. 199 



Fortschreibung des 
Abfallbeseitigungsplans 

Teilplan: Hausmüll und 
hausmüllähnliche Abfälle 

1. 7. 1980 

Bayer. GVB1. 1980, 

S. 348 



Agrarleitpläne 



X 


W aldfunk tionspläne 



X 


Landschaftsrahmenplan „Natio- 
nalparks und deren Vorfeld" 

Teil: Alpenpark Berchtesgaden 



X 


Berlin 





Flächennutzungsplan (FNP) 2 ) 

— mit zahlreichen 

Änderungen — 

3.7. 1970 

Amtsbl. f. Berlin 
vom 3. Juli 1970, 

S. 703 



Bremen 





Flächennutzungsplan 1967 für 
das Gebiet der Stadtgemeinde 
Bremen, BauJeitpl an verfahren 

Nr. 555 2 ) 

19. 7. 1967 

Amtsbl. der Freien 
Hansestadt Bremen 
vom 19. 7. 1967 


Z. Z, in Neuauf- 
stellung 

Seestadt Bremerhaven 
Flächennutzungsplan 1977 

24. 11. 1977 

Amtsbl. der Freien 
Hansestadt Bremen 
vom 24. 11. 1977 



Lande s ra umo rdnun gsp ro- 
gramm 

30. 3. 1981 

Hrsg.: Senator £. d, 
Bauwesen, Bremen, 
Juni 1981 
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Land 

Verbindlich 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

Hamburg 





Flächennutzungsplan 

Hamburg 2 ) 

— mit zahlreichen 

Änderungen — 

5. 12. 1973 

Hambg. GVB1. 1973, 

S. 542 



Hessen 





Land e sr aum o rdn ungs pro- 
gramm 

18.3. 1970 

Hess. GVB1. 1, S. 265 


Geändert: 

24. 6.1978 (Hess. 
GVB1. 1, S. 396) 
und 15. 10. 1980 
(Hess. GVB1. 1, 

S. 377) 

Landesentwicklungsplan (LEP) 
Hessen '80 

(Rahmenplan für die Jahre 1970 
bis 1985) 

27.4. 1971 

Hess. StAnz. 1971, 

S. 1041 



— Durchführungsabschnitt 
zum LEP 1971 bis 1974 

18. 5. 1971 

Hrsg.: Hess. Min - 
Präs. 1971 



— Durchführungsabschnitt 
zum LEP 1975 bis 1978 

Vorläufig 
festgestellt 
am 1.4* 1974 

Hrsg.: Hess. Mim- 
Präs. 1974 



Fachpläne im Rahmen des LEP 
— Personalentwicklungsplan 
1971 bis 1985 

25. 2. 1974 

Hrsg.: Hess. Min. d. 
Finanzen 1974 



— Verkehrsbedarfsplan II 

Vorläufig 
festgestelU 
am 22. 8. 1972 

Hrsg.: Hess. Min. f. 
Wirtschaft und 
Technik 1972 



— Fremdenverkehrsentwick- 
lungsplan 

Vorläufig 
festge stellt 
am 28. 11. 1973 

Hrsg.: Hess. Min, L 
Wirtschaft und 
Technik 1973 


N euko nzeptio n 
wird unmittelbar 
in die Regionalen 
Raumordnungs- 
pläne übernom- 
men 

— Berufsbildung 

Vorläufig 
festgestellt 
am 18.3.1974 




— Abfallbeseitigungsplan, Teil- 
plan H „Sonderabfälle aus 
Industrie und Gewerbe" 

16. 3. 1976 

Hess. StAnz. 1978, 

S. 2110 (Neubekannt- 
machung) 



— Krankenhausplan 

i. d. F. der 
Feststellung 
vom 9. 12. 1980 

Hess. StAnz. 1981, 

S. 202 



— Energie, Teil I, Energiepoliti- 
sche Konzeption 

Vorläufig 
beschlossen 
am 3. 12. 1973 




— Energie, Teil II, Standort- 
sicherungsplan für große 
Wärmekraftwerke 

Vorläufig 
festgestelH 
am 4. 9. 1979 

Hrsg.: Hess. Min. für 
Wirtschaft und 
Technik 1979 



— Abfallbeseitigungsplan, 
Teilplan I, „Hausmüll und 
hausmüllähnliche Abfälle" 

Vorläufig 
festgestellt 
am 11. 11.1980 
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Land 

Verbindlich 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

Niedersachsen 

Landesraumordnungspro- 

gramm 

Teil I 

5. 6. 1982 

Nds. GVBL, S. 123 



Teil II 

(Vom Landesmi- 
nisterium am 

25. 5. 1982 durch 
Beschluß festge- 
stellt. Nds. MB1., 

S. 717) 




Ergänzung des Landes-Raum- 
ordnungsprogramms 
— Teil II — 



X 


Nordrhein-Westfalen 





Gesetz zur Landesentwicklung 
(Landesentwicklungspro- 
gramm) vom 19. 3. 1974 

1. 5. 1974 

GV NW. 1974, S. 96 



Landesentwicklungsplan I/II 
„Raum- und Siedlungsstruktur“ 
vom 1. 5. 1979 

22. 6. 1979 

MB1. NW. 1979, 

S. 1080 



Landesentwicklungsplan III 
(Gebiete mit besonderer Bedeu- 
tung für Freiraumfunktionen — 
Wasserwirtschaft und 

Erholung — ) vom 12. 4. 1976 

8. 7. 1976 

MB1. NW. 1976, 

S. 1288 



— Fortschreibung 



X 


Landesentwicklungsplan IV 
(Gebiete mit Planungsbeschrän- 
kungen zum Schutz der 
Bevölkerung vor Fluglärm) 

31. 3. 1980 

MBL NW. 1980, 

S. 518 



— Erster räumlicher Teilab- 
schnitt — vom 8. 2. 1980 





— Fortschreibung des ersten 
räumlichen Teilabschnitts 

12. 8. 1982 

MBL NW. 1982, 

S. 1342 



— Zweiter räumlicher 
Teilabschnitt 

12. 8. 1982 

MBL NW. 1982, 

S. 1342 



Landesentwicklungsplan V 
(Gebiete für den Abbau von 
Lagerstätten) 



X 


Landesentwicklungsplan VI 
(Festlegung von Gebieten für 
flächenintensive Großvorhaben 
— einschließlich Standorte für 
die Energieerzeugung — , die 
für die Wirtschaftsstruktur des 
Landes von besonderer Bedeu- 
tung sind) vom 8. 11. 1978 

8. 12. 1978 

MBL NW. 1978, 

S. 1878 



— Änderung (Ergänzung der 
zeichnerischen Darstellung 
um den Standort ausschließ- 
lich für konventionelles 
Kraftwerk Plettenberg-Sie- 
sel) vom 16. 4. 1980 

15. 7. 1980 

MBL NW. 1980, 

S. 1550 



— Änderung 



X 
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Land 

Verbindlich 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

Rheinland- Pfalz 





Landesentwicklungsprogramm 

1980 

8. 7* 1980 

StAnz t Rh,- Pf. 1980, 
S. 459 



Saarland 





Landesentwicklungspläne vor 
Erlaß des Saarländischen Lan- 
desplanungsgesetzes (SLPG) 
vom 17. 5. 1978: 





Raumordnungsprogramm des 
Saarlandes 





I. Allgemeiner Teil 3 ) 
vom 10. 10. 1967 

27. L 1969 

Amtsbl. des Saar- 
landes 1969, S.37 



H. Besonderer Teil 3 ) 
vom 20. 4. 1970 

29. 4. 1970 

Amtsbl. des Saar- 
landes 1970, S. 496 



i. d. F. vom 15. 4. 1975 

28, 4. 1975 

Amtsbl. des Saar- 
landes 1975, S, 534 



Landesentwicklungsprogramm 
gemäß SLPG vom 17. 5. 1978 





Teil I: Bevölkerung und Er- 
werbspersonen 1990 

2. 3. 1982 

Amtsbl. des Saar- 
landes 1982, S. 353 



Teil II: Wirtschaft 1990 



X 


Teil III: Verkehr 1990 

2. 3. 1982 

Amtsbl, des Saar- 
landes 1982, S. 481 



Teil IV: Soziales 



X 


Teil V: Bildung 

Teil VI: Raumordnung 



X 

Wird vorbereitet 

Lande s entwi ckl ungsp 1 äne 
(LEP1) gemäß SLPG vom 

17. 5. 1978: LEP1 





„Siedlung (Wohnen)" 

31. 5. 1979 

Amtsbl, des Saar- 
landes 1979, S.457 



LEP1 „Umwelt (Flächenvorsorge 
für FYeiraumfunktionen, Indu- 
strie und Gewerbe)" 

17, 3, 1980 

Amtsbl. des Saar- 
landes 1980, S. 345 



LEP1 „Dienstleistungen 
(Zentrale Orte)" 



X 


Schleswig- Holstein 

Gesetz über Grundsätze zur 
Entwicklung des Landes (Lan- 
desentwicklungsgrundsätze) 

22, 9. 1981 

GVB1. f, SH, 1981, 

S, 179 



Landesraumordnungsplan 
(Neufassung 1979) 

17, 9. 1979 

Amtsbl. f. SH. 1979, 

S. 603 




*) Anpassung an die neuen Verwaltung grenzen aufgrund des am hl. 1073 in Kraft getretenen Regional verbau dsgeset- 
zes und Kreisreformgesetzes 

2 ) Der Flächen nutzungsplan (§ 5 BBauG) ersetzt Programme und Pläne der Raumordnung (§ 5 Abs. 1 Satz 5 ROG) 
a ) Gilt gemäß § 20 Abs. 1 SLPG vom 17. 5. 1978 bis zu seiner Aufhebung durch die Landesregierung als Landesentwick- 
lungsplan fort 
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B. Pläne und Programme der Regionalplanung 


Land 

Verbindlich 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 

Bemerkungen 


am 


stellung) 

Baden -Württemberg 





1. Regionalplan 

24. 2. 1981 

StAnz. f. BW. 1981, 



Unterer Neckar 


Nr. 7, S.4 



2- Regionalplan Franken 

13. 3. L982 

StAnz. f. BW. 1982, 

Nr. 12, S.4 und 1982, 
Nr. 15 



3. Regionalplan Mittlerer 

14, 3- 1981 

StAnz, f. BW. 1981, 



Oberrhein 


Nr. 13, S. 4 und 

Nr. 20, S. 4 



4. Regionalplan Ost-Württem- 

3. 11. 1981 

StAnz. f. BW. Nr. 79, 



berg 


S.5 



5, Regionalplan Mittlerer Nek- 

2- 6,1979 

StAnz. f. BW. 1979, 



kar 


Nr. 44, S. 5 



6. Regionalplan Nordschwarz- 

28. 4.1980 

StAnz. f. BW. 1980, 



wald 


Nr. 25, S. 4 



7. Regionalplan Donau-Iller 

3. Regionalplan Neckar-Alb 

15. 4. 1980 

StAnz. f. BW. 1980, 

Nr. 22, S. 4 

X 


9. Regionalplan Schwarzwald- 

28. 12. 1979 

StAnz. f. BW. 1979, 



Baar-Heuberg 


Nr. 95, S. 6 



10- Regional plan Südlicher 

20. 10. 1980 

StAnz. f. BW. 1980, 



Oberrhein 


Nr. 76, S. 6 



11. Regionalplan Hochrhein-Bo- 

7. 1. 1981 

StAnz. f. BW. 1980, 



densee 


Nr, 98, S. 5 



12. Regionalplan Bodensee- 

22. 5. 198.1 

StAnz. f. BW. 1981, 



Ober sch waben 


Nr. 32, S. 4 



Bayern 





1. Regionalplan Bayer. Unter- 



X 


main 





— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 12. 1981 

GVB1. 1981, S. 482 



Kleinzentren l ) 





2. Regionalplan Würzburg 



X 


— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 5.1979 

GVB1. 1979, S. 76 



Kleinzentren 1 ) 





— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 10. 1981 

GVB1. 1981, S. 380 



„Bannwald" 





3. Regionalplan Main-Rhön 



X 


— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 9. 1980 

GVB1. 1980, S. 486 



Kleinzentren 





— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 12. 1981 

GVB). 1980, S. 496 



„Bannwald" 





4. Regionalplan Oberfranken- 



X 


West 

— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 5. 1979 

GVB1. 1979, S. 75 



Kleinzentren 1 ) 





5. Regionalplan Oberfranken- 



X 


Ost 

— Sachlicher Teilabschnitt 

1. 10. 1982 

GVB1. 1982, S. 718 



Kleinzentren *) 
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Land Verbindlich 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

6, Regionalplan Oberpfalz- 


X 


Nord 




— Sachlicher Teilabschnitt 1. 5.1979 

GVBl. 1970, S. 75 



Kleinzentren 




— Sachlicher Teilabschnitt 


X 


„Gewinnung und Siche- 




rung von Bodenschätzen" 




— Sachlicher Teilabschnitt 


X 


„Entwicklungsachsen“ 




7. Regionalplan Industriere- 


X 


gion Mitte [franken 




— Sachlicher Teilabschnitt 1. 5. 1979 

GVB1. 1979, S. 75 



Kleinzentren 1 ) 




— Sachlicher Teilabschnitt L 8. 1979 

GVBl. 1979, S. 152 



„Gebiete der Region, die 




sowohl Bannwald als 




auch Landschaftsschutz- 




gebiet sind" 




8. Regionalpian Westmittel- 


X 


franken 




— Sachlicher Teilabschnitt L 1. 1982 

GVBl. 1981, S. 572 



Kleinzentren *) 




9* Regionalplan Augsburg 


X 


— Sachlicher Teilabschnitt L 1. 1981 

GVBL 1980, S. 736 



Kleinzentren l ) 




— Sachlicher Teilabschnitt 1. 12. 1982 

GVBl. 1982, S. 902 



„Bannwald" 




10. Regionalplan Ingolstadt 


X 


— Sachlicher Teilabschnitt L 5. 1979 

GVBl. 1979, S. 74 



Kleinzentren 




1L Regionalplan Regensburg 


X 


— Sachlicher Teilabschnitt 1. 10. 1982 

GVBL 1982, S. 586 



Kleinzentren *) 




12, Regionalpian Donau-Wald 


X 


— Sachlicher Teilabschnitt 1. 12. 1980 

GVBL 1980, S. 626 



Kleinzentren l ) 




— Sachlicher Teilabschnitt L 1. 1981 

GVBL 1980, S. 648 



„Gewinnung und Siche- 




rung von Bodenschätzen 




— Teilbereich Kies und 




Sand“ 




13. Regionalplan Landshut 


X 


— Sachlicher Teilabschnitt L 5. 1979 

GVBL 1979, S. 74 



Kleinzentren l ) 




— Sachlicher Teilabschnitt L l. 1981 

GVBL 1980, S. 627 



„Gewinnung und Siche- 




rung von Bodenschätzen 




— Teilbereich Kies und 




Sand 4 ' 




14. Regionalplan München 


X 


— Sachlicher Teilabschnitt 1. 5. 1979 

GVBL 1979, S. 74 



Kleinzentren i) 
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Land 

Verbindlich 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

— Einzelne Ziele der Raum- 
ordnung u. Landespla- 
nung für das Umland des 
geplanten Verkehrsflug- 
hafens München am 
Standort Erding-Nord/ 

Frei sing 

— Änderung 

— Ergänzung der einzelnen 
Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung für 
das Umland des geplan- 
ten Verkehrsflughafens 
München am Standort 
Erding-Nord/ Freising 

— Sachlicher Teilabschnitt 
„Bannwald“ 

1. 6. 1976 

1. 10. 1982 

GVBL 1976, S. 162 

GVB1. 1982, S. 741 

X 

X 


15, Regionalplan Donau-Iller 
— Sachlicher Teilabschnitt 
„Bannwald“ 



X 

X 


16, Regionalplan Allgäu 

— Sachlicher Teilabschnitt 
Kleinzentren 1 ) 

— Sachlicher Teilabschnitt 
„Bannwald“ 

1. 1. 1981 

1. 9. 1982 

GVB1. 1980, S. 736 

GVB1. 1982, S. 418 

X 


17. Regionalplan Oberland 
— Sachlicher Teilabschnitt 
Kleinzentren l ) 

L 9. 1980 

GVB1. 1980, S. 456 

X 


18. Regionalplan Südostbayern 
— Sachlicher Teilabschnitt 
Kleinzentren *) 

L 9,1981 

GVB1. 1981. S. 332 

X 


Hessen 





1. Regionaler Raumordnungs- 
plan für die ehemalige Pla- 
nungsregion Nordhessen — 
Sachlicher Teilplan — 

9. 4.1979 

HessStAnz. 1979, 

S. 734 



2. Ergänzungen zum bisheri- 
gen „Regionalen Raumord- 
nungsplan für die Planungs- 
region Nordhessen — Sach- 
licher Teilplan — " als räum- 
licher und sachlicher Teil- 
plan für die Planungsregion 
Nordhessen 

18. 10. 1982 

HessStAnz. 1982, 

S. 1828 



3. Regionaler Raumordnungs- 
plan für die ehemalige Pla- 
nungsregion Mittelhessen — 
Sachlicher Teilplan — 

16. 4. 1979 

HessStAnz. 1979, 

S. 819 



4. Ergänzungen zum bisheri- 
gen „Regionalen Raumord- 
oungsplan für die Planungs- 
region Mittelhessen — Sach- 
licher Teilplan — " als räum- 
licher und sachlicher Teil- 
plan für die neue Planungs- 
region Mittelhessen 



X 



*) Sachlicher Teilabschnitt „Bestimmung der zentralen Orte der untersten Stufe {KleinzentrenV 
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Land 

Verbindlich 

am 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 

Bemerkungen 

5. Regionaler Raumordnungs- 
plan für die ehemalige Pla- 
nungsregion Osthessen — 
Sachlicher Teilplan — 

19. 2. 1979 

HessStAn 2 . 1979, 

S. 397 



6. Ergänzungen zum bisheri- 
gen „Regionalen Raumord- 
nungsplan für die Planungs- 
region Osthessen — Sachli- 
cher Teilplan — ** als räumli- 
cher und sachlicher Teilplan 
für die Planungsregion 

Nord- und Mittelhessen 

2, U. 1981 

HessStAnz. 1981, 

S. 2065 



7. Regionaler Raumordnungs- 
plan für die ehemalige Pla- 
nungsregion Rhein-Main- 
Taunus — Sachlicher Teil- 
plan — 

2. 4. 1979 

HessStAnz. 1979, 

S, 667 und S. 1035 



8. Regionaler Raumordn ungs- 
pian für die ehemalige Pla- 
nungsregion Untermain — 
Sachlicher Teilplan — 

18. 6. 1979 

HessStAnz 1979, 

S. 1286 



9. Regionaler Raumordnungs- 
plan für die ehemalige Pla- 
nungsregion Starkenburg — 
Sachlicher Teilplan — 

26. 2. 1979 

HessStAnz, 1979, 

S. 444 



10, Ergänzungen zum bisheri- 
gen „Regionalen Raumord- 
nungsplan Starkenburg — 
Sachlicher Teilplan — " als 
räumlicher und sachlicher 
Teilplan für die Planungsre- 
gion Südhessen 



X 


Niedersachsen 
— Verbindliche Pläne — 





a) Regierungsbezirke/ 
Verwaltungsbezirke l ) 

— Reg.Bez. Aurich 1976 

2, 12. 1976 

AmtsbL f, d, 

RegJ3ez, Aurich 

Nr. 25 

vom 2. 12. 1976, 

S. 107 



— Verwaltungsbezirk 

Braun schweig 1975 
(mit Ausnahme der zum 
Verband 

Großraum Braunschweig 
gehörenden Gebiete) 

— Reg.Bez. Hannover 

1976 2 ) (mit Ausnahme 
der zum Großraum 
Hannover gehörenden 
Gebiete) 

— Reg3ez, Hildesheim 1977 

15. 9. 1975 

20. 12. 1976 

24. 6. 1977 

Amtsbl. f. d. Nds. 

Verwaltungsbezirk 

Braunschweig 

Nr. 18 

vom 15. 9, 1975 

Amtsbl, £. d. 

Reg.Bez. Hannover 
Nr. 28 

— Sonderausgabe — 
vom 20. 12. 1970 

Amtsbl. f, d. 

Reg.Bez. Hüdesheim 
Nr. 12 a 

— Sonderausgabe — 
vom 24. 6. 1977 
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Verbindlich 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf* 

Bemerkungen 




Stellung) 


— RegJBez. Lüneburg 

31. 1. 1977 

Amtsbl. f. d. 



1976 3 ) (mit Ausnahme 


Reg.Bez. Lüneburg 



der zum Verband Groß- 


Nn 2 a 



raum Braunschweig 


— Sonderausgabe — 



gehörenden Gebiete) 


vom 31. 1, 1977 



— Verwaltungsbezirk 

31. 12. 1976 

Amtsbl. f. d. Nds. 



Oldenburg 1970 4 ) 


V e rwal tung sb ez i rk 
Oldenburg Nr. 52 a 
— Sonderausgabe — 
vom 31.12. 1976 



— Reg.Bez. Osnabrück 

1976 5 ) 

3L 3. 1976 

Amtsbl. L d. 

Reg.Bez. Osnabrück 
Nr. 0 a 

— Sonderausgabe — 
vom 31. 3, 1976 





— Reg.Bez. Stade 1976 

30. 11, 1976 

Amtsbl. f. d. 




Reg.Bez. Stade 

Nr. 25 a 






— Sonderausgabe — 
vom 30. 11. 1976 
(i. V. m. Nr. 6 
vom 25. 3. 1977, 

S. 30) 



b) Großraum verbände 





— Verband Großraum 

27. 1. 1978 

Amtsbl. f. d Nds. 



Braunschweig 1977 6 ) 


Verwaltungsbezirk 

Braunschweig 

Nr. 4 

— Sonderausgabe — 
vom 27. 1, 1978 



— Zweckverband Großraum 

L 12. 1982 

Amtsbl. L d. 



Hannover 


Reg.Bez. Hannover 
Nr. 25 





vom 1. 11. 1982 



c) Landkreise 7 ) 





Im Reg.Bez. Hannover 
— Landkreis Schaumburg 

23. 9. 1981 

AmtsbL f. d. 

Reg.Bez. Hannover 
vom 23. 9. 1981 

Nr, 22, S. 675 



Im Regierungsbezirk 
Lüneburg 
— Landkreis Celle 

21. 3, 1981 

Amtsbl. f. d. 





Reg.Bez. Lüneburg 
— Sonderausgabe — 
vom 21. 8. 1981 



Im Regierungsbezirk 
Weser-Ems 





— Landkreis Emsland 

20. 11. 1981 

Amtsbl. f. d. 

Reg.Bez. Weser-Ems 
Nr. 46 a 

vom 20. 1L 1981 



— Landkreis Oldenburg 

3. 3. 1982 

Amtsbl. f. d. 

Reg.Bez. Weser-Ems 
Nr. 8 a 

vom 3. 3. 1982 
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— Landkreis Uelzen 

29. 4,1982 

Amtsbt f. d. 





Reg.Bez. Lüneburg 
— Sonderausgabe — 
vom 29, 4, 1982 



— Landkreis Lüneburg 

15, 7. 1982 

Amtsbl. f. d. 

Reg.Bez, Lüneburg 
— Sonderausgabe — 
vom 15. 7. 1982 




1 ) Die Bezirksprogramme gelten fort, solange und soweit sie nicht durch ein Regionales Raumordnungsprogramm einer 
kommunalen Körperschaft ersetzt werden bzw. worden sind. Die Bezirkseinteilung wurde im Zuge der Verwaltungs- 
und Gebietsreform mit Wirkung vom 1. 2. 1978 geändert, die Anzahl der Bezirke von 8 auf 4 reduziert 

2 ) Durch das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Schaumburg (vgL unter c) für das Gebiet dieses 
Landkreises außer Kraft gesetzt 

3 ) Durch das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Celle (vgl. unter c) für das Gebiet dieses Landkrei- 
ses außer Kraft gesetzt 

*) Durch das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Oldenburg (vgl. unter c) für das Gebiet dieses 
Landkreises außer Kraft gesetzt 

5 ) Durch das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Emsland (vgl. unter c) für das Gebiet dieses Land- 
kreises außer Kraft gesetzt 

fl ) Der Verband wurde 1973 geschaffen und 1978 wieder aufgelöst 
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— Regionale Raumordn ungsprogramme in der Aufstellung — 


Regionales Raumordn ungsprogramm für 

Bekanntgabe 
der allgemeinen 
Ptanungsab sichten 

am 

Amtsblatt für den Reg.Bez. 

Landkreise (LK ) l ) 



Im Reg.Bez. Braunschweig 



— LK Gifhorn 

1. 10. 1979 2 ) 

Braunschweig Nr. 19/1979 

— LK Güttingen (ohne Stadt Göttingen) 

1. 6. 1979 

Braunschweig Nr, 13/1979 

— LK Goslar 

15. 7. 1979 

Braunschweig Nr- 14/1979 

— LK Helmstedt 

21. 5. 1981 

Braunschweig Nr, 12/1981 

— LK Northeim 

1. 4, 1979 

Braunschweig Nr. 7/1979 

— LK Osterode am Harz 

15. 4. 1979 

Braunschweig Nr. 8/1979 

— LK Peine 

25. 3. 1981 

Braunschweig Nr. 8/1981 

— LK Wolfenbüttel 

1. 2. 1981 2 ) 

Braunschweig Nr. 3/1981 

Im Reg.Bez, Hannover 



— LK Diepholz 

23. 4. 1979 

Hannover Nr. 14/1979 

— LK Hameln -Pyrmont 

5. 11. 1979 

Hannover Nr. 30/1979 

— LK Hildesheim 

25. 6. 1979 

Hannover Nr. 19/1979 

— LK Hol 2 minden 

9. 11. 1979 

Hannover Nr. 30/1979 

— LK Nienburg (Weser) 

15. 12. 1978 

Hannover Nr. 3/1979 

Im Reg.Bez. Lüneburg 



— LK Cuxhaven 

27. 11. 1978 

Lüneburg Nr. 21/1978 

— LK Harburg 

10. 7. 1979 

Lüneburg Nr, 14/1979 

— LK Lüchow- Dannenberg 

27. 6. 1979 

Lüneburg Nr. 13/1979 

— LK Osterholz 

19. 7. 1978 

Lüneburg Nr. 17/1978 

— LK Rotenburg (Wümme) 

10. 1. 1979 

Lüneburg Nr. 3/1979 

— LK Soltau-Fallingbostel 

18. 7. 1979 

Lüneburg Nr. 14/1979 

— LK Stade 

15. 2. 1979 2 ) 

Lüneburg Nr. 3/1979 

— LK Verden 

20. 4. 1979 

Lüneburg Nr. 9/1979 

Im Reg.Bez. Weser-Ems 

— LK Ammerland 

6. 4. 1979 

Weser-Ems Nr. 14/1979 

— LK Aurich 

16. 2. 1979 

Weser-Ems Nr 7/1979 

— LK Grafschaft Bentheim 

19. 1. 1979 

Weser-Ems Nr. 5/1979 

— LK Cloppenburg 

2. 11. 1978 

Weser-Ems Nr. 42/1978 

— LK Friesland 

20. 11. 1978 

Weser-Ems Nr. 45/1978 

— LK Leer 

16. 6. 1979 

Weser-Ems Nr. 31/1979 

— LK Osnabrück 

27. 6. 1978 

Weser-Ems Nr. 44/1978 

— LK Vechta 

28. 11. 1979 

Weser-Ems Nr. 50/1979 

— LK Wesermarsch 

— 

— 

— LK Wittmund 

20. 7. 1981 

Weser-Ems Nr. 32/1981 


1) Für das Gebiet der kreisfreien Städte Braunschweig, Saizgitter, Wolfsburg, Delmenhorst, Emden, Oldenburg, Osna- 
brück und Wilhelmshaven, sowie der Stadt Gottingen ersetzt der Flächennutzungsplan das Regionale Raumord- 
nungsprogramm. 

2 ) Datum der Herausgabe des Amtsblattes, 
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stellung) 


Nordrhein -Westfalen 





I. Geb ietsentwickl ving splan 





für den Reg3ez. Arnsberg 
— - Teilabschnitte — 





1. Kreis Siegen 

18. 1. 1971 

MBl. NW. 1971, 


Zu I. 1. bis 4. 

— mit Änderungen — 


S. 46 


weiter gelten de r 

2. Kreis Wittgenstein 

3. Soest-Lippstadt 

23. 12. 1975 

23. 12. 1975 

MBl. NW. 1975, 

S. 2474 


Plan der ehemali- 
gen Landes- 
planungsgeraein- 

MBl. NW. 1975, 


schaft Westfalen 

— mit Änderungen — 


S. 2474 


4. Kreis Olpe 

20. 1. 1976 

MBl. NW 1976, 

S. 51 



5, Gebiet der ehemaligen 

13. 12. 1966 

MBl. NW. 1966, 


Zu 1. 5. weitergel- 

Lande splanungs g em ei n- 


S. 2203 


tender Plan der 

schaft GEP SVR 




ehemaligen Lan- 

— mit Änderungen — 




desplanungsge- 
meinschaft SVR 

6. Hochsauerlandkreis 

27. 9,1979 

MBl NW. 1979, 

S. 1784 



7, Märkischer Kreis 

9. 6. 1980 

MBl. NW. 1980, 



(mit Ausnahme des 
Straßennetzes) 


S. 1032 



— Nachträgliche Geneh- 

9. 12. 1980 

MBl. NW. 1980, 



migung des 

Straßennetzes — 


S. 2758 



8 , Dortmu n d-U nn a-H amm 



X 


9. Bochum/Heme/Hagen/ 



X 


Ennepe- Ruhr- Kreis 





II. Gebietsentwicklungsplan 





für den Reg.Bez. Detmold 
— Teilabschnitte — 





L Hochstift Paderborn 

9. 1. 1974 

MBl. NW. 1974, 


Zu II. 1 . 

(Kreise: Paderborn, 


S. 23 


weitergeltender 

Höxter und ehemalige 




Plan der ehemali- 

Kreise Büren und War- 




gen Lande spla- 

bürg) 




nungsgemein- 
schaft Westfalen 

— 1 . Änderung 

29. 5. 1981 

MBL NW. 1981, 

S. 909 



2. Kreis Lippe 

3. 7. 1980 

MBL NW. 1980, 



(mit Ausnahme des 


$. 1234 



Straßennetzes) 

— Nachträgliche Geneh- 

25. 11. 1981 

MBL NW. 1981, 



migung des Straßennet- 
zes am 19. 6. 1981 — 


S. 2243 
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Laad 

Verbindlich 

Fundstelle 

Entwurf 
(in Auf- 

Be nie r kungen 


am 


stellung) 

3. Kreise Herford und 



X 


Minden-Lübecke 





4. Bielefeld/Gütersloh 



X 

Aufgesteilt durch 

(kreisfreie Stadt 




Beschluß des 

Bielefeld und Kreis 




Bezdrksplanungs- | 

Gütersloh) 




rates 

vom 17. 5. 1982 

III, Gebietsentwicklungsplan 





für den Reg.Bez. Düsseldorf 

— Teilabschnitte — 

L Ehemaliger Kreis 

8. 5.1968 

MBL NW. 1968, 


Zu III. 1. bis 6. 

Grevenbroich 


S. 822 


weitergeltender 

— mit Änderungen — 




Plan der ehemali- 

2. Ehemaliger Kreis 

8. 5. 1970 

MB1. NW. 1970, 


gen Landespla- 

Kempen- Krefeld und 
kreisfreie Stadt 

Krefeld 
— Änderung 


S. 770 

X 

nungsgemein- 
schaft Rheinland 

3. Ehemaliger Kreis 

5* 6.1970 

MB1. NW. 1970, 



D ü s$e 1 do rf - Mettma nn 


S. 908 



— Änderung 

25. 6.1981 

MBL NW. 1981, 

S.114G 



4* Stadt Mönchengladbach 

23. 12. 1970 

MBL NW. 1970, 



und ehemalige Stadt 
Rheydt 


S. 2008 



5. Niederrhein, Teil 1 

5. 11. 1974 

MB1. NW, 1974, 



(Kreis Kleve und ehe- 
maliger Kreis Rees) 


3,1548 



6. Niederrhein, Teil II 

23. 12. 1975 

MB1, NW. 1975, 



(textliche und zeichneri- 
sche Darstellung der 
Freizonen, der Ver- 


S, 2473 



kehrsbänder, der Lei- 
tungsbänder und der 
Flugplätze) 

— Änderung Nieder- 

9. 2.1979 

MBL NW. 1979, 



rhein, Teil I und 11 


S. 116 



7. Gebiet der ehemaligen 

13. 12. 1966 

MB1. NW. 1966, 


Zu III. 7. weiter- 

Landesp lanungsgemei n- 


S. 2203 


geltender Plan 

schaft SVR 




der ehemaligen 

— mit Änderungen — 




LandesplanungS' 

gemeinschaft 

SVR 

8, Bereiche für Aufschüt- 



X 


tungen des Steinkohlen- 
bergbaus 

— Bergewirtschaft — 





9, Gebietsentwicklungs- 



X 


plan für den gesamten 
Reg.Bez, Düsseldorf 
ohne Bildung räumli- 
cher Teilabschnitte 
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am 

- 

stellung) 

IV. Gebietsentwicklungsplan 





für den Reg.Bez. Köln 

— Teilabschnitte — 

1. Bergisches Land 

23. 12. 1975 

MBl. NW. 1975, 


Zu IV. 1. bis 5. 

(kreisfreie Stadt 


S. 2473 


weitergeltender 

Leverkusen 




Plan der ehemali- 

und ehemaliger 




gen Landespla- 

Rhein-Wupper-Kreis) 




nungsgemein- 
schaft Rheinland 

2. Kreisfreie Stadt Bonn/ 

9. 2. 1977 

MBl. NW. 1977, 



Rhein-Sieg-Kreis 
— Änderung 


S. 124 

X 


3. Kreisfreie Stadt 

12. 12. 1977 

MBl. NW. 1977, 



Aachen/Kreis Aachen 


S. 1855 



4. Rurtal (Kreise Düren 

21. 2. 1978 

MBl. NW. 1978, 



und Heinsberg) 


S. 194 



5. Erfttal (Kreis Euskir- 

21. 2. 1978 

MBl. NW. 1978, 



chen und ehemaliger 
Kreis Bergheim) 


S. 194 



6. Kreisfreie Städte Köln 



X 


und Leverkusen, Erft- 
kreis, Oberbergischer 
Kreis, Rheinisch-Bergi- 
scher Kreis 





7. Kreise Düren, Euskir- 
chen, Heinsberg 

8. Ca. 40 für verbindlich 



X 


erklärte Teilpläne im 
Rheinischen Braunkoh- 
lengebiet nach dem 
Gesetz über die Gesamt- 
planung im Rheinischen 
Braunkohlengebiet von 
1950 einschließlich 
Tagebau Hambach 





V. Gebietsentwicklungsplan 





für den Reg.Bez. Münster 

— Teilabschnitte — 

1. Ehemaliger Kreis 

3. 1.1973 

MBl. NW. 1973, 


Zu V. 1. weitergel- 

Tecklenburg 


S. 20 


tender Plan der 





ehemaligen Lan- 
desplanungsge- 
meinschaft 
Westfalen 

2. Gebiet der ehemaligen 

13. 12. 1966 

MBl. NW. 1966, 


Zu V. 2. weitergel- 

Landesplanungsgemein- 


S. 2203 


tender Plan der 

schaft SVR 




ehemaligen Pla- 

— Südlicher Teil des 




nungsgemein- 

Reg.Bez. 




schaft SVR; 
Neuaufstellung 
in Bearbeitung 

3. Westmünsterland 

24. 3. 1980 

MBl. NW. 1980, 



(ehemaliger Kreis 

Ahaus, Steinfurt, 

Borken, Coesfeld und 
ehemalige kreisfreie 
Stadt Bocholt) 


S.424 
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Land 


Verbiß dlicta 
am 


Fundstelle 


Entwurf 
(in Auf- 
stellung) 


Bemerkungen 


Zentrales Münsterland 
(Stadt Münster, Kreis 
Warendorf sowie südli- 
che bzw, östliche Teile 
der Kreise Coesfeld und 


x 


Aufgestellt durch 
Beschluß des 
Bezirksplanungs- 
rates 

vom 15. 3. 1982 


Steinfurt) 


5. Nördliches Ruhrgebiet 
(Bottrop, Gelsehkirchen, 
Gladbeck und Kreis 
Recklinghausen) 


x 


6. Bergehalden im 

Nördlichen Ruhrgebiet 


x 


Rheinland - Pfalz 

Regionaler Raumordnungsplan 

1. Westerwald 

2. Mittelrhein 

3. Rheinhessen 

4. Nahe 

5. Westeifel 

6. Mosel-Saar 

7. Vorderpfal 2 

8. Südpfalz 

9. Westpfalz 


Saarland 


Schleswi g - Holstein 

1. Regionaiplan für den Pla- 
nungsraum I (Kreise Her- 
zogtum Lauenburg, Pinne- 
berg, Segeberg, Stormarn) 


16. 6. 1975 
30. 10. 1972 
27. 12. 1977 
8. 1. 1973 
12. 6. 1973 
2. 12. 1974 
7. 9. 1981 
5. 4. 1Ö72 
18. 2. 1974 


StAnz. f. Rh -Pf. 
1975, Nr. 22, S. 393 

StAnz. f. Rh.-Pf. 

1972, Nr. 42, S. 643 

StAnz. f. Rh. -Pf. 
1977, Nr. 50. S.917 

StAnz. f. Rh.-Pf. 

1973, Nr. L S. 1 

StAnz. f. Rh.-Pf. 

1973, Nr. 22, S. 305 

StAnz. f. Rh.-Pf. 

1974, Nr 47, S. 725 

StAnz, f. Rh.-Pf, 
1981, Nr 35, S. 729 

StAn 2 . f. Rh.-Pf, 
1972, Nr. 13, S. 201 

StAnz. f. Rh.-Pf. 
1974, Nr. 6, S. 85 


Zu 1, bis 9, 

Durch Neufas- 
sung des Regio- 
nengesetzes, das 
jetzt i, d. K vom 
8.2. 1977 (GVB1, 

S. 15) gilt, sind 
die folgenden 
fünf Planungsge- 
meinschaften ge- 
bildet worden, 
wobei außer der 
Westpfalz jeweils 
zwei Regionen 
zusammengefaßt 
wurden; 

Mitte Irhein- 
Westerwald, 
Region Trier, 
Rheinhessen- 
Nahe, Rhein- 
pfalz und West- 
pfalz. 

Diese Planungs- 
gern einschafte n 
stellen derzeit — 
in Fortschreibung 
und Zusammen- 
fassung der ne- 
benstehenden 
Pläne — für ihr 
Gesamtgebiet re- 
gionale Raumord- 
nungspläne auf. 


(Im Saarland erfüllen die Landesentwicklungspläne 
auch die Funktion von Regionalpiänen) 


16. 4. 1973 


Amtsbl. f. SH, 1973, 
S. 379 


Fortschreibung 

eingeleitet 
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Fundstelle 

Entwurf 
(in AuL 

Bemerkungen 




Stellung) 


2. Regionalplan für den Pia- 

20. 12. 1976 

Amtsb). f. SH. 1976, 



nungsraum II (Kreis Ost- 
holstein und kreisfreie 


S. 631 



Stadt Lübeck) 

3, Regionalplan für den Pia- 

15. 12. 1975 

AmtsbL f. SH. 1975, 



nungsraum III (Kreise 

Plön, Re nds bürg- Eckern- 
fÖrde sowie kreisfreie 

Städte Kiel und 


S. 1175 



Neumünster) 

3 a) Regionalbezirksplan 

16. 3. 1971 

Amtsbl. f. SH. 1971, 



„Verbandsplan Kieler 
Umland 1968 bis 1985" 


S. 303 



— L Änderung 

4. 10. 1977 

Amtsbl. f. SH. 1977, 

S. 685 



4. Regionalplan für den Pla- 

27. 2. 1967 

Amtsbl. f. SH. 1967, 


Neufassung in 

nungsraum IV (Kreise 
Dithmarschen und 


S. 107 


Aufstellung 

Steinburg) 

— 1. Änderung des Regio- 

14. 10. 1974 

Amtsbl. f. SH. 1974, 



nalplans für den Pla- 
nungsraum IV betr. 
den räumlichen Teil- 
bereich Wirtschafts- 
raum Brunsbüttel/ 
Unterelbe 


S. 795 



5- Regionalplan für den 

28. 4. 1975 

Amtsbl. f. SH. 1975, 



Planungsraum V 
(Kreise Nordfriesland, 
Schleswig-Flensburg und 
kreisfreie Stadt Flensburg) 


S. 529 
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2*3 Organisation der Landesplanung 



Staatliche Landesplanung 

Fläche nläu der 

Untere 

Landesp 1 anun g sbeh ö rde 

Obere bzw. höhere 

Lau de s planuug s be hö rd e 

Oberste 

Landesplanungsbehörde 

i 

2 

3 

4 

Baden- Württemberg ! ) 

Das Landratsamt als 
untere staatliche Ver- 
waltungsbehörde 

Das Regierungspräsidi- 
um. Es übt die Rechts- 
und Fachaufsicht über 
die Regionalverbände 
aus, und es kann 
Raumordnungsve rf äh- 
ren durchführen 

Innenministerium Baden- 
Württemberg. Seine Zu- 
ständigkeit erstreckt sich 
u. a. auf die Genehmigung 
der Regionalpläne, Auf- 
stellung des Landesent- 
wicklungsplans, Mitwir- 
kung bei fachlichen Ent- 
wicklungsplänen 

Bayern 2 ) 

Die Kreisverwaltungs- 
behörde (Landratsamt 
bzw. kreisfreie Ge- 
meinde) 

Die Regierung. Sie 
führt u. a. die Raum- 
ordnungsverfahren 
durch, soweit nicht die 
oberste Lan des pla- 
nungsbehörde zustän- 
dig ist 

Bei der Regierung ist 
auch eine Regionalpla- 
nungsstelle eingerich- 
tet, die für die regiona- 
len Planungsverbände 
die Regionalpläne aus- 
arbeitet 

Das Staatsministerium 
für Landesentwicklung 
und Umweltfragen. Seine 
Zuständigkeit erstreckt 
sich u* a. auf die Verbind- 
licherklärung der Regio- 
nalpläne 
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{Stand: 31. 12.1982) 


Staatliche Landesplanung 

Region al plan ung 

Beratendes 

Gremium 

Mitwirkung 
des Landtags 

Träger 

Beschließende und 
beratende Gremien 

Zusamm ense tzung 
der Gremien 

5 

Ö 

7 

a 

0 

Landesplanungs- 
rat beim Innen- 
ministerium 

Beratung des in 
jeder Wahlperio- 
de von der Lan- 
desregierung vor- 
gelegten Landes- 
entwicklungsbe- 
richts, Stellung- 
nahme zu Ent- 
würfen der Ent- 
wicklungspläne 
(Landesentwick- 
lungsplan und 
Fachliche Ent- 
wicklungspläne) 
im Aufstellungs- 
verfahren und 

V erb i n dlich e r kl ä- 

rung des von der 

Landesregierung 

beschlossenen 

Landesentwick- 

lungsplans durch 

Gesetz 

11 Regionalver- 
bände als Körper- 
schaften des Öf- 
fentlichen Rechts. 
Der außerdem er- 
richtete grenz- 
übe r sehr e i tend e 

12. Regionalver- 
band Donau-Iller 
ist beim Land 
Bayern angeführt 

Verbandsver- 

sammlung 

Die Mitglieder der Ver- 
bandsversammlung 
werden von den Land- 
und Stadtkreisen in- 
nerhalb von drei Mona- 
ten nach jeder regel- 
mäßigen Wahl der 
Kreisräte und der Ge- 
meinderäte gewählt 

PI an ungs aus- 
schuß und andere 
Ausschüsse 

Verbandsvorsitzender 
und Mitglieder der Ver- 
bandsversammlung 

Der Landespla- 
nungsbeirat beim 
Staatsministe- 
num für Landes- 
entwicklung und 
Umweltfragen 
(Vertreter der Or- 
ganisationen des 
wirtschaftlichen, 
sozialen, kulturel- 
len und kirchli- 
chen Lebens) 

Beratung des von 
der Staatsregie- 
rung alle 2 Jahre 
vorgelegten 

Ra umordn u ng s - 
berichts und Zu- 
stimmung zu dem 
von der Staatsre- 
gierung als 
Rechtsverord- 
nung zu beschlie- 
ßenden Landes^ 
e ntwick 1 ung s pro - 
gramm 

17 regionale Pla- 
nungsverbände 
als Zusammen- 
schlüsse der Ge- 
meinden und 
Landkreise einer 
Region und der 
g re nzüb e rsch re i - 
tende Regional- 
verband Donau- 
Iller, für den Son- 
derregelungen 
durch Staatsver- 
trag mit Baden- 
Württemberg ge- 
troffen sind 

Verbandsver- 

sammlung 

Von den Verbandsmit- 
gliedem entsandte Ver- 
treter; Mitglieder sind 
die Gemeinden und 
Landkreise, deren Ge- 
biet gan 2 oder teilweise 
zur Region gehört 

PI an ungs aus- 
schuß 

Ve r b andsvo r s i t 2 e nd e r 
und eine bestimmte 

Zahl der Verbandsmit- 
glieder entsprechend 
den Stimmanteilen in 
der Verbandsversamm- 
lung 

Regionaler Pla- 
nungsbeirat (be- 
ratende Funk- 
tion) 

Vertreter der Organisa- 
tionen des wirtschaftli- 
chen, sozialen, kulturel- 
len und kirchlichen Le- 
bens 
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Staatliche Landesplanung 

Flächenländer 

Untere 

Lan d esp 1 anungs behö rde 

Obere bzw. höhere 
Lande splanung sbe hörde 

Oberste 

Landesplanungsbehörde 

i 

2 

3 

4 

Hessen 3 ) 


Der Regierungspräsi- 
dent Er nimmt u a. die 
Geschäfte der regiona- 
len Planungsversamm- 
lung wahr. Die Aufstel- 
lung und Fortschrei- 
bung der regionalen 
Raumordnungspläne 
obliegt der regionalen 
Plammgsve r s a mm 1 ung 
und der oberen Lan- 
desplanungsbehörde. 

Der beim Regierungs- 
präsidenten gebildete 
regionale Planungsbei- 
rat wirkt bei der Auf- 
stellung der regionalen 
Raumordnungspläne 
beratend mit 

Der Hessische Minister 
für Landesentwicklung, 
Umwelt, Landwirtschaft 
und Forsten. Er stellt den 
Landesentwicklungsplan 
auf, koordiniert die Auf- 
stellung der regionalen 
Raumordnungspläne 
durch die oberen Landes- 
planungsbehörden und 
legt diese Pläne der Lan- 
desregierung zur Feststel- 
lung vor. Er ist für die 
Durchführung von Abwei- 
chungs- und Raumord- 
nungsverfahren zuständig 

Niedersachsen 4 ) 

Landkreise, kreisfreie 
Städte, Zweckverband 
Großraum Hannover. 

Sie können u. a. Raum- 
ordnungsverfahren 
durchführen 

Die Bezirksregierung. 
Ihre Zuständigkeit er- 
streckt sich u. a. auf die 
Genehmigung der Re- 
gionalen Raumord- 
nungsprogramme als 
Rechtsaufsichtsbe- 
hörde sowie auf die 
Durchführung kreis- 
übe r greifender Raum- 
ordn ung$ verfahren 

Der Niedersächsische In- 
nenminister, der u a. für 
die Aufstellung des Lan- 
des- Raumordnungspro- 
gramms zuständig ist und 
in besonderen Fällen ein 
Raumordnungsverfahren 
an sich ziehen kann 
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Staatliche Landesplanung 

Re gio n alp Innung 

Beratendes 

Gremium 

Mitwirkung 
des Landtags 

Träger 

Beschließende und 
beratende Gremien 

Zusammensetzung 
der Gremien 

G 

6 

7 

e 

fl 

Landesplanungs- 

beirat 

Beschlußfassung 
über das Lande s- 
raumordnungs- 
programm als 
Gesetz. Beratung 
des von der Lan- 
desregierung be- 
schlossenen Lan- 
desentwicklungs- 
plans 

3 Regierungsprä- 
sidenten und die 
bei ihnen gebilde- 
ten kommunalbe- 
stimmten regio- 
nalen Planungs- 
ve r s am ml un gen 

vgL Spalte 7 

Die Mitglieder der Pla- 
nungsversammlung 
werden von den Vertre- 
tu n gs körpe r sc h af ten 
der kreisfreien Städte, 
Landkreise und kreis- 
angehörigen Gemein- 
den mit mehr als 

500 000 Einwohnern 
und des Umlandverban- 
des Frankfurt für 
deren Wahlzeit ge- 
wählt 


Feststellung von 
Teil I des Landes- 
Raumordnungs- 1 
Programms 
(LROP) durch 
Gesetz; Stellung- 
nahme zu Teil II 
des LROP vor 
Beschlußfassung 
durch das Kabi- 
nett. Entgegen- 
nahme des von 
der Landesregie- 
rung alle 2 Jahre 
vorgelegten 
Raumordnungs- 
berichts 

Landkreise und 
kreisfreie Städte 
für ihr Gebiet, so- 
weit nicht durch 
Gesetz eine an- 
dere kommunale 
Körperschaft be- 
stimmt ist, als 
Angelegenheit 
des eigenen Wir- 
kungskreises 

Vertretungskör- 
perschaften der 
Landkreise und 
kreisfreien Städte 

Die Mitglieder der Ver- 
tretungskörperschaften 
(Kreistage und Stadträ- 
te) gehen aus allgemei- 
nen Kommunalwahlen, 
hervor 
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Staatliche Landesplanung 


Flächen! ander 

Untere 

Landes p 1 a nungs b ehörde 

Obere bzw. höhere 

Lau d e splan u n g sbe hö rde 

Oberste 

Landesplanungsbehörde 

i 

2 

3 

4 

Nordrhein-Westfalen 5 ) 

Der Oberkreisdirektor 
{ Planungsaufsicht) 

Der Regierungspräsi- 
dent Die Bezirkspla- 
nungsbehörde erarbei- 
tet die Gebietsentwick- 
iungsplane für den Be- 
zirksplanungsrat und 
hat dafür zu sorgen, 
daß die Ziele der 
Raumordn ungs- und 
Landesplanung bei be- 
hördlichen Maßnah- 
men, Planungen und 
Vorhaben beachtet 
werden 

a) Der Minister für Lan- 
des- und Stadtentwick- 
lung, Seine Zuständig- 
keit erstreckt sich u. a. 
auf die Mitwirkung an 
der Erarbeitung des 

La n de s en twick lu ng s - 
Programms im Einver- 
nehmen milden betei- 
ligten Ressorts, auf die 
Erarbeitung der Lan- 
desentwicklungspläne 
sowie die Genehmi- 
gung der von den Be- 
zirksplanungsräten für 
bestimmte räumliche 
oder sachliche Teilab- 
schnitte aufgestellten 
oder geänderten Ge- 
bietsentwicklungsplä- 
ne, wobei die Landes- 
planungsbehörde im 
Rahmen der Rechts- 
aufsicht entscheidet 

b) Die vom Braunkohlen- 
ausschuß aufgestellten 
Braunkohlepläne wer- 
den von der Landespla- 
nungsbehörde geneh- 
migt, die hierüber im 
Rahmen einer einge- 
schränkten Fachauf- 
sicht entscheidet 

Rheinland- Pfalz 0 ) 

Kreisverwaltung 

Bezirksregierung. Sie 
übt u. a. die Aufsicht 
über die Planungsge- 
meinschaften aus 

Der Ministerpräsident Er 
ist u. a, für die Genehmi- 
gung der regionalen 
Raumordnungspläne zu- 
ständig 
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Staatliche Landesplanung 

R egion aiplan u ng 

Beratendes 

Gremium 

Mitwirkung 
des Landtags 

Träger 

Beschließende und 
beratende Gremien 

Zu s arnm en se tzu ng 
der Gremien 

5 

s 

7 

b 

fl 


Beschlußfassung 
über das Landes- 
entwicklu ngspro- 
gramm als Ge- 
setz, Die Landes- 
entwicklungs- 
plane werden von 
der Landespla- 
nungsbehörde im 
Benehmen mit 
dem für die Lan- 
desplanung zu- 
ständigen Aus- 
schuß des Land- 
tages und im Ein- 
vernehmen mit 
den zuständigen 
Land es mini stern 
aufgestellt. Bera- 
tung des durch 
die Landesregie- 
rung alle 2 Jahre 
vorgelegten Lan- 
desentwicklungs- 
berichts im Land- 
tag 

5 Bezirkspla- 
nungsräte bei 
den Regierungs- 
präsidenten und 

1 Braunkohlen- 
ausschuß als Son- 
derausschuß des 
Bezirksplanungs- 
rates beim Regie- 
rungspräsidenten 
Köln 

vgl, Spalte 7 

a) Die Mitglieder der 
Bezirkspianungs- 
räte werden durch 
die Vertretungen 
der kreisfreien 

Städte und Kreise 
gewählt und aus Re- 
servelisten berufen 

b) Der BraunJkohleo- 
ausschuß setzt sich 
aus Mitgliedern aus 
Vertretungen der 
ganz oder zum Teil 
im Braunkohlen- 
plangebiet liegen- 
den Gemeinden, ge- 
wählt von den Ver- 
tretungen der 

Kreise und kreis- 
freien Städte des 

Br a unkohle n p 1 a nge- 
bietes. sowie aus 
vom Bezirkspla- 
nungsrat beim Re- 
gierungspräsidenten 
Köln berufenen Mit- 
gliedern der Be* 

z ir ks pl a n un gsr äte 
Köln und Düssel- 
dorf und verschiede- 
nen Organisationen 
zusammen 

Landesplanungs- 

beirat 

Stellungnahme 
des Innenaus- 
schusses und 
Herstellen des 
Benehmens mit 
dem Innenaus- 
schuß des Land- 
tags zum Landes- 
entwick lungspro- 
gramm. Beschluß- 
fassung über das 
Landesentwick- 
lungsprogramm, 
soweit es durch 
Gesetz beschlos- 
sen wird (Re- 
gionseinteilung). 
Beratung des 
durch die Landes- 
regierung alle 4 
Jahre vor ge legten 
Raumordn ungs- 
berichts 

5 Planungsge- 
meinschaften als 
Zusammenschluß 
der kreisfreien 
Städte und Land- 
kreise. Sie sind 
Körperschaften 
des öffentlichen 
Rechts 

Regionalvertre- 

tung 

Die Regionalvertretung 
besteht aus den Ober- 
bürgermeistern und 
Landräten der Mitglie- 
der, aus weiteren 2 — 10 
Vertretern eines jeden 
Mitgliedes, die von den 
Stadträten und Kreis- 
tagen gewählt werden, 
sowie je einem Vertre- 
ter der großen kreisan- 
gehörigen Städte und 
der Industrie- und Han- 
delskammern und der 
Landwirtschaftskam- 
mern 
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Flächen! ander 

Staatliche Landesplanung 

Untere 

Län d esp 1 a nun g sbeh ö rde 

Obere bzw. höhere 
Landesplanungsbe borde 

Oberste 

L an desp 1 a n ungsbe horde 

i 

2 

3 

4 

Saarland 7 ) 



Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung u, Bauwe- 
sen. Er ist u. a. für die 
Aufstellung der Landes- 
entwicklungspläne zustän- 
dig; sie bedürfen der Ge- 
nehmigung der Landesre- 
gierung. 

Das Landesentwicklungs- 
programm wird dagegen 
vom Ministerpräsidenten 
vorbereitet und durch Be- 
schluß der Landesregie- 
rung aufgestellt 

Schleswig-Holstein e ) 



Ministerpräsident Er ist 
u. a* * für die Feststellung 
der Raumordnungspläne 
(Landesraumordnungs- 
plan, Regionalpläne) zu- 
ständig und kann Raum- 
ordnungsverfahren durch- 
führen 


') Quelle: Lande splanungsgesetz i. d. F. vom 25* 7. 1972 (GBl, S. 460), geändert durch Gesetze vom 6. 5. 1975 (GBL S.257) vom 13.6. 1978 
(GBL S. 302), vom 11. 7. 1970 (GBL S. 280) und vom 29. 9. 1961 (GBL S. 501). 

*) Quelle: Bayerisches Landesplanungsgesetz Ld, F. der Bekanntmachung vom 4. 1.1082 (GVBL S. 2), geändert durch Gesetz vom 
3. 8. 1982 (GVBL S. 500) sowie Staatsvcrtrag zwischen dem Freistaat Bayern und dem Land Baden -Württemberg über die 
Zusammenarbeit bei der Landesentwicklung und über die Regionalplanung in der Region Donau -Iller vom 31. 3. 1973 (GBl. 
£223). 

3) Quelle: Hessisches Landesplanungsgesetz vom 4-7. 1902 (GVBL I S-311) t. d. F. vom 1. 8. 1970 (GVBL I S. 360), geändert durch Gesetze 
vom 28. 1. 1975 (GVBL I S. 19). i 24. 6- 1078 (GVBL 1 S. 396) und vom 15. 10. 1980 (GVBL 1 S* 377) 

'■l Quelle: Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung und Landesplanung LtL F. vom 10. 8. 1982 (GVBL S. 339) 

5 Quelle: Landesplanungsgesotz i.d. F. der Bekjmntmachung vom 28* 11. 1979 (GV S. 878) 

®) Quelle: Landesgesetz für Raumordnung-Landesplanung L d. F. vom 8.2. 1977 (GVBL S. fl), geändert durch §33 Abs. 2 des Denkmal’ 
schütz- und -pflegegesetzes vom 23. 3. 1978 (GVBL S* 159L durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anpassung des Landespflegegeset- 
zes an das Bundesnaturschutzgesetz vom 21. 12. 1978 (GVBL S. 725) und Artikel 2 des Landesgesetzes zur Aufhebung und 
Änderung von Be ri eh isp dichten gegenüber dem Landtag und zur Änderung des Landesdate nschutzgesetzes vom 14. 5. 1982 
(GVBL S 

0 Quölle: Saarländisches Landesplanungsgesetz vom 17.5. 1978 (Amtsbl. 5. 588) 

Quelle: Gesetz über die Landesplanung L tL F. vom 24* 6, 1981 (GV08L S. 426) 
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Staatliche Landesplanung 

Regionalplanung 

Beratendes 

Gremium 

Mitwirkung 
des Landtags 

Träger 

Beschließende und 
beratende Gremien 

Zusammensetzung 
der Gremien 

5 

6 

7 

8 

9 

Landesplanungs- 

beirat 

Stellungnahme 
zum Landesent- 
wicklungspro- 
gramm und zu 
den Landesent- 
wicklungsplänen. 
Beratung über 
den von der Lan- 
desregierung alle 

3 Jahre vorgeleg- 
ten Bericht über 
die Landesent- 
wicklung 

Im Saarland gibt es keine institutionalisierte Regionalplanung. 
Die Landesplanungsbehörde kann die Aufstellung von Landes- 
entwicklungsplänen für bestimmte Gebiete auf die Gemeinde- 
verbände als staatliche Auftragsangelegenheit übertragen 

Landesplanungs- 
rat. Er ist von der 
Landesplanungs- 
behörde in 
Grundsatzfragen, 
insbesondere bei 
der Aufstellung 
von Raumord- 
nungsplänen und 
in Konfliktfällen 
bei Raumord- 
nungsverfahren 
zu hören 

Beschlußfassung 
in Gesetzesform 
über: 

— Grundsätze 
für Landesent- 
wicklung 

— Festlegung 
der Planungs- 
räume 

— Einstufungs- 
kriterien für 
die zentralen 
Orte 

— Festlegung 
der zentralen 
Orte in den 
Stufen Ober- 
zentren bis 
Unterzentren 

Beratung des ein- 
mal in jeder Le- 
gislaturperiode 
von der Landes- 
regierung zu er- 
stattenden Raum- 
ordnungsberichts. 
Beratung im zu- 
ständigen Land- 
tagsausschuß 
über Raumord- 
nungspläne 

Die Regionalpläne werden vom Land unter Beteiligung der 
Kreise und kreisfreien Städte aufgestellt. Die Kreise haben da- 
bei die Gemeinden ihres Gebietes zu beteiligen. Über die ab- 
schließende Stellungnahme der kommunalen Gebietskörper- 
schaften haben die jeweiligen Vertretungen zu beschließen. 
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3. Mittelfristig beabsichtigte Verlagerungen und Neugründungen 

(Stand: 1. 7. 1982) 




Verlagerung 

Ge sch äftsbere ich 

Name der Bundesbehörde 
bzw. -einrichfcung 

Standort 

Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 
fertig- 
keil 

Anzahl der 
Bediensteten 


derzeitig 

vorge- 

sehen 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 

Bundesminister 
des Innern 

Bundes- 

ve rwaltungs amt 

Köln 

Köln 

1983 

800 



Bund es Institut für 
Sportwissenschaft 

Köln 

Köln 

1986 

55 



Bundesinstitut für 
ostwissenschaftliche und 
internationale Studien 

Köln 

Köln 

noch 

offen 

72 



Bundesakademie für 
öffentliche Verwaltung 

Bonn-Bad 

Godes- 

berg 

Brühl 

1988 

50 

50 


Fachhochschule des Bundes 
für öffentliche Verwaltung 

Köln 

Brühl 

1988 

107 

130 


Deutsche Bibliothek 

FrankfV 

Main 

Frankf,/ 

Main 

1988/90 

300 



Bundesarchiv 

Koblenz 

Koblenz 

1984/85 

186 



Grenzschutzabteilung 

Nord 2 

Walsrode 

Hannover 

1985/86 

125 

125 


Grenz schütz abteilung 

A/E West 







Gr en 2 sch u tz ab te il ung 

Frankl/ 

Main 

Wies- 

baden 

1984/85 

650 

650 


Gren 2 s chutz a b te i 1 ung 

Karls- 

ruhe 

Eggen- 
stein b. 
Karlsruhe 

1984/85 

650 

650 


BGS — Fliegerstaffel 

Schule des 

Grenzschutzeinzeldienstes 

München 

Bayreuth 

1984/85 

70 

70 


Grenzschutzstelle 






Bundes mi nister 
der Finanzen 

Zweites Bildungszentrum 
der Bundesfinanzverwaltung 







Bundesfinanzakademie 

Siegburg 

Brühl 

1985/86 

23 

26 


Bundesvermögensamt 

Düsseldorf 

Düssel- 

dorf 

Düssel- 

dorf 

1984/85 


48 


B und es ve rmög en s amt 
Osnabrück 

Osna- 

brück 

Osna- 

brück 

1983 


25 
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von Bundesbehörden bzw. -einrichtungen 


Neugründung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Standort 

Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

(West) 

Zonen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige Förder- 
gebiete der Ge- 
memscb afts auf gäbe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirt- 
schafisstruk tur“ 
gern. 11. Eahmenplan 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 


Swisttal - 

1903/84 

350 

750 

_ 

_ 

— 

Heimerz- 

heim 




- 

- 

- 






X 


Swisttal- 

Heimerz- 

heim 

Ende 1982 

15 


■ 

■ 

■ 

Gudow 

1983 

56 

56 


X 


Neulauter- 

1983 

31 

31 

— 

— 

— 

burg bei 

Berg (Pfal 2 ) 







Auersmacher 

1983 

21 

21 



X 

Ang/Bad 

Bentheim 

1984 

31 

31 



X 

Goch 

1985 

28 

28 



X 

Mesenich 

1986 

31 

31 



X 

Münster 

1985 

180 
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Geschäftsbereich 


noch 

Bu n des uii niste r 
der Finanzen 


Name der Bundesbehörde 
bzw, -einrichtung 

Standort 

Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 
fertig- 
keit 

Anzahl der 
Bediensteten 

derzeitig 

vorge- 

sehen 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 

Zoll technische 

Prufungs- und 

Lehranstalt 

Köln 

Köln 

1986/87 


85 

Hauptzollamt Geldern 

Geldern 

noch 

offen 

1984/85 

41 

58 

Hauptzollamt Oldenburg 

Olden- 
burg L 
Olbg. 

Olden- 
burg i. 
Olbg. 

1983/84 


70 

Zollamt Ludwigsburg 

Ludwigs- 

burg 

Ludwigs- 

bürg 

1964 


30 

Zollamt Ingolstadt 

Ingolstadt Ingolstadt 1985 


22 

Zollamt Traunstein 

De uts c h-ni ederl ändische s 
Gemeinschaftszollamt 

Bunde meuland 

Traun- 

stein 

Traun- 

stein 

1985 


8 


Verlagerung 


Deutsch-niederländisches 
Gemeinschaftszollamt 
Bad Bentheim 

Deutsch-niederländisches 

Gemeinschaftszollamt 

Goch 

Deutsch-belgisches 
Ge m e ins ch afts zo llam t 
Steinebrück 

Deutsch-französisches 

Gemeinschaftszollamt 

Auersmacher 


Deutsch-schweizerisches 
Gemeinschaftszollamt 
Rhe inf elden-Warmb ac h 

Deutsch-schweizerisches 
Gemeinschaftszo llamt 
Bietingen 

Zo 11 abf erügungss teile 
„Insumer Deich" 

Grenzkontrollstelle 

Gudow 

Zollabfertigungsstelle 

Augsburg 


Bietmgen Bietingen 1966 


Augsburg Augsburg 1983 


46 


27 
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Neugründung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Standort 

Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

(West) 

Zonen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige Förder- 
gebiete der Ge- 
meinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ 
gern. 11. Rahmenplan 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 


Bunde 
B 75 

Bad Bent- 
heim 
BAB A 30 

Goch 
BAB A 57 

Steine- 
brück 
BAB A 60 

Auers- 

macher 

Rhein- 
felden 
BAB A 861 


Bremer- 

haven 

Gudow 
BAB A 24 


1983/84 


1984/85 


1985 


1983 


1984 


1986/87 


77 


99 


120 


35 


20 


40 


1984 

1982 


16 

105 
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Verlagerung 

Geschäftsbe re i ch 

Name der Bundesbehörde 
bzw. -einrichtung 

Standort 

Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 

Anzahl der 
Bediensteten 



vorge- 

sehen 


End- 



derzeitig 

fertig- 

keit 

Beginn 

aus- 

bau 

Bundesminister 

Institut für Pflanzenschutz 

Hürth- 

Braun- 

ca, 1985 

15 

15 

für Ernährung, 

im Gemüsebau 

Fische- 

schweig 




Landwirtschaft 


nich 

(Zusam- 




und Forsten 

Institut für Pflanzenschutz 

Hann. 

menle- 

ca. 1985 

14 

14 


im Forst 

Münden 

gung der 
genann- 





Institut für Pflanzenschutz 

Kiel- 

ten Ein- 

ca. 1985 

30 

30 


im Ackerbau und Grünland 

Kitze- 

richtun- 





— Außenstelle — 

burg 

gen bei 
der biolo- 
gischen 
Bundes- 







anstalt f. 
Land- und 
Forstwirt- 
schaft 





Institut für Arbeitswissen- 

Reinbek 

noch 

noch 

24 

24 


schäften der Bundes- 
forschungsanstalt für 

Forst- und Holzwirtschaft 
in Hamburg 


offen 

offen 




Bundesforschungsanstalt 

Karls- 

Karls- 





für Ernährung 

ruhe 

ruhe 





Institut für Hauswirtschaft 

Stutt- 

(Zusam- 


39 

39 



gart- 

Hohen- 

menle- 
gung der 






heim 

genann- 
ten Ein- 
richtun- 
gen) 





Außenstelle des Instituts 

Geisen- 



30 

30 


für Biologie 

heim 






Institut für Biochemie 

Eggen- 


noch 

39 

39 


und Verfahrenstechnik 

stein- 


offen 





Leopolds- 

hafen 





Bundes minister 

Bunde swehrgarnison des 






der Verteidigung 

Heeres 







Einheiten der Luftwaffe 

Ulm 

Burg- 

lengen- 

feld 

1984 

150 

320 


Bundeswehrverwaltungs- 

München 

München 

1981— 


2 377 


zentrum 

(verstreut (Zusam- 

1985 





unterge- 

men- 






brachte 
Bundes- 
wehr- 
dien st- 
stellen) 

legung) 
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Neugründung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Standort 

Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

(West) 

2onen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige Ford er- 
gebiete der Ge- 
meinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirt- 
sch aftsstruktu ? u 
gern. IL Rahraenplan 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 


Volk ach/ 
Unterfranken 


1985 


1000 

(Soldaten) 
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Geschäftsbereich 


noch 

Bundesmi niste r 
der Verteidigung 


Name der Bundesbehörde 
bzw. -einrichtung 


Verlagerung 


Standort 


derzeitig 


vorge- 
. seheo 


Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 
fertig- 
keit 


Anzahl der 
Bediensteten 


Beginn 


End- 

aus- 

bau 


Müitargeographisches Amt 


Bonn 


Eus- 

kir- 

chen 


1986 


236 


Institut für 

Naturwissenschaftliche 
Technische Trendanalysen 

Bundeswehrbehörden- 

zentrum 


Fernmeldeamt 
der Bundeswehr 

He imatsch utz-B ri gade 


Aachen Aachen 1986 
(verstreut 
unterge- 
brachte 
Bundes- 
wehr- 
dienst- 
steilen, 

Standort- 
verwal- 
tung und 
Kreis- 
wehr- 
ersatz- 
amt) 


227 227 


Gemeinsames 
Dienstgebäude 
der Bundeswehr 


Saar- Saar- 1988/89 260 

brücken brücken 
(verstreut (Zusam- 
unterge- men- 
brachte legung) 

Bundes- 

wehr- 

dienst- 

stellen) 

Saar- 

brücken 

(Kreis- 

wehr- 

ersatz- 

amt 

KWEA) 

Saarlouis 

(KWEA) 

St. Wen- 
del 

(KWEA) 
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Neugründung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Zeitpunkt der 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

Zonen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige Förder- 
gebiete der Ge- 
mei n sch aftsauig abe 

T1 Verbesserung der 
regionalen Wirt- 

Standort 

Bezugsfertigkeit 


End- 

(West) 



Beginn 

aus- 



sch aftsstruktur “ 



bau 



gern, IL Rahmenplan 







X 

Euskirchen 

1982 


40 

- 

- 

X 

Rheinbach 

1984 


247 





Düren 


1983 


800 

(Soldaten) 
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Ge schäftsbereich 


noch 

Bundes minister 
der Verteidigung 


Name der Bundesbehörde 
b^w. -Einrichtung 


Verlagerung 


Standort 


derzeitig 


vorge- 

sehen 


Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 
fertig- 
keit 


Anzahl der 
Bediensteten 


Beginn 


End- 

aus- 

bau 


B undeswe hrverw altu ngs- 
zentrum 


Gemeinsames 
Dienstgebäude 
der Bundeswehr 


Olden- 

burg 

(verstreut 

unterge- 

brachte 

Bundes- 

wehr- 

dienst- 

stellen) 

Arns- 

berg 

(verstreut 
unterge- 
brachte 
Bundes- 
wehr- 
dienst- 
steilen; 
Kreis- 
wehr- 
ersatz amt 
Arnsberg, 
Verteidi- 
gungsbe- 
zLrkskom- 
mando 34, 
Außen- 
stelle der 
Wehr- 
bereichs - 
Verwal- 
tung m) 


Olden- 

burg 

(Zusam- 

men- 

legung) 


Arns- 

berg 

(Zusam- 

men- 

legung) 


1985 


310 


310 


1986 


154 


154 


Wehrbereichsgebühmis- 
amt V 

(Bebördenzentrum) 

Stutt- 

gart 

Stutt- 

gart 

1985 

370 

370 

Stammdienststelle 
des Heeres 
und Verte idigungs- 
kreiskommando 311 

Köln 

Köln 

1985 

403 

403 

Bunde swe h rf a chsch ul e 

Essen 

(Kapazitätsverlagerung 
durch Zubauten) 

Essen 

Essen 

1987 

9 

9 

Standortverwaltungen 

(StOV): 






StOV Rendsburg 

Rends- 

burg 

Rends- 

burg 

1982 

247 

232 

StOV Kappeln 

Kappeln 

Kappeln 

1982 

219 

223 
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Neugründung 

Vorgesehener 

Standort 

Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit 

Anzahl der 
Bediensteten 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 


Lage des Standortes 


Berlin 

(West) 


Zonen- 

rand- 

gebiet 


Sonstige Förder- 
gebiete der Ge- 
mein sch aftsauf gäbe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirt- 
schaflsstruktur“ 
gern- 1 L Rahmenplan 
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Verlagerung 

Ge schäfts bereich 

Name der Bandesbehörde 
bzw. -ein rieh tun g 

Standort 

Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs - 
fertig- 
keit 

Anzahl der 
Bediensteten 


derzeitig 

vorge- 

sehen 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 

noch 

Bundesminister 
der Verteidigung 

StOV Itzehoe 

Itzehoe 

Itzehoe 
(Zusam- 
men- 
legung 
mit Kreis- 
wehr- 
ersatz- 
amt) 

1985 

327 

327 


StOV Husum 

Husum 

Husum 

1985 

278 

278 


StOV Uetersen 

Appen 

Pinneberg 1985 

278 

278 


StOV Wentorf 

Wentorf 

Wentorf 

1987 

240 

240 


StOV Putlos/Außenstelle 
Großenbrode 

Großen- 

brode 

Großen- 

brode 

1988 

84 

■ 84 


StOV Plön 

Plön 

Plön 

1988 

182 

182 


StOV Flensburg 
(Mürwik) 

Flens- 

burg 

Flens- 

burg 

1985 

102 

102 


StOV Leck 

Leck 

Leck 

1983 

178 

239 


StOV Rendsburg / 

Außenstelle Hohn 
(Ldw. Betreuungshof) 

Rends- 

burg 

Hohn 

1984 

17 

17 


StOV Celle 

Celle 

Celle 

1985 

287 

287 


StOV Bonn / Außenstelle 
Rheinbach 

Rhein- 

bach 

Eus- 

kirchen 

1987/88 

142 

142 


StOV Wuppertal 

Wupper- 

tal 

Wupper- 

tal 

1985 

300 

300 


StOV Eschweiler-Stolberg 

Esch- 

weiler- 

Stolberg 

Geilen- 

kirchen 

noch 

offen 

380 

noch 

offen 


StOV Sobemheim 

Sobem- 

heim 

So beru- 
he im 

1987 

210 

210 


StOV Calw 

Calw 

Calw 

1984 

125 

125 


Außenstelle Nagold 

Nagold 

Nagold 

1984 

123 

123 


StOV Engstingen 

Engstin- 

gen 

Engstin- 

gen 

1985 

173 

173 


StOV Pfullendorf 

Pfullen- 

dorf 

Pfullen- 

dorf 

1986 

144 

144 


StOV Konstanz 







StOV Ulm 

Ulm 

Ulm 

1985 

455 

455 


StOV Walldürn 

Walldürn 

Walldürn 

1983 

138 

138 


StVO Würzburg / 

Außenstelle Volkach 







StOV Passau 

Passau 

Passau 

1983 

100 

100 


StOV Feldafing 

Felda- 

fing 

Tutzing 

1988 

172 

172 


StOV Bayreuth 

Bayreuth 

Bayreuth 

1986 

120 

120 


StOV Cham 

Cham 

Cham 

1983 

120 

120 | 
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Neugriindung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Standort 

Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

(West) 

Zonen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige Förder- 
gebiete der Ge- 
meinscb afts auf gäbe 
„Verbesserung der 
regionalen W iri- 
sch aftsstruktur“ 
ge hl 11. Rahmenplan 

Beginn 

End- 

aus~ 

bau 


X 

X 


X 

X 


Konstanz 


Volkach/ 

Unter- 

franken 


ca. 1990 


1985 


noch 

offen 


ca. 05 


x 

X 
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Verlagerung 



Geschäftsbe re ich 

Name der Bundesbehörde 
bzw. -einrichtung 

Standort 

Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 
fertig- 
keit 

Anzahl der 
Bediensteten 


derzeitig 

vorge- 

sehen 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 

noch 

Bun des minister 
der Verteidigung 

StOV Regensburg / 
Außenstelle 

Hemau 

Hemau 

Hemau 

1984 

50 

50 


StOV Freising 

Freising 

Freising 

1985 

164 

164 


StOV Overviechtach / 
Außenstelle Neunburg vW. 

Wehrbereichsverpflegungs- 
amt I / 

Außenstelle Liirschau 

Wehr bereich sverpflegungs- 
amt 1 / 

Außenstelle Lexgaard 

W e hrbere i chs ve rp fl egu ngs- 
amt I / 

Außenstelle Herford 

We hrbe re i chsve rp flegungs- 
amt IV / 

Außenstelle Gillenfeld 

Kreis wehrersatzämter 
(KWEA): 

Neunburg 

vW. 

Neun bürg 
vW. 

1984 

80 

60 


KWEA Kiel 

(Behördenzentrum Kiel) 

Kiel 

Kiel 

1986 

133 

133 


KWEA Itzehoe 

Itzehoe 

Itzehoe 
(Zusam- 
menle- 
gung mit 
Standort- 
verwal- 
tung) 

1985 

57 

59 


KWEA Bad Oldesloe 

Bad 

Oldesloe 

Bad 

Oldesloe 

1982 

65 

65 


KWEA Hamburg 

Hamburg 

Hamburg 

1989 

205 

205 


KWEA Detmold 

Detmold 

Detmold 

1985 

95 

95 


KWEA Freiburg 

Frei bürg 

Frei bürg 

1986 

83 

83 


KWEA Karlsruhe 

Karls- 

ruhe 

Karls- 

ruhe 

1988 

185 

185 


KWEA Ludwigsburg 

Ludwigs- 

burg 

Ludwigs- 

burg 

1982 

70 

70 


KWEA Ravensburg 

Ravens- 

burg 

Ravens- 

burg 

1985 

95 

95 


KWEA Stuttgart 
( B ehorde n ze ntru m) 

Stutt- 

gart 

Stutt- 

gart 

1985 

184 

184 


KWEA Aschaffenburg 

Aschaf- 

fenburg 

Asehaf- 

fenburg 

1984 

67 

67 


KWEA Deggendorf 

Deg- 

gen- 

dorf 

Deg- 

gen- 

dorf 

1985 

65 

65 


KWEA Nürnberg 

Nürn- 

berg 

Nürn- 

berg 

1988 

165 

165 ' 
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Neugrtindung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Standort 

Zeitpunkt der 

Be zugsf e rti g ke 1 1 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

(West) 

Zonen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige Förde r- 
gebiete der Ge- 
ro einschaf ts auf gäbe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirt- 
schaftsstruktur'' 
gern. 11. Rahmen plan 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 






- 

- 

- 





— 

X 

- 

Lürschau 

1986 

12 

12 


X 


Lexgaard 

1987 

13 

13 



X 

Herford 

1982 

6 


- 

- 

- 

Gillenfeld 

1988 

noch 




X 


offen 
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Verlagerung 



Geschäftsbe re i ch 

Name der Bundesbebörde 
bzw. -einrichtung 

Standort 

Zeitpunkt 
der Ver- 
lagerung 
bzw. 
Bezugs- 
fertig- 
keit 

Anzahl der 
Bediensteten 


derzeitig 

vorge- 

sehen 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 

Bundesminister 

Bundesministerium für das 

Bonn 

Bonn 

1987/88 

ca. 

ca. 

für das Post- und 

F emmeldewesen 

Post- und Fernmeldewesen 

Adenauer- 
all ee 

Heine- 

mannstr. 


1 200 

I 200 


Übersee- Em pf a ngsfunks te Ile 

Lüchow 

Gartow 

noch 

offen 

(voll automati- 
siert) 


Langweilen-Sendefunkstelle 

(Deutschlandfunk) 

Erching 

Raum 

Passau 

(noch 

offen) 

ca. 1988 

ca. 6 

ca. 4 


Fernmeldeamt Ansbach 

Nürn- 

berg 

Ansbach 

ca 1987 

ca. 600 ca. 600 
zuzüglich 230 
(infolge 
Verlagerung 
aus Nürnberg) 


Fe r nmelde zeug amt 

Akademie für 

Führungs kr äfte 

der Deutschen Bundespost 

Zentralamt für Zulassungen 
im Fernmeidewesen 

Erdefunkstelle 

Hamburg 

Hamburg 

ca. 1992 

ca. 550 

ca. 550 

Bundesmioister für 
Jugend, Familie und 
Gesundheit 

Paul-Ehrüch-Institut 
— Bundesamt für Sera und 
Impfstoffe — (PEI) 

Frank- 

furt/ 

Main 

Langen- 

Neurolt 

(Hessen) 

1987/88 

150 

225 


Außenstelle des Instituts für 
Wasser-, Boden- und 
Lufthygiene des 
Bundesgesundheitsamtes 
(BGA) Berlin 

Frank- 

furt/ 

Main 

Langen - 
Neurolt 
(Hessen) 

1983/84 

24 

56 

Bundesminister für 
Verkehr 

Bundesanstalt für 

Straßen wesen 

Köln 

Bergisch- 
Glad- 
bach 1 

1983 

400 

500 


Bundesanstalt für 
Flugsicherung 

Regionalstelle Frankfurt 

Frank- 

furt/ 

Main 

(Flug- 

hafen) 

Langen- 

Neurolt 

(Hessen) 

1988 

635 

741 


Bundesanstalt für 

Flugsicherung 

Flugsicherungsschule 

München 

bzw. 

Seeheim 

Langen- 

Neurolt 

(Hessen) 

1987 

125 

181 

(ohne 

Schü- 

ler) 


Wetterdienstschule des 
Deutschen Wetterdienstes 

Neustadt/ 

Weinstr. 

Langen- 

Neurolt 

(Hessen) 

1988 

18 

30 
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Neugründung 

Lage des Standortes 

Vorgesehener 

Zeitpunkt der 

Anzahl der 
Bediensteten 

Berlin 

Zonen- 

rand- 

gebiet 

Sonstige FÖrder- 
gebiete der Ge- 
meinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirt- 
seh af tsstruktur “ 
gern, U, Rahinenpian 

Standort 

Bezugsfertigkeit 

Beginn 

End- 

aus- 

bau 

(West) 




Bad Honnef 

1982 

22 

22 

- 

- 

- 

Saarbrücken 

1982 

75 

80 



X 

Fuchsstadt 

ca. 1985 

20 

50 

- 

- 

- 
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4. Siedlungsstrukturelle Raumtypisierung 
41 Regionstypen 


Räumlicher Baustein: Raumordnungsregionen mit Teilregionen (88 ) l ) 


Typisierungsmerkmale: Kriterium 

Verdichtung 

Zentralität 

Strukturelle Situation 


Indikator 
Einwohner je km 2 

Einwohner im größten Oberzentrum 
Arbeitsplatzentwicklung 
Arbeitslosenquoten 
Wand erungs Salden 


Sc hweUen wertfestlegung und Abgrenzung der Regionstypen 
L Regionen mit großen Typ 1 „hochverdichtet" mit günstiger Struktur 

Verdichtungsräumen Regionen mit einer Einwohnerdichte von 300 und mehr Einwohnern je km 2 

und/oder einem Oberzentrum von über 300 000 Einwohnern 

Typ 2 „altindustrialisiert" mit ungünstiger Struktur 

Regionen mit einer Einwohnerdichte von 300 und mehr Einwohnern je km 2 
und/oder einem Oberzentrum von über 300 000 Einwohnern sowie starken 
Arbeitsplatzverlusten, überdurchschnittlich hoher Arbeitslosigkeit und hohen 
Wanderung sv er lüsten von Erwerbs personen und älteren Menschen 

Typ 3 Berlin (West) 


II. Regionen mit Typ 4 „mit Verdichtungskern" und mittlerer Siedlungsdichte 

Verdichtung sans ätzen Regionen mit einer Einwohnerdicbte von durchschnittlich über 

150 Einwohnern je km 2 und i. d. R. einem Oberzentrum von mindestens 
100 000 Einwohnern 


III* Ländlich geprägte Typ 5 „ländlich" mit ungünstiger Struktur 

Regionen Regionen mit einer Einwohnerdichte von um 100 Einwohner je km 2 und ohne 

Oberzentrum mit 100 000 und mehr Einwohnern 

Typ 6 „Alpenvorland" mit günstiger Struktur 

Regionen mit einer Einwohnerdichte von um 100 Einwohner je km 2 und ohne 
Oberzentrum mit 100 000 und mehr Einwohnern, mit positiver Arbeitsplatzent- 
wicklung, einer günstigen Arbeitsmarktsituation (niedrige Arbeitslosenquoten) 
und hohen Wanderungsgewinnen, insbesondere von älteren Menschen 


Statistische Kennwerte: 


Regions typ 

Anzahl der 
Raume lemente 

Fläche 1979 

E 1979 

E-Dichte 

1979 

km 2 

v. K. 

1000 

v. H. 

1 

23 

58 365 

23 

25 564 

42 

438 

2 

8 

8 724 

4 

6 887 

11 

789 

3 

1 

480 

0,2 

1 902 

3 

3 962 

4 

32 

96 246 

39 

17 496 

28 

182 

5 

19 

66 295 

27 

7 233 

12 

109 

6 

5 

18 558 

7 

2 358 

4 

127 

Bundesgebiet 

88 

248 667 

100 

61 440 

100 

247 


i) Eine getrennte Typisierung von Teilregionen erfolgte jeweils nur in den Fällen, wo die 
Teilregionsgrenze nicbt unmittelbar an das Oberzentrum der Raumord nungsregion 
angrenzte, d, h, nicht als Umland des Oberzentrums betrachtet werden kann. 

Quelle: Berechnungen der Bundes forscbungsanstalt für Landeskunde und Raumord- 
nung 
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Karte A 4.1 

Siedlungsstrukturelle Regionstypen 


BunflM 
forme fvungt- 
momtall 
für lande* 
kund« 
und Raum- 
ordnung 


Quelle Berechnungen der Bundesforschungsanstalt 
für Landeskunde und Raumordnung 
Grenzen Raumordnungsregionen 1980 
Raumordnungsbericht 1982 der Bundesregierung 


I. Regionen mit großen Verdichtungsräumen 

Typ 1 "hochverdichtet" 

mit günstiger Struktur 


Typ 2 "altmdustrialisiert" 

mit ungünstiger Struktur 


Typ 3 Berlin (West) 

II. Regionen mit Verdichtungsansätzen 

Typ 4 "mit Verdichtungskern" 

N' und mittlerer Siedlungsdichte 



III. Ländlich geprägte Regionen 


Typ 5 "ländlich“ 

mit ungünstiger Struktur 

Typ 6 "Alpenvorland" 

mit günstiger Struktur 



50 

-U 


100 km 
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4.2 Kreistypen 

Räumlicher Baustein: 
Typisierungsmerkmale: 


I. Regionen mit großen 
Verdichtungsräumen 


II. Regionen mit 
Verdichtungsansätzen 


III. Ländlich geprägte 
Regionen 


Statistische Kennwerte: 


Kreise 

Kriterium Indikator 

Großräumige siedlungs- Regionstyp 
strukturelle Lage (Grundtyp) 

Verdichtung Siedlungsdichte 

Wohnungsdichte 

Arbeitsplatzdichte 

Schwellenwertfestlegung und Abgrenzung der Kreistypen 
Typ 1 

Kreisfreie Städte mit 100 000 und mehr Einwohnern 

Typ 2 

Umlandkreise mit hoher Verdichtung (Verdichtungsfaktor größer als der 
Durchschnitt aller Umlandkreise des Regionstyps) 

Typ 3 

Umlandkreise mit geringer Verdichtung (Verdichtungsfaktor kleiner als der 
Durchschnitt aller Umlandkreise des Regionstyps) 

Typ 4 

Kreisfreie Städte mit 100 000 und mehr Einwohnern 
Typ 5 

Umlandkreise (Eine weitere Differenzierung nach dem Verdichtungsgrad er- 
folgt nicht, da keine eindeutigen empirischen Schwellenwerte vorhanden sind) 

Typ 6 

Kreise einschließlich kreisfreier Städte in ländlichen Regionen 
(Eine weitere Differenzierung erfolgt nicht, da einmal empirische Schwellen- 
werte für das Kriterium Verdichtung nicht eindeutig nachzuweisen sind und 
zum anderen das Problem zu kleiner Typen auftritt, das die Komplexitäts- 
reduktion erheblich erschwert) 


Kreistyp 

Anzahl der 
Raumelemente 

Fläche 1979 

E 1979 

E-Dichte 

1979 

km 2 

v. H. 

1000 

v. H. 

1 

40 

7 723 

3 

16 972 

28 

2 198 

2 

49 

28 275 

11 

12 197 

20 

431 

3 

30 

31 570 

13 

5 184 

8 

164 

4 

22 

3 112 

1 

3 523 

6 

1 132 

5 

96 

93 135 

37 

13 973 

23 

150 

6 

90 

84 853 

34 

9 591 

16 

113 

Bundesgebiet 

327 

248 667 

100 

61440 

100 

247 


Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumord- 
nung 
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Karte A 4.2 

Siedlungsstrukturelle Kreistypen 
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4.3 Gemeindetypen 

- Großräumige siedlungsstrukturelle Lage 

- Zentralörtliche Funktion 

- Größe nach der Einwohnerzahl 


Großräumige 
siedlungs- 
strukturelle Lage 


Zentralörtliche 

Größe nach der 

Typ 

Funktion 

Einwohnerzahl 


Typbezeichnung 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 


Großzentrum in einer hoch 
verdichteten Region 

Oberzentrum in einer hoch 
verdichteten Region 

Großes Mittelzentrum in einer 
hoch verdichteten Region 

Kleines Mittelzentrum in einer 
hoch verdichteten Region 

Unterzentrum in einer hoch 
verdichteten Region 

Gemeinde ohne zentralörtliche 
Bedeutung in einer hoch 
verdichteten Region 

Oberzentrum in einer Region 
mit Verdichtungsansätzen 

Großes Mittelzentrum in einer 
Region mit 

Verdichtungsansätzen 

Mittleres Mittelzentrum in 
einer Region mit 
Verdichtungsansätzen 

Kleines Mittelzentrum in einer 
Region mit 

Verdichtungsansätzen 

Unterzentrum in einer Region 
mit Verdichtungsansätzen 

Gemeinde ohne zentralörtliche 
Bedeutung in einer Region mit 
Verdichtungsansätzen 

Oberzentrum in einer 
ländlichen Region 

Großes Mittelzentrum in einer 
ländlichen Region 

Kleines Mittelzentrum in einer 
ländlichen Region 

Unterzentrum in einer 
ländlichen Region 

Gemeinde ohne zentralörtliche 
Bedeutung in einer ländlichen 
Region 
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Statistische Kennwerte (Stand: 31. 12. 1976) 


Gemeindetyp 

Gemeinden 

Wohnbevölkerung 

Durchsc hn ittlich e 

Ge m e i ndegröße 

Anzahl 

v. H. 

1000 

v. H. 

(i) 

12 

0,14 

10 593,7 

17,27 

882,8 

(2) 

24 

0,28 

4 842,7 

7,90 

201,8 

(3) 

56 

0,65 

5 061,3 

8,25 

90,4 

(4) 

293 

3,40 

7 091,3 

11,56 

24,2 

(5) 

504 

5,85 

5 467,7 

8,92 

10,8 

(6) 

994 

11,53 

1 737,4 

2,83 

1,7 

(7) 

32 

0,37 

4 199,4 

6,85 

131,2 

(8) 

12 

0,14 

831,0 

1,36 

69,3 

(9) 

77 

0,89 

2 177,9 

3,55 

28,3 

(10) 

146 

1,69 

1 734,9 

2,83 

11,9 

(11) 

476 

5,52 

4 065,5 

6,63 

8,5 

(12) 

3 091 

35,87 

3 946,6 

6,44 

1,3 

(13) 

19 

0,22 

1 133,9 

1,85 

59,7 

(14) 

47 

0,55 

1 618,2 

2,64 

34,4 

(15) 

110 

1,28 

1 278,4 

2,08 

11,6 

(16) 

917 

10,64 

4 097,6 

6,68 

4,5 

(17) 

1 808 

20,98 

1 444,2 

2,35 

0,8 


Quelle: Berechnungen der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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